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Stellungnahmen zum Bebauungsplanentwurf Neugraben-Fischbek 67, sowie zur parallelen FNP- und LaPro-Änderung im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 

2 BauGB 

 

Zeitraum der Beteiligung vom 04. Juni 2024 bis zum 16.07.2024. Insgesamt sind 29 Stellungnahmen von 24 Einwendenden eingegangen, davon keine außerhalb des 

Beteiligungszeitraums. 

 

Nr.  Eingereicht von Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

1 Bürger/in 

 

BOP ID: 1139 

 

eingereicht am 
04.06.2024 

Kommunaltrasse 
Die Aufhebung der Kommunaltrasse im Planungsgebiet halte ich 
für äußerst unklug. Ziel ist es, den Individualverkehr zu 
reduzieren, den öffentlichen Nahverkehr (ÖPNV) zu stärken und 
den CO2-Ausstoß zu senken. Dies wird jedoch nicht erreicht, 
wenn die Buslinie weitestgehend aus dem Planungsgebiet 
verbannt wird. Im Gegenteil: Die geplante Buslinie würde zu einer 
massiven Erhöhung des CO2-Ausstoßes führen, einerseits durch 
längere Fahrzeiten der Busse und andererseits durch eine 
Zunahme des Individualverkehrs, da die S-Bahn-Station Fischbek 
in der aktuellen Planung nur schwer mit dem ÖPNV erreichbar ist. 
Vorschlag: Die Kommunaltrasse beibehalten und ausschließlich 
für Busse und Fahrräder nutzbar machen. Dies würde die 
Attraktivität der Buslinie zur S-Bahn-Station Fischbek erheblich 
steigern, den CO2-Aus¬stoß reduzieren und wäre insgesamt auch 
im Sinne des Naturschutzes, selbst wenn dafür 10 Meter 
schützenswerte Hecke versetzt werden müssten. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die beidseitig, den vorhandenen Feldweg säumenden Feldhecken 
aus standortgerechten heimischen Bäumen und Sträuchern sind 
gemäß ihrer Artenzusammensetzung und der Ausprägung der 
Gehölze nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
gesetzlich geschützte Biotope, die von sehr wertvoller ökologi-
scher Funktion sind. Die beiden Feldhecken weisen mit Längen 
von ca. 175 m nördlich und 130 m südlich des Feldweges 
geschlossene Gehölzstrukturen auf, die neben den direkten 
Funktionen als Lebensraum für z.B. gebüschbrütende Vogelarten 
auch sehr wichtige biotopverbindende lineare Landschaftsele-
mente z.B. für die Gruppe der Fledermäuse darstellen. Aufgrund 
der genannten naturschutzfachlichen und -rechtlichen Belange 
wurden mit dem Ziel des (Teil)Erhalts dieser sehr wichtigen 
Gehölzstrukturen und der damit korrespondierenden ökologischen 
Funktionen Varianten für die Verkehrsführung untersucht. Sämt-
liche Trassenführungen, die auch eine Busführung im Gegenver-
kehr vorgesehen haben, hätten nahezu einen Totalverlust der 
beidseitigen gesetzlich geschützten Feldhecken in einem Umfang 
von ca. 300 m Länge bedeutet. Es wäre also mitnichten nur um 
eine „Versetzung“ der Hecke von 10 m Länge gegangen. 
Im Ergebnis dieser Variantenprüfung wird der sog. Sandbeker 
Redder als großzügiger und beleuchteter Geh- und Radweg (als 
einer von insgesamt 4 west-ost-ausgerichteten Geh- und Radwe-
gen) ausgebildet, der eine komplett fahrzeugfreie und damit sehr 
sichere und direkte Anbindung für die Grundschule, das Quartiers-
zentrum und auch für die beiden Kitas im Umfeld der Schule 
darstellt. Gerade für die Nutzergruppen der schutzbedürftigen 
Grund-schul- und der Kindergartenkinder stellt diese Lösung auch 
eine absolut sichere Variante dar, da auch bei der Etablierung 
separater Geh- und Rad-wege eine „Fehlnutzung“ der Busfahr-
bahnen durch die Kinder nicht voll-ständig auszuschließen gewe-
sen wäre. Eine Befahrbarkeit für den Bus ist also nicht mehr 
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vorgesehen. Im Bebauungsplan wird diese Trasse folgerichtig als 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung ‚Rad- und Gehweg‘ 
festgesetzt. Die nutzbare Breite beträgt im westlichen Teil 6 m und 
zwischen dem nördlichen und dem südlichen Biotop 4,50 m Breite.  
Trotzdem besteht auch für Bewohner (z.B. auch aus den weiter 
entfernten, westlichen Teilflächen) aus den Fischbeker Reethen 
die Möglichkeit, über die neu geplante Buslinie XXX die Haltestelle 
An de Geest und damit auch die Grundschule und die Kitas am 
Quartierszentrum Ohrnsweg zu erreichen. Darüber hinaus ist zu 
erwarten, dass die zwei projektierten Expressbuslinien X 40 und X 
50, die perspektivisch die Fischbeker Reethen anfahren werden 
und zwischen den Fischbeker Reethen und der S-Bahnstation 
Neugraben einen identischen Verlauf haben, ebenfalls die 
Haltstelle An de Geest bedienen könnten. Diese neue Buslinie 
XXX stellt darüber hinaus über die B 73 Richtung Osten eine sehr 
direkte und zügige Verbindung zur S-Bahnstation Neugraben und 
zu den zahlreichen Busverbindungen dort sicher. Um eine 
Verbindung zwischen den Neubaugebieten entlang der 
Cuxhavener Straße herzustellen, wird die Linie 240 stündlich oder 
mit einzelnen Fahrten nach der Bedienung des Fischbeker 
Heidbrooks in den Fischbeker Reethen weitergeführt. Während 
des 20-Minuten-Takts der S-Bahn in Neugraben in den 
Tagesrandzeiten wird dieses Konzept einer gemeinsamen 
Bedienung durch die Linie 240 ebenfalls Anwendung finden. Die 
Ausführungen machen deutlich, dass es eine Variantenprüfung für 
diese Trasse des sog. Sandbeker Redders gegeben hat. 
Die aktuelle Planung ermöglicht zum einen den vollständigen 
Erhalt der sehr wertvollen gesetzlich geschützten Feldhecken und 
schafft zum anderen eine sehr direkte Anbindung für Fußgänger 
und Radfahrer – und hier v.a. für die besonders zu schützende 
Gruppe der Kindergarten- und Grundschulkinder – zu den sozialen 
Einrichtungen am Quartierszentrum Ohrnsweg. Die wichtigen 
Belange des ÖPNV werden über die neu geplante Buslinie XXX 
und die beiden projektierten Expressbuslinien abgedeckt. 
Hinsichtlich des CO2-Ausstoßes wird durch die sukzessive 
Elektrifizierung des Fuhrparks der Hochbahn bereits eine 
Reduktion erreicht. Bis Anfang der 2030er Jahre soll die gesamte 
Hochbahn-Flotte auf emissionsfreie Antriebe umgestellt sein. Dies 
ist eine der zentralen Maßnahmen zur Dekarbonisierung des 
öffentlichen Nahverkehrs. Da elektrische Busse lokal keine 
schädlichen Emissionen mehr verursachen, sind längere 
Fahrzeiten kein Faktor, der nennenswerte negative Auswirkungen 
auf die CO2-Bilanz haben wird. Die aktuelle und über den 
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Bebauungsplan gesicherte Erschließung im Bereich des sog. 
Sandbeker Redders, erfolgte unter Betrachtung und Abwägung 
aller relevanten Belange und bleibt deshalb unverändert bestehen. 

2 Bürger/in 

 

BOP ID: 1140 

 

eingereicht am 
08.06.2024 

 
ich lehne die Bebauung der Fischbeker Reethen ab: 
 
weil Grünland überbaut wird; 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die überplante Fläche ist seit 1997 in fast gleicher Abgrenzung im 
Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche dargestellt. Die Stadt 
Hamburg hat damit vor über 25 Jahren die Absicht erklärt, diese 
Fläche einer Wohnnutzung zuzuführen. Gleichzeitig hat die Stadt 
Hamburg im Rahmen der Aufstellung Leitlinien für die Entwicklung 
neuer Wohnbauflächen definiert. Neben der inneren Entwicklung 
durch Verdichtung und Stadtumbau sind Flächen in den Einzugs-
bereichen des schienengebundenen öffentlichen Personennah-
verkehrs für zusätzlichen Wohnraum zu berücksichtigen. Dabei 
sollen großflächige Siedlungsgebiete vermieden und stattdessen 
gemischt genutzte Bereiche entwickelt werden. 
Im Landschaftsprogramm der Stadt Hamburg ist die überplante 
Fläche in fast gleicher Abgrenzung seit 1997 als Etagenwohnen 
dargestellt. Die im Landschaftsprogramm dargestellte Parkanlage 
am westlichen Rand des Plangebiets ist in der Planung in Teilen 
erhalten und in Teilen in die Fischbeker Reethen integriert worden. 
Die Karte Arten- und Biotopschutz des Landschaftsprogramms 
stellt für den großen, zentralen Bereich die Biotopentwicklungs-
räume „städtisch geprägte Bereiche mit mittlerem bis geringem 
Grünanteil (12)“ sowie für den Bereich südlich der Bahnlinie 
„Industrie-, Gewerbe- und Hafenflächen (14)“ dar.  
Mit dem „Bündnis für das Wohnen“ und dem „Vertrag für Hamburg 
– Wohnungsneubau“ hat sich die Stadt Hamburg bereits 2011 das 
Ziel gesetzt, jährlich mindestens 10.000 neue Wohnungen zu 
schaffen, davon 3.000 als öffentlich geförderte Mietwohnungen. 
Dabei soll ein besonderes Augenmerk auf der Unterstützung 
besonders benachteiligter Menschen und Haushalte liegen.  
Die Entwicklung von Wohnbau- sowie gemischt und gewerblich 
genutzten Flächen in den Fischbeker Reethen entspricht daher 
den Vorgaben des Flächennutzungsplans und des Landschafts-
programms. Zudem schafft der Bezirk Harburg mit  
dem Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 67 die planungsrecht-
liche Voraussetzung, um die Anforderungen aus dem Vertrag für 
Hamburg – Wohnungsneubau (800 neue Wohneinheiten pro Jahr) 
erfüllen zu können. 

2.1  weil das angrenzende Naturschutzgebiet immer stärkerer Störung 
ausgesetzt wird; 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Um die grundsätzliche Vereinbarkeit der projektierten Planinhalte 

mit Wohnungsbau für 2.300 Wohneinheiten und Gewerbeflächen 

mit sämtlichen Erschließungs- und Folgemaßnahmen und den 
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damit einhergehenden möglichen Störpotentialen (Lärm, Licht, 

Erholungsdruck) mit den Schutzzielen der beiden nördlich gele-

genen Naturschutz- und EU-Vogelschutzgebiete Moorgürtel und 

Moore bei Buxtehude prüfen zu können, wurde als das wesent-

liche Gutachten eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Diese hat sämtliche den Raum betreffenden und in den Natur-

haushalt eingreifenden Vorhaben der Vergangenheit, der Gegen-

wart und der Zukunft (und hier natürlich auch vorrangig die Auswir-

kungen des B-Planverfahrens Neugraben-Fischbek 67) kumulativ 

(also in ihren Auswirkungen additiv zusammenschauend) betrach-

tet. Diese additive Betrachtung der verschiedenen Vorhaben hatte 

zum Ergebnis, dass die Inhalte des Verfahrens NF 67 nur noch mit 

den Schutzzielen und den Lebensraumansprüchen besonders 

geschützter Arten naturschutzfachlich vereinbar sind, wenn ein 

konkret benanntes Paket an Schutzmaßnahmen verbindlich 

geregelt und umgesetzt wird.  

Hierzu zählen sowohl 

• begrenzende Regelungen zu Licht- und Lärmeinträgen 

gegenüber den Schutzgebieten, 

• Maßnahmen zur Abwehr freilaufender Haustiere in die 

Schutzgebiete (Vogelschutzgraben parallel südlich der 

Bahntrasse + ergänzende Schutzzäune in Übergangs- 

und Randbereiche + Vergrämungsmaßnahmen z.B. im 

Bereich der Bahnunterquerung der S-Bahnstation 

Fischbek + keine zusätzlichen Querungen der Bahn-

trasse), 

• gezielte Maßnahmen für eine attraktive Naherholung im 

Gebiet südlich der Bahn, um den Erholungsdruck in den 

Schutzgebieten wirkungsvoll reduzieren zu können, 

• eine besondere Ausgestaltung des Pufferstreifens zwi-

schen Bahntrasse im Süden und Schutzgebietsgrenze 

im Norden, um auch hier die Störpotentiale noch einmal 

reduzieren und aus dem Schutzgebiet heraushalten zu 

können 

• als auch die Schaffung einer zusätzlich eingerichteten 

und ausschließlich für die Überwachung der Einhaltung 

der genannten Schutzmaßnahmen verantwortlichen 

Rangerstelle. 
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Die genannten Maßnahmen sind in Gänze und somit in additiver 

Form verbindlich und dauerhaft umzusetzen und aufrechtzuer-

halten. Dies wird über den Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 

67 und Folgevereinbarungen sichergestellt. 

Insofern sind die B-Planinhalte und die damit einhergehenden 

Nutzungsintensivierungen mit den Schutzzielen der nördlich 

gelegenen Schutzgebiete vereinbar. 

2.2  weil das Verkehrsaufkommen sich erhöht; Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Mit der Planung der Fischbeker Reethen soll eine zukunftswei-
sende, klimagerechte und nachhaltige Mobilität vorangetrieben 
werden, die vorhandene und zukünftige gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen und Prozesse berücksichtigt und künftig flexibel auf 
diese reagieren kann. Die Reduzierung des individuellen PKW-
Verkehrs stellt vor dem Hintergrund derzeitiger Veränderungspro-
zesse im Mobilitätsverhalten sowie den Anforderungen an eine 
nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung eine zukunftsorien-
tierte Strategie dar. Mit dem Mobilitätskonzept der Fischbeker 
Reethen werden Bausteine einer zukunftsgerichteten Mobilität 
entwickelt. Dazu gehört als verkehrsrechtliche Maßnahme die 
Koordinierung eines flächendeckenden Parkraumbewirtschaf-
tungskonzepts für die Fischbeker Reethen und die umliegende 
Nachbarschaft durch die Abteilung Verkehrsentwicklung des 
Landesbetriebs Verkehr (LBV VE). So generieren Kommunen 
bspw. in Gebieten mit sehr hohem Parkdruck über eine Parkraum-
bewirtschaftung einen höheren Umschlagsgrad und entsprechend 
mehr freie Parkstände. Eine Parkraumbewirtschaftung ist jedoch 
nur dann erfolgreich, wenn sie angemessen und regelmäßig 
überwacht wird. Hierfür sind bei Bedarf personelle Kapazitäten 
auszubauen, um die Fischbeker Reethen im Sinne der angestreb-
ten Mobilitätswende als autoreduziertes Quartier zu etablieren. 
 
Um die grundsätzliche Vereinbarkeit der projektierten Planinhalte 

mit Wohnungsbau für 2.300 Wohneinheiten und Gewerbeflächen 

mit sämtlichen Erschließungs- und Folgemaßnahmen und den 

damit einhergehenden Verkehrsauswirkungen einschätzen zu 

können, wurden entsprechende Gutachten erarbeitet. 

Mit der Realisierung der Bebauung im Plangebiet werden Mehr-

verkehre im vorhandenen Straßennetz verursacht. Die prognos-

tizierten Mehrbelastungen konzentrieren sich auf die Bundes-

straße B 73, die B 3n, die Bahnhofstraße, den Bredenheider Weg 

und die Wulmstorfer Straße. Überwiegend liegen die nach voll-
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ständiger Realisierung des Vorhabens prognostizierten Verkehrs-

belastungen unterhalb der Bestandsverkehre, da mit der Fertig-

stellung der A26 West ein deutlicher Rückgang der Verkehrs-

belastung auf der B73 verbunden sein wird. Eine Verkehrszu-

nahme im Vergleich zu den Bestandsverkehren wurde für den 

nördlichen sowie den südlichen Teil der Bahnhofstraße in Neu 

Wulmstorf sowie für die B3n ermittelt. Entlang der B3n befindet 

sich keine angrenzende Wohnbebauung.  

Die Lärmentwicklungen aufgrund der Verkehrszunahmen sind hier 
entsprechend nicht abwägungsrelevant.  
Für die Bahnhofstraße im Neu Wulmstorfer Gemeindegebiet 

wurden die lärmtechnischen Auswirkungen der durch die Planung 

verursachten Verkehrszunahme ermittelt und beurteilt. Soweit die 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV, die für die Beurteilung 

der durch die Mehrverkehre verursachten zusätzlichen Lärmim-

misionen herangezogen werden, überschritten werden, ist eine 

Pegelzunahme ab 3 dB(A) (aufgrund der Rundungsregelung ab 

2,1 dB(A)) abwägungsrelevant. 

Im Bereich der Bahnhofstraße werden für den Prognose-Planfall 
im südlichen Teil der Bahnhofstraße Beurteilungspegel von 
maximal 67/58 dB(A) tags/nachts erreicht, im nördlichen Teil bis zu 
65/56 dB(A). Die Pegelzunahmen im Vergleich zum Prognose-
Nullfall betragen im südlichen Teil der Bahnhofstraße 0,1 bis 0,6 
dB(A), im nördlichen Teil maximal 0,5 dB(A). Die Pegelzunahmen 
bleiben somit deutlich unterhalb von 3 dB(A) bzw. aufgrund der 
Rundungsregelung 2,1 dB(A) und bewegen sich im Bereich der 
Wahrnehmbarkeitsschwelle. Gesundheitsgefährdende 
Beurteilungspegel von 70/60 dB(A) tags/nachts werden nicht 
erreicht. Entsprechend hat die Realisierung des Vorhabens keine 
Auswirkungen auf den Bereich der Bahnhofsstraße in Neu 
Wulmstorf. 

2.3  weil immer mehr Haustiere das Naturschutzgebiet störend 
beeinflussen 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die erforderlichen und zu ergreifenden Schutzmaßnahmen zur 

größtmöglichen Abwehr der von der Bebauung ausgehenden 

Störeinflüsse „gegenüber“ den Schutzzielen in den nördlich 

angrenzenden Schutzgebieten wurden im Rahmen einer FFH-

Verträglichkeitsprüfung naturschutzfachlich ausgearbeitet. Diese 

werden künftig über entsprechende Bebauungsplaninhalte und 

Folgevereinbarungen vollständig in additiver Form umgesetzt, 

fachlich begleitet, bei Bedarf dann nachgesteuert und somit 
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dauerhaft gesichert. 

Die einzelnen Maßnahmen mit einem besonderen Schwerpunkt 

zur Abwehr freilaufender Haustiere wurden vorab ausführlich 

beschrieben. 

Die Störeinflüsse der Haustiere können so wirkungsvoll, dauerhaft 

und mit den Naturschutzzielen rechtlich und fachlich vereinbar 

reduziert werden. 

3 Bürger/in 

 

BOP ID: 1141 

 

eingereicht am 
10.06.2024 

Im Vogelkamp gab es gute Ansätze: „naturnah“, einheimische 
Sträucher als Hecke, keine Plastikzäune, begrünte Flachdächer, 
Baumgebot in jedem Garten (einheimisch)... Eingehalten und 
geprüft wurde die Umsetzung durch die Stadt/IBA kaum oder gar 
nicht. Daher haben viele Bewohner ganz bewusst darauf 
verzichtet und es gab einigen Unmut in der Nachbarschaft. Wenn 
es diese definitiv sinnvollen Regeln auch im Fischbeker Rethen 
gibt: Kontrolle und Bußgelder! Kirschlorbeer ist in der Schweiz 
inzwischen verboten! Und Plastik unterm Rollrasen sollte es sein. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die genannten „guten Ansätze“ zu Grundstücksbegrünungen, 

Baumpflanzungen, Dachbegrünungen und Grundstückseinfrie-

dungen sind vollständig auch wieder verbindlicher Bestandteil des 

schriftlichen Festsetzungskanons im Verordnungstext zum Bebau-

ungsplan Neugraben-Fischbek 67 geworden. 

Die Überwachung der Umsetzung sämtlicher Festsetzungsinhalte 

in einem über 50 ha großen Plangebiet bis ins kleinste Detail ist 

kaum personell leistbar. Deshalb wird der Fokus der Überwachung 

auf größere zusammenhängende (Wohn- und Gewerbe-) Bauvor-

haben gerichtet, da diese den weitaus größten Teil im Plangebiet 

ausmachen und damit auch die größten positiven wie negativen 

Auswirkungen haben. Für diese „größeren“ Bauvorhaben wird es 

regelhaft Abnahmen nach der Umsetzung geben, um dann auch 

die benannten Missstände der Grundstücksbegrünung benennen 

und ein Vorgehen zur verbindlichen Nachbesserung festlegen zu 

können. 

Da im Plangebiet NF 67 überwiegend Wohnungsbau im 

Geschossbau und Gewerbevorhaben auf entsprechend größeren 

Grundstücken zur Umsetzung kommen, werden hier Auflagenkon-

trollen im Rahmen von Abnahmen durchgeführt. Das findet dann 

auf dem deutlich größten Teil der Bauflächen statt. 

D.h. im Umkehrschluss aber nicht, dass auf den wenigen Einfami-

lienhausflächen im Südwesten des Plangebietes „gemacht werden 

kann, was jeder Eigentümer will“. Gleichwohl haben diese Flächen 

in der Überwachung der Auflagen und in Anbetracht der eher 

geringen Flächenrelevanz eine geringere Priorität.   

3.1  Im Vogelkamp ein weiteres Problem: die vielen 
Hauskatzen/Freigänger, die auch ins Naturschutzgebiet und in die 
naturnahen Gärten dringen. Bodenbrüter haben keine Chancen 
mehr, andere Vögel brauchen viel Unterstützung. Ebenso ein 
Problem beim „naturnahen“ Wohnen: die freie Nutzung diverser 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Um die grundsätzliche Vereinbarkeit der projektierten Planinhalte 

mit Wohnungsbau für 2.300 Wohneinheiten und Gewerbeflächen 

mit sämtlichen Erschließungs- und Folgemaßnahmen und den 
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Gifte in den Gärten. In der direkten Nachbarschaft zum 
Naturschutzgebiet gehört das verboten. Aber auch hier: es muss 
Aufklärung, dann Kontrolle und Bußgelder geben, sonst wird man 
schlicht ausgelacht. Auf Vernunft zu setzen, ist leider naiv. Wenn 
das Baugebiet also kommen muss, dann diesmal mit 
entsprechender Begleitung und klaren ! Vorgaben, die einzuhalten 
sind! 

damit einhergehenden möglichen Störpotentialen (Lärm, Licht, 

Erholungsdruck) mit den Schutzzielen der beiden nördlich 

gelegenen Naturschutz- und EU-Vogelschutzgebiete Moorgürtel 

und Moore bei Buxtehude zu prüfen zu können, wurde – analog 

zum Planverfahren NF 65 (Vogelkamp) - als das wesentliche 

Gutachten eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchgeführt. Diese 

hat sämtliche den Raum betreffenden und in den Naturhaushalt 

eingreifenden Vorhaben der Vergangenheit, der Gegenwart und 

der Zukunft (und hier natürlich auch vorrangig die Auswirkungen 

des B-Planverfahrens Neugraben-Fischbek 67) kumulativ (also in 

ihren Auswirkungen additiv zusammenschauend) betrachtet. Diese 

additive Betrachtung der verschiedenen Vorhaben hatte zum 

Ergebnis, dass die Inhalte es Verfahrens NF 67 und die davon 

ausgehenden Störpotentiale nur noch mit den Schutzzielen und 

den Lebensraumansprüchen besonders geschützter Arten 

naturschutzfachlich vereinbar sind, wenn ein konkret benanntes 

Paket an Schutzmaßnahmen verbindlich geregelt und umgesetzt 

wird.  

Hierzu zählen sowohl 

• begrenzende Regelungen zu Licht- und Lärmeinträgen 

gegenüber den Schutzgebieten, 

• Maßnahmen zur Abwehr freilaufender Haustiere in die 

Schutzgebiete (Vogelschutzgraben parallel südlich der 

Bahntrasse + ergänzende Schutzzäune in Übergangs- 

und Randbereiche + Vergrämungsmaßnahmen z.B. im 

Bereich der Bahnunterquerung der S-Bahnstation 

Fischbek + keine zusätzlichen Querungen der 

Bahntrasse), 

• gezielte Maßnahmen für eine attraktive Naherholung im 

Gebiet südlich der Bahn, um den Erholungsdruck in den 

Schutzgebieten wirkungsvoll reduzieren zu können, 

• eine besondere Ausgestaltung des Pufferstreifens 

zwischen Bahntrasse im Süden und 

Schutzgebietsgrenze im Norden, um auch hier die 

Störpotentiale noch einmal reduzieren und aus dem 

Schutzgebiet heraushalten zu können 

• als auch die Schaffung einer zusätzlich eingerichteten 

und ausschließlich für die Überwachung der Einhaltung 

der genannten Schutzmaßnahmen verantwortlichen 
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Rangerstelle. 

 

Der Rangerdienst ist mit hoheitlichen Befugnissen ausgestattet 

und kann in dieser Funktion auch naturschutzfachliche – und-

rechtliche Verstöße mit Bußgeldern ahnden. 

 

Die genannten Maßnahmen sind in Gänze und somit in additiver 

Form verbindlich und dauerhaft umzusetzen und 

aufrechtzuerhalten. Dies wird über den Bebauungsplan 

Neugraben-Fischbek 67 und Folgevereinbarungen sichergestellt. 

Insofern sind die B-Planinhalte und die damit einhergehenden 

Nutzungsintensivierungen mit den Schutzzielen der nördlich 

gelegenen Schutzgebiete vereinbar. 

4 Bürger/in 

BOP ID: 1143 

 

eingereicht am 
16.06.2024 

Parkflächen für die Kleingärten an der Westgrenze 

ich wohne in im  und von dieser Seite kann man zu Fuß 

problemlos das Neubaugebiet erreichen. Da im Bereich des 

Neubaugebietes die Parkmöglichkeiten als zentraler Teil des 

Mobilitätskonzeptes stark eingeschränkt werden sollen, sehe ich 

die reale „Gefahr“, dass der Gerhard-Bachmann-Ring als nahe 

gelegene Ausweichmöglichkeit für Parken genutzt wird. 

Zu dieser Annahme kommen die Planer sogar selber, denn in 

ihrem Mobilitätskonzept I heißt es wortwörtlich auf Seite 33: „Um 

ein Ausweichparken und einen erhöhten Parkdruck im näheren 

Umfeld zu vermeiden, sollten die angrenzenden Wohngebiete in 

Fischbek und Neu Wulmstorf als Bewohner/-innenparkgebiete 

ausgewiesen werden.“ 

Die Planer räumen also offen ein, dass ihr Mobilitätskonzept zu 

Lasten anderer geht. Anderen dann eine nette Empfehlung zu 

geben, ist ja durchaus auch „nett“. Aus meiner Sicht ist die 

Vorhabenträgerin jedoch gefordert, im eigenen Konzept 

entsprechende Vorkehrungen zu treffen. Dementsprechend 

fordere ich: 

• Die Parkflächen im Bereich der dem Gerhard-Bachmann-

Ring zugewandten Kleingärten ist direkt am Durchgang zum 

Gerhard-Bachmann-Ring anzuordnen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Um die Fischbeker Reethen im Sinne der angestrebten 

Mobilitätswende als autoreduziertes Quartier zu etablieren, wurde 

ein Mobilitätskonzept erstellt. Das Mobilitätskonzept mit dem Titel 

Phase I vom Planungsbüro Orange Edge sieht einen 

managementorientierten Ansatz vor, welcher eine sukzessive 

Reduzierung der Stellplätze anstrebt. Erfahrungen aus bereits 

umgesetzten Mobilitätskonzepten haben jedoch gezeigt, dass 

managementorientierte Ansätze an einem fehlenden Management 

und fehlender Kooperation der Akteure bei der praktischen 

Implementierung neuer Mobilitätsangebote scheitern können. Um 

diese Risiken zu minimieren, wurde eine Re-Evaluierung des 

Stellplatzkonzepts vorgenommen. Im Gegensatz zur Phase I, sieht 

das vorliegende und eigenständige Mobilitätskonzept (Phase II) 

von einem managementorientierten Ansatz ab und strebt die 

Implementierung eines Stellplatzkonzepts inkl. Bereitstellung von 

alternativen Mobilitätsmaßnahmen bei Einzug der Bewohner*innen 

an. 

 

Die geplanten Mobilitätsmaßnahmen der Phase II, die zu einem 

veränderten Mobilitätsverhalten führen sollen, können aufgrund 

ihres überwiegend organisatorisch-technischen Charakters und 

durch das Fehlen einer rechtssicheren Ermächtigungsgrundlage 

nicht durch Festsetzungen im Bebauungsplan gesichert werden. 

Daher wird im Bebauungsplan für die Dimensionierung der 

Stellplatzanlagen die Entwurfsidee des Funktionsplans mit einem 
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• Und zwar in so ausreichender Anzahl, dass ein 

„Ausweichparken“ im Gerhard-Bachmann-Ring gar nicht mehr 

erforderlich wird. 

So kann die Planung selber das Problem lösen. Dies ist deutlich 

höher als Maßnahme zu werten als eine „nette“ Empfehlung an 

einen Nachbarn. 

Ich fordere die Genehmigungsbehörde hiermit auf, eine 
entsprechende Plananpassung festzustellen. 

gemittelten Stellplatzschlüssel von 0,76 (0,66 privat bzw. für 

Bewohnerinnen und Bewohner und 0,1 öffentlich bzw. für 

Besucherinnen und Besucher) zugrundgelegt. Der Bebauungsplan 

sichert somit die entsprechenden Flächen für Groß-, Mittelgaragen 

und Stellplatzanlagen durch die Ausweisung von Baugrenzen und 

Flächen für Stellplätze, die das flächenintensivere Szenario abbil-

den. Die Flächensicherung in dem Plangebiet für einen Stellplatz-

schlüssel von 0,76 (Maximalszenario) widerspricht daher nicht 

dem Ziel der Entwicklung des Stellplatzszenarios mit dem gemittel-

ten Stellplatzschlüssel für die Wohnnutzung von 0,54 (Zwischen-

szenario), sondern schafft einerseits die Möglichkeit, mit der Reali-

sierung eines reduzierten Stellplatzschlüssels sowie mit der 

Umsetzung der im Mobilitätskonzept vorgesehenen Maßnahmen 

ein autoreduziertes Quartier zu entwickeln und andererseits 

flexibel auf erweiterte Bedarfe reagieren zu können. 

 

Mit dem Mobilitätskonzept werden Empfehlungen zu 

unterschiedlichen Maßnahmen aufgezeigt, die eine nachhaltige 

Mobilität mit reduziertem Autoverkehr fördern. Die Reduzierung 

des individuellen PKW-Verkehrs stellt vor dem Hintergrund 

derzeitiger Veränderungsprozesse im Mobilitätsverhalten sowie 

den Anforderungen an eine nachhaltige Stadt- und 

Verkehrsentwicklung eine zukunftsorientierte Strategie dar. Mit 

dem Mobilitätskonzept der Fischbeker Reethen werden Bausteine 

einer zukunftsgerichteten Mobilität entwickelt. Dazu gehört als 

verkehrsrechtliche Maßnahme die Koordinierung eines 

flächendeckenden Parkraumbewirtschaftungskonzepts für die 

Fischbeker Reethen und die umliegende Nachbarschaft durch die 

Abteilung Verkehrsentwicklung des Landesbetriebs Verkehr (LBV 

VE).  

Ggf. erforderliche Maßnahmen in der Gemeinde Neu Wulmstorf 

müssen bei Bedarf im weiteren Prozess durch die dortigen 

Dienststellen koordiniert werden.  

 

Eine Plananpassung wird von Seiten der Plangeberin aus den 

eben genannten Gründen daher nicht gesehen. 

5 Bürger/in 

 

BOP ID: 1144 

in der aktuellen Bauleitplanung sind zwei (evtl. drei) Vorgaben im 
WA7 aus meiner Sicht sehr einschränkend und bedauerlich. 
 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Das WA 7 schafft einen verträglichen Übergang zwischen den 

suburbanen Strukturen Neu Wulmstorfs und dem Vorhaben Fisch-

beker Reethen. Mit der Festsetzung von zwei Vollgeschossen und 
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eingereicht am 
16.06.2024 

1) Satteldach mit einer Dachneigung von 45-60 Grad: Alleine die 
Tatsache ausschließlich Satteldachhäuser bauen zu dürfen und 
keine Option für Flachdächer zu geben, finde ich bereits 
bedauerlich. Und in diesem Zuge die Dachneigung auf 45-60 Grad 
(anstelle 25-45 Grad) vorzugeben, macht es nochmals deutlich 
unattraktiver. Neben einer viel schlechteren Raumnutzung des 
Obergeschosses, fallen etwa 95% der Fertighausoptionen heraus, 
da diese alte und langweilig anmutende Bauform kaum angeboten 
wird (verständlicher Weise). Dadurch wird ein Hausbau in diesem 
Gebiet – welches ja bereits sehr kostspielig ist – nochmals deut-
lich teurer bzw. unbezahlbar, wenn man keine Auswahl im 
Rahmen der Fertighäuser mehr hat. 

einer Grundflächenzahl von 0,3 schafft das WA 7 den Maßstabs-

sprung zwischen der bestehenden Einfamilienhausbebauung in 

Neu Wulmstorf und der geplanten höheren und dichteren Bebau-

ung im zentralen Bereich der Fischbeker Reethen. Die festge-

setzte Dachform und -neigung nehmen Bezug auf die angren-

zende Bestandsbebauung in Neu Wulmstorf und sichern die ange-

strebte harmonische städtebauliche Figur und schaffen einen 

eigenen Charakter. 

Zudem sind Satteldächer mit steiler Neigung besonders geeignet 

für die Erzeugung von Strom durch solare Strahlungsenergie. Seit 

Januar 2023 haben Eigentümer von Gebäuden gemäß § 16 

Hamburgisches Klimaschutzgesetz sicherzustellen, dass Anlagen 

zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie auf der 

Dachfläche errichtet und betrieben werden. 

5.1  2) Rote Dachziegel bei Satteldächern (inkl. WA7): Mit dieser 
Einschränkung wird dem neu-en Wohngebiet jegliche Attraktivität 
genommen, da die Häuser in einer sehr sehr altmodischen 
Bauweise gebaut werden müssen. Es gibt kaum noch jemanden, 
der sich für ein rotes Dach entscheidet (mir ist in den zwei 
anderen Wohngebieten nicht ein einziges bekannt). Das würde ich 
gerne nochmal zu bedenken geben und für schwarze Dächer 
plädieren (oder Flachdächer). Wenn man horrende Summen für 
ein Hausbau zahlt, ist es schwierig wenn die Bauvorschriften nur 
ein Haus zulassen, das ein einziger großer Kompromiss ist 
(Dachneigung, Dachfarbe, etc.) 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Im Bereich der Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser (WA 7 und WA 

10) ist die Dachform Satteldach sowie die Firstrichtung festge-

setzt, um aus städtebaulichen Gründen eine durchgängige, 

giebelständig geneigte Dachlandschaft und damit, im Vergleich zu 

dem Geschosswohnungsbau, der im weiteren Projektgebiet der 

Fischbeker Reethen maßgeblich realisiert werden soll, ein 

deutlich anderes städtebauliches Erscheinungsbild zu schaffen. 

Die Festsetzung von roten oder rotbraunen nichtglänzenden 

Dachpfannen folgt dabei dem planerischen Leitbild, den Übergang 

von den vorhandenen Einfamilienhausstrukturen der 

Nachbargemeinde Neu Wulmstorf zu den neuen Bereichen mit 

überwiegendem Anteil von Geschosswohnungsbau möglichst 

verträglich zu gestalten, ohne dass dabei stadtgestalterische 

Brüche bewirkt werden. Zu diesem Zweck soll eine 

ortsbildprägende, vergleichbare Dachlandschaft im WA 7 

langfristig entwickelt werden, die ein einheitliches Bild in der 

Dachlandschaft zur Landesgrenze abbildet. 

 

Bei Rot handelt es sich um eine in Deutschland übliche 

Dachfarbe, die auch in den angrenzenden Gebieten umgesetzt 

wurde. Des Weiteren enthält die gestalterische Festsetzung zu 

den roten Dachziegeln eine Auflistung von unterschiedlichen 

Rottönen, sodass bei der Festlegung der roten Dachzielgen in 

einem späterem Genehmigungsverfahren über ein Farbspektrum 

verfügt werden kann.  
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5.2  3) Keine Garagen/Carports in WA7: Bei diesem Punkt bin ich mir 

nicht sicher, ob ich es tatsächlich richtig verstanden habe, da sich 

mir diese Vorgabe/Einschränkung nicht erschließt. Ist es 

tatsächlich nicht erlaubt Garagen oder Carport‘s in WA7 zu 

bauen? Falls ja, warum / weshalb? Das wäre eine nicht 

nachvollziehbare Einschränkung. 

Ich hoffe das die Vorgaben zu den ausgeführten Punkten nochmal 
diskutiert und überdacht werden um das ersehnte neue 
Wohngebiet auch attraktiv gestalten zu können. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Garagen und Carports sind lediglich in den Vorgartenbereichen 

(Ausschluss von Nebenanlagen, Stellplätzen und Garagen) 

ausgeschlossen. In den rückwärtigen Grundstücksbereiche dürfen 

Garagen und Carports errichtet werden. Durch den Ausschluss 

von Nebenanlagen in den privaten Vorzonen soll die Aufenthalts-

qualität in den Erschließungsstraßen und die Adressbildung der 

Gebäude gestärkt werden. Die typischerweise in Straßen mit 

Wohnnutzungen im Erdgeschoss anzutreffende Nebenanlagen, 

wie eingehauste Standorte für Müllbehältnisse, Carports und 

Garagen sollen insbesondere entlang der Erschließungsstraßen 

nicht zulässig sein. 

6 Bürger/in 

 

BOP ID: 1146 

 

eingereicht am 
09.07.2024 

Bitte Indoor und Outdoor Pickleball Felder einplanen! Fischbeker 

Rethen 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Der Bebauungsplan schließt die Errichtung von Pickleball Feldern 
nicht aus. Die genaue Ausgestaltung der bezirklichen Sportanlage 
erfolgt nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens, sondern in 
einem nachgelagerten Genehmigungsverfahren. 

7 Bürger/in 

BOP ID: 1150 

 

eingereicht am 
16.06.2024 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung des 

Bebauungsplanverfahren Neugraben-Fischbek 67 - Fischbeker 

Reethen konnte festgestellt werden, dass im angrenzenden 

Planungsgebiet zum Gerhard-Bachmann-Ring in Neu Wulmstorf 

eine private Grünanlage geplant ist, die zum einen durch 

Dauerkleingärten aber auch als Fläche zum Starkregen-rückhalt 

genutzt werden soll. Desweitern sieht der Entwurf die Verbauung 

von Erdsonden zum Zwecke der Energiegewinnung auf der 

genannten Grünfläche vor. 

Als Anwohner im  grenzt mein Grundstück direkt an das 

vorgesehen Plangebiet, sodass ich hiermit folgende Einwände 

zum Planungsvor-haben einreichen möchte: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

7.1  - Zur Vermeidung von Lärmemissionen sowie zur Gewährung 

eines Sichtschutzes ist die Grenze zum Neu Wulmstorfer Gebiet 

auf Seite der Kleingärten mit einer abgrenzenden Hecken- und 

Strauchbepflanzung zu begrünen. Die Pachtverträge mit den 

Kleingärtnern sollten weiterhin die Bewahrung dieser Bepflanzung 

zur Landesgrenze beinhalten. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die geplanten Nutzungen innerhalb des Plangebiets wurden auf 

ihre Verträglichkeit untereinander und zur umliegenden Bebauung 

hin überprüft. Im Rahmen der Lärmtechnischen Untersuchung 

(LTU) wurden die Verkehrs-, Gewerbe- und Sportanla-

genimmissionen für die Nutzungen innerhalb des Plangebiets 

sowie für die benachbarte vorhandene Bebauung ermittelt und 
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beurteilt. Außerdem wurden die Lärmauswirkungen auf die umlie-

gende Wohnbebauung aufgrund des Ausbaus der Knotenpunkte 

an der B73 in Zusammenhang mit der Zunahme der Fahrzeugver-

kehre durch die Realisierung der Planung untersucht. Weiterhin 

wurden die Lärmimmissionen im etwa 250 Meter nördlich der 

Bahnlinie beginnenden EU-Vogelschutzgebiet „Moorgürtel“ unter-

sucht. Darüber hinaus erfolgte eine Bewertung der durch die Bau-

stellenverkehre verursachten Zunahme der Lärmimmissionen auf 

der B73. Lärmimmissionen für die Nachbarschaft ergeben sich aus 

der Planung durch Verkehrslärm (Fahrzeugverkehre innerhalb des 

Plangebiets, Zunahme der Fahrzeugverkehre außerhalb des 

Plangebiets durch die Entwicklung des Plangebiets und Baustel-

lenverkehre während der Bauphase), Gewerbelärm (Gewerbe-

gebiet südlich angrenzend an die Bahnstrecke) und Sportanlagen-

lärm (Sportanlagen nördlich der Neuwulmstorfer Schulstraße). 

 

Im Ergebnis der LTU wurden Festsetzungen zum Lärmschutz 

getroffen, damit gesundheitsverträgliche Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse im Plangebiet gewährleistet sind. Für die Gewerbege-

biete wurde daher eine Lärmkontingentierung gemäß DIN 45691 

durchgeführt. Für das geplante Kombibad wurde eine zusätzliche 

lärmtechnische Stellungnahme erstellt. Des Weiteren wurde die 

Verkehrslärmentwicklung im Umfeld des Plangebiets durch aus 

dem Plangebiet generierte Mehrverkehre gesondert untersucht. 

 

Die einzelnen Maßnahmen, die sich aus dem Verkehrs-, Gewerbe 

oder Sportanlagenlärm ergeben, sind in der Planbegründung und 

den entsprechenden Fachgutachten näher beschrieben.  

  

Abschließend wird der Hinweis gegeben, dass künftige Nutzungen 

die zulässigen Immissionswerte in den nachgelagerten 

Antragsverfahren nachweisen müssen. Ein Lärm- oder 

Sichtschutzwall wird zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 

nicht benötigt und daher auf der Ebene der kommunalen 

Bauleitplanung nicht festgesetzt. 

Es wird davon ausgegangen, dass eine Eingrünung der Parzellen 

durch die Nutzer stattfinden wird.  

7.2  - Eine Ableitung des Niederschlagswasser muss auch bei 

Starkregen- und Überflutungsereignissen auf den angrenzenden 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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Grundstücken z.B. im Gerhard-Bachmann-Ring durch effektive 

Maßnahmen verhindert werden. 

Der Bebauungsplan trifft Vorkehrungen, so dass keine Ableitung 

des Niederschlagswasser auf den angrenzenden Grundstücken in 

der Gemeinde Neu Wulmstorf zu erwarten sind.  

Grundsätzlich gilt, dass im Falle eines Starkregenereignisses das 

Niederschlagswasser, das in Hamburg anfällt oder von Nieder-

sachsen nach Hamburg wild fließt, in Hamburg zu bewirtschaften 

ist. Entsprechend ist Oberflächenwasser, das von Niedersachsen 

nach Hamburg fließt, nicht an anderer Stelle wieder zurück nach 

Niedersachsen zu führen. Im Sinne der Starkregenvorsorge ist 

geplant, das nach Hamburg wildfließende Oberflächenwasser aus 

Niedersachsen bei einem 30- bis 300-jährigen Starkregenereignis 

in die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingarten im 

Westen des Plangebiets einzuleiten und von dort kontrolliert nach 

Norden in den Vogelschutzgraben abzuleiten. Es sind entspre-

chende bauliche Maßnahmen vorzusehen, die sicherstellen, dass 

das Wasser nicht von der Kleingartenanlage nach Westen über die 

Landesgrenze nach Neu Wulmstorf gelangt.  

Damit das entwickelte Konzept zur Starkregenvorsorge bereits auf 

Ebene der Bebauungsplanung verbindlich gesichert wird, wird die 

Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingarten im 

Westen des Plangebiets multikodiert; d.h. ebenfalls als Fläche für 

die Regelung des Wasserabflusses mit der Zweckbestimmung 

„Starkregenrückhalt“ festgesetzt. Diese Fläche liegt ca. 0,5 m bis 1 

m tiefer, als die angrenzenden Flächen auf Hamburger Gebiet. 

Entlang der Grenze zu Niedersachsen ist zudem eine Verwallung 

bis zu 1,5 m höher als die Bestandsflächen auf niedersächsischer 

Seite vorgesehen. Die in der Fläche der Kleingärten festgesetzten 

Höhenkoten sichern die Abgrenzung der Überflutungsfläche und 

damit das erforderliche Retentionsvolumen. Somit kann in einem 

Starkregenereignis eine temporäre Überflutung der 

Kleingartenfläche eintreten, ohne dass dabei Niederschlagswasser 

aus dem Gebiet der Fischbeker Reethen in die benachbarte 

Gemeinde nach Neu Wulmstorf abgeleitet wird. 

7.3  - Die Erdwärmesonden-Entwurfsplanung gibt wieder, dass auch 

unmittelbar nahe dem angrenzenden Gebiet im Gerhard-

Bachmachmann-Ring Erdsonden verbaut werden sollen. Es ist 

sicherzustellen, dass die Erdsonden keine Erdwärme aus diesem 

angrenzenden Gebiet abgreifen. Die Erdsonden sind 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Im Rahmen der Erdwärmesondenplanung werden die gängigen 

Richtlinien sowie insbesondere die Vorgaben aus dem „Leitfaden 

zur Erdwärmenutzung in Hamburg“ berücksichtigt. Insbesondere 

die hierin angegebenen Abstände zwischen Erdwärmesonden und 
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entsprechend weiträumig von der jeweiligen Grundstücksgrenze 

zu platzieren. 

Grundstücksgrenzen von 5m werden eingehalten, um 

gegenseitige thermische Einflüsse auszuschließen.   

7.4  Verortung 

 
Kartengrundlage: Datenlizenz Deutschland - Namensnennung - 

Version 2.0; Namensnennung: "Freie und Hansestadt Hamburg, 

Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung" 

Der in der Karte dargestellte Standort wird zur Kenntnis 

genommen. 

8 Bürger/in 

 

BOP ID: 1153 

 

eingereicht am 
14.07.2024 

vielen Dank für das freundliche Gespräch am 27.06.24. 

Im Nachfolgenden haben wir noch einmal notiert, warum der 

Bebauungsplan an der südwestlichen Grenze zu Neu Wulmstorf, 

an der Grenze zu unserem Grundstück, korrigiert werden muss.  

Der Entwurf legt offen, dass bei der Planung die strukturellen 

Gegebenheiten der Bebauung und Bepflanzung bei uns am Zaun 

sowohl auf Hamburger Seite als auch auf Neu Wulmstorfer Seite 

leider nicht ausreichend berücksichtigt wurden.  

So wurden die große Hecke vor unserem Zaun sowie der Klein-

baumbestand (nördlich unserer Grundstücksgrenze, beides auf 

Hamburger Seite) im Funktionsplan nicht als schützenswertes 

Biotop berücksichtigt, obwohl es sich bei der Hecke ebenfalls um 

die gleiche Pflanzenart handelt, wie sie an der gesamten südwest-

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Die Erfassung der Gehölzstrukturen im Rahmen der in 2022 

durchgeführten Biotopkartierung erfolgte auf Grundlage von 

Vermessungen des Landesbetriebs Geoinformation und 

Vermessung (LGV) aus 2016 – 2021, die in einem Bestands- und 

Höhenplan mit Stand Mai 2022 dargestellt sind. Die 

Flurstücksgrenzen dieser Plangrundlage sind aus dem amtlichen 

Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS) übernommen. 

Weiterhin dienten aktuelle Luftbilder sowie die bereits in 2017 und 

2018 durchgeführten Geländebegehungen der Biotoperfassung. 

Demnach befindet sich der überwiegende Teil der Hecke mit den 

Baumstandorten außerhalb des Geltungsbereichs des 
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lichen Grenze des Feldes zu Neu Wulmstorf zu finden ist und an 

mehreren Stellen im Bebauungsplan (Rückseite der Bestandsbe-

bauung Vossdrift, restliche südwestliche Feldgrenze zu Neu 

Wulmstorf) bereits als schützenswert aufgenommen worden ist.  

Bebauungsplanes auf dem Gebiet von Neu Wulmstorf. Lediglich 

ein vorgelagerter Strauchaufwuchs, der als Ruderalgebüsch 

kartiert ist, befindet sich auf Hamburger Gebiet im Geltungsbereich 

des Bebauungsplanes. Die Baumkronen der Kleinbäume 

überstreichen jedoch die Landesgrenze und überlagern somit den 

südwestlichen Randbereich der Plangebietsgrenze.  

Im Vergleich zu den erfassten Hecken weiter südlich an der 

Landesgrenze sowie rückwärtig zur Bebauung an der Voßdrift, die 

vollständig innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

liegen, sind diese hier in Rede stehenden Gehölzstrukturen nur 

teilweise mit Anteilen in den Kronen- und Wurzelräumen im 

Plangebiet verortet bzw. befinden sich überwiegend auf dem 

Gemeindegebiet von Neu Wulmstorf. 

Aus diesem Grund werden die Gehölze nicht als Fläche zum 

Erhalt von Bäumen und Sträuchern festgesetzt und es erfolgt 

keine Kennzeichnung als geschütztes Biotop. 

Der Bebauungsplan setzt jedoch entlang der Landesgrenze ein 

Anpflanzgebot für Bäume und Sträucher in einer Breite von 3 m 

fest, so dass eine durchgehende Heckenstruktur entwickelt und 

ergänzt wird. Vorhandene Gehölze werden in die Neuanpflanzung 

integriert. Mit dem Anpflanzgebot und einer damit verbundenen 

extensiven Bodennutzung wird insgesamt auch eine 

Schutzwirkung für die vorkommenden Gehölze auf den unmittelbar 

angrenzenden Flächen erreicht. 

8.1  Auch ist dem Bebauungsplan zu entnehmen, dass er die 

Möglichkeit vorsieht, sehr dicht (mit einem Abstand von 2,50m) an 

die bereits bebaute Grenze zu Neu Wulmstorf zu bauen (also bei 

uns).  

Ein wesentlich größerer Bauabstand ist dann aber zu den unbe-

bauten Grundstücken auf Neu Wulmstorfer Seite geplant.  

An dieser Stelle möchten wir anmerken, dass allen interessierten 

Neu Wulmstorfern aufgefallen ist, wie großzügig die Bebauungs-

abstände der Neubauten zu den Bestandsimmobilien unserer 

Nachbarn auf Hamburger Seite (zu den Anwohnern der Straße 

Vossdrift) bemessen worden ist!  

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Bereits im vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes werden die 

mindestens erforderlichen Abstandsflächen gemäß Hamburgischer 

Bauordnung von 2,50m um mindestens 0,5m überschritten. 

Gleichwohl sind in dem Bebauungsplan zu Grunde liegenden 

Funktionsplan, die Gebäude mit einem Abstand von ca. 5m zur 

Landesgrenze angeordnet und haben eine Tiefe von 10m. Mit 

einer tieferen Festsetzung der Baugrenze an dieser Stelle war 

ursprünglich vorgesehen, westlich der Baukörper Terrassen, die 

der Hauptnutzung zuzuordnen sind, zu ermöglichen. Im Sinne 

einer guten Nachbarschaft und für eine noch stärker optimierte 

Sicherung der grenznahen Gehölzbestände wird die Baugrenze in 

den entsprechenden Passagen des nördlichen Baufeldes auf eine 

Tiefe von 10m zurückgenommen, sodass ein Abstand von ca. 5m 

zur Landesgrenze entsteht. Die beiden südlichen Baugrenzen 

folgen dem Prinzip und werden auch so reduziert, dass sie künftig 
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einen Mindestabstand von 5m zur Landesgrenze einhalten. Der 

Abstand zur Landesgrenze wird weiterhin durch eine 

Anbauverbotszone ergänzt, sodass im Bereich des 

Kronenüberstands der Bäume auf Neu Wulmstorfer Seite neben 

baulichen Hauptanlagen (bspw. Terrassen), auch keine 

Nebenanlagen mit möglichen Eingriffen in die Kronen- und 

Wurzelbereiche entstehen können.  

Die größeren Abstände zu den Bestandsgebäuden an der Voßdrift 

ergeben sich aus der im städtebaulichen Wettbewerb entwickelten 

städtebaulichen Figur und den bestehenden 

Grundstückszuschnitten der Grundstücke und der „historisch 

gewachsenen“ Lage der Gebäude auf den Grundstücken an der 

Voßdrift. 

8.2  Unser Hauptanliegen gilt jedoch jedoch der Tatsache, dass sich 

an unserer Grundstücksgrenze zum Feld, auf Neu Wulmstorfer 

Seite und direkt am Zaun entlang, mit einem Abstand zum 

Grenzzaun von ca. 50cm, unser 30 Jahre alter Baumbestand 

befindet, teilweise mit einem Kronendurchmesser von über zehn 

Metern. 

Hierbei handelt es sich um eine Buche mit einem 

Kronendurchmesser von größer acht Metern und ca. 93cm 

Stammumfang, einer großen Eberesche mit einem Stammumfang 

von ca. 62cm, einer Silberesche mit Kronendurchmesser größer 

zehn Metern und einem Stammumfang von ca.122cm sowie 

einem Ahorn mit Kronendurchmesser größer sieben Metern und 

einem Stammumfang von ca. 86cm (gemessen jeweils in einer 

Höhe von 130cm über dem Boden). Somit sind unsere Bäume 

nach HmbBNatSchAG Landschaftsbestandteile und 

schützenswert.   

Unsere Bäume sind zwar im Funktionsplan eingezeichnet, fanden 

aber als reale Tatsachen bei Ihrer Planung für den 

Bebauungsplan leider keine Berücksichtigung.  

Die Bäume wachsen seit 30 Jahren an einer grünen Grenze und 

haben ein weitreichendes Wurzelwerk entwickelt. Eine direkte 

Bebauung mit einem Grenzabstand von 2,50m zu unserm 

Gartenzaun würde das Wurzelwerk, insbesondere die 

Saugwurzeln, unserer nach der Gesetzes-lage zu schützenden 

Bäume, erheblich schädigen. Für den Schutz großer Bäume gilt 

die gesamte Kronentraufe zuzüglich 1,50m als Wurzelbereich. In 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Siehe auch 8.0 

Der Schutz der angeführten vier Bäume mit Stammumfang von rd. 

62 cm – 122 cm und Kronendurchmessern von rd. 7 – 10 m ist für 

die weitere Planung insgesamt beachtlich. Da sich die Bäume 

jedoch mit einem Abstand von rd. 0,5 m zur Landesgrenze auf 

Neu Wulmstorfer Gebiet befinden, handelt es sich nicht um 

geschützte Landschaftsbestandteile nach dem HmbBNatSchG. 

Die Bäume unterliegen jedoch dem allgemeinen Biotop- und 

Baumschutz, sodass die Kronen- und Wurzelbereiche der Bäume 

bei Planungsumsetzung durch entsprechende Baumschutz-

maßnahmen nach den einschlägigen fachlichen Anforderungen zu 

schützen sind. Mit dem Abrücken der Baugrenze und der 

Festsetzung einer grundsätzlichen Anbauverbotszone in einer 

Tiefe von 5 m zur Landesgrenze auf Hamburger Seite wird dem 

Schutz der Bäume wirkungsvoll entsprochen. 
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diesem Bereich soll jegliche Belastung vermieden werden und ist 

daher insbesondere für Baumaßnahmen nicht nutzbar (s. DIN 

18920, RAS-LP 4 und ZTV-Baumpflege/Schutz des 

Wurzelbereiches).  

Werden Wurzeln durch eine Baggerschaufel beschädigt, führt dies 

zu Rissen, die sich bis zum Stamm fortsetzen können und so eine 

Eintrittspforte für Pilze und Fäulen darstellen. Die Gesundheit und 

die Standsicherheit des Baumes sind dann beeinträchtigt. Bei 

größeren Wurzelabtrennungen kann die Standsicherheit 

unmittelbar gefährdet sein. Die Bäume könnten somit durch die 

Schädigung und bei ungünstiger Wetterlage auf unser Haus oder 

auf das Nachbarhaus fallen.   

Des Weiteren erfüllt auch die Hecke mit einer Höhe von ca. zwei 

Metern und einer Länge von etwa drei Metern sowie der kleine 

Baumheckenbestand mit einer Höhe von ca. drei Metern und einer 

Länge von ca. fünf Metern die Anforderungen des 

HmbBNatSchAG und müssen deshalb ebenfalls im 

Bebauungsplan als schützenswert aufgenommen werden.  

Das Bauprojekt Fischbeker Reethen wird unter der Überschrift 

„Naturverbundenes Wohnen und Wirtschaften“ geführt. Wir hoffen, 

dass die Hamburger Naturverbundenheit nicht an der 

Landesgrenze endet und direkt dahinter mit anderen Maßstäben 

gemessen wird.  

Im Zweifelsfalle ist noch zu klären wie der Naturschutz auf 

Hamburger und Niedersächsischer Seite in Einklang zu bringen 

ist.  

Die Gefährdung und ein damit verbundener möglicher Verlust 

unserer alten Bäume werden wir nicht hinnehmen.  

 

 

 

 

 

 

Die angeführten Gehölzstrukturen sind als vorgelagerter 

Gebüschsaum der Hecke an der östlichen Grenze der privaten 

Gartenfläche der Bebauung auf Neu Wulmstorfer Gebiet kartiert 

worden und erfüllen nicht die qualitativen Anforderungen und 

Ausprägungen an einen gesetzlich geschützten Biotoptyp (z.B. als 

Feldhecke oder Feldgehölz) gemäß BNatSchG und 

HmbBNatSchG. Dennoch werden aus Gründen des 

grundsätzlichen Baumschutzes die Baugrenzen aus den Kronen- 

und Wurzelbereichen der Bäume abgerückt und durch die 

Festsetzung einer generellen Anbauverbotszone in einer Tiefe von 

5 m gesichert.  

Siehe auch 8.1 

 

8.3  Unsere Forderungen lauten deshalb: 

1. Aufgrund der strukturellen Gegebenheiten ist ein weitaus 

größerer Abstand der Baugrenze zu unserem Grundstück 

einzuhalten als der jetzt geplante Abstand. 

2. Die Bebauung und Bepflanzung ist auch jenseits der 

Hamburger Grenze zu berücksichtigen und in den Plan zu 

integrieren. 

3. Schadenbegrenzungsmaßnahmen stehen wir nicht positiv 

gegenüber, denn sie verhindern keine Gefährdung sondern 

mildern lediglich deren negative Folgen ab oder verzögern 

deren Verlauf. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Siehe 8.0 – 8.2 
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Der gute Zustand unserer Bäume ist uns sehr wichtig. Wir 

verlangen, dass unsere Bäume durch den Bau von NF67 

unversehrt bleiben und weiterhin mit ganzer Kraft alle 

Ökosystemleistungen erbringen können. 

8.4  Verortung 

 
 

Der in der Karte dargestellte Standort wird zur Kenntnis 

genommen. 
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8.5  

 

Das Foto wird zur Kenntnis genommen. 

8.6  

 

Das Foto wird zur Kenntnis genommen. 
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8.7  

 

Das Foto wird zur Kenntnis genommen. 

9 Bürger/in, 

 

BOP ID: 1152 

 

eingereicht am 
14.07.2024 

 

 

Stellungnahme 
identisch mit 7 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung des 

Bebauungsplanverfahren Neugraben-Fischbek 67 - Fischbeker 

Reethen konnte festgestellt werden, dass im angrenzenden 

Planungsgebiet zum Gerhard-Bachmann-Ring in Neu Wulmstorf 

eine private Grünanlage geplant ist, die zum einen durch 

Dauerkleingärten aber auch als Fläche zum Starkregenrückhalt 

genutzt werden soll. Desweitern sieht der Entwurf die Verbauung 

von Erdsonden zum Zwecke der Energiegewinnung auf der 

genannten Grünfläche vor. 

Als Anwohner im  grenzt das von mir bewohnte Grundstück direkt 

an das vorgesehen Plangebiet, sodass ich hiermit folgende 

Einwände zum Planungsvorhaben einreichen möchte: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

9.1  - Zur Vermeidung von Lärmemissionen sowie zur Gewährung 

eines Sichtschutzes ist die Grenze zum Neu Wulmstorfer Gebiet 

auf Seite der Kleingärten mit einer abgrenzenden Hecken- und 

Strauchbepflanzung zu begrünen. Die Pachtverträge mit den 

Kleingärtnern sollten weiterhin die Bewahrung dieser Bepflanzung 

zur Landesgrenze beinhalten. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die geplanten Nutzungen innerhalb des Plangebiets wurden auf 

ihre Verträglichkeit untereinander und zur umliegenden Bebauung 

hin überprüft. Im Rahmen der Lärmtechnischen Untersuchung 

(LTU) wurden die Verkehrs-, Gewerbe- und Sportanla-

genimmissionen für die Nutzungen innerhalb des Plangebiets 

sowie für die benachbarte vorhandene Bebauung ermittelt und 

beurteilt. Außerdem wurden die Lärmauswirkungen auf die umlie-

gende Wohnbebauung aufgrund des Ausbaus der Knotenpunkte 

an der B73 in Zusammenhang mit der Zunahme der Fahrzeugver-

kehre durch die Realisierung der Planung untersucht. Weiterhin 
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wurden die Lärmimmissionen im etwa 250 Meter nördlich der 

Bahnlinie beginnenden EU-Vogelschutzgebiet „Moorgürtel“ unter-

sucht. Darüber hinaus erfolgte eine Bewertung der durch die Bau-

stellenverkehre verursachten Zunahme der Lärmimmissionen auf 

der B73. Lärmimmissionen für die Nachbarschaft ergeben sich aus 

der Planung durch Verkehrslärm (Fahrzeugverkehre innerhalb des 

Plangebiets, Zunahme der Fahrzeugverkehre außerhalb des 

Plangebiets durch die Entwicklung des Plangebiets und Baustel-

lenverkehre während der Bauphase), Gewerbelärm (Gewerbe-

gebiet südlich angrenzend an die Bahnstrecke) und Sportanlagen-

lärm (Sportanlagen nördlich der Neuwulmstorfer Schulstraße). 

 

Im Ergebnis der LTU wurden Festsetzungen zum Lärmschutz 

getroffen, damit gesundheitsverträgliche Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse im Plangebiet gewährleistet sind. Für die Gewerbege-

biete wurde daher eine Lärmkontingentierung gemäß DIN 45691 

durchgeführt. Für das geplante Kombibad wurde eine zusätzliche 

lärmtechnische Stellungnahme erstellt. Des Weiteren wurde die 

Verkehrslärmentwicklung im Umfeld des Plangebiets durch aus 

dem Plangebiet generierte Mehrverkehre gesondert untersucht. 

 

Die einzelnen Maßnahmen, die sich aus dem Verkehrs-, Gewerbe 

oder Sportanlagenlärm ergeben, sind in der Planbegründung und 

den entsprechenden Fachgutachten näher beschrieben.  

  

Abschließend wird der Hinweis gegeben, dass künftige Nutzungen 

die zulässigen Immissionswerte in den nachgelagerten 

Antragsverfahren nachweisen müssen. Ein Lärm- oder 

Sichtschutzwall wird zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 

nicht benötigt und daher auf der Ebene der kommunalen 

Bauleitplanung nicht festgesetzt. 

Es wird davon ausgegangen, dass eine Eingrünung der Parzellen 

durch die Nutzer stattfinden wird.  

9.2  - Eine Ableitung des Niederschlagswasser muss auch bei 

Starkregen- und Überflutungsereignissen auf den angrenzenden 

Grundstücken z.B. im Gerhard-Bachmann-Ring durch effektive 

Maßnahmen verhindert werden. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Der Bebauungsplan trifft Vorkehrungen, so dass keine Ableitung 

des Niederschlagswasser auf den angrenzenden Grundstücken in 

der Gemeinde Neu Wulmstorf zu erwarten sind.  

Grundsätzlich gilt, dass im Falle eines Starkregenereignisses das 

Niederschlagswasser, das in Hamburg anfällt oder von Nieder-
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sachsen nach Hamburg wild fließt, in Hamburg zu bewirtschaften 

ist. Entsprechend ist Oberflächenwasser, das von Niedersachsen 

nach Hamburg fließt, nicht an anderer Stelle wieder zurück nach 

Niedersachsen zu führen. Im Sinne der Starkregenvorsorge ist 

geplant, das nach Hamburg wildfließende Oberflächenwasser aus 

Niedersachsen bei einem 30- bis 300-jährigen Starkregenereignis 

in die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingarten im 

Westen des Plangebiets einzuleiten und von dort kontrolliert nach 

Norden in den Vogelschutzgraben abzuleiten. Es sind entspre-

chende bauliche Maßnahmen vorzusehen, die sicherstellen, dass 

das Wasser nicht von der Kleingartenanlage nach Westen über die 

Landesgrenze nach Neu Wulmstorf gelangt.  

Damit das entwickelte Konzept zur Starkregenvorsorge bereits auf 

Ebene der Bebauungsplanung verbindlich gesichert wird, wird die 

Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingarten im 

Westen des Plangebiets multikodiert; d.h. ebenfalls als Fläche für 

die Regelung des Wasserabflusses mit der Zweckbestimmung 

„Starkregenrückhalt“ festgesetzt. Diese Fläche liegt ca. 0,5 m bis 1 

m tiefer, als die angrenzenden Flächen auf Hamburger Gebiet. 

Entlang der Grenze zu Niedersachsen ist zudem eine Verwallung 

bis zu 1,5 m höher als die Bestandsflächen auf niedersächsischer 

Seite vorgesehen. Die in der Fläche der Kleingärten festgesetzten 

Höhenkoten sichern die Abgrenzung der Überflutungsfläche und 

damit das erforderliche Retentionsvolumen. Somit kann in einem 

Starkregenereignis eine temporäre Überflutung der 

Kleingartenfläche eintreten, ohne dass dabei Niederschlagswasser 

aus dem Gebiet der Fischbeker Reethen in die benachbarte 

Gemeinde nach Neu Wulmstorf abgeleitet wird. 

9.3  - Die Erdwärmesonden-Entwurfsplanung gibt wieder, dass auch 

unmittelbar nahe dem angrenzenden Gebiet im Gerhard-

Bachmachmann-Ring Erdsonden verbaut werden sollen. Es ist 

sicherzustellen, dass die Erdsonden keine Erdwärme aus diesem 

angrenzenden Gebiet abgreifen. Die Erdsonden sind 

entsprechend weiträumig von der jeweiligen Grundstücksgrenze 

zu platzieren. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Im Rahmen der Erdwärmesondenplanung werden die gängigen 

Richtlinien sowie insbesondere die Vorgaben aus dem „Leitfaden 

zur Erdwärmenutzung in Hamburg“ berücksichtigt. Insbesondere 

die hierin angegebenen Abstände zwischen Erdwärmesonden und 

Grundstücksgrenzen von 5m werden eingehalten, um 

gegenseitige thermische Einflüsse auszuschließen.   

10 Bürger/in,  

BOP ID: 1154 

 

als Eigentümer des Grundstücks  habe ich mit Interesse 

wahrgenommen, dass die Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf 

des Bebauungsplans „Neugraben-Fischbek 67“ gestartet wurde. 

Ich bedanke mich, dass nunmehr auch mein und das 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

Siehe 10.2 
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eingereicht am 
15.07.2024 

 

Und Mail vom 
16.07.2024 

 

Beide 
Stellungnahmen sind 
identisch 

Nachbargrundstück  in einem neuen Baubauungsplan 

aufgenommen wurden. 

 

Ich darf Bezug nehmen auf einem Termin im Bezirksamt Harburg, 

Bauabteilung am 22. August 2019, in dem ich mich schon sehr 

frühzeitig erkundigt habe, ob und welche Baumöglichkeiten für 

mein o.g. Grundstück möglich wären. Im Hinblick auf den noch 

gültigen alten Bebauungsplan und der damaligen bauamtsseitigen 

internen Entwurfsvorbefassung eines neuen Bebauungsplans 

wurde argumentiert, dass etwaige Bauanträge abgelehnt werden 

würden, bis ein neuer Bebauungsplan in Kraft gesetzt ist. Es 

wurde gleichzeitig neues Bauland auf der rückseitigen Grund-

stücksfläche avisiert. Die bestehende Bebauung auf dem 

Grundstück wäre nach neuem Baurecht nicht mehr zulässig. 

 

In der vorliegenden Entwurfsfassung des Bebauungsplanes ist 

das neue Bauland auf meinem Grundstück in etwa gleicher Größe 

(1.346 qm), wie in der Entwurfsvorbefassung aus 2019 

ausgewiesen. Auf dem Nachbargrundstück (, 2763 qm) wurde das 

neue Bauland, ggü. der Entwurfsvorbefassung aus 2019, 

signifikant erweitert und nach vorne ausgedehnt, so dass ein sehr 

größeres Bauobjekt ermöglicht wird. Dies weicht von der 

damaligen Entwurfsvorbefassung ab, bei der die Baufelder der 

beiden Grundstücke annähernd gleich groß waren. Damit sehe ich 

eine Benachteiligung, die ich im Folgenden ausführe: 

10.1  Die beiden Grundstücke () nehmen in dem gesamten 

Bebauungsplan NF 67 eine Solitärstellung ein, da sie von dem 

Neubauvorhaben nördlich der Cuxhavener Straße entkoppelt sind. 

Daher ist es verwunderlich, dass mein Grundstück () im 

Bebauungsplan ggü. dem Nachbargrundstück ) erheblich 

benachteiligt wird. Die Benachteiligung ist für mich nicht 

ersichtlich. Zumal der Wert meines Grundstückes, mit der 

Ausweitung von dreiviertel der gesamten Grundstücksgröße als 

private Grünfläche, signifikant im Wert gemindert wird, ggü. dem 

Nachbargrundstück (). 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

Eine Benachteiligung bei der Behandlung der angesprochenen 

Flurstücke liegt nicht vor, da sich die Flurstücke 1517 und 1518 in 

der bestehenden Flächennutzung, Baumbestand, Gebietsprägung 

und nachbarschaftlichen Einbindung maßgeblich unterscheiden. 

Aus den unterschiedlichen Bestandsvoraussetzungen ist daher 

auch eine unterschiedliche Festsetzungspraxis abzuleiten. 

 

Die Bebauung Cuxhavener Straße 579 (Flurstück 1517) ist im 

Vergleich zu der Bebauung Cuxhavener Straße 577 (Flurstück 

1518) näher zur Straße nach Norden ausgerichtet. Das gärtnerisch 

genutzte rückwärtige Grundstück ist an der West- und Südseite 

sowie im zentralen Bereich an den vorhandenen Baukörper 

anschließend durch Baum- und Gehölzbestände gekennzeichnet. 

In der im zentralen Bereich auf dem Flurstück 1517 stehenden 
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Gehölzinsel sind heimische Arten wie Eichen und Kiefern 

bestandsbildend. Der Bestand ist insgesamt vital und stellt ein 

wertvolles Landschaftselement dar. Neben der ökologischen 

Bedeutung als Lebensraum für Pflanzen und Tiere wird auch das 

Ortsbild an dieser Stelle positiv beeinflusst und soll daher im 

Bestand erhalten und planungsrechtlich gesichert werden. 

Entsprechend sieht der Bebauungsplan im Bereich des 

vorhandenen Baumbestandes die Festsetzung Private Grünfläche 

vor, ergänzt um Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung 

von Bäumen und Sträuchern.  

Im Vergleich dazu weist das Flurstück 1518, aufgrund der ehema-

ligen Gartenbaunutzung nur entlang der Grundstücksgrenzen 

Baumbestände auf, die ebenfalls zur Erhaltung festgesetzt 

wurden. 

Der rückwärtige, offene Grundstücksanteil ohne Gehölze ist im 

Vergleich zum Flurstück 1517 auf dem Flurstück 1518 deutlich 

größer. Damit geht einher, dass auch die für eine mögliche 

Bebauung zur Verfügung stehende Fläche auf dem Flurstück 1518 

umfangreicher ist. 

Die Dimensionierung des Baufensters auf dem Flurstück 1518 ist 

auch im Zusammenhang mit der östlich angrenzenden Bebauung 

im Bereich des Quartiers „Fischbeker Heidbrook“ zu bewerten. 

Östlich des Flurstücks 1518 schließt ein bis in Teilen 

fünfgeschossiges Gebäude gleicher Tiefe an. Westlich des 

Flurstücks 1517 prägen Einfamilienhäuser mit deutlich geringerer 

Gebäudetiefe das Ortsbild südlich der Cuxhavener Straße. 

Gemeinsam bilden die Baufelder auf den Flurstücken 1517 und 

1518 und die darauf zulässigen Baumassen einen angemessenen 

Übergang zwischen den fünfgeschossigen Gebäudeteilen im 

Osten und der kleinteiligen, eingeschossigen 

Einfamilienhausbebauung im Westen der beiden Flurstücke. 

 

Die Festsetzung der Privaten Grünfläche entlang der Cuxhavener 

Straße folgt dem planerischen Leitbild, einen grünen Ortseingang 

auszubilden und der B 73 nördlich und südlich parallel einen 

Grünen Rahmen zu geben bzw. zu erhalten. Dieses Planungsziel 

folgt gleichzeitig dem Masterplan Magistralen 2040. Im Masterplan 

Magistralen 2040 wird die Cuxhavener Straße im Bereich des 

Plangebiets als Raumtyp 8 „Vorstadtallee“ geführt. Die 

Vorstadtallee zeichnet sich gem. Gutachten durch aufgelockerte 
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bauliche Strukturen, ausgeprägten Baumbestand und einem 

hohen Maß an Grünräumen entlang der Magistrale aus. Das 

Zielbild für den Raumtyp Vorstadtallee sieht vor, diesen Charakter 

auch künftig zu wahren.  

Daher ist der ortsbildprägende Gehölzbestand entlang der 

Cuxhavener Straße und auch auf den Flurstücken 1517 und 1518 

in unmittelbarer Nähe zur Landesgrenze langfristig zu erhalten und 

zu entwickeln. Hierdurch wird das planerische Ziel für einen 

grünen Übergang bzw. ein Grünes Eingangstor an der Landes-

grenze als Übergang von Hamburg nach Neu Wulmstorf gefestigt 

und dauerhaft gesichert. Die bestehenden wertvollen und vitalen 

Gehölzstrukturen sind in diesem Bereich von besonderer Bedeu-

tung und markieren die Ein- und Ausgangsbedeutung des Ortes 

zwischen Hamburg und der Landesgrenze zu Niedersachsen und 

werden folgerichtig über die Festsetzung von Erhaltungsgeboten 

dauerhaft gesichert. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass diese 

Flächen natürlich für eine Bebauung nicht zur Verfügung stehen. 

Da diese festgesetzten Erhaltungsgebote die konkrete Bestands-

situation der jeweiligen Grundstücke aufnehmen, kann es auch zu 

unterschiedlichen Bebaubarkeiten „in der Fläche“ für (auch 

benachbarte) Grundstücke kommen. 

 

Die Privaten Grünflächen mit Überlagerung einer Fläche zum 

Erhalt und zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern umfassen 

die vorhandenen Gehölzbestände an der West- und Südseite 

sowie im zentralen Teil des Flurstücks 1517, die im Bestand 

umfassender sind bzw. einen größeren Flächenanteil einnehmen 

als auf dem Flurstück 1518. Dabei werden auf beiden Flurstücken 

die randlichen Gehölzstreifen auf der West- und Südseite bzw. auf 

der Ost- und Südseite gleichermaßen in einer Breite von 10 m 

festgesetzt. Auf dem Flurstück 1517 wird jedoch zusätzlich noch 

der zentral liegende Baum- und Gehölzbestand in diese 

Grünflächenausweisung einbezogen. Zum einen soll damit der 

breite Grünzug zwischen Landesgrenze und der Rethenbek / dem 

Riethbach gesichert werden. Zum anderen soll eine durchgrünte 

und aufgelockerte Bebauungsstruktur beidseitig der Cuxhavener 

Straße im Übergang zur Landesgrenze entstehen. Weiterhin wird 

insbesondere durch die südlichen Gehölzstreifen die zentrale 

West-Ost ausgerichtete Grünachse des neuen Quartiers 

„Fischbeker Heidbrook“ gestärkt. 
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10.2  Daher beantrage ich im Rahmen dieser Stellungnahme folgende 

Planänderungen: 

 

1. Ausweitungen  

a) des Baufensters,  

b) der überbaubaren Grundfläche auf meinem Grundstück 

(Flurstück 1517) sowie  

c) Erhöhung der Vollgeschosszahl. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Als Begründung ist anzuführen, dass das Baufenster und die 

überbaubare Grundfläche beim  signifikant angehoben wurden. 

Aus o.g. Gleichbehandlungsgründen, ist dies im gleichen 

Verhältnis auch auf mein Grundstück anzuwenden, wie dies beim 

Nachbargrundstück erfolgte. Ferner teilte mir der Nachbar mit, 

dass sich dieser in einem laufenden Baugenehmigungsverfahren 

außerhalb des Planverfahrens befindet, welches nach dem o.g. 

Gespräch vom 22. August 2019 eigentlich nicht möglich wäre. 

Wäre dies damals durch das Bezirksamt nicht abschlägig 

ausgeschlossen worden, hätte ich hier auch ein 

Baugenehmigungsverfahren außerhalb des Planverfahrens 

angeschoben.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

 

Zu 1a und 1b: 

Der Ausweitung des Baufensters und damit der überbaubaren 

Fläche kann aus den schon oben dargelegten folgenden Gründen 

nicht gefolgt werden: 

- Erhaltung der vorhandenen, ortsbildprägenden 

Gehölzstrukturen am West- und Südrand sowie im 

zentralen Bereich des Flurstücks, 

- nur Teilfläche steht für mögliche Bebauung zur Verfügung 

- Dimensionierung des Baufensters schafft Übergang 

zwischen 5-geschossiger Bebauung im „Fischbeker 

Heidbrook“ und Einfamilienhäusern in Neu Wulmstorf, 

- Schaffung eines grünen Ortseingangs nördlich und 

südlich der Cuxhavener Straße. 

(siehe auch 10.1) 

 

Es entspricht nicht der Tatsache, dass die Baufläche auf dem 

Flurstück 1518 signifikant angehoben wurde, sondern die 

Erweiterung der Baufenster auf dem Nachbargrundstück 

(Flurstück 1518) erfolgte nach Vorlage eines qualifizierten 

Baumbestandsplans durch den Antragsteller, der im Rahmen 

eines Baugenehmigungsverfahren erstellt wurde.  

Die Baugenehmigung für das Wohngebäude im hinteren Grund-

stücksbereich erfolgte parallel zum Bebauungsplanverfahren, da 

hier zum einen bereits Baurechte nach § 34 Baugesetzbuch gege-

ben waren, das Bauvorhaben mit dem öffentlichen Belang zum 

Baumerhalt vereinbar ist und zudem das Vorhaben den künftigen 

Festsetzungen des Bebauungsplanes entspricht.  

Im erwähnten Gespräch aus dem Jahr 2019 wurde zum einen auf 

den damaligen Planstand des NF67 und die damit verbundenen 

Planungsziele für das Flurstück 1517 eingegangen. Darüber 

hinaus wurde auf das bestehende Baurecht gemäß § 34 Bauge-

setzbuch hingewiesen. Aufgrund des vorhandenen Gehölzbe-

standes käme dies nur im straßennahen Grundstücksbereich 

nördlich des Gehölzbestandes zur Anwendung. Gleichzeitig wurde 

auf die maßvolle Nachverdichtung im südlichen Grundstücksbe-

reich hingewiesen, die jedoch nur durch eine planungsrechtliche 

Neuordnung des Grundstücks in Verbindung mit einem festge-
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Ferner weist das Nachbargrundstück  mit vier Vollgeschossen 

plus ein Staffelgeschoss mehr als die zulässigen drei 

Vollgeschosse aus. Es liegt somit eine signifikante 

Benachteiligung zulasten meines Grundstückes vor, der aus 

Gleichbehandlungsgründen abgeholfen werden muss 

(verfassungsrechtliches Gebot der Herstellung gleichwertiger 

Lebensverhältnisse). Daher bitte ich hiermit um eine Angleichung 

des Baufensters und der überbaubaren Grundfläche adäquat zum 

Nachbarsgrundstück. 

stellten Bebauungsplan genehmigungsfähig sei. Das Grundstück 

befände sich nicht innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 

Ortsteils. Eine Bebauung des südlichen Grundstücksteils aufgrund 

von § 34 Baugesetzbuch sei aufgrund nicht vorhandener Nachbar-

bebauung nicht genehmigungsfähig.  

Diese Sichtweise der Plangeberin ist auch durch die 

Bauvorbescheidsverfahren (GZ.: H/WBZ/04703/2020 und 

H/WBZ/04703/2020) für das besagte Grundstück (Flurstück 1517) 

dokumentiert. Im September 2020 hat der damalige Antragssteller 

beide Vorbescheidsverfahren zurückgezogen.   

 

Zu 1c: 

Der Erhöhung der Vollgeschosszahl kann aus den folgenden 

Gründen nicht gefolgt werden, da für beide Flurstücke 1517 und 

1518 in der Gemarkung Fischbek in der ausgelegten Planfassung 

im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung eine drei geschossige 

Bauweise festgesetzt ist. 

Der Belang bezüglich der hier angesprochen unterschiedlichen 

Festsetzung der Geschossigkeiten kann nicht nachvollzogen 

werden. 

10.3   

2. Die Beschränkungen in der Erschließung meines Grundstückes 

sind aufzuheben. Dies betrifft  

a) die baurechtliche Beschränkung auf 6 Wohneinheiten sowie  

b) die Ausweisung einer ausreichend breiten Grundstückszufahrt 

im Bebauungsplan. 

 

Zu a) ist anzuführen, dass Hamburg Wasser grundsätzlich alle 

Grundstücke innerhalb der Freien und Hansestadt Hamburg an 

das Frischwasserleitungs- und Sielnetz anschließt. Für das 

Sielnetz ist dies bei meinem Grundstück bisher nicht erfolgt. Dies 

kann aber, gemäß der Stellungnahme von Hamburg Wasser vom 

27. Januar 2020 erfolgen. Somit gibt es keine Begründung für die 

bedingende Einschränkung auf sechs Wohneinheiten für mein 

Grundstück und ist daher zu streichen. 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Aufhebung der im Bebauungsplan implizierten unter „a“ 

benannten Beschränkung würde gegen die allgemeingeltenden 

Regeln in Wasserschutzgebieten verstoßen, nach denen die 

Größe von Kleinkläranlagen mit Versickerung aus Sicht des 

vorbeugenden Gewässerschutzes hinsichtlich der einzuleitenden 

Fracht von Stoffen in das Grundwasser zu begrenzen ist. 

Vertretbar sind vollbiologische Kleinkläranlagen mit einer 

Anschlusskapazität, die maximal 6 Wohneinheiten je Gebäude 

entsprechen.  

In der Cuxhavener Straße westlich der Straße Im Fischbeker 

Heidbrook liegt heute kein Siel. Gemäß Stellungnahme von 

Hamburg Wasser vom 08.03.2023 wird dieser Straßenabschnitt 

auch künftig nicht an das Sielnetz angeschlossen werden. Für das 

östliche Grundstück südlich der Cuxhavener Straße (Flurstück 

1518) besteht über eine privatrechtliche Sicherung ein Anschluss 

an das Schmutzwassersiel in der Straße Im Fischbeker Heidbrook. 

Von der Einschränkung gemäß § 2 Nr. 9 der Verordnung kann 

abgewichen werden, wenn eine privatrechtliche Einigung mit den 

Eigentümern des anliegenden Grundstückes über die Eintragung 
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einer Baulast für den Anschluss an ein Schmutzwassersiel 

nachgewiesen wird.  

 

10.4  Zu b) ist anzuführen, dass gemäß der aktuellen Entwurfsplanung 

zwar eine drei Meter breite Zufahrt innerhalb der privaten 

Grünfläche errichtet werden darf, dies aber inkongruent zu dem 

festgesetzten Anpflanzungs- und Erhaltungsgebot ist. Somit ist 

nicht erkennbar, wo diese Zufahrt errichtet werden kann. Ferner 

dürfte die Breite von 3 Metern zu niedrig dimensioniert sein. Die 

Stadtreinigung Hamburg fordert für rückwärtige Gebäude, die 

mehr als 50 Meter von der Straße errichtet werden, eine 

mindestens 5,5 Meter breite Zufahrt. Daher ist in dem 

Bebauungsplan eine ausreichend breite Zufahrt auszuweisen. 

Hilfsweise das festgesetzte Anpflanzungs- und Erhaltungsgebot 

für die Zufahrt aufzuheben. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

Für die Errichtung einer Zufahrt wird die Verordnung in § 2 Nr. 8 

wie folgt ergänzt: 

„Innerhalb der Privaten Grünflächen darf pro Grundstück eine 3 m 

breite Grundstückszufahrt errichtet werden. Diese darf 

ausnahmsweise innerhalb der zum Erhalt und Anpflanzen von 

Bäumen und Sträuchern festgesetzten Flächen liegen. § 2 Nr. 33 

dieser Verordnung bleibt von dieser Festsetzung unberührt.“ 

Die Breite von 3 m ist als Zufahrt ausreichend dimensioniert, da 

gemäß Bauprüfdienst „Erschließung von Grundstücken in bauauf-

sichtlichen Verfahren (BPD 2020-3)“ die Stadtreinigung die 

Entsorgung der anfallenden Abfälle in Behältern bis maximal 1.100 

l vom Privatgrund bis zu einer Transportlänge von 50 m, gemes-

sen ab Fahrbahnrand des befahrbaren öffentlichen Weges (hier: 

Cuxhavener Straße) fußläufig sicherstellt. Der Transportweg muss 

1,50 m breit, stufenlos und mit einem festen, ebenen Belag 

ausgestattet sein. Bei Transportwegen, die länger als 50 m sind, 

muss der Erschließungsweg für Fahrzeuge der Stadtreinigung 

Hamburg befahrbar sein und eine Breite von 3,50 m aufweisen. 

Bei nur einseitiger Anbindung, wie in diesem Fall, muss eine 

Wendeanlage entsprechend der Richtlinien für die Anlage von 

Stadtstraßen (Rast 06) mit einem Radius von mindestens 6,0 m 

und einer Breite des Fahrwegs von 5,50 m ausgebaut werden. 

Das Grundstück befindet sich direkt an einem befahrbaren, 

öffentlichen Weg (Cuxhavener Straße). Es besteht somit die 

Möglichkeit des Eigentransports durch den Benutzer für 

Behältergrößen von 60 l bis 240 l mit Bereitstellung am 

Fahrbahnrand.  

11 Kanzlei Rechtsanwälte 
Klemm & Partner mbB 

 

BOP ID: 1155 

 

eingereicht am 
15.07.2024 

in der vorbezeichneten Angelegenheit haben uns Herr und Herr 

beauftragt (Vollmacht anbei). 

Unsere Mandanten sind gemeinsam Eigentümer der Grundstücke  

und . Die Grundstücke liegen östlich der Straße Voßdrift innerhalb 

des im BPIan-Entwurf vorgesehenen WA 8 Gebiets. 

Namens und im Auftrag unserer Mandanten geben wir zu dem 

vom 04. Juni - 16. Juli veröffentlichten Entwurf die folgende 

Stellungnahme ab: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Aufstellung eines Bebauungsplans, insbesondere auch für die 

Flächen im Eigentum unserer Mandanten, wird ausdrücklich 

begrüßt. Es bestehen allerdings durchgreifende Einwände gegen 

die beabsichtigte Festsetzung auf den Grundstücken unserer 

Mandanten. 

Voranzustellen ist, dass die derzeit vorgesehenen Festsetzungen 

schon nicht mit den in der Begründung suggerierten Zielen 

übereinstimmen und sich weitgehend als ungerechtfertigt 

erweisen (dazu 1.). Es wurde bisher verkannt, welche 

Festsetzungen in diesem Bereich geboten wären (dazu 2.). 

11.1  1. Fehlerhafte Festsetzungen 

Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind schon nicht 

zu rechtfertigen (dazu a). Es fällt außerdem bereits jetzt auf, dass 

die Baufenster offenkundig fehlerhaft platziert wurden (dazu b), 

das Maß der baulichen Nutzung falsch bestimmt wird (dazu c), der 

Zustand auf dem Grundstück fehlerhaft beurteilt wurde (dazu d) 

und die beabsichtigte Erschließung das vorgegebene Ziel nicht 

erreichen könnte (dazu e). 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die beiden betroffenen Grundstücke liegen östlich der Straße 

Voßdrift und bilden zusammen mit den vorhandenen Gebäuden 

entlang der Straße den Bestand ab. 

Die bestehenden Wohnhäuser mit der Belegenheit Voßdrift 2 und 

4 liegen nach geltendem Planrecht im Baustufenplan Neugraben-

Fischbek, der diesen Bereich als Außengebiet festsetzt. 

Großflächige Außengebietsausweisungen – wie hier vorliegend - 

hat die Rechtsprechung für obsolet erklärt. Vorhaben in diesen 

Bereichen seien – abhängig von der umliegenden 

Bestandsbebauung - entweder nach den Anforderungen des § 34 

BauGB (Innenbereich) oder des § 35 BauGB (Außenbereich) zu 

beurteilen. 

Mit diesem Vorgehen wird sichergestellt, dass das bestehende 

Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigt wird, die Eigenart 

der näheren Umgebung gewahrt bleibt und dem sparsamen 

Umgang mit Grund und Boden Rechnung getragen wird. 

 

Der künftige Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 67 (Fischbeker 

Reethen) sieht neben moderaten Erweiterungspotentialen in der 

Fläche - in Verbindung mit der Überschreitungsregelung für 

Vordächer, Vorbauten, Erker und Balkone nach § 3 Nr. 5 der 

Verordnung) - darüber hinaus die Erweiterung der 

Bestandgebäude in vertikaler Richtung vor. Die vertikale 

Erweiterungsmöglichkeit wird über die Festsetzung der 

Zweigeschossigkeit im Bebauungsplan planungsrechtlich 

gesichert.  

 

Die dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche 

Plankonzeption unterscheidet dabei zwischen der über die 
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untergeordnete Anliegerstraße Voßdrift erschlossene vorhandene 

kleinteilige und fast dörflich anmutende Siedlungsstruktur im 

Allgemeine Wohngebiet WA 8 und das über die 

Haupterschließungsstraße (den Fischbeker Boulevard) 

erschlossene zukünftige Urbane Gebiet MU 3. Die Festsetzung 

des MU 3 folgt den städtebaulichen Zielen, die im städtebaulichen 

Wettbewerb für die Entwicklung der Fischbeker Reethen entwickelt 

wurden.  

11.2  a) Zur Art der baulichen Nutzung 

Im Bereich zwischen der Voßdrift und dem Fischbeker Boulevard 

sollen unmittelbar nebeneinander ein allgemeines Wohngebiet im 

Sinne des § 4 BauNVO (östlicher Teil des „WA 8") und ein urba-

nes Gebiet („MU 3") im Sinne des § 6a BauNVO entstehen. 

Schon die Grenze zwischen diesen Bereichen unterschiedlicher 

Nutzung ist offenkundig vollkommen willkürlich gezogen. Das 

Flurstück 1100 wird willkürlich durchschnitten. Es ist nicht erkenn-

bar, warum eine solche Aufteilung vorgenommen worden ist. 

Innerhalb dieses Bereichs spricht alles dafür, dass nur die 

Ausweisung eines einheitlichen urbanen Gebiets das Ergebnis 

einer gerechten Abwägung sein kann.  

Im Einzelnen: 

Der vorliegenden Begründung zum Bebauungsplanentwurf kann 

entnommen werden, dass eine planungsrechtliche Sicherung der 

bestehenden Quartiere beabsichtigt ist. Das WA 8 soll die beste-

hende Siedlung an der Voßdrift abbilden (vgl.: Seite 180 / 190). 

Das mag für die bestehende Siedlung westlich der Voßdrift auch 

möglich sein, wenn auf der Straßenseite ein allgemeines Wohn-

gebiet festgesetzt wird. Östlich der Straße kann es jedoch nicht 

gelingen, denn hier trifft ein allgemeines Wohngebiet ohne jede 

Abgrenzung in der Wirklichkeit auf ein urbanes Gebiet. Damit wird 

der bestehende Charakter in jedem Fall verändert, denn auf den 

unmittelbaren Nachbargrundstücken sollen wesentlich größere 

Baukörper mit bis zu 8 Vollgeschossen entstehen. Die willkürliche 

Grenzziehung innerhalb dieses von Straßen umschlossenen 

Bereichs kann deshalb in keiner Hinsicht überzeugen. 

Man wird entweder den gesamten Bereich zwischen Voßdrift und 

Fischbeker Boulevard als allgemeines Wohngebiet ausweisen 

müssen, oder aber den gesamten Bereich als urbanes Gebiet. 

Diese vermeintlichen Alternativen sind jedoch nicht gleichwertig. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die städtebauliche Gliederung zwischen dem allgemeinen Wohn-

gebiet (WA 8) und dem Urbanen Gebiet (MU 3) im Bereich zwi-

schen der Voßdrift und dem Fischbeker Boulevard bleibt aus 

folgenden Gründen bestehen: 

 

Die beiden angrenzenden unterschiedlichen Baugebiete WA 8 und 

MU 3 entsprechen in Bezug auf die Art und dem Maß der 

baulichen Nutzung und der Höhenentwicklung ihren 

unterschiedlichen Bedeutungen und Funktionen im Siedlungs- und 

Erschließungskontext des Bebauungsplans. 

 

Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche 

Konzept differenziert zwischen der über die schmale 

Anliegerstraße Voßdrift erschlossene vorhandene kleinteilige und 

fast dörflich anmutende Siedlungsstruktur im WA 8 und das über 

den Fischbeker Boulevard erschlossene zukünftige Urbane Gebiet 

MU 3. 

 

Dabei ist es folgerichtig, dass im Bereich der Haupterschließung 

des Quartiers am Fischbeker Boulevard eine massivere und 

urbanere Bebauung vorgesehen wird, als im Bereich der 

untergeordneten Nebenstraße Voßdrift mit ihrer vorhandenen 

Einfamilienhausstruktur. Im Zusammenhang mit der Bebauung an 

der Voßdrift trifft diese Einschätzung gleichermaßen für die 

westlichen wie auch für die östlichen Bauflächen zu, weil sie als 

ein bereits bebauter Siedlungsbereich zu bewerten sind. Damit ist 

das Nebeneinander der unterschiedlichen Bebauungskategorien 

WA 8 und MU 3 nicht willkürlich gewählt, sondern städtebaulich 

begründet. Insbesondere ist in diesem Zusammenhang auch der 

in der Planung berücksichtigte räumliche Abstand zwischen den 
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Im Rahmen der Bauleitplanung kann nur die Ausweisung als urba-

nes Gebiet das Ergebnis einer rechtmäßigen Abwägung sein. 

Das ergibt sich insbesondere aus dem städtebaulichen Entwick-

lungskonzept „Hamburger Maß", welches im Sinne des § 1 Abs. 6 

Ziffer 11 BauGB zwingend im Bauleitplanverfahren zu berücksich-

tigen ist. Die Bedeutung dieses Konzepts und die zwingende 

Berücksichtigung im Rahmen der Bauleitplanung hat das Oberver-

waltungsgericht Hamburg im Urteil vom 11.07.2023 ausdrücklich 

klargestellt, 

vgl.: Hamburgisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 

11. Juli 2023 - 2 E 4/22.N -, 

Rn. 56, juris. 

Ein zentraler Punkt des Konzepts besteht darin, den Bereich der 

Magistralen besser für Potenziale des Wohnungsbaus auszunut-

zen. Ausdrücklich wird eine zeitgemäße Nutzungsmischung durch 

Ausweisung von Urbanen Gebieten angestrebt. Diese Flächen 

liegen unmittelbar an der Magistrale 10 und sind deshalb im 

Rahmen der Abwägung 4 unter Beachtung des städtebaulichen 

Entwicklungskonzepts „Hamburger Maß" in ihrer baulichen 

Ausnutzbarkeit zu erweitern. Hier ist der richtige Ort für die 

Ausweisung von urbanen Gebieten. Eine Teilausweisung als 

allgemeines Wohngebiet ist durch nichts zu rechtfertigen. 

beiden Baugebieten WA 8 und MU 3 hervorzuheben, der in 

ausreichender Weise als Trennung und Übergang zwischen zwei 

unterschiedliche Baukategorien bewertet werden kann. 

 

Von einer willkürlichen Durchschneidung kann daher keine Rede 

sein, da die Planung den unterschiedlichen Charakter der beiden 

Siedlungsbereiche entsprechend ihrer Erschließungsvoraus-

setzung und ihrer städtebaulichen Bedeutung festsetzt. Die Lage 

der in Aussicht genommenen Trennlinie zwischen WA 8 und MU 3 

ist zum einen nach der Maßgabe erfolgt, für den im WA 8 

verbleibenden Grundstücksanteil des Flurstücks 1100 eine 

ausreichend umfangreich dimensionierte Freifläche zu erhalten 

und die vorhandenen Bestandsnutzungen zu berücksichtigen, die 

für den Siedlungsstruktur an der Voßdrift maßstabsgebend sind. 

Zum anderen ist beabsichtigt, den Teil des Flurstücks 1100 im MU 

3 so zu dimensionieren, dass die Entwicklungspotentiale der 

Bauflächen nicht eingeschränkt werden, so dass deren Bedeutung 

an der Haupterschließung des Plangebietes gewahrt bleiben. 

 

Die Flächen nördlich der Cuxhavener Straße im Mündungsbereich 

des Fischbeker Boulevards liegen an der 

Haupterschließungsachse des Baugebietes und werden als 

Urbane Gebiete (MU 3 und MU 4) festgesetzt. Direkt am 

Knotenpunkt Fischbeker Boulevard - Cuxhavener Straße gelegen, 

wird im MU 3 mit einem achtgeschossigen Hochbau der neue 

Eingang in das Quartier akzentuiert. Damit unterbricht das MU 3 

bewusst die planerische Grundidee, die ansonsten für die 

straßenbegleitenden Räume an der Cuxhavener Straße eine 

grünen und baumbestandenen Freiraumgestaltung vorsieht und 

hebt sich so als städtebauliche Dominante und Wegemarke 

gewollt von den ebenfalls an der Cuxhavener Straße liegenden 

Baufelder WA 8 und WA 9 ab.   

Das planerische Leitbild orientiert sich dabei am Masterplan 

Magistralen 2040, der die Cuxhavener Straße im Bereich des 

Plangebiets als Raumtyp 8 „Vorstadtallee“ wertet. Die 

Vorstadtallee zeichnet sich gem. Gutachten durch aufgelockerte 

bauliche Strukturen, ausgeprägten Baumbestand und einem 

hohen Maß an Grünräumen entlang der Magistrale aus. Das 

Zielbild des Magistralengutachtens für den Raumtyp Vorstadtallee 

sieht vor, diesen Charakter auch künftig zu wahren. Entsprechend 
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folgt die Planung der Fischbeker Reethen und damit die 

Ausweisungen im Bebauungsplan den Zielen des Masterplans 

Magistralen 2040. Ein Konflikt mit dem angesprochenen 

Gutachten kann nicht erkannt werden.  

Des Weiteren ist festzustellen, dass die betroffenen Grundstücke 

1.) nicht in dem in den Leitlinien zum Hamburger Maß genannten 

600-Meter-Radius um eine Schnellbahnstation liegen,  

2.) kein teilweise lückenhaft und unterdimensioniert gefasster 

Magistralenabschnitt vorliegt und  

3.) der Bereich entlang der Voßdrift nicht als Bestandteil der 

städtebaulich gewünschten Eingangssituation, gelegen direkt an 

der neuen Hauptschließung in das neue Quartier, teilnimmt.  

Aus den oben genannten Gründen wird der Bereich entlang der 

Voßdrift nicht als besonderes Wohnungsbaupotential gesehen, wo 

eine städtebauliche Neuordnung mit deutlich höherer Bebauungs-

dichte erfolgen soll. Weitere Ausführungen zum Hamburger Maß 

sind unter 11.7. zu finden.   

Entsprechend ist es das Ziel des Bebauungsplanes den 

Siedlungscharakter der Voßdrift zu wahren. Mit den getroffenen 

Festsetzungen wird das vorhandene Siedlungsbild des 

ehemaligen Furtweges geschützt und der waldartige und dörfliche 

Charakter der Siedlung an der Voßdrift gewahrt. Eine einheitliche 

GRZ für das WA 8 würde diesem Planungsziel widersprechen. Die 

Begründung wird entsprechend konkretisiert.  

11.3  b) Zur überbaubaren Grundstücksfläche 

Die Baufenster auf den Grundstücken unserer Mandanten sind im 

derzeitigen Entwurf offenkundig fehlerhaft platziert. In der Begrün-

dung zum Entwurf wird mehrfach betont, dass die vorhandenen 

Gebäude in ihrem Bestand gesichert und mit „geringfügigen 

Erweiterungsmöglichkeiten" versehen werden sollen (vgl. z.B. 

Seite 178). 

Das trifft aber auf mehrere Grundstücke, insbesondere die beiden 

Grundstücke unserer Mandanten, nicht zu. Das Bestandsgebäude 

liegt nicht innerhalb des Baufensters, sondern überschreitet 

insbesondere die nördliche Baugrenze. Auch das Bestands-

gebäude Voßdrift 2 liegt nicht innerhalb des Baufensters, sondern 

überschreitet insbesondere die westliche Baugrenze. Bliebe es bei 

dieser Festsetzung, würden beide Wohngebäude auf den 

passiven Bestandsschutz reduziert. Größere Umbaumaßnahmen, 

für die eine Baugenehmigung eingeholt werden müsste, wären 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

 

Die Baugrenzen sind so gewählt worden, dass die Bestandsge-

bäude innerhalb der Baufenster liegen.  

Daneben sind auch im Rahmen einer eher geringfügigen 

Erweiterungsmöglichkeit durch die Ausweitung der Baugrenzen 

umfassende zusätzliche bauliche Potentiale im Bebauungsplan 

geregelt. Neben den Vergrößerungsmöglichkeiten in Richtung 

Süden bzw. in Richtung Norden und Osten aufgrund der 

Baugrenzen ist durch die Festsetzung der Zweigeschossigkeit 

auch eine umfangreiche Erweiterung der Bestandgebäude in 

vertikaler Richtung möglich. 

 

Des Weiteren setzt der Bebauungsplan im § 3 unter Nr. 5 der 

Verordnung fest, dass unter anderem auch in den Allgemeinen 

Wohngebieten Überschreitungen der Baugrenzen durch 



Bebauungsplan-Entwurf Neugraben-Fischbek 67 „Fischbeker Reethen“ inkl. paralleler FNP- und LaPro-Änderung 
Vorlage zum Arbeitskreis II - Stand: 07.11.2024 

34/169 

ausgeschlossen. Erst recht könnte auch keine Erweiterung der 

Gebäude mehr stattfinden.  

Da dies nach der Begründung gar nicht beabsichtigt ist, wäre die 

Einzeichnung dieser Baufenster in jedem Fall zwingend zu korri-

gieren. 

Unabhängig davon ist die gewählte Größe der Baufenster nicht zu 

rechtfertigen. In den umliegenden Gebieten, insbesondere im WA 

10 und MU 3, wurden großzügige Baufenster festgesetzt. Die 

Begrenzung auf winzige 180 m2 Baufenster ist schon vor dem 

Hintergrund nicht zu rechtfertigen. Der in der Begründung 

angelegte Rechtfertigungsversuch kann auf keinen Fall überzeu-

gen. Dort heißt es: 

„Um die Bewohner dieser Siedlung gleichberechtigt zu behan-

deln, erhalten alle Anwohner ein Baufenster mit einer maxi-

malen Grundfläche von 180 m2." (Seite 179). 

Schon durch das Aufdecken der sprachlich völlig missglückten 

Formulierung zeigt sich, dass dies ein Irrtum ist. Nicht nur Anwoh-

ner, sondern in erster Linie Eigentümer sind von der Bauleitpla-

nung betroffen. Es geht nicht um irgendeine Gleichberechtigung 

zwischen Personen, sondern allenfalls um eine Gleichbehandlung 

bei dem Eingriff in Eigentumsrechte. 

Die flächenbezogene Bauleitplanung muss in erster Linie die 

bodenrechtliche Ordnung, d. h. die Grundstücke in den Blick 

nehmen. Auch das wurde offenkundig verfehlt. 

Hier sollen jeweils an den Stellen, an denen sich bereits Gebäude 

befinden, Baufenster mit einer Größe von 180 m2 festgesetzt 

werden. Durch dieses pauschale Vorgehen ist überhaupt nichts 

gewonnen: Fast kein Gebäude innerhalb dieses Gebiets läge tat-

sächlich vollständig innerhalb der Baufenster. Die Erweiterungs-

möglichkeiten wären derart unterschiedlich, dass beispielsweise 

das Gebäude Voßdrift 1 (Flurstück 8329) überhaupt nicht mehr 

erweitert werden könnte und das Grundstück unmittelbar südlich 

einen kompletten Neubau erhalten könnte. Außerdem ist bei der 

richtigen, d. h. grundstücksbezogenen Betrachtung ein noch stär-

keres Ungleichgewicht deutlich erkennbar. Die vergleichsweise 

kleinen Grundstücke (insbesondere Flurstück 08102 und 0801 / 

Voßdrift 1a und b) könnten in einem Bereich von nahezu 50 % 

überbaut werden. Die deutlich größeren Grundstücke, beispiels-

weise die unserer Mandanten, könnten hingegen nur auf knapp 

Vordächer, Vorbauten, Erker und Balkone bis zu 1,50 m Tiefe auf 

einer Länge von bis zu 4 m und Terrassen bis zu 4 m Tiefe auf 

einer Länge von bis zu 4 m zulässig sind, womit ebenfalls 

Erweiterungspotentiale möglich werden  

 

Mit dem Erhalt des Gebietscharakters an der Voßdrift sieht die 

Plangeberin vor, wie oben beschrieben, im ausreichenden Maße 

Erweiterungspotentiale für die Bestandsgebäude zu ermöglichen. 

Auch für den Fall des Abrisses der Bestandsgebäude und 

Neubaus ist ein Baufenster mit der Größe von 180 qm bei einer 

möglichen zweigeschossigen Bebauung eine dem 

Bebauungskonzept entsprechende Größenordnung, die der 

Bedeutung des Ortes und der Erschließungssituation angepasst 

ist.  

 

Der Hinweis wird aufgenommen und der Begriff Bewohner gegen 

die Bezeichnung Grundeigentümer in der Begründung getauscht. 

 

 

 

 

 

 

 

Wie bereits oben beschrieben, ist das planerische Ziel für die 

Grundstücke entlang der Voßdrift, diesen Bereich mit seinem 

Bestandscharakter als „grüne“ und ruhige Straße mit umfangrei-

chen Gehölzbeständen und kleinteiligen Einzelhäusern zu erhalten 

und moderat zu entwickeln. Daher wird bei der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Neugraben-Fischbek 67 der e.g. Bereich als 

Allgemeines Wohngebiet (WA 8) u.a. mit einer maximal zulässigen 

Grundfläche (GR) mit 180 qm festgesetzt. Da die bestehenden 

Grundstücksgrößen sehr stark variieren und gleichzeitig die 

Grundstücke mit vergleichbar großen Einfamilien- und Doppel-

häusern bebaut sind, wird auf die Festsetzung einer Grundflächen-

zahl verzichtet und dafür eine maximale Grundfläche festgesetzt. 

Eine einheitliche GRZ für das WA 8 würde dem Planungsziel des 

Gebietserhalts widersprechen, da so in Relation zur Grundstücks-

größe eine große Bandbreite unterschiedlich großer Gebäude die 

Folge wäre.   
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über 10% überbaut werden. Eine Teilung in weitere Baugrund-

stücke wäre auf Dauer ausgeschlossen. 

Wie in diesem Zusammenhang auch nur der Gedanke von Gleich-

berechtigung aufkommen soll, ist vollkommen unverständlich. 

Derart unterschiedlich große Grundstücke (zwischen etwa 360 m2 

und etwa 1.400 m2) mit identisch großen Baufenstern zu ver-

sehen, die nicht einmal den Bestand abbilden, stellt eine krasse 

Ungleichbehandlung dar, die durch nichts gerechtfertigt werden 

kann.  

Stattdessen sind alle Baufelder deutlich zu vergrößern, sodass 

insbesondere auf den größeren Grundstücken mehr Flexibilität für 

die Bebauung entsteht. Da ohnehin eine Bebauung mit Einzel- 

und Doppelhäusern zugelassen werden soll, empfiehlt sich eine 

riegelhafte Ausweisung, so dass auch eine grenznahe Bebauung 

mit Doppelhäusern tatsächlich ermöglicht werden kann. 

 

Mit der Festsetzung wird eine Gleichbehandlung des vorhandenen 

Gebäudebestandes auch für die Zukunft angestrebt. Das 

vorhandene Siedlungsbild des ehemaligen Furtweges bleibt somit 

in seiner ortstypischen Gestaltung geschützt, womit der waldartige 

und dörfliche Charakter der Siedlung an der Voßdrift gewahrt 

bleibt. Die Begründung wird entsprechend mit einer stärkeren 

Verdeutlichung des planerischen Ziels des Erhalts des 

Gebietscharakters konkretisiert.  

11.4  c) Zum Maß der baulichen Nutzung 

Das zuvor Gesagte zur Festsetzungen nach § 23 BauNVO lässt 

sich übertragen auf die vorgesehene Festsetzung zum Maß der 

baulichen Nutzung. 

Die Festsetzung einer einheitlichen Grundfläche von 180 m2 für 

derart unterschiedlich große Grundstücke ist durch nichts zu 

rechtfertigen. Hinzu kommt ein weiterer Fehler in der Umsetzung 

der Planung. In der Begründung zum Bebauungsplan wird 

ausgeführt, dass aufgrund der baukörperbezogenen 

Festsetzungen der Baugrenzen in diesem Wohngebiet Stellplätze 

außerhalb der Baugrenzen errichtet werden dürfen (vgl. Seite 18 

der Begründung, textliche Festsetzung in der Verordnung § 2 Nr. 

12). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das wird auf diese Weise gar nicht möglich sein, denn bisher ist 

nicht geregelt, dass sich die 180 m2 ausschließlich auf 

Hauptanlagen beziehen. Man müsste deshalb davon ausgehen, 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Planerisches Ziel für die Grundstücke entlang der Voßdrift ist es, 

dass die Voßdrift ihren Charakter als „grüne“ und ruhige Straße mit 

umfangreichen Gehölzbeständen und kleinteiligen Einzelhäusern 

beibehält. Daher wird bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 

Neugraben-Fischbek 67 der Bereich entlang der Voßdrift als 

Allgemeines Wohngebiet (WA 8) u.a. mit einer maximal zulässigen 

Grundfläche (GR) mit 180 qm festgesetzt. Durch die Festsetzung 

einer am Bestand orientierten maximalen GR soll die vorhandene 

Einfamilienhausstruktur mit ihrer städtebaulich prägenden, 

kleinteiligen Gebäudekubatur vor einer städtebaulich Überformung 

durch maßstabssprengende, großformatige Bebauungen 

geschützt werden. Lediglich an dem Knoten Fischbeker Boulevard 

– Cuxhavener Straße rücken die Urbanen Gebiete MU 3 und MU 4 

näher an die Cuxhavener Straße (Magistrale B 73), um den 

Eingang in das Quartier an der neuen Haupterschließung mit 

einem städtebaulichen Hochpunkt (8 Vollgeschosse) und einer 

gemischt genutzten Nutzung hervorzuheben. Ansonsten liegt 

keine geschlossene oder weitgehend geschlossene 

Randbebauung weder nördlich noch südlich der Cuxhavener 

Straße vor. 

Die im Bebauungsplan festgesetzte GR lässt i.V.m. der allgemein 

zulässigen „Mitrechnungsregel“ gemäß § 19 Abs 4 Satz 2 

BauNVO zu, dass die im Bebauungsplan festgesetzte Grundfläche 
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dass insgesamt, d. h. inklusive Nebenanlagen, nur 180 m2 auf 

den Grundstücken bebaut werden dürfen. Es wäre also zwingend 

klarzustellen, dass sich die 180 m2 ausschließlich 

auf Hauptnutzungen beziehen,  

vgl. zu dieser Problematik Söfker in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 153. EL 

Januar 2024, BauNVO, § 19, Rn. 9. 

Unabhängig davon ist die Festsetzung der absoluten Größe der 

Grundfläche für bauliche Anlagen in diesem Gebiet abzulehnen. 

Sie führt, wie bereits oben zu den Baufenstern ausgeführt, zu 

einer nicht zu rechtfertigenden Ungleichbehandlung. In diesem 

Fall kommt noch hinzu, dass gemäß § 17 BauNVO als 

Orientierungswert für die Obergrenze der GRZ in allgemeinen 

Wohngebieten 0,4 gilt. Auf den Grundstücken unserer Mandanten 

soll nach diesem Entwurf, umgerechnet in GRZ, eine Bebauung 

von nicht einmal 0,13 zugelassen werden. Das kann nicht 

gerechtfertigt werden. 

Um die nach der Begründung angestrebte Gleichbehandlung 

tatsächlich zu erreichen, ist eine GRZ statt einer absoluten Größe 

festzusetzen. Mit Blick auf das zwingend zu berücksichtigende 

städtebauliche Entwicklungskonzept „Hamburger Maß" ist die 

GRZ auf den Flächen unmittelbar an der Magistrale entsprechend 

der Obergrenze mit 0,4 festzusetzen. Jede Abweichung nach 

unten wäre besonders begründungsbedürftig. 

Gleiches gilt - gerade mit Blick auf die derzeit beabsichtigte 

Festsetzung im Gebiet MU 3 - für die Festsetzung der zulässigen 

Vollgeschosse. Wenn bis zu 8 Vollgeschosse in diesem eng 

umgrenzten Bereich zugelassen werden, müssen auch auf der 

Fläche östlich der Voßdrift mehr als zwei Vollgeschosse 

zugelassen werden. 

bis zu 50 v.H. durch in Satz 1 bezeichneten Anlagen überschritten 

werden darf, unter Beachtung einer Kappungsgrenze von 0,8 

Grundflächenzahl. Aufgrund der e.g. „Mitrechnungsregel“ ist eine 

Überschreitung der festgesetzten GR durch die dort bezeichneten 

Anlagen unter bestimmten Voraussetzungen möglich. Eine 

Differenzierung der GR hinsichtlich Haupt- und Nebenanlagen wird 

von der Plangeberin daher nicht gefolgt. 

Da das hier zugrunde liegende städtebauliche Konzept, das auf 

den Erhalt des Gebietscharakters mit moderaten 

Erweiterungsmöglichkeiten an der Voßdrift, unter der 

Berücksichtigung der umfangreichen Gehölzbestände und 

kleinteiligen Einzelhäusern, abstellt, wird bei der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Neugraben-Fischbek 67 der e.g. Bereich als 

Allgemeines Wohngebiet (WA 8) u.a. mit einer maximal zulässigen 

Grundfläche (GR) mit 180 qm festgesetzt. Statt einer 

Grundflächenzahl (GRZ) wird eine maximale Grundfläche je 

Grundstück festgesetzt, da die bestehenden Grundstücksgrößen 

sehr stark variieren und gleichzeitig die Grundstücke mit vergleich-

bar kleinteiligen Einzelhäusern bebaut sind. Mit der Festsetzung 

wird eine Gleichbehandlung des vorhandenen Gebäudebestandes 

angestrebt. Das vorhandene Siedlungsbild entlang des 

ehemaligen Furtweges bleibt geschützt. Damit soll der waldartige 

und dörflich anmutende Charakter der Siedlung an der Voßdrift 

gewahrt bleiben. Eine einheitliche GRZ für das WA 8 würde 

diesem Planungsziel widersprechen. Die Begründung wird 

entsprechend konkretisiert.  

 

Wie bereits zuvor erwähnt (siehe 11.2), differenziert das dem 

Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche Konzept  

zwischen der über die schmale Anliegerstraße Voßdrift 

erschlossene vorhandene kleinteilige und fast dörflich anmutende 

Siedlungsstruktur im WA 8 und das über den Fischbeker 

Boulevard erschlossene zukünftige Urbane Gebiet MU 3. Daher 

wird an der bestehenden Festsetzung von zwei Vollgeschossen im 

WA 8 festgehalten.   

11.5  d) Zum Zustand der Grundstücke 

Wenn in der Begründung von „wertvollen Gehölzbeständen" in 

den Bereichen der Wohnbebauung Voßdrift die Rede ist, können 

damit jedenfalls nicht die Grundstücke unserer Mandanten 

gemeint sein. Hier handelt es sich ursprünglich um eine Plantage 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die angeführte Formulierung von wertvollen Gehölzbeständen 

bezieht sich nicht explizit auf die Flurstücke 5577 und 5576 

(Voßdrift 2 und Voßdrift 4), sondern auf die gesamte Bebauung 
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für Weihnachtsbäume; die aufgrund von Krankheitsbefall krumm 

gewachsenen Bäume wurden letztlich nicht verwertet. Die noch 

vorhandenen Bäume sind nicht erhaltenswert, sondern bereits 

jetzt überwiegend abgängig. 

Soweit hier ein grüner Charakter erhalten bleiben soll, ist das 

angesichts der Größe der Grundstücke auch bei einer GRZ von 

0,4 und einem größeren Baufeld möglich. 

Insbesondere besteht auch keine zu rechtfertigende 

Notwendigkeit, östlich der Straße Voßdrift einen derart breiten 

Streifen zum Ausschluss von Nebenanlagen, Stellplätzen und 

Garagen festzusetzen (dazu Seite 82 der Begründung). Die 

Fläche ist nahezu dreimal so breit wie auf der 

gegenüberliegenden Straßenseite. Dafür gibt es keinen Grund. 

Gegen eine Erhaltung grüner Vorgartenbereiche, die schon 

bauordnungsrechtlich nach §9 HBauO unumgänglich ist, spricht 

nichts. Es besteht aber kein Anlass für die Ungleichbehandlung 

gegenüberliegender Straßenseiten. Die Baugrenze kann damit 

deutlich weiter nach vorn rücken. 

Voßdrift 1 bis Voßdrift 5 sowie Cuxhavener Straße 576, 580a/b 

einschließlich rückwärtiger Grundstücksflächen. Diese gesamte 

Bebauung entlang der Voßdrift ist durch einzelne wertvolle 

Großbäume in den Straßenrandbereichen der Voßdrift, in den 

privaten Gärten sowie auf den unbebauten Flurstücken 8100, 

9767, 1103 und 1109 geprägt. Im Bereich der unbebauten 

Flurstücke erreichen die Bäume und Gehölze in Teilen einen 

flächenhaften Charakter bis hin zu einem waldgeprägten Bestand 

wie auf dem Flurstück 1103.  

Im Bereich der hier betrachten Flurstücke 5577 und 5576 sind in 

den rückwärtigen Gartenbereichen keine wertvollen 

Gehölzbestände auf den Grundstücken erfasst worden. In Folge 

beinhaltet der Bebauungsplan auch keine Erhaltungsgebote für 

Gehölzflächen in den rückwärtigen Grundstücksbereichen. In den 

Vorgartenzonen ist im Bereich der Voßdrift 2 auf dem Flurstück 

5577 ein Einzelbaum vorhanden.  

Die gärtnerische Nutzung der Grundstücke Voßdrift 2 und Voßdrift 

4, auch in Form einer ehemaligen Nutzung als Weihnachtsbaum-

plantage ist somit ohne Belang für die hier vorliegende Planung, 

da kein erhaltenswerter Gehölzbestand vorliegt und kann 

entsprechend künftig auch fortgeführt werden. 

Der Einzelbaum in der Vorgartenzone zur Voßdrift auf dem 

Flurstück 5577 soll jedoch wie weitere prägende Bäume im 

Straßenraum gesichert werden und ist daher mit einem 

Erhaltungsgebot festgesetzt.  

Die Lage und Anzahl der Bauflächen an der Voßdrift sind 

insgesamt städtebaulich begründet. 

Die Breite der Vorgartenzone auf der Ostseite der Voßdrift 

orientiert sich am bestehenden Straßenbegleitgrünstreifen. 

Darüber hinaus sollen die beiden wertvollen festgesetzten 

Einzelbäume in ihren Kronen- und Wurzelbereichen durch den 

Ausschluss von Nebenanlagen geschützt werden. Insgesamt 

dienen die getroffenen Festsetzungen dem Erhalt des 

gebietsprägenden Ortscharakters und Straßenbildes. 

 

Mit der Festsetzung einer Grundfläche (GR) wird eine 

Gleichbehandlung des vorhandenen Gebäudebestandes 

angestrebt. Damit wird das vorhandene Siedlungsbild des 

ehemaligen Furtweges geschützt. Entsprechend soll der 

waldartige und dörfliche anmutende Charakter der Siedlung an der 
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Voßdrift gewahrt bleiben. Eine einheitliche GRZ für das WA 8 

würde diesem Planungsziel widersprechen. Gleichzeitig sollen die 

heute, in einer Bauflucht aufgereihten Wohngebäude in der 

Voßdrift auch weiterhin in einer Flucht - in der ersten Reihe - 

stehen. Entsprechend ergeben sich westlich und östlich der 

Voßdrift unterschiedlich tiefe Vorgartenzonen. Da der 

Bebauungsplan neben dem Erhalt des Gebietscharakters 

moderate Erweiterungspotenziale – wie zuvor erwähnt – vorsieht, 

bleiben die bisherigen Festsetzungen zur baulichen 

Ausnutzbarkeit auf den Grundstücken unverändert. Die 

Begründung wird entsprechend konkretisiert.  

11.6  e) Zur Erschließung 

Das in der Begründung zum Ausdruck kommende Ziel, die Straße 

Voßdrift durch Unterbindung von Durchgangsverkehr 

(Schleichverkehr) von und zur Cuxhavener Straße zu einer 

ruhigen Wohnstraße zu machen, kann nach der vorliegenden 

Planung kaum erreicht werden. 

Durch die entstehende Sackgassenlage mit Wendemöglichkeit 

wäre hier im Gegenteil geradezu eine Parkzone für die neu 

entstehenden Wohnsiedlungen im Norden geschaffen. Der 

Charakter der Straße wäre mithin dadurch verloren, dass künftig 

der gesamte Bereich mit parkenden Pkw zugestellt wäre. 

Stattdessen kann unerwünschter Schleichverkehr auch dadurch 

effektiv verhindert werden, dass die Straße Voßdrift weiterhin an 

die Cuxhavener Straße angeschlossen bleibt und stattdessen im 

Norden der Anschluss an die Neuwulmstorfer Schulstraße nicht 

wie geplant erfolgt. Dort könnte ein Abschnitt dem Fußgänger- 

und Fahrradverkehr Vorbehalten bleiben. 

Zugleich entspricht eine solche Vorgehensweise auch der bereits 

aufgezeigten Notwendigkeit, im Bereich der Magistralen eine 

deutliche Nachverdichtung zu ermöglichen. Durch die Öffnung des 

Verkehrs zur Magistrale wird eine Ausweisung dieser Flächen als 

urbanes Gebiet mit größerer Verdichtung ermöglicht. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Mit der Planung der Fischbeker Reethen soll eine zukunftswei-
sende, klimagerechte und nachhaltige Mobilität vorangetrieben 
werden, die vorhandene und zukünftige gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen und Prozesse berücksichtigt und künftig flexibel auf 
diese reagieren kann. Die Reduzierung des individuellen PKW-
Verkehrs stellt vor dem Hintergrund derzeitiger Veränderungspro-
zesse im Mobilitätsverhalten sowie den Anforderungen an eine 
nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung eine zukunftsorien-
tierte Strategie dar. Mit dem Mobilitätskonzept der Fischbeker 
Reethen werden Bausteine einer zukunftsgerichteten Mobilität 
entwickelt. Dazu gehört als verkehrsrechtliche Maßnahme die 
Koordinierung eines flächendeckenden Parkraumbewirtschaf-
tungskonzepts für die Fischbeker Reethen und die umliegende 
Nachbarschaft durch die Abteilung Verkehrsentwicklung des 
Landesbetriebs Verkehr (LBV VE). So generieren Kommunen 
bspw. in Gebieten mit sehr hohem Parkdruck über eine Parkraum-
bewirtschaftung einen höheren Umschlagsgrad und entsprechend 
mehr freie Parkstände. Eine Parkraumbewirtschaftung ist jedoch 
nur dann erfolgreich, wenn sie angemessen und regelmäßig 
überwacht wird. Hierfür sind bei Bedarf personelle Kapazitäten 
auszubauen, um die Fischbeker Reethen im Sinne der angestreb-
ten Mobilitätswende als autoreduziertes Quartier zu etablieren. 
 

Bei der Planung der Voßdrift gab es eine ausführliche 

Variantenprüfung im Jahre 2022, die sowohl den künftigen 

Anschluss an die Neuwulmstorfer Schulstraße als auch den 

Anschluss an die B73 untersucht hat. Erforderlich wurde diese, da 

die Straße als öffentliche Straße und nicht als Zufahrt einzustufen 

ist. 
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Untersucht wurden insgesamt sechs verschiedene Varianten für 

den Ausbau der Voßdrift. Für diese Varianten wurde jeweils 

betrachtet, wie sie sich mit einer Zufahrt von der B 73 oder der 

Neuwumstorfer Schulstraße aus darstellen. Insgesamt wurden so 

13 Erschließungsvarianten betrachtet. Die Varianten wurden nach 

den folgenden Kriterien bewertet: 

- Verkehrliche Einbindung 

- Bewegungsraum des motorisierten Individualverkehrs 

- Bewegungsraum der Fußgänger 

- Berücksichtigung des vorhandenen Baumbestandes 

- Versiegelungsgrad 

- Erforderlichkeit des ggf. zusätzlichen Grunderwerbs 

- Konflikte mit der Bestandsbebauung 

- Parkmöglichkeiten im öffentlichen Raum 

Auf der Basis der Bewertung der genannten Kriterien hat sich die 

Vorzugsvariante für die Erschließung ergeben. 

Die Vorzugsvariante ist eine Variante mit Anschluss an die 

Neuwulmstorfer Schulstraße, da ein Anschluss an die B73 in 

Abstimmung mit der Polizei (Verkehrsdirektion) aus Gründen der 

Verkehrssicherheit und im Rahmen der Neuordnung der 

Cuxhavener Straße in diesem Bereich nicht weiterverfolgt wurde. 

Bei einem Anschluss an die B73 ist aufgrund der hohen 

Frequentierung der B73 nur ein Aus- und Einfahren nach rechts 

möglich. Ein Linksab- bzw. -einbiegen ist aufgrund der 

Vierspurigkeit und der verkehrlichen Risiken nicht 

anordnungsfähig. Mit den genannten Einschränkungen sind 

Umwegfahrten verbunden. Eine Öffnung auf beiden Seiten der 

Voßdrift ist nicht gewünscht, um Schleichverkehr in bzw. aus dem 

Erschließungsgebiet auszuschließen und eine stärkere 

Verkehrsbelastung der Voßdrift zu vermeiden.  

 

In der Voßdrift (Spielstraße) werden derzeit drei Parkstände im 

öffentlichen Raum für Besucher vorgesehen. Parken im 

öffentlichen Raum außerhalb dieser gekennzeichneten Bereiche 

ist unzulässig und wird über die Parkraumbewirtschaftung 

nachgehalten. 

11.7  2. Gebotene Festsetzungen nach § 1 Abs. 7 BauGB 

Nach alledem werden die vorgesehenen Festsetzungen nicht in 

Kraft treten können. Sie sind nicht zu rechtfertigen, führen zu einer 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Gemäß der Leitlinie zum Hamburger Maß sollen vor allem 

Bereiche in direkter Nähe zu bestehenden und künftigen 
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Ungleichbehandlung der Eigentümer und zu einer Planung, die 

jede bauliche Entwicklung auf den Grundstücken unserer 

Mandanten und weiterer Grundstücke in der bestehenden 

Siedlung verhindert. Statt auf Nachverdichtung wird der 

Schwerpunkt auf die neu entstehenden Siedlungen gelegt. 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der 

Bauleitpläne die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander 

und untereinander gerecht abzuwägen. Zu den öffentlichen 

Belangen gehört jedoch nicht, dass die Stadt ihre Planungshoheit 

dazu nutzt, sich selbst Vorteile auf Kosten von Privateigentümern 

zu verschaffen. Laut Begründung befinden sich die Flächen im 

Plangebiet überwiegend im Eigentum der FHH oder sollen 

weitestgehend angekauft werden. Eine der wenigen Ausnahmen 

ist demnach die vorhandene Splittersiedlung an der Voßdrift (vgl. 

Seite 22). 

Das kann aber kein Grund sein, entgegen dem Ziel des 

Entwicklungskonzepts „Hamburger Maß", eine bauliche 

Entwicklung dieser Fläche zu verhindern. 

„Es sollen nach den Leitlinien die Stapelung von Wohnraum 

auf wohnverträglichem Gewerbe künftig ebenso auf der 

Agenda stehen wie der Vorrang des mehrgeschossigen 

Bauens gegenüber dem Bau von Gebäudetypologien mit 

geringer städtebaulicher Dichte, etwa freistehenden 

Einfamilienhäusern. Auch in städtischen Randlagen sei das 

Ziel, höhere bauliche Dichten zu realisieren, unter Beachtung 

der örtlichen Verhältnisse („3. Städtebauliche Dichte - das 

Hamburger Maß", S. 12 Absatz 3)." zitiert nach: 

Hamburgisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 11. Juli 

2023 - 2 E 4/22.N-, Rn. 62, juris. 

Hamburg benötigt mehr Wohnraum. Gerade entlang der 

Magistralen sollen urbane Gebiete entstehen. Hier bietet sich die 

Chance, auch die Flächen unserer Mandanten zu urbanen 

Gebieten mit einer deutlich höheren baulichen Ausnutzung zu 

machen. Die Baufenster sind zu vergrößern, die GRZ ist für den 

gesamten Bereich höher festzusetzen und es sind deutlich mehr 

als zwei Vollgeschosse zuzulassen. 

Unabhängig davon darf jedenfalls die bestehende Nutzung auf 

den Grundstücken nicht durch eine willkürliche Einzeichnung von 

Baufenstern und eine unklare Bestimmung der Grundfläche 

eingeschränkt werden. 

Schnellbahnhaltestellen, in meist locker bebauten 

Wohnsiedlungen der 1950er, -60er und 70er Jahre sowie an 

lückenhaft und niedrig bebauten Rändern von Magistralen bei der 

Neuplanung möglichst mit verdichtete, nutzungsgemischte und 

mehrgeschossige Bebauungen vorgesehen werden. 

 

Festzustellen ist, dass die betroffenen Grundstücke (Voßdrift 2 und 

4) mit einer Belegenheit an der Voßdrift nicht in dem in den 

Leitlinien zum Hamburger Maß genannten 600-Meter-Radius um 

eine S-Bahnstation liegen, der einer maximalen Fußwegzeit von 

10 Minuten entspreche. Des Weiteren nehmen die Grundstücke 

auch an keinem teilweise lückenhaft und unterdimensioniert 

gefassten Magistralenabschnitt teil, wodurch die Aktivierung von 

Entwicklungspotentialen gemäß der e.g. Leitlinie städtebaulich 

begründet werden könnte. Da der Abstand der Cuxhavener Straße 

zur geplanten Bebauung südlich der Cuxhavener Straße ca. 35 

Meter beträgt und nördlich der Cuxhavener Straße die geplante 

Wohnbebauung mindestens 19,5 m Abstand zur Cuxhavener 

Straße einhält, wird dem Planziel, an der Cuxhavener Straße im 

Stadtein- bzw. - ausgangsbereich einen hohen Anteil an 

Grünflächen mit gestalterischer Wirkung zu erhalten, entsprochen. 

Die bestehende Bebauung auf den Flurstücken 1517, 1518, 9766 

und 1100 entlang der Cuxhavener Straße genießt daher 

Bestandsschutz. Die Grundstücke Voßdrift 2 und 4 werden auch 

nicht als Bestandteil der neu geplanten städtebaulichen 

Eingangssituation am westlichen Knotenpunkt Fischbeker 

Boulevard – Cuxhavener Straße gewertet. Wie bereits zu „c) zum 

Maß der baulichen Nutzung“ geschrieben, soll die vorhandene 

Einfamilienhausstruktur entlang der Voßdrift mit ihrer städtebaulich 

prägenden, kleinteiligen, dörflichen Gebäudekubatur vor einer 

städtebaulich bedenklichen Überformung durch 

maßstabssprengende, großformatige Bebauungen geschützt 

werden. Daher wird den Grundstücken entlang der Voßdrift, die 

entsprechend der städtebaulichen Gesamtkonzeption hierfür 

geeignet sind, Baumöglichkeiten für eine moderate Erweiterung 

zugestanden.  

 

Gemäß Masterplan Magistralen 20240 wird die Cuxhavener 

Straße im Bereich des Plangebiets als Raumtyp 8 „Vorstadtallee“ 

gewertet. Die Vorstadtallee zeichnet sich gem. Gutachten durch 
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aufgelockerte bauliche Strukturen, ausgeprägten Baumbestand 

und einem hohen Maß an Grünräumen entlang der Magistrale aus. 

Das Zielbild für den Raumtyp Vorstadtallee sieht vor, diesen Char-

akter auch künftig zu wahren. Entsprechend folgt die Planung der 

Fischbeker Reethen und damit die Ausweisungen im Bebauungs-

plan den Zielen des Masterplans Magistralen 2040. Ein Konflikt mit 

dem angesprochenen Gutachten kann nicht erkannt werden.  

11.8  Verortung 

 

Der in der Karte dargestellte Standort wird zur Kenntnis 

genommen. 

12 Bürger/in 

BOP ID: 1156 

 

eingereicht am 
15.07.2024 

Auf das gesamte Projekt bezogen, sie die angesetzten 

Maßnahmen zum Artenschutz von angesiedelten Feldermäusen, 

Vögeln, Insekten und Säugetieren unzureichend. 

(Feldermäuse, Feldlerchen, Wachtelkönig, Eisvögel, Weißstörche, 

Feldsperlinge, Falken und andere Raubvögel, Kuckuck, Fasane, 

Gänse und Kraniche, sowie Feldhasen und Rehe, Kröten, Brauner 

Bär, Libellen aller Art, Wildbienen) Die Beanstandungen des 

BUND sind unzulänglich beantwortet. Grundsätzlich sind die 

Gutachten veraltet und berücksichtigen nicht die Artenvielfalt nach 

den nicht-bewirtschafteten Corona-Jahren, und sind daher in den 

vorgeschlagenen Maßnahmen unzulänglich. Das Gesamtprojekt 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die festgelegten artenschutzrechtlichen Maßnahmen sowie 

sonstige Grünmaßnahmen für die Artengruppen der Fledermäuse, 

Vögel, Insekten und Säugetiere basieren auf dem in den 

faunistischen Untersuchungen festgestellten Artenbestand. Dazu 

wurde umfangreiche Kartierungen der Artengruppen Brutvögel, 

Fledermäuse, Amphibien sowie Tagfalter, Libellen und 

Heuschrecken in 2016 auf den zentralen Plangebietsflächen 

südlich der Bahnlinie und 2018 auf den später in das Plangebiet 

aufgenommenen Teilflächen durchgeführt. In 2022 wurden die 

Erfassungen der Artengruppen Brutvögel und Fledermäuse 

aktualisiert und eine Erfassung des streng geschützten 
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fechten wir daher auf Grund des Verlustes an Artenvielfalt und 

Lebensraum an. 

Nachtkerzenschwärmers durchgeführt. Für die vorhandenen 

Erfassungen der übrigen Tierartengruppen erfolgte eine 

Plausibilitätskontrolle. Damit liegen aktuelle Kartierungen vor, die 

in einem Artenschutzfachlichen Gutachten einschließlich 

erforderlicher Artenschutzmaßnahmen zusammengestellt sind. 

Diese berücksichtigen und erfassen auch die thematisierte 

verstärkte Nutzungsaufgabe von landwirtschaftlichen Flächen und 

das hiermit ggf. veränderte faunistische und floristische 

Artenspektrum. Das Artenschutzgutachtachten ist durch die 

Fachbehörde BUKEA geprüft und fachlich anerkannt worden.  

Es ist richtig, dass mit Umsetzung der Planung, Lebensräume für 

Tiere verloren gehen und die Artenvielfalt zunächst beeinträchtigt 

wird. Jedoch werden umfangreiche Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen zur Optimierung von Lebensräumen innerhalb 

des Plangebiets und zur Neuschaffung von Lebensräumen 

außerhalb des Plangebiets vorgesehen. Die externen Maßnahmen 

sind dabei auf die artspezifischen Habitatansprüche ausgerichtet 

und zielen dabei auf die Herrichtung von Optimalhabitaten ab, so 

dass das Artenspektrum insgesamt erhalten wird. Darüber hinaus 

verbleiben in den Grün- und Freiflächen sowie Maßnahmenflächen 

im Plangebiet Lebensräume für Tiere bestehen und es werden 

durch Begrünungsmaßnahmen in den Baugebieten weitere 

Besiedelungsmöglichkeiten für die betroffenen Arten geschaffen.  

Im Einzelnen dient die getroffene Festsetzung für eine insekten- 

und fledermausfreundliche Beleuchtung diesen Artengruppen. 

Darüber hinaus werden für die betroffene Fledermausart Braunes 

Langohr Ersatzquartiere durch die Installation von 

Fledermauskästen am vorhandenen Baumbestand vorgesehen, 

die in Teilen bereits umgesetzt worden. Mit dem Erhalt eines 

Großteils der Bäume / Gehölze in den öffentlichen Grünflächen mit 

Waldcharakter verbleiben potenzielle Quartiersstandorte innerhalb 

des Plangebietes. Darüber hinaus werden quartiersnahe 

Nahrungshabitate und Flugwege im Plangebiet durch eine 

entsprechende Gestaltung der Rethenbek und der 

Hauptzufahrtsstraße Fischbeker Boulevard in das Baugebiet 

erhalten und entwickelt. 

Aus der Artengruppe der Vögel werden vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen zur Neuanlage von rd. 27 ha Brut- und 

Nahrungshabitaten für die Feldlerche festgesetzt, die sich sowohl 

in den landwirtschaftlich genutzten Flächen nördlich der 
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Bahntrasse als auch Vogelschutzgebieten „Moore bei Buxtehude“ 

(Niedersachsen) und „Moorgürtel“ (Hamburg“) befinden. Zur 

Entwicklung von Bruthabitaten für den Wachtelkönig in einer 

Größenordnung von rd. 29,2 ha sind Maßnahmen ebenso in den 

Vogelschutzgebieten „Moore bei Buxtehude“ und „Moorgürtel“ 

Maßnahmen vorgesehen, die in Teilen wie die 

Ausgleichsmaßnahmen für die Feldlerche bereits parallel zum B-

Planverfahren umgesetzt wurden. Der Eisvogel wurde nicht als 

Brut- und Nahrungsvogel im Rahmen der durchgeführten 

Kartierungen nachgewiesen. Potenzielle Reviere verbleiben bzw. 

können an der Rethenbek entstehen. Der nordwestlich des 

Plangebietes am Rand des Moorgürtels brütende Weißstorch 

wurde im Plangebiet nur überfliegend beobachtet; als 

Nahrungshabitat scheint die Fläche für die Vögel keine Bedeutung 

zu haben. Der Brutplatz ist durch die Planung nicht betroffen. In 

den landwirtschaftlich genutzten Flächen nördlich der Bahn 

werden die Nahrungshabitat für die Art erhalten. 
Der Feldsperling findet weiterhin Brut- und Nahrungsplätze in den 

landwirtschaftlichen Nutzflächen, die nördlich der Bahn, in Teilen 

mit Vorgaben für eine extensive Bewirtschaftung bestehen bleiben. 

Für den Verlust des Turmfalken-Brutplatzes im Plangebiet werden 

insgesamt sechs Turmfalken-Nisthilfen außerhalb und innerhalb 

des Plangebiets installiert. Sonstige Falkenarten und Greifvögel 

können weiterhin die im Plangebiet verbleibenden Bäume bzw. 

waldartigen Gehölzbestände nutzen als auch geeignete 

Ausweichquartiere im räumlichen Umfeld. Der Kuckuck wurde in 

den nördlichen Plangebietsbereichen festgestellt, für die nicht von 

einer Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten auszugehen ist. Der Fortbestand des Fasans wird 

durch die Einrichtung des sogenannten Pufferstreifens zwischen 

der Bahnlinie und dem Vogelschutzgebiet „Moorgürtel“ gesichert. 

Eine in Teilen extensive landwirtschaftliche Nutzung mit dem 

Erhalt von Gebüschen und Saumstrukturen in den 

Maßnahmenflächen dient u.a. dem Schutz dieser Art. Das 

Plangebiet hat derzeit keine essentielle Bedeutung als Rast- und 

Nahrungsgebiet für Gänse und Kraniche. Mit den geplanten 

Maßnahmen im Pufferstreifen übernimmt dieser jedoch auch eine 

entsprechende Funktion für die genannten Arten. 
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Für die Artengruppe der Säugetiere wie Feldhasen und Rehe 

verbleiben insgesamt im angrenzenden Moorgürtel ausreichend 

geeignete Lebensräume.  

Im Rahmen der durchgeführten Kartierungen zur Gruppe der 

Tagfalter ist der Braune Bär nicht nachgewiesen worden. 

Potenziell geeignete Lebensräume für die Art finden sich jedoch in 

der geplanten Maßnahmenfläche für eine lichte 

Bruchwaldentwicklung, wo u.a. auch bevorzugte Gehölzsäume 

und Lichtungen entstehen, sowie in den Maßnahmenflächen im 

Pufferstreifen, die u.a. der Sicherung eines Komplexes aus 

extensiven Feuchtwiesen mit gebüschreichem Offenland dienen. 

Für die Libellenfauna bestehen im Plangebiet weiterhin gute 

Lebensraumangebote durch die Maßnahmen an der Rethenbek 

und in der über 5 ha großen Bruchwaldfläche im Nordosten des 

Plangebietes südlich der Bahn und durch den Erhalt des 

Grabennetzes in den extensiven Grünländern in den 

Maßnahmenflächen im Pufferstreifen.  

Wildbienen können durch eine extensive Gestaltung von 

Grünflächen innerhalb der Baugebiete gefördert werden. 

In Ergebnis zeigt sich, dass auf die mit dem Vorhaben 

verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft mit qualifizierten 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen reagiert wird. Auf Grundlage 

der fundierten Kartierungen aus Ersterfassungen und 

Nachkartierungen über einen längeren Zeitraum sind zum einen 

wichtige Qualitäten für Flora und Fauna gesichert und 

kontinuierlich fortlaufend erkannt worden. In Folge dessen wurden 

Maßnahmen zum Erhalt und zur Entwicklung von Lebensräumen 

im Plangebiet festgelegt. Zum anderen wurden für einzelne 

Artengruppen und Arten sowie Biotope die erforderlichen 

Kompensationsbedarfe nach fachlich anerkannten Standards 

ermittelt und bemessen und entsprechend - teilweise auch bereits 

im zeitlichen Vorfeld baulicher Eingriffe - umgesetzt. Damit werden 

die Konflikte in Bezug auf den Arten- und Biotopschutz gelöst 

sowie die Eingriffe insgesamt kompensiert. Unter Berücksichtigung 

der Maßnahmen werden entstehende Lebensraumverluste 

ausgeglichen und die Artenvielfalt gesichert. 

Darüber hinaus ist die überplante Fläche seit 1997 in fast gleicher 
Abgrenzung im Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche 
dargestellt. Die Stadt Hamburg hat damit vor über 25 Jahren die 
Absicht erklärt, diese Fläche einer Wohnnutzung zuzuführen. 
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Gleichzeitig hat die Stadt Hamburg im Rahmen der Aufstellung 
Leitlinien für die Entwicklung neuer Wohnbauflächen definiert. 
Neben der inneren Entwicklung durch Verdichtung und 
Stadtumbau sind Flächen in den Einzugsbereichen des 
schienengebundenen öffentlichen Personennahverkehrs für 
zusätzlichen Wohnraum zu berücksichtigen. Dabei sollen 
großflächige Siedlungsgebiete vermieden und stattdessen 
gemischt genutzte Bereiche entwickelt werden. 
Im Landschaftsprogramm der Stadt Hamburg ist die überplante 
Fläche in fast gleicher Abgrenzung seit 1997 als Etagenwohnen 
dargestellt. Die im Landschaftsprogramm dargestellte Parkanlage 
am westlichen Rand des Plangebiets ist in der Planung in Teilen 
erhalten und in Teilen in die Fischbeker Reethen integriert worden. 
Die Karte Arten- und Biotopschutz des Landschaftsprogramms 
stellt für den großen, zentralen Bereich die Biotopentwicklungs-
räume „städtisch geprägte Bereiche mit mittlerem bis geringem 
Grünanteil (12)“ sowie für den Bereich südlich der Bahnlinie 
„Industrie-, Gewerbe- und Hafenflächen (14)“ dar.  
Mit dem „Bündnis für das Wohnen“ und dem „Vertrag für Hamburg 
– Wohnungsneubau“ hat sich die Stadt Hamburg bereits 2011 das 
Ziel gesetzt, jährlich mindestens 10.000 neue Wohnungen zu 
schaffen, davon 3.000 als öffentlich geförderte Mietwohnungen. 
Dabei soll ein besonderes Augenmerk auf der Unterstützung 
besonders benachteiligter Menschen und Haushalte liegen.  
Die Entwicklung von Wohnbau- sowie gemischt und gewerblich 
genutzten Flächen in den Fischbeker Reethen entspricht daher 
den Vorgaben des Flächennutzungsplans und des Landschafts-
programms. Zudem schafft der Bezirk Harburg mit  
dem Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 67 die planungsrecht-
liche Voraussetzung, um die Anforderungen aus dem Vertrag für 
Hamburg – Wohnungsneubau (800 neue Wohneinheiten pro Jahr) 
erfüllen zu können. 

12.1  Desweitern konnte im Rahmen der öffentlichen Auslegung des 

Bebauungsplanverfahren Neugraben Fischbek 67 - Fischbeker 

Reethen festgestellt werden, dass im angrenzenden 

Planungsgebiet zum Gerhard- Bachmann-Ring in Neu Wulmstorf 

eine private Grünanlage geplant ist, die zum einen durch 

Dauerkleingarten aber auch als Flache zum Starkregenruckhalt 

genutzt werden soll. Desweitern, sieht der Entwurf die Verbauung 

von Erdsonden zum Zwecke der Energiegewinnung auf der 

genannten Grünflache vor. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Bezirksamt Harburg - Neugraben-Fischbek 67 - Fischbeker 

Reethen Ausgedruckt am 14/07/2024, 

18:53 

 

Als Anwohner im  grenzt mein Grundstuck direkt an das 

vorgesehen Plangebiet, sodass ich hiermit folgende Einwände 

zum Planungsvorhaben einreichen 

mochte: 

12.2  - Zur Vermeidung von Lärmemissionen sowie zur Gewahrung 

eines Sichtschutzes ist die Grenze zum Neu Wulmstorfer Gebiet 

auf Seite der Kleingarten mit einer abgrenzenden ökologisch 

wertvollen Hecken- und Strauchbepflanzung zu begrünen. Die 

Pachtverträge mit den Kleingärtnern sollten weiterhin die 

Bewahrung dieser Bepflanzung zur Landesgrenze beinhalten. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die geplanten Nutzungen innerhalb des Plangebiets wurden auf 

ihre Verträglichkeit untereinander und zur umliegenden Bebauung 

hin überprüft. Darüber hinaus wurde die aktuelle Lärmsituation im 

Plangebiet zu Grunde gelegt. Im Rahmen der Lärmtechnischen 

Untersuchung (LTU) wurden die Verkehrs-, Gewerbe- und Sport-

anlagenimmissionen für die Nutzungen innerhalb des Plangebiets 

sowie für die benachbarte vorhandene Bebauung ermittelt und 

beurteilt. Außerdem wurden die Lärmauswirkungen auf die umlie-

gende Wohnbebauung aufgrund des Ausbaus der Knotenpunkte 

an der B73 in Zusammenhang mit der Zunahme der Fahrzeugver-

kehre durch die Realisierung der Planung untersucht. Weiterhin 

wurden die Lärmimmissionen im etwa 250 Meter nördlich der 

Bahnlinie beginnenden EU-Vogelschutzgebiet „Moorgürtel“ unter-

sucht. Darüber hinaus erfolgte eine Bewertung der durch die Bau-

stellenverkehre verursachten Zunahme der Lärmimmissionen auf 

der B73. Lärmimmissionen für die Nachbarschaft ergeben sich aus 

der Planung durch Verkehrslärm (Fahrzeugverkehre innerhalb des 

Plangebiets, Zunahme der Fahrzeugverkehre außerhalb des 

Plangebiets durch die Entwicklung des Plangebiets und Baustel-

lenverkehre während der Bauphase), Gewerbelärm (Gewerbe-

gebiet südlich angrenzend an die Bahnstrecke) und Sportanlagen-

lärm (Sportanlagen nördlich der Neuwulmstorfer Schulstraße). 

 

Im Ergebnis der LTU wurden Festsetzungen zum Lärmschutz 

getroffen, damit gesundheitsverträgliche Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse im Plangebiet gewährleistet sind. Für die Gewerbege-

biete wurde daher eine Lärmkontingentierung gemäß DIN 45691 

durchgeführt. Für das geplante Kombibad wurde eine zusätzliche 

lärmtechnische Stellungnahme erstellt. Des Weiteren wurde die 
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Verkehrslärmentwicklung im Umfeld des Plangebiets durch aus 

dem Plangebiet generierte Mehrverkehre gesondert untersucht. 

 

Die einzelnen Maßnahmen, die sich aus dem Verkehrs-, Gewerbe 

oder Sportanlagenlärm ergeben, sind in der Planbegründung und 

den entsprechenden Fachgutachten näher beschrieben.  

  

Abschließend wird der Hinweis gegeben, dass künftige Nutzungen 

die zulässigen Immissionswerte in den nachgelagerten 

Antragsverfahren nachweisen müssen. Ein Lärm- oder 

Sichtschutzwall wird zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 

nicht benötigt und daher auf der Ebene der kommunalen 

Bauleitplanung nicht festgesetzt. 

Es wird davon ausgegangen, dass eine Eingrünung der Parzellen 

durch die Nutzer stattfinden wird.  

12.3  - Alle Kleingarten Anlagen müssen mit voll funktionstüchtigen 

Abwasser und Sanitärausstattungen ausgestattet sein, um 

Umwelt- und Geruchsbelästigung zu vermeiden. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Auf Grund der Lage des Plangebiets im Grundwasserschutzgebiet 

werden beide Kleingartenanlagen mit Auflagen versehen, um 

einen größtmöglichen Grundwasserschutz zu gewährleisten. 

Entsprechend werden das Vereinshaus und die 

Abwasserabkippstationen mit Sielanschlüssen ausgestattet. Die 

Neuanlage von Abwassersammelgruben ist im 

Wasserschutzgebiet ausgeschlossen. Auch Sielanschlüsse sind 

für die einzelnen Kleingärten nicht zulässig. Zudem kann eine 

Grundwasserüberwachung für das Kleingartengelände eingerichtet 

werden. 

12.4  - Eine Ableitung des Niederschlagswasser muss auch bei 

Starkregen- und Überflutungsereignissen 

auf den angrenzenden Grundstucken z.B. im Gerhard-Bachmann-

Ring durch effektive Maßnahmen 

verhindert werden. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

Der Bebauungsplan trifft Vorkehrungen, so dass keine Ableitung 

des Niederschlagswasser auf den angrenzenden Grundstücken in 

der Gemeinde Neu Wulmstorf zu erwarten sind.  

Grundsätzlich gilt, dass im Falle eines Starkregenereignisses das 

Niederschlagswasser, das in Hamburg anfällt oder von Nieder-

sachsen nach Hamburg wild fließt, in Hamburg zu bewirtschaften 

ist. Entsprechend ist Oberflächenwasser, das von Niedersachsen 

nach Hamburg fließt, nicht an anderer Stelle wieder zurück nach 

Niedersachsen zu führen. Im Sinne der Starkregenvorsorge ist 

geplant, das nach Hamburg wildfließende Oberflächenwasser aus 

Niedersachsen bei einem 30- bis 300-jährigen Starkregenereignis 



Bebauungsplan-Entwurf Neugraben-Fischbek 67 „Fischbeker Reethen“ inkl. paralleler FNP- und LaPro-Änderung 
Vorlage zum Arbeitskreis II - Stand: 07.11.2024 

48/169 

in die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingarten im 

Westen des Plangebiets einzuleiten und von dort kontrolliert nach 

Norden in den Vogelschutzgraben abzuleiten. Es sind entspre-

chende bauliche Maßnahmen vorzusehen, die sicherstellen, dass 

das Wasser nicht von der Kleingartenanlage nach Westen über die 

Landesgrenze nach Neu Wulmstorf gelangt.  

Damit das entwickelte Konzept zur Starkregenvorsorge bereits auf 

Ebene der Bebauungsplanung verbindlich gesichert wird, wird die 

Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingarten im 

Westen des Plangebiets multikodiert; d.h. ebenfalls als Fläche für 

die Regelung des Wasserabflusses mit der Zweckbestimmung 

„Starkregenrückhalt“ festgesetzt. Diese Fläche liegt ca. 0,5 m bis 1 

m tiefer, als die angrenzenden Flächen auf Hamburger Gebiet. 

Entlang der Grenze zu Niedersachsen ist zudem eine Verwallung 

bis zu 1,5 m höher als die Bestandsflächen auf niedersächsischer 

Seite vorgesehen. Die in der Fläche der Kleingärten festgesetzten 

Höhenkoten sichern die Abgrenzung der Überflutungsfläche und 

damit das erforderliche Retentionsvolumen. Somit kann in einem 

Starkregenereignis eine temporäre Überflutung der 

Kleingartenfläche eintreten, ohne dass dabei Niederschlagswasser 

aus dem Gebiet der Fischbeker Reethen in die benachbarte 

Gemeinde nach Neu Wulmstorf abgeleitet wird. 

12.5  - Die Erdwärmesonden-Entwurfsplanung gibt wieder, dass auch 

unmittelbar nahe dem angrenzenden 

Gebiet im Gerhard-Bachmachmann-Ring Erdsonden verbaut 

werden sollen. Es ist sicherzustellen, dass die Erdsonden keine 

Erdwärme aus diesem angrenzenden Gebiet abgreifen. Die 

Erdsonden sind entsprechend weiträumig von der jeweiligen 

Grundstücksgrenze zu platzieren. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Im Rahmen der Erdwärmesondenplanung werden die gängigen 

Richtlinien sowie insbesondere die Vorgaben aus dem „Leitfaden 

zur Erdwärmenutzung in Hamburg“ berücksichtigt. Insbesondere 

die hierin angegebenen Abstände zwischen Erdwärmesonden und 

Grundstücksgrenzen von 5m werden eingehalten, um 

gegenseitige thermische Einflüsse auszuschließen.   

13 Bürger/in 

 

BOP ID: 1145 

 1147 

 1157 

 1159 

 

1 Bahnflächen 

 

Stellungnahme: 

Es sind lediglich die bestehenden Bahnflächen ausgewiesen. Mit 

dem anvisierten Halbstundentakt nach Cuxhaven (in Folge der in 

Planung befindlichen vollständigen Streckenelektrifizierung), 

sowie der politisch verfolgten Verlagerung von Güter auf die 

Schiene (hier vor allem Anbindung Bremerhaven) wird die Strecke 

vollständig ausgelastet sein. Somit wird eine Takterhöhung auf der 

S-Bahn über das heutige Angebot hinaus auf der 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Im Bebauungsplanentwurf NF67 (Fischbeker Reethen) sind die als 

Bahnanlagen gewidmeten Bereiche als Bahnflächen festgesetzt. 

Diese beinhalten neben den vorhandenen Bahngleisen auch den 

nördlich der Bahngleise gelegenen, unbefestigten Wartungsweg. 

Im Rahmen der förmlichen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 

und 4a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) wurde von Seiten der 

Deutschen Bahn kein zusätzlicher Flächenbedarf gefordert, so 

dass eine Festsetzung von zusätzlichen Bahnflächen, d.h. über die 
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eingereicht am 
15.07.2024 und 
16.07.2024 

Bestandsinfrastruktur nicht möglich sein. Eine 

Angebotserweiterung (z.B. bis Buxtehude) erfordert zusätzliche 

Gleise (ggf als eigenständige S-Bahngleise mit Stromschiene). 

Dies wäre auch im Sinne einer höheren betrieblichen Stabilität 

und Zuverlässigkeit. 

 

Empfehlung: 

Nördlich der heutigen Bahnfläche sollten Flächen für einen 

langfristigen 4-gleisigen Ausbau vorgesehen und frei von 

Bebauung gehalten werden. 

gewidmeten Bahnlagen, durch die Plangeberin nicht 

vorgenommen wurden. Eine Bevorratung von zusätzlichen 

Bahnflächen – ohne konkrete Erweiterungsabsichten – steht dem 

übergeordneten planungsziel einer reduzierten 

Flächeninanspruchnahme entgegen. Gemäß BauGB sind bei der 

Aufstellung von Bauleitplänen neben weiteren Aspekten 

insbesondere Auswirkungen auf Flächen und Böden zu 

berücksichtigen (vgl. BauGB §1) zu berücksichtigen. Darüber 

hinaus wird in § 1a BauGB der sparsame und schonende Umgang 

mit Grund und Boden vorgegeben. Aus den eben genannten 

Gründen wird der Empfehlung nicht gefolgt.  

13.1  2. S-Bahn Anbindung 

 

Stellungnahme: 

Eine S-Bahn Station Fischbeker Reethen wird nicht vorgesehen. 

Die Stationen Fischbek und Neu Wulmstorf erschließen diese 

Gebiete nicht fußläufig (600m/10min Umkreis). Ein Zubringerbus 

nach Neugraben ist weder leistungsfähig noch attraktiv, hier liefert 

Fischbeker Heidbrook bereits erste Erfahrungen. Angesichts der 

erwarteten Einwohnerzahlen in Fischbeker Heidbrook und 

Reethen, dem angestrebten niedrigen MIV-Anteil am Verkehr und 

niedrigem Stellplatzschlüssel erscheint es widersprüchlich, keinen 

direkten S-Bahn Anschluss für diese Gebiete vorzusehen, zumal 

eine Bahntrasse vor der Haustür liegt. Solch niedrige 

Stellplatzschlüssel sind nur in urbanen Lagen mit 

direktem (also fußläufigem) Schnellbahnanschluss zu erreichen. 

 

Empfehlung: 

Der Bebauungsplan und das Mobilitätskonzept sollen den 

nachträglichen Bau einer S-Bahn Station 

vorsehen, hierfür einen geeigneten Standort festlegen und in 

diesem Sinne angepasst werden 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Das neue Quartier der Fischbeker Reethen wird an den 

Schienenpersonennahverkehr über den vorhandenen S-

Bahnhaltepunkt Hamburg-Fischbek angebunden, der fußläufig 

sowie mit dem Fahrrad gut erreichbar ist. Des Weiteren wird das 

neue Quartier künftig mit einer neuen Buslinie über die 

Cuxhavener Straße an den S-Bahnhaltepunkt Neugraben 

angeschlossen.  

 

Im Rahmen der Planung der Buslinienführung wurden 2017 sowie 

2022 verschiedene Varianten vom hvv und der Hamburger 

Hochbahn AG (Hochbahn) überprüft. In die Variantenprüfung sind 

Aspekte wie die Streckenlänge, Abbiegebeziehungen, 

Erfahrungswerte des hvv/der Hochbahn und naturschutzfachliche 

Aspekte eingeflossen, um die voraussichtlichen Fahrzeiten in den 

einzelnen Varianten zu ermitteln. Die Vorzugsvariante sieht die 

Einführung einer neuen Buslinie vor, die von der Cuxhavener 

Straße kommend über den südlichen Fischbeker Boulevard in die 

Fischbeker Reethen einbiegt. Die weitere Linienführung soll die 

westliche Neuwulmstorfer Schulstraße, die Straße Rethenbek 

nach Norden und die Gründerstraße bis zur Endhaltestelle im 

mittleren Straßenabschnitt erschließen. Die neue Buslinie soll das 

Planungsgebiet in umgekehrter Richtung in Richtung Cuxhavener 

Straße wieder verlassen. Insgesamt sind im Planungsgebiet drei 

Bushaltestellen mit je zwei Richtungshaltepunkten vorgesehen. 

Nach Bedienung der Endhaltestelle fahren die Busse zum 

Überliegen in den Straßenabschnitt zwischen Gründerstraße und 

Gewerbestraße. Die Kehrfahrt zur Starthaltestelle erfolgt nach dem 
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Überliegen im Uhrzeigersinn über die Gewerbestraße, die Straße 

Am Moor sowie die östliche Gründerstraße. 

  

Eine Analyse mit Einzugsradien von 300 m um die einzelnen 

Haltestellen zeigt eine gute Abdeckung des Planungsgebietes. An 

der Gründerstraße auf der Höhe der Quartiersgarage sowie an der 

Straße Rethenbek sind auf der Höhe des ‚Blau-Grünen Bandes‘ 

Bushaltestellenkaps vorgesehen. Ein weiteres Bushaltestellenkap 

ist im Fischbeker Boulevard kurz vor der Neuwulmstorfer 

Schulstraße vorgesehen. Dadurch kann gewährleistet werden, 

dass fast das ganze Plangebiet in einem Radius von 300 m 

fußläufig erreicht werden kann. Die vorhandene Bushaltestelle an 

der B 73 auf der Höhe des Boulevards soll erhalten bleiben und 

zeitgemäß ausgebaut werden. Die Bushaltestelle Cuxhavener 

Straße (Ost) des Nachtbusses an der B 73 im 

Einmündungsbereich der Straße Am Moor soll in der Form eines 

Bushaltestellenkaps erhalten bleiben. 

 

Um eine Verbindung zwischen dem Planungsgebiet und dem 

Neubaugebiet Fischbeker Heidbrook herzustellen, wird die ebenso 

über die B 73 in den Fischbeker Heidbrook verkehrende Buslinie 

240 stündlich bzw. mit einzelnen Fahrten sowie in den 

Tagesrandzeiten nach der Bedienung des Fischbeker Heidbrooks 

in das Planungsgebiet weitergeführt. 

 

Mit der o.g. Busanbindung werden die Fischbeker Reethen nahezu 

vollständig durch den ÖPNV erschlossen und es erfolgt ein 

Anschluss an die S-Bahnhaltepunkte Neugraben und Fischbek. 

 

Darüber hinaus ist im Rahmen des Hamburg-Takt künftig vom hvv 

die Einführung von zwei Expressbuslinien aus dem Plangebiet 

geplant. 

 

Aus den eben genannten Gründen wird der skizzierten 

Empfehlung nicht gefolgt. 

13.2  3. Westlicher Bypass 

 

Stellungnahme: 

Der sog. westl Bypass ist lediglich für die Noterschließung 

vorgesehen. Dabei wird die Chance verpasst, die Gewerbestr als 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Für die Abschätzung der Verkehrsstärken auf dem Straßennetz im 
Plangebiet erfolgte eine Verkehrserzeugungsberechnung. Die Ziel- 
und Quellverkehre wurden anhand der geplanten Nutzungen 
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Umgehung des gesamten Viertels zu nutzen, und so die Sophie 

Scholl Str von Verkehr zu entlasten. Die Gewerbestr ist aufgrund 

des Querschnitts und höheren Geschwindigkeit die 

leistungsfähigste im Viertel, wird aber laut Verkehrsprognose weit 

unter ihrem Potenzial belastet, während die parallele Sophie 

Scholl Str, die eine hohe Aufenthaltsqualität bieten soll, um mehr 

als das Doppelte belastet wird. Wäre die Gewerbestr über den 

westl Bypass erreichbar, würde ein guter Teil des Verkehrs aus 

dem Bereich westl vom Rethenbek diese bevorzugen und die 

Sophie Scholl Str vermeiden. Ein noch größerer Entlastungseffekt 

wäre erreicht, wenn man An Der Rethenbek bis zur Gewerbestr 

nach Norden verlängern würde. 

 

Empfehlung: 

Der westl. Bypass soll so ausgelegt werden, dass er vom Pkw-

Verkehr und kleinen Lieferwagen genutzt werden kann, schwerer 

Verkehr aber verhindert wird. Die Verlängerung von An Der 

Rethenbek bis zur Gewerbestr, mit gleichen 

Verkehrseinschränkungen, soll zusätzlich geprüft werden. Ziel soll 

sein, ein Maximum des Verkehrs aus der Sophie Scholl Str auf die 

Gewerbestr umzuleiten. 

modelliert (Sophie-Scholl-Straße: Mischkalkulation aus 
kleingewerblichen Nutzungen, Einzelhandel, Gastronomie, Büro, 
Verwaltung, Nahversorger / Wege Bewohnerinnen, Beschäftigter 
und Kunden). Grundsätzlich sieht das Erschließungskonzept vor, 
die Bewohnerverkehre und die gewerblichen Verkehre des 
Gewerbegebietes zu trennen. Die Gewerbestraße bildet als 
Haupterschließungsstraße die zentrale Erschließungsachse und 
bindet das Gewerbegebiet über die Straße Am Moor an die 
Hauptverkehrsstraße Cuxhavener Straße (B73) an.  
 
Die Bypässe sind erforderlich, um bei Unterbrechungen der 
Gewerbestraße (Sackgasse), zum Beispiel bei 
Sanierungsarbeiten, eine Notzu- bzw. -ausfahrt zu den 
Gewerbebetrieben gewährleisten zu können. Der Bypass für 
Notfälle wird mittels Poller analog VZ 600-60 gegen unbefugtes 
Befahren gesichert. 
 
Eine Öffnung des westlichen Bypasses für den regelhaften PKW-

Verkehr ist nicht vorgesehen. Der Bedarf, die Sophie-Scholl-

Straße zu entlasten, wird nicht gesehen. Zudem wird als Nachteil  

gesehen, dass bei einer Öffnung des Bypasses auch der 

Gewerbeverkehr diesen Bypass nutzt und damit die Sophie-

Scholl-Straße stärker belastet wird. 

13.3  4. Busanbindung Neu Wulmstorf 

 

Stellungnahme 

Die Fischbeker Reethen stellen faktisch eine Erweiterung von Neu 

Wulmstorf dar. Das dortige Angebot an Einzelhandel, 

Gastronomie, Ärzten etc wird stark von den Einwohnern der 

Reethen beansprucht werden, auch der dortige Bahnhof. Eine 

Busanbindung nach Neu Wulmstorf wurde aber nicht im Detail 

untersucht. Aufgrund fehlender Straßenverbindungen zwischen 

Fischbeker Reethen und Neu Wulmstorf müsste eine solche Linie 

erst über den Fischbeker Boulevard die B73 erreichen, um dann 

Richtung NW-Bahnhofstr oder Schifferstr zu fahren. Eine solche 

Linienführung wäre aufgrund des großen Umwegs sehr unattraktiv 

und wäre nicht im Sinne einer verstärkten ÖPNV-Nutzung. 

 

Empfehlung 

Der Neu Wulmstorfer-Schulweg soll über eine Kommunaltrasse 

(z.B. mit absenkbaren Pollern) an die Neu Wulmstorfer Schulstr 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die Gemeinde Neu Wulmstorf wurde im Rahmen der förmlichen 

Behördenbeteiligung am Planverfahren zum NF67 beteiligt. Aus 

Sicht der Gemeinde ist die ÖPNV-Anbindung auf die 

Schnellbahnstation auf Hamburger Stadtgebiet zu lenken, damit 

eine übermäßige und einseitige Nutzung des S-Bahnanschlusses 

Neu Wulmstorf ausgeschlossen ist. Demgemäß wird die 

Verbindung in Höhe des Gerhard-Bachmann-Rings durch die 

Errichtung eines Fußweges gesichert, der Schulweg / die 

Neuwulmstorfer Schulstraße wird für den Fuß- und 

Radwegeverkehr ausgebaut und der Wiesengrund wird durch 

einen Grünzug mit Geh-/ Fahr-/ Leitungsrechten (G-F-L) 

planungsrechtlich gesichert. Des Weiteren obliegt es der 

Gemeinde Neu Wulmstorf in eigenständigen Bauleitplanverfahren 

zu prüfen, inwiefern bestehende Wegeverbindungen aus den 

Fischbeker Reethen auf dem Neu Wulmstorfer Gemeindegebiet 
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angebunden werden, um so auf direktem Wege die Neu 

Wulmstorfer Innenstadt über den Grenzweg per Bus zu erreichen. 

Auch eine durchfahrende Linie Neugraben - Fischbeker Reethen - 

Neu Wulmstorf wäre über diese Kommunaltrasse denkbar. 

Zusätzlich soll die Verlängerung von An Der Rethenbek nach 

Süden bis zur B73 als Kommunaltrasse geprüft werden. 

fortgesetzt werden. Die bezirkliche Planungshoheit endet an der 

Landesgrenze zur Nachbargemeinde Neu Wulmstorf.  

 

Für die stündliche Busfahrt nach Neu Wulmstorf wird der HVV und 

die Hochbahn in Abstimmung mit den Aufgabenträgern aus 

Niedersachsen eine alternative Lösung erarbeiten. 

Aus den eben genannten Gründen wird der hier skizzierten 

Empfehlung nicht gefolgt. 

13.4  5. Kommunaltrasse nach Sandbek 

 

Stellungnahme 

Diese Kommunaltrasse wurde lediglich für herkömmliche 

Linienbusse untersucht. Dabei legt das Mobilitätskonzept großen 

Wert auf alternative Verkehrsmittel, um den geringen MIV-Anteil 

zu erreichen. Nach der erfolgreichen Einführung von ioki in 

Harburg wäre eine Erweiterung dieses Dienstes auf Neugraben-

Fischbek bis zur Landensgrenze durchaus vorstellbar. Ein ioki 

oder Moia-shuttle hat viel geringere Trassenansprüche als ein 

Linienbus. Eine auf solche Verkehrsmittel ausgelegte 

Kommunaltrasse, ggf mit Einengung im Bereich Biotop, wäre 

sicherlich kompatibel mit einem Respektieren des Biotops. Es wird 

sich als großer Fehler erweisen, die Kommunaltrasse nach 

Sandbek verworfen zu haben. Die Einschränkung der ÖPNV-

Anbindungsmöglichkeiten, die Sckgassenlage des Quartiers, der 

Wegfall einer Verbindung nach Fischbek und der dadurch weniger 

attraktive ÖPNV werden einen negativeren Einfluss auf die Natur 

haben, als dieses Biotop jemals positiv ausgleichen können wird. 

 

Empfehlung 

Es soll eine ioki/Moia kompatible Kommunaltrasse nach Sandbek 

geprüft, und bei positivem Ergebnis auch errichtet werden. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Erschließung durch den öffentlichen Personennahverkehr war 

zunächst von Osten über eine Kommunaltrasse (Sandbeker 

Redder) zwischen Ohrnsweg und dem Knotenpunkt Am 

Moor / Gründerstraße geplant, um längere Fahrzeiten zu 

vermeiden. Diese Planung hatte zum einen jedoch sehr 

umfangreiche Verluste der beidseitig des vorhandenen Feldweges 

nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope von wertvoller 

ökologischer Funktion und biotoptypischer Artenausstattung zur 

Folge und zum anderen wäre der Biotopverbund (Nord-Süd-

Ausrichtung) erheblich beeinträchtigt und unterbrochen worden. 

 

Die beidseitig, den vorhandenen Feldweg säumenden Feldhecken 

aus standortgerechten heimischen Bäumen und Sträuchern sind 

gemäß ihrer Artenzusammensetzung und der Ausprägung der 

Gehölze nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

gesetzlich geschützte Biotope, die von sehr wertvoller ökologi-

scher Funktion sind. Die beiden Feldhecken weisen mit Längen 

von ca. 175 m nördlich und 130 m südlich des Feldweges 

geschlossene Gehölzstrukturen auf, die neben den direkten 

Funktionen als Lebensraum für z.B. gebüschbrütende Vogelarten 

auch sehr wichtige biotopverbindende lineare Landschaftsele-

mente z.B. für die Gruppe der Fledermäuse darstellen. Aufgrund 

der genannten naturschutzfachlichen und -rechtlichen Belange 

wurden mit dem Ziel des (Teil)Erhalts dieser sehr wichtigen 

Gehölzstrukturen und der damit korrespondierenden ökologischen 

Funktionen Varianten für die Verkehrsführung untersucht. Sämt-

liche Trassenführungen, die auch eine Busführung im Gegenver-

kehr vorgesehen haben, hätten nahezu einen Totalverlust der 

beidseitigen gesetzlich geschützten Feldhecken in einem Umfang 

von ca. 300 m Länge bedeutet. Es wäre also mitnichten nur um 

eine „Versetzung“ der Hecke von 10 m Länge gegangen. 
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Im Ergebnis dieser Variantenprüfung wird der sog. Sandbeker 

Redder als großzügiger und beleuchteter Geh- und Radweg (als 

einer von insgesamt 4 west-ost-ausgerichteten Geh- und Radwe-

gen) ausgebildet, der eine komplett fahrzeugfreie und damit sehr 

sichere und direkte Anbindung für die Grundschule, das Quartiers-

zentrum und auch für die beiden Kitas im Umfeld der Schule 

darstellt. Gerade für die Nutzergruppen der schutzbedürftigen 

Grundschul- und der Kindergartenkinder stellt diese Lösung auch 

eine absolut sichere Variante dar, da auch bei der Etablierung 

separater Geh- und Rad-wege eine „Fehlnutzung“ der Busfahr-

bahnen durch die Kinder nicht vollständig auszuschließen gewe-

sen wäre. Eine Befahrbarkeit für den Bus ist also nicht mehr 

vorgesehen. Im Bebauungsplan wird diese Trasse folgerichtig als 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung ‚Rad- und Gehweg‘ 

festgesetzt. Die nutzbare Breite beträgt im westlichen Teil 6 m und 

zwischen dem nördlichen und dem südlichen Biotop 4,50 m Breite.  

Trotzdem besteht auch für Bewohner (z.B. auch aus den weiter 

entfernten, westlichen Teilflächen) aus den Fischbeker Reethen 

die Möglichkeit, über die neu geplante Buslinie XXX die Haltestelle 

An de Geest und damit auch die Grundschule und die Kitas am 

Quartierszentrum Ohrnsweg zu erreichen. Diese neue Buslinie 

stellen darüber hinaus über die B 73 Richtung Osten eine sehr 

direkte und zügige Verbindung zur S-Bahnstation Neugraben und 

zu den zahlreichen Busverbindungen dort sicher. Um eine 

Verbindung zwischen den Neubaugebieten entlang der 

Cuxhavener Straße herzustellen, wird die Linie 240 stündlich oder 

mit einzelnen Fahrten nach der Bedienung des Fischbeker 

Heidbrooks in den Fischbeker Reethen weitergeführt. Während 

des 20-Minuten-Takts der S-Bahn in Neugraben in den 

Tagesrandzeiten wird dieses Konzept einer gemeinsamen 

Bedienung durch die Linie 240 ebenfalls Anwendung finden. Die 

Ausführungen machen deutlich, dass es eine Variantenprüfung für 

diese Trasse des sog. Sandbeker Redders gegeben hat. 

Die aktuelle Planung ermöglicht zum einen den vollständigen 

Erhalt der sehr wertvollen gesetzlich geschützten Feldhecken und 

schafft zum anderen eine sehr direkte Anbindung für Fußgänger 

und Radfahrer – und hier v.a. für die besonders zu schützende 

Gruppe der Kindergarten- und Grundschulkinder – zu den sozialen 

Einrichtungen am Quartierszentrum Ohrnsweg. Die wichtigen 
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Belange des ÖPNV werden über die neu geplante Buslinie XXX 

und die vorgesehenen 2 Expressbuslinien abgedeckt. 

Die aktuelle und über den Bebauungsplan gesicherte Erschließung 

im Bereich des sog. Sandbeker Redders, erfolgte unter 

Betrachtung und Abwägung aller relevanten Belange und bleibt 

deshalb unverändert bestehen. 

 

Wegen der eben genannten Gründe wird die Erschließung des 

Plangebiets mit Buslinien künftig über die Cuxhavener Straße und 

nicht, wie ursprünglich geplant, über den Sandbeker Redder. Da 

die vorgesehene Fuß- und Radwegeverbindung über den 

Sandbeker Reeder auf einem längeren Teilbereich auf 4,5 m 

nutzbare Fläche verengt ist, können aus Gründen der 

Verkehrssicherheit keine zusätzlichen Verkehrsströme über diesen 

Bereich abgebildet werden.  

13.5  Verkehrsprognose - Busverkehr 

Stellungnahme: 

Die Verkehrsprognose sieht für den Planfall 2030 mit A26 im 

Tagesverkehr 06-22 Uhr 105 Busse pro Richtung vor. Dies ergibt 

6,6 Busse pro Stunde und Richtung, was vermutlich der neuen 

Linie XXX im 10min Takt sowie der stündlichen Verlängerung der 

Linie 240 aus Heidbrook entspricht, wie in 

35_NF67_Stellungnahme_Buslinienführung angegeben. Laut 

35_NF67_Stellungnahme_Buslinienführung sind jedoch zwei 

weitere Buslinien vorgesehen. Zitat Darüber hinaus ist im Rahmen 

des Hamburg-Takt, vorbehaltlich der Finanzierung, künftig die 

Einführung von zwei XpressBus-Linien aus dem Fischbeker 

Reethen geplant: Die X40 in Richtung AIRBUS und die X50 in 

Richtung A/S Eidelstedt Zentrum. 

 

Empfehlung: 

Da die Einführung des Hamburg Takts bis 2030 ein politisches 

Ziel des Koalitionsvertrags ist, muss die Verkehrsprognose die 

Verkehre der Linien X40 und X50 berücksichtigen. Sofern eine 

Stellungnahme der Hochbahn zur anvisierten Taktung nicht 

eingeholt werden kann, soll ein 20min Takt pro Linie (analog zur 

neuen X46) unterstellt werden. Da dies fast zu einer Verdopplung 

der prognostizierten Buszahlen führen würde, darf der Effekt der 

Linien X40 und X50 in der Verkehrsprognose 

nicht ignoriert werden. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Gemäß Abstimmungen mit der Behörde für Verkehr und 

Mobilitätswende haben sich neue Sachstände bezüglich der 

Planung der Expressbuslinien X50 und X40 ergeben:  

 

- Die Expressbuslinien X40 und X50 sollen in den Zeiten von 
05:00 Uhr bis 10.00 Uhr sowie 13.00 bis 19.00 Uhr zusammen 
einen 10-Minuten-Takt ergeben. Dadurch ergeben sich je 
Buslinie 60 Fahrten am Tag und 5 bzw. 6 Fahrten im 
Nachtzeitraum (d.h. insgesamt 131 Fahrbewegungen). Die 
Expressbusse verkehren nur an Werktagen (Montag bis 
Freitag), am Wochenende (Samstag und Sonntag) ist kein 
Busbetrieb vorgesehen. 

 

Die Expressbuslinie X40 soll perspektivisch in die Fischbeker 

Reethen über die heutige Endhaltestelle S Neugraben verlängert 

werden. Die Expressbuslinien X40 und X50 folgen zwischen 

Fischbeker Reethen und S Neugraben einen identischen Verlauf.  

 

Des Weiteren ist zu beachten, dass bei der Einführung der 

Expressbuslinien ein zeitlich gestaffeltes Modell vorgesehen ist. 

Die Buslinie X50 soll mittelfristig und die Buslinie X40 langfristig 

das neue Quartier anfahren. 
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Da neue Sachstände der Planungen vorliegen, wurden 

gutachterliche Stellungnahmen zum Verkehrsaufkommen unter 

Berücksichtigung der ergänzenden Fahrten sowie zu den daraus 

resultierenden Lärmemissionen eingeholt.  

Die gutachterliche Stellungnahme zur Verkehrsprognose kommt 

zu folgenden Ergebnissen:  

Aus der geplanten Ergänzung der Expressbuslinie 40 und der 

neuen Expressbuslinie 50 ergibt sich eine Zunahme um insgesamt 

6 Fahrten/h und Richtung in den Hauptverkehrszeiten. Die 

zusätzlichen Expressbuslinien stellen ein attraktives ÖPNV-

Angebot mit vergleichsweise kurzen Fahrzeiten dar, das zu einer 

weiteren Veränderung der Verkehrsmittelwahl der zukünftigen 

Bewohnenden des Plangebiets im Sinne der angestrebten 

Mobilitätswende beitragen kann. 

 

Die verkehrstechnische Abschätzung zur Bewertung der 

Verkehrsqualität an den Knotenpunkten der B73 stellt eine „worst-

case“ Betrachtung dar: Es werden lediglich die zusätzlichen 

Verkehrsaufkommen im Linienbusverkehr betrachtet und die 

Effekte einer veränderten Verkehrsmittelwahl vernachlässigt.  

Die Berechnung zeigt, dass die Knotenpunkte Cuxhavener 

Straße/Am Moor und Cuxhavener Straße /Fischbeker Boulevard 

weisen ausreichende Kapazitätsreserven (125 Kfz/h bzw. 105 

Kfz/h) aufweisen. Die Zunahme des Verkehrsaufkommens um nur 

sechs Fahrzeuge je Stunde und Richtung liegt deutlich in der 

üblichen Schwankungsbreite des Verkehrsaufkommens, kann 

problemlos abgewickelt werden und verändert die berechnete 

Verkehrsqualität nicht nachhaltig. Es sind keine nennenswerten 

Behinderungen aufgrund des zusätzlichen Linienbusverkehrs von 

sechs Fahrzeugen je Stunde und Richtung zu erwarten. 

 

Die Zunahme des Linienbusverkehrs um bis zu 6 Fahrten/h und 

Richtung ist grundsätzlich kein Problem in Bezug auf die 

verkehrssichere Abwicklung der Verkehre insgesamt und 

insbesondere in Bezug auf die Führung des Radverkehrs im 

Mischverkehr auf der Fahrbahn. In Bereichen mit einer 

Richtungsfahrbahnbreite von 3,80 m (Fischbeker Boulevard und 

Rethenbek) ist jedoch ein StVO-konformes Überholen des 

Radverkehrs (mindestens 1,50 m Abstand zum Radfahrenden) 

nicht möglich. Der Radverkehr darf daher nicht überholt werden. 
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Bei einem regelgerechten Verkehrsverhalten aller 

Verkehrsteilnehmer besteht somit grundsätzlich kein Problem. 

Dennoch ist an vergleichbaren Örtlichkeiten ein Überholen durch 

Pkw bei Unterschreitung der Sicherheitsabstände zu beobachten. 

Größere Fahrzeuge wie beispielsweise Linienbusse bräuchten 

zum Überholen deutlich größere Fahrbahnbreiten. Insofern sollten 

Radfahrende auch nicht von Linienbussen überholt werden 

(können), sodass keine zusätzliche Gefährdung der 

Verkehrssicherheit für Radfahrende durch das zusätzliche 

Expressbus-Angebot zu erwarten ist.  

Durch eine Einengung der Fahrbahn kann ein Überholen des 

Radverkehrs ausgeschlossen werden.  

Zu Sicherung der Verkehrsabwicklung für alle Verkehrsteilnehmer 

und insbesondere des Radverkehrs kann die Straßenbreite 

gegebenenfalls im Rahmen der Erschließungsplanung verringert 

werden. Eine Anpassung der festgesetzten Verkehrsflächen des 

Bebauungsplans ist dafür nicht erforderlich. 

 

Aus den eben genannten Gründen wird auf eine Anpassung der 

Verkehrsprognose zum aktuellen Zeitpunkt verzichtet. Die neuen 

Sachstände bezüglich der Planung der Expressbuslinien X50 und 

X40 werden in der Begründung ergänzt. 

13.6  Das Mobilitätskonzept sieht eine verstärkte Nutzung des Fahrrads 

vor. Im Folgenden wird auf Situationen verwiesen, die diesem Ziel 

widersprechen, indem für Radfahrende unattraktive 

Straßenabschnitte geplant wurden. 

 

1. Fahrradverkehr auf der Gewerbestr 

 

Stellungnahme: 

Trotz Lkw-Verkehr und Tempo 50 ist hier ein Mischverkehr mit 

Fahrrädern auf der Fahrbahn vorgesehen. 

 

Empfehlung: 

Der Fahrradverkehr ist hier getrennt zu führen, z.B. indem der 

Querschnitt von Am Moor auf der Gewerbestr weitergeführt wird. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Aufgrund der voraussichtlich niedrigen Frequenz der 

Fahrradfahrenden und des Gewerbeverkehrs ist eine gesonderte 

Radwegeführung nicht vorgesehen. Die Gewebestraße ist mit einer 

Fahrbahnbreite von 6,50 m so gestaltet, dass ein 

Begegnungsverkehr sowie das Überholen sicher möglich sind. 

Bei der Gewerbestraße handelt es sich um eine Sackgasse, die 

lediglich den Verkehr zu den Gewerbegrundstücken aufnimmt. Der 

Verkehr nimmt kontinuierlich bis zum Wendeplatz ab. Derart 

geringe Verkehrszahlen (maximal 1.400 FZ/24 h) erfordern keinen 

baulichen Radweg. Der hohe SV-Anteil ist relativ, tatsächlich geht 

die Prognose in absoluten Zahlen von maximal 170 Lz/24h (+ 125 

Busse bis zum Bypass) aus. 

Ein zusätzlicher Radweg würde zudem die versiegelte Fläche um 

rund 6 m erhöhen und entsprechend auch die 



Bebauungsplan-Entwurf Neugraben-Fischbek 67 „Fischbeker Reethen“ inkl. paralleler FNP- und LaPro-Änderung 
Vorlage zum Arbeitskreis II - Stand: 07.11.2024 

57/169 

Entwässerungsanlagen höher belasten und die 

Vermarktungsfähigkeit verringern. 

Alternativen zur vorliegenden Planung wären durch den Verlust 

von Parkständen, Bäumen oder gewerblichen Bauflächen 

umsetzbar. In Abstimmung mit allen relevanten Trägern 

öffentlicher Belange hat man sich im Arbeitskreis I auf die 

vorliegende Variante verständigt. Entsprechend hält der Plangeber 

an der vorliegenden Variante fest. 

13.7  2. Fahrradverkehr entlang der Buslinien 

Auf den für Buslinien vorgesehenen Straßenabschnitten ist ein 

Mischverkehr geplant. Dies ist in doppelter Hinsicht schlecht: die 

Fahrqualität und das Sicherheitsgefühl für Radfahrer wird 

verschlechtert, der ÖPNV wird unnötig ausgebremst. Die 

Verkehrsprognose hat zudem den Busverkehr um fast die Hälfte 

unterschätzt, da die geplanten Expressbusse X40 und X50 im 

Planfall 2030 nicht berücksichtigt werden, obwohl sie bis dahin 

eingerichtet sein sollen. Mit der Linie XXX alle 10min und zwei 

Expressbussen vermutlich je alle 20min ergibt sich im Durschnitt 

ein Bus alle 5min pro Richtung, zusätzlich noch der stündliche 

Linie 240. Hinzu kommt eine erhöhte PkW-Belastung auf den 

entsprechenden Abschnitten der Sophie Scholl Str und Neu 

Wulmstorfer Schulstr. Eine solche Situation lässt sich nicht einfach 

mit Tempo 30 bewältigen - solche Verkehrsdichten erfordern eine 

strikte Trennung der Verkehrsteilnehmer, unabhängig von der 

Fahrgeschwindigkeit. 

 

Empfehlung 

Auf allen Straßenabschnitten, auf denen Busverkehr stattfindet, 

soll der Fahrradverkehr getrennt erfolgen, durch Radwege, 

Vorrichtungen auf der Fahrbahn wie Radfahrstreifen, oder 

sonstiger Abtrennung. Unter anderem soll die ursprünglich 

vorgesehene Breite von 4,80m auf dem Fischbeker Boulevard 

anstatt der geplanten 3,80m realisiert werden. Falschparker sollen 

durch Parkverbote, Markierung einer Fläche für Fahrräder auf der 

Fahrbahn oder sonstigen Maßnahmen verhindert werden. Dies 

wäre auch im Sinne der Rolle des Fischbeker Boulevards als 

Haupteingangsachse zum Quartier. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die Buslinienführung wurde zusammen mit dem HVV 

zukunftsorientiert und effizient geplant.  

In der Tempo 30 Zone des Gebietes ist die Anordnung eines 

separierten Radweges nicht möglich. Die Straßenquerschnitte 

entsprechen den Vorgaben der Hamburger Regelwerke für 

Planung und Entwurf von Straßen (ReStra). Das Parken ist zudem 

nur in gekennzeichneten Flächen erlaubt und wird mit einer 

Parkraumbewirtschaftung nachgehalten.  

 

Zur Verkehrsprognose siehe 13.5 

 

Die Zunahme des Linienbusverkehrs um bis zu 6 Fahrten/h und 

Richtung sind grundsätzlich kein Problem in Bezug auf die ver-

kehrssichere Abwicklung der Verkehre insgesamt und insbe-

sondere in Bezug auf die Führung des Radverkehrs im Misch-

verkehr auf der Fahrbahn. Stattdessen wird ein attraktiveres 

ÖPNV-Angebot (durch die zusätzlichen Expressbusse) zu einer 

Reduzierung der Pkw-Nutzung führen und somit das 

Konfliktpotenzial Pkw/Rad reduzieren.  

 

In Bereichen mit einer Richtungsfahrbahnbreite von 3,80 m 

(Fischbeker Boulevard und Rethenbek) ist jedoch ein StVO-

konformes Überholen des Radverkehrs (mindestens 1,50 m 

Abstand zum Radfahrenden) nicht möglich. Der Radverkehr darf 

daher nicht überholt werden. Bei einem regelgerechten 

Verkehrsverhalten aller Verkehrsteilnehmer besteht somit 

grundsätzlich kein Problem. Dennoch ist an vergleichbaren 

Örtlichkeiten ein Überholen durch Pkw bei Unterschreitung der 

Sicherheitsabstände zu beobachten. Größere Fahrzeuge wie 
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beispielsweise Linienbusse bräuchten zum Überholen deutlich 

größere Fahrbahnbreiten. Insofern sollten Radfahrende auch nicht 

von Linienbussen überholt werden (können), sodass keine 

zusätzliche Gefährdung der Verkehrssicherheit für Radfahrende 

durch das zusätzliche Expressbus-Angebot zu erwarten ist.  

Durch eine Einengung der Fahrbahn kann ein Überholen des 

Radverkehrs ausgeschlossen werden.  

Zu Sicherung der Verkehrsabwicklung für alle Verkehrsteilnehmer 

und insbesondere des Radverkehrs kann die Straßenbreite 

gegebenenfalls im Rahmen der Erschließungsplanung verringert 

werden. Eine Anpassung der festgesetzten Verkehrsflächen des 

Bebauungsplans ist dafür nicht erforderlich. 

 

13.8  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

Siehe 13.- 13.7 

14 Bürger/in 

 

BOP ID: 1158 

 

eingereicht am 
16.07.2024 

als Anwohner im  hätte ich zum neuen Wohngebiet Fischbeker-

Rethen noch folgende Einwände: 

 

Durch dieses riesige Einzugsgebiet, wird sich die Lärmemission in 

den Wohngebieten von neu Wulmstorf erheblich erhöhen, aus 

diesem Grunde wäre es sinnvoll einen Lärm und Sichtschutzwall 

zwischen dem Wohngebiet Neu Wulmstorf Elbblick und 

Fischbeker-Rethen zu errichten. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die geplanten Nutzungen innerhalb des Plangebiets wurden auf 

ihre Verträglichkeit untereinander und zur umliegenden Bebauung 

hin überprüft. Darüber hinaus wurde die aktuelle Lärmsituation im 

Plangebiet zu Grunde gelegt. Im Rahmen der Lärmtechnischen 

Untersuchung (LTU) wurden die Verkehrs-, Gewerbe- und Sport-

anlagenimmissionen für die Nutzungen innerhalb des Plangebiets 
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sowie für die benachbarte vorhandene Bebauung ermittelt und 

beurteilt. Außerdem wurden die Lärmauswirkungen auf die umlie-

gende Wohnbebauung aufgrund des Ausbaus der Knotenpunkte 

an der B73 in Zusammenhang mit der Zunahme der Fahrzeugver-

kehre durch die Realisierung der Planung untersucht. Weiterhin 

wurden die Lärmimmissionen im etwa 250 Meter nördlich der 

Bahnlinie beginnenden EU-Vogelschutzgebiet „Moorgürtel“ unter-

sucht. Darüber hinaus erfolgte eine Bewertung der durch die Bau-

stellenverkehre verursachten Zunahme der Lärmimmissionen auf 

der B73. Lärmimmissionen für die Nachbarschaft ergeben sich aus 

der Planung durch Verkehrslärm (Fahrzeugverkehre innerhalb des 

Plangebiets, Zunahme der Fahrzeugverkehre außerhalb des 

Plangebiets durch die Entwicklung des Plangebiets und Baustel-

lenverkehre während der Bauphase), Gewerbelärm (Gewerbe-

gebiet südlich angrenzend an die Bahnstrecke) und Sportanlagen-

lärm (Sportanlagen nördlich der Neuwulmstorfer Schulstraße). 

 

Im Ergebnis der LTU wurden Festsetzungen zum Lärmschutz 

getroffen, damit gesundheitsverträgliche Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse im Plangebiet gewährleistet sind. Für die Gewerbege-

biete wurde daher eine Lärmkontingentierung gemäß DIN 45691 

durchgeführt. Für das geplante Kombibad wurde eine zusätzliche 

lärmtechnische Stellungnahme erstellt. Des Weiteren wurde die 

Verkehrslärmentwicklung im Umfeld des Plangebiets durch aus 

dem Plangebiet generierte Mehrverkehre gesondert untersucht. 

 

Die einzelnen Maßnahmen, die sich aus dem Verkehrs-, Gewerbe 

oder Sportanlagenlärm ergeben, sind in der Planbegründung und 

den entsprechenden Fachgutachten näher beschrieben.  

  

Abschließend wird der Hinweis gegeben, dass künftige Nutzungen 

die zulässigen Immissionswerte in den nachgelagerten 

Antragsverfahren nachweisen müssen. Ein Lärm- oder 

Sichtschutzwall wird zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 

nicht benötigt und daher auf der Ebene der kommunalen 

Bauleitplanung nicht festgesetzt. 

Es wird davon ausgegangen, dass eine Eingrünung der Parzellen 

durch die Nutzer stattfinden wird.  

14.1  Außerdem sind für das neue Wohngebiet Fischbeker-Rethen 

Ableitungen von Niederschlagswasser bzw. Nutzung von 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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Ausgleichsflächen Nähe der Gärten des Gerhard-Bachmann-

Ringes fernzuhalten und durch andere Maßnahmen sinnvoller in 

das Moorgebiet hinter der Bahn abzuleiten. Es kann nicht sein das 

bei Starkregen die Gärtenflächen von Neu Wulmstorf mitbenutzt 

werden und somit Wasserschäden an Besitzeigentümer des 

Gerhard-Bachmann-Ringes mit in Kauf genommen werden. 

Der Bebauungsplan trifft Vorkehrungen, so dass keine Ableitung 

des Niederschlagswasser auf den angrenzenden Grundstücken in 

der Gemeinde Neu Wulmstorf zu erwarten sind.  

Grundsätzlich gilt, dass im Falle eines Starkregenereignisses das 

Niederschlagswasser, das in Hamburg anfällt oder von Nieder-

sachsen nach Hamburg wild fließt, in Hamburg zu bewirtschaften 

ist. Entsprechend ist Oberflächenwasser, das von Niedersachsen 

nach Hamburg fließt, nicht an anderer Stelle wieder zurück nach 

Niedersachsen zu führen. Im Sinne der Starkregenvorsorge ist 

geplant, das nach Hamburg wildfließende Oberflächenwasser aus 

Niedersachsen bei einem 30- bis 300-jährigen Starkregenereignis 

in die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingarten im 

Westen des Plangebiets einzuleiten und von dort kontrolliert nach 

Norden in den Vogelschutzgraben abzuleiten. Es sind entspre-

chende bauliche Maßnahmen vorzusehen, die sicherstellen, dass 

das Wasser nicht von der Kleingartenanlage nach Westen über die 

Landesgrenze nach Neu Wulmstorf gelangt.  

Damit das entwickelte Konzept zur Starkregenvorsorge bereits auf 

Ebene der Bebauungsplanung verbindlich gesichert wird, wird die 

Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingarten im 

Westen des Plangebiets multikodiert; d.h. ebenfalls als Fläche für 

die Regelung des Wasserabflusses mit der Zweckbestimmung 

„Starkregenrückhalt“ festgesetzt. Diese Fläche liegt ca. 0,5 m bis 1 

m tiefer, als die angrenzenden Flächen auf Hamburger Gebiet. 

Entlang der Grenze zu Niedersachsen ist zudem eine Verwallung 

bis zu 1,5 m höher als die Bestandsflächen auf niedersächsischer 

Seite vorgesehen. Die in der Fläche der Kleingärten festgesetzten 

Höhenkoten sichern die Abgrenzung der Überflutungsfläche und 

damit das erforderliche Retentionsvolumen. Somit kann in einem 

Starkregenereignis eine temporäre Überflutung der 

Kleingartenfläche eintreten, ohne dass dabei Niederschlagswasser 

aus dem Gebiet der Fischbeker Reethen in die benachbarte 

Gemeinde nach Neu Wulmstorf abgeleitet wird. 

15 Kanzlei OBERTHÜR & 
PARTNER 
Rechtsanwälte mbB 

 

Per Mail 

 

die  hat uns beauftragt, im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 

in ihrem Namen Stellung zum derzeitigen Entwurf des 

Bebauungsplans „Neugraben-Fischbek 67 - Fischbeker Reethen" 

zu nehmen. Entsprechende Bevollmächtigung versichern wir 

hiermit anwaltlich.  

Die Stellungnahme und der in der Karte dargestellte Standort 

werden zur Kenntnis genommen. 
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eingereicht am 
11.07.2024 

Die  plant, das Grundstück Cuxhavener Straße 579 in 22149 

Hamburg (Gemarkung Fischbek, Flurstück 1517; im Weiteren das 

Vorhabengrundstück) zu bebauen. Das Vorhabengrundstück hat 

eine Größe von ca. 5.220 m2. 

A. Sachverhalt 

 
Das Vorhabengrundstück liegt im Geltungsbereich des in 

Aufstellung befindlichen Bebauungsplans „Neugraben-Fischbek 

67 - Fischbeker Reethen" (im Folgenden: der Bebauungsplan). 
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15.2  

 
Der Entwurf des Bebauungsplans sieht dabei derzeit vor, dass für 

das Baugrundstück auf einer Baufläche von 1.355 m2 ein 

Allgemeines Wohngebiet i.S.d. § 4 BauNVO „WA 9", ein 

Baufenster mit einer Größe von 648 m2, eine Höchstzahl von drei 

Vollgeschossen und eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 

festgesetzt werden.  

Für große Teile des Vorhabengrundstücks (ca. 3.865 m2) setzt 

der Bebauungsplan private Grünflächen i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 15 

BauGB sowie Flächen fest, in denen vorhandene Bäume und 

Sträucher zu erhalten sind. Gemäß § 2 Nr. 3 der Verordnung über 

den Bebauungsplan darf im Bereich der privaten Grünflächen eine 

drei Meter breite Zufahrt errichtet werden.  

In dem Entwurf der Begründung des Bebauungsplans wird dabei 

hinsichtlich der Festsetzungen des Bebauungsplans für das WA 9 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

Bezüglich der Antragsverfahren ist festzustellen, dass im Zeitraum 

der Aufstellung des Bebauungsplanverfahren NF67 auf dem 

östlichen Nachbargrundstück (Flurstück 1518, Gemarkung 

Fischbek) ein Wohnhaus und eine Dachstuhlsanierung eines 

Nebengebäudes auf Grundlage von § 34 Baugesetzbuch erteilt 

wurden. Die angestrebten Vorbescheidsverfahren (GZ.: 

H/WBZ/04703/2020 und H/WBZ/04703/2020) auf dem 

Vorhabengrundstück (Flurstück 1517 in der Gemarkung Fischbek) 

wurden Ende 2020 durch den Antragsteller zurückgezogen. 
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angeführt, dass das derzeitige Planrecht auf Grundlage von § 34 

BauGB auf den Grundstücksteilen eine Entwicklung zulasse.  

Weiter würden sich die Eigentümer bereits in einem laufenden 

Baugenehmigungsverfahren außerhalb des Planverfahrens 

befinden. Nach unserer Kenntnis trifft diese Aussage nur auf 

Gemarkung Fischbek, Flurstück 1518 (im Folgenden: das 

Nachbargrundstück) zu. Für das Vorhabengrundstück wurde 

bisher kein Bauantrag gestellt 

15.3  B. Stellungnahme 

Das Vorhabengrundstück wird gegenüber dem 

Nachbargrundstück im derzeitigen Entwurf des Bebauungsplans 

erheblich benachteiligt, ohne dass hierfür städtebauliche Gründe 

ersichtlich sind, welche diese Form der Ungleichbehandlung 

rechtfertigen können.  

Das unter den Schutz des Art. 14 Abs. 1 GG fallende Eigentum 

gehört im Rahmen einer hoheitlichen Planungsentscheidung 

selbstverständlich und in hervorgehobener Weise zu den 

abwägungserheblichen Belangen, 

vgl. BVerwG, Urteil vom 21. März 2002- 4 CN 14/00, BVerwGE 

116, 144-155, Rn. 14. 

Um die Ungleichbehandlung der Grundstückseigentümer des 

Vorhabengrundstücks und des Nachbargrundstücks zumindest zu 

beschränken und einen rechtmäßigen Bebauungsplan aufstellen 

zu können, sind folgende Anpassungen an dem Entwurf des 

Bebauungsplans vorzunehmen: 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Eine Benachteiligung bei der Behandlung der angesprochenen 

Flurstücke liegt nicht vor, da sich die Flurstücke 1517 und 1518 in 

der bestehenden Flächennutzung, Baumbestand, Gebietsprägung 

und nachbarschaftlichen Einbindung maßgeblich unterscheiden. 

Aus den unterschiedlichen Bestandsvoraussetzungen ist daher 

auch eine unterschiedliche Festsetzungspraxis abzuleiten. 

 

Die Bebauung Cuxhavener Straße 579 (Flurstück 1517) ist im 

Vergleich zu der Bebauung Cuxhavener Straße 577 (Flurstück 

1518) näher zur Straße nach Norden ausgerichtet. Das gärtnerisch 

genutzte rückwärtige Grundstück ist an der West- und Südseite 

sowie im zentralen Bereich an den vorhandenen Baukörper 

anschließend durch Baum- und Gehölzbestände gekennzeichnet. 

In der im zentralen Bereich auf dem Flurstück 1517 stehenden 

Gehölzinsel sind heimische Arten wie Eichen und Kiefern 

bestandsbildend. Der Bestand ist insgesamt vital und stellt ein 

wertvolles Landschaftselement dar. Neben der ökologischen 

Bedeutung als Lebensraum für Pflanzen und Tiere wird auch das 

Ortsbild an dieser Stelle positiv beeinflusst und soll daher im 

Bestand erhalten und planungsrechtlich gesichert werden. 

Entsprechend sieht der Bebauungsplan im Bereich des 

vorhandenen Baumbestandes die Festsetzung Private Grünfläche 

vor, ergänzt um Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung 

von Bäumen und Sträuchern.  

Im Vergleich dazu weist das Flurstück 1518, aufgrund der 

ehemaligen Gartenbaunutzung nur entlang der 

Grundstücksgrenzen Baumbestände auf, die ebenfalls zur 

Erhaltung festgesetzt wurden. 

Der rückwärtige, offene Grundstücksanteil ohne Gehölze ist im 

Vergleich zum Flurstück 1517 auf dem Flurstück 1518 deutlich 

größer. Damit geht einher, dass auch die für eine mögliche 
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Bebauung zur Verfügung stehende Fläche auf dem Flurstück 1518 

umfangreicher ist. 

Die Dimensionierung des Baufensters auf dem Flurstück 1518 ist 

auch im Zusammenhang mit der östlich angrenzenden Bebauung 

im Bereich des Quartiers „Fischbeker Heidbrook“ zu bewerten. 

Östlich des Flurstücks 1518 schließt ein bis in Teilen 

fünfgeschossiges Gebäude gleicher Tiefe an. Westlich des 

Flurstücks 1517 prägen Einfamilienhäuser mit deutlich geringerer 

Gebäudetiefe das Ortsbild südlich der Cuxhavener Straße. 

Gemeinsam bilden die Baufelder auf den Flurstücken 1517 und 

1518 und die darauf zulässigen Baumassen einen angemessenen 

Übergang zwischen den fünfgeschossigen Gebäudeteilen im 

Osten und der kleinteiligen, eingeschossigen 

Einfamilienhausbebauung im Westen der beiden Flurstücke. 

 

Die Festsetzung der Privaten Grünfläche entlang der Cuxhavener 

Straße folgt dem planerischen Leitbild, einen grünen Ortseingang 

auszubilden und der B 73 nördlich und südlich parallel einen 

Grünen Rahmen zu geben bzw. zu erhalten. Dieses Planungsziel 

folgt gleichzeitig dem Masterplan Magistralen 2040. Im Masterplan 

Magistralen 2040 wird die Cuxhavener Straße im Bereich des 

Plangebiets als Raumtyp 8 „Vorstadtallee“ geführt. Die 

Vorstadtallee zeichnet sich gem. Gutachten durch aufgelockerte 

bauliche Strukturen, ausgeprägten Baumbestand und einem 

hohen Maß an Grünräumen entlang der Magistrale aus. Das 

Zielbild für den Raumtyp Vorstadtallee sieht vor, diesen Charakter 

auch künftig zu wahren.  

Daher ist der ortsbildprägende Gehölzbestand entlang der 

Cuxhavener Straße und auch auf den Flurstücken 1517 und 1518 

in unmittelbarer Nähe zur Landesgrenze langfristig zu erhalten und 

zu entwickeln. Hierdurch wird das planerische Ziel für einen 

grünen Übergang bzw. ein Grünes Eingangstor an der 

Landesgrenze als Übergang von Hamburg nach Neu Wulmstorf 

gefestigt und dauerhaft gesichert. Die bestehenden wertvollen und 

vitalen Gehölzstrukturen sind in diesem Bereich von besonderer 

Bedeutung und markieren die Ein- und Ausgangsbedeutung des 

Ortes zwischen Hamburg und der Landesgrenze zu 

Niedersachsen und werden folgerichtig über die Festsetzung von 

Erhaltungsgeboten dauerhaft gesichert. Dies bedeutet im 

Umkehrschluss, dass diese Flächen natürlich für eine Bebauung 
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nicht zur Verfügung stehen. Da diese festgesetzten 

Erhaltungsgebote die konkrete Bestandssituation der jeweiligen 

Grundstücke aufnehmen, kann es auch zu unterschiedlichen 

Bebaubarkeiten „in der Fläche“ für (auch benachbarte) 

Grundstücke kommen. 

Die privaten Grünflächen mit Überlagerung einer Fläche zum 

Erhalt und zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern umfassen 

die vorhandenen Gehölzbestände an der West- und Südseite 

sowie im zentralen Teil des Flurstücks 1517, die im Bestand 

umfassender sind bzw. einen größeren Flächenanteil einnehmen 

als auf dem Flurstück 1518. Dabei werden auf beiden Flurstücken 

die randlichen Gehölzstreifen auf der West- und Südseite bzw. auf 

der Ost- und Südseite gleichermaßen in einer Breite von 10 m 

festgesetzt. Auf dem Flurstück 1517 wird jedoch zusätzlich noch 

der zentrale liegende Baum- und Gehölzbestand in diese 

Grünflächenausweisung einbezogen. Zum einen soll damit der 

breite Grünzug zwischen Landesgrenze und der Rethenbek / dem 

Riethbach gesichert werden. Zum anderen soll eine durchgrünte 

und aufgelockerte Bebauungsstruktur beidseitig der Cuxhavener 

Straße im Übergang zur Landesgrenze entstehen. Weiterhin wird 

insbesondere durch die südlichen Gehölzstreifen die zentrale 

West-Ost ausgerichtete Grünachse des neuen Quartiers 

„Fischbeker Heidbrook“ gestärkt. 

15.4  I. Überbaubare Grundfläche auf dem Vorhabengrundstück 

Das Vorhabengrundstück wird gegenüber dem 

Nachbargrundstück erheblich hinsichtlich der überbaubaren 

Grundfläche benachteiligt.  

Zwar wird die Grundflächenzahl für beide Grundstücke mit 0,4 

gleich festgesetzt, jedoch unterscheiden sich die Grundstücksteile, 

welche als Baugrundstück festgesetzt werden trotzt ähnlicher 

Größen der Grundstücke erheblich. So soll auf dem Flurstück 

1518 eine Fläche von 2.763,83 m2 gegenüber nur 1.346,81 m2 

auf dem Vorhabengrundstück als bebaubare Fläche festgesetzt 

werden.  

Tatsächlich war ursprünglich geplant gewesen, die bebaubaren 

Flächen auf dem Vorhabengrundstück und dem 

Nachbargrundstück in ähnlichem Umfang festzusetzen: 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der Ausweitung der überbaubaren Fläche kann aus den schon 

oben dargelegten folgenden Gründen nicht gefolgt werden: 

- Erhaltung der vorhandenen, ortsbildprägenden 

Gehölzstrukturen am West- und Südrand sowie im 

zentralen Bereich des Flurstücks, 

- nur Teilfläche steht für mögliche Bebauung zur Verfügung 

- Dimensionierung des Baufensters schafft Übergang 

zwischen 5-geschossiger Bebauung im „Fischbeker 

Heidbrook“ und Einfamilienhäusern in Neu Wulmstorf, 

- Schaffung eines grünen Ortseingangs nördlich und 

südlich der Cuxhavener Straße. 

(siehe auch 15.3) 

 

Wie bereits erwähnt, liegt die differenzierte Festsetzung der 

überbaubaren Flächen darin begründet, dass neben der 

Möglichkeit einer maßvollen Nachverdichtung insbesondere 
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Im weiteren Verfahren wurden das Baufenster auf dem 

Nachbargrundstück in seiner Größe mehr als verdoppelt, während 

es bei den einschränkenden Festsetzungen für das 

Vorhabengrundstück blieb. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

übergeordnete Grünbezüge entlang der Rethenbek / des 

Riethbachs, der Erhalt des grünen Ortseingangs an der 

Cuxhavener Straße und der wertvolle Baumbestand über den 

Bebauungsplan gesichert werden sollen. Die Plankonzeption folgt 

zudem auch dem Masterplan Magistralen 20240. Im Masterplan 

Magistralen 20240 wird die Cuxhavener Straße im Bereich des 

Plangebiets als Raumtyp 8 „Vorstadtallee“ geführt. Die 

Vorstadtallee zeichnet sich gem. Gutachten durch aufgelockerte 

bauliche Strukturen, ausgeprägten Baumbestand und einem 

hohen Maß an Grünräumen entlang der Magistrale aus. Das 

Zielbild für den Raumtyp Vorstadtallee sieht vor, diesen Charakter 

auch künftig zu wahren. Entsprechend folgt die Planung der 

Fischbeker Reethen und damit die Ausweisungen im Bebauungs-

plan den Zielen des Masterplans Magistralen 2040.  

 

Gemäß der vorliegenden Planausweisung und in Verbindung mit 

dem e.g. Masterplan soll die angemessene Nachverdichtung auf 

den Flurstücken 1517 und 1518 in der Gemarkung Fischbek im 

hinteren Grundstücksbereich erfolgen, da dort die Wohnnutzung 

aufgrund der Lärmbelastung durch den Straßenverkehr weniger 

beeinträchtigt wird und die oben genannten städtebaulichen Ziele 

umgesetzt werden.  

 

Es entspricht nicht der Tatsache, dass die Baufläche auf dem 

Flurstück 1518 signifikant angehoben wurde, sondern die 

Erweiterung der Baufenster auf dem Nachbargrundstück 

(Flurstück 1518) erfolgte nach Vorlage eines qualifizierten 

Baumbestandsplans durch den Antragsteller, der im Rahmen 

eines Baugenehmigungsverfahrens erstellt wurde.  

Die Baugenehmigung für das Wohngebäude im hinteren Grund-

stücksbereich erfolgte parallel zum Bebauungsplanverfahren, da 

hier zum einen bereits Baurechte nach § 34 Baugesetzbuch gege-

ben waren, das Bauvorhaben mit dem öffentlichen Belang zum 

Baumerhalt vereinbar ist und zudem das Vorhaben den künftigen 

Festsetzungen des Bebauungsplanes entspricht.  

 

Die Ausweisung des Baufensters auf dem Flurstück 1518 orientiert 

sich im Wesentlichen an den zwischenzeitlich vorliegenden 

Bauantragsunterlagen. Im Vergleich zur vorhergehenden Planung 

ist das Baufeld nach Norden zwar erweitert, jedoch im Osten des 
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Auch wurden die bestehenden Grundstücksgrenzen bei der 

Festsetzung offensichtlich nicht hinreichend berücksichtigt. Die 

geringe Fläche an Bauland auf dem Vorhabengrundstück führt 

dazu, dass das auf dem Vorhabengrundstück festgesetzte 

Baufenster von 648 m2 nicht vollständig bebaut werden kann.  

Die zulässige Grundfläche auf dem Vorhabengrundstück ist daher 

nicht durch eine Grundflächenzahl, sondern als Größe der 

Grundflächen der baulichen Anlagen mit 648 m2 festzusetzen.  

Soweit dadurch Orientierungswerte nach § 17 BauNVO 

überschritten werden, ist dies mit den allgemeinen 

städtebaulichen Belangen nach § 1 Abs. 6 BauGB vereinbar. 

Weiter ist zu beachten, dass insgesamt weniger als ein Drittel des 

Grundstücks überhaupt als Bauland festgesetzt werden. 

Flurstücks zugunsten des Erhalts eines durchgehenden Baum- 

und Gehölzstreifens in 10 m Breite zurückgenommen worden. Auf 

dem Flurstück 1517 erfolgte dagegen keine Erweiterung nach 

Norden, da sich in diesem Grundstücksteil ein erhaltenswerter 

Baum- und Gehölzbestand befindet.  

Siehe dazu auch 15.3 

 

Der Einwand, dass die bestehenden Grundstücksgrenzen nicht 

hinreichend berücksichtigt wurden, ist nicht nachvollziehbar. Es 

wird der Hinweis gegeben, dass die überbaubare 

Grundstücksfläche nicht der zulässigen Grundfläche entsprechen 

muss. Durch die überbaubare Grundstücksfläche erfolgt eine 

Lokalisierung der baulichen Anlagen, die Grundflächenzahl (GRZ) 

ist dagegen eine Rechengröße ohne räumlichen Bezug. Die 

Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche und die 

Festsetzungen des Maßes der baulichen Nutzung stehen 

eigenständig nebeneinander. Jede Festsetzung ist für sich 

anzuwenden, ist aber nur im Rahmen der anderen ausnutzbar. Da 

die maßvolle Nachverdichtung im hinteren Grundstücksbereich in 

Abgleich mit dem vorhandenen, schützenswerten Baumbestand 

erfolgt, wurden die entsprechenden Festsetzungen zur baulichen 

Ausnutzbarkeit des Flurstücks 1517 getroffen. Abschließend sei 

erwähnt, dass durch die planungsrechtliche Sicherung einer 

maßvollen Nachverdichtung auf dem betroffenen Grundstück die 

bisherigen Baurechte mehr als kompensiert werden. 

15.5  II. Zahl der Vollgeschosse 

Wie zuvor bereits ausgeführt, übersteigt der Anteil des 

Nachbargrundstücks, welcher als Bauland festgesetzt werden soll, 

den Anteil auf dem Vorhabengrundstück erheblich.  

Zugleich sind auf dem Vorhabengrundstück wie auch 

Nachbargrundstück bis zu drei Vollgeschosse als Höchstmaß 

zulässig. Um die Ungleichbehandlung der bebaubaren Teilen des 

Grundstücks auszugleichen, ist die Zahl der zulässigen 

Vollgeschosse auf dem Vorhabengrundstück auf zwingend vier 

plus ein Staffelgeschoss zu erhöhen.  

Eine derartige Festsetzung (sogenannte „baukörperähnliche 

Festsetzung") führt dazu, dass sich die Bemessung der 

notwendigen Abstandsflächen nach den Festsetzungen des 

Bebauungsplans richtet (vgl. § 6 Abs. 8 HBauO).  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die zuvor beschriebene Plankonzeption berücksichtigt zudem ein 

Abstaffeln in der Höhenentwicklung hin zur Landesgrenze. So ist 

im östlich angrenzenden Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 66 

(Fischbeker Heidbrook, festgestellt am 15.11.2017) ein 

fünfgeschossiges Gebäude in Verbindung mit dem 

Nahversorgungszentrum südlich der Cuxhavener Straße 

festgesetzt. Die dann anschließenden Bestandsgebäude hin zur 

Landesgrenze wurden mit drei Vollgeschossen festgesetzt. Analog 

dazu werden drei Vollgeschosse auch bei beiden Grundstücken 

südlich der Cuxhavener Straße festgesetzt. Das gleiche Prinzip 

wird nun mit dem Bebauungsplan Neugraben Fischbek 67 

weiterverfolgt. Hier werden im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans in den zentralen Bereichen Baukörper mit einer 

Geschossigkeit von fünf bis zu acht Vollgeschossen vorgesehen. 



Bebauungsplan-Entwurf Neugraben-Fischbek 67 „Fischbeker Reethen“ inkl. paralleler FNP- und LaPro-Änderung 
Vorlage zum Arbeitskreis II - Stand: 07.11.2024 

68/169 

Durch die Erhöhung der zulässigen Baumasse ist zugleich nicht 

zu befürchten, dass es zu einer unverträglichen Zahl an 

Wohnungen kommt. Gemäß § 2 Nr. 9 der Verordnung sind mehr 

als sechs Wohnungen je Wohngebäude auf dem 

Vorhabengrundstück nur zulässig, soweit Anschluss an ein 

öffentliches Schmutzwassersiel erfolgt. 

Hin zur Landesgrenze wird die Geschossigkeit sukzessive 

reduziert, sodass entlang der Landesgrenze im Wesentlichen nur 

noch eine Zwei-Geschossigkeit vorgesehen wird. Aufgrund der 

Entfernung der Baugrenze von 22,5m zur Landesgrenze und der 

Ermöglichung einer ähnlichen Höhenentwicklung wie auf dem 

genannten Nachbargrundstück, wurde hiervon abweichend eine 

Drei-Geschossigkeit auf dem Flurstück 1517 festgesetzt.  

 

Die begehrte Erhöhung der Anzahl der Vollgeschosse auf 

zwingend vier plus ein Staffelgeschoss wird abgelehnt, da dies im 

Widerspruch zum städtebaulichen Ziel steht (hier: einheitliche 

Abstaffelung zur Landesgrenze mit 3 Vollgeschossen). 

15.6  III. Erschließung des Grundstücks durch einen Anschluss an 

das öffentliche Siel 

Die Nutzung des Grundstücks wird weiter dadurch beschränkt, 

dass das Vorhabengrundstück nicht an das öffentliche Siel 

angeschlossen werden soll. Hamburg Wasser hatte bereits in 

seiner Stellungnahme vom 27. Januar 2020 darauf hingewiesen, 

dass ein Anschluss des Vorhabengrundstücks an das Siel 

erfolgen solle.  

Aufgrund des bisher fehlenden Anschlusses des 

Vorhabengrundstücks an das öffentliche Siel sollen im 

Bebauungsplan festgesetzt werden, dass auf dem 

Vorhabengrundstück höchstens sechs Wohneinheiten je 

Wohngebäude zulässig sind. Dies führt im Fall des 

Vorhabengrundstücks dazu, dass die realisierbare Baumasse 

weiter reduziert wird. Würde das zulässig Maß der Nutzung in 

Form der Errichtung eines Mehrfamilienhauses vollständig 

ausgenutzt werden, würden ungewöhnlich große Wohnungen 

entstehen, für welche schlicht kein Markt besteht.  

Es ist dabei auch nicht nachvollziehbar, die Entscheidung über 

den Anschluss des Grundstücks an das öffentliche Siel in die 

Hand des Nachbarn zu legen, welcher durch die Festsetzungen 

des Bebauungsplans schon ungleich privilegiert wird und noch 

dazu über den Zugang an das öffentliche Siel über sein 

Grundstück entscheidet.  

Soweit im weiteren Planverfahren kein Anschluss des Vorhabens 

an das öffentliche Siel realisiert wird, ist auf dem 

Nachbargrundstück ein Leitungsrecht i.S.d. § 9 Abs. 21 BauGB 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

In der Cuxhavener Straße westlich der Straße Im Fischbeker 

Heidbrook liegt heute kein Siel. Gemäß Stellungnahme von 

Hamburg Wasser vom 08.03.2023 wird dieser Straßenabschnitt 

auch künftig nicht an das Sielnetz angeschlossen werden. 

Eine öffentlich-rechtliche Regelung in Verbindung mit einem 

Leitungsrecht zu Gunsten des Eigentümers des Flurstücks 1517, 

Gemarkung Fischbek, auf dem östlichen Nachbargrundstück (hier: 

Flurstück 1518 in der Gemarkung Fischbek) lehnt die Plangeberin 

ab, da mit der Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 Baugesetzbuch 

kein unmittelbares Nutzungsrecht für das Verlegen und 

Unterhalten von Leitungen auf Fremdgrundstücken begründet 

werden kann. Durch die Festsetzung eines Leitungsrechts wird 

lediglich die planungsrechtliche Voraussetzung für eine 

Inanspruchnahme der Flächen im Bebauungsplan geschaffen - 

eine Herstellungs- und Unterhaltungspflicht für den 

Grundeigentümer besteht nicht. Die betroffene Fläche für ein 

Leitungsrecht wird lediglich vor widersprechenden Nutzungen 

geschützt. D.h. die planerische Festsetzung würde den 

Eigentümer des Flurstücks 1518 nur daran hindern, sein 

Grundstück in einer Weise zu nutzen (z. B. durch Errichtung von 

baulichen Anlagen), die die Ausübung des Leitungsrechts 

behindern oder unmöglich machen würden. Wie bereits erwähnt, 

wird mit dem begehrten Leitungsrecht kein Nutzungsrecht für das 

Verlegen und Unterhalten von Leitungen begründet. Die 

Begründung von Nutzungsrechten erfolgt regelhalft durch 

vertragliche Vereinbarungen, durch Bestellung von dinglichen 
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zugunsten des Nachbargrundstücks festzusetzen, um den 

Anschluss an das öffentliche Siel zu ermöglichen. 

Rechten oder durch Baulast nach Maßgabe des 

Bauordnungsrechts. 

 

Folglich kann die ordnungsgemäße Schmutzwasserentsorgung für 

das Flurstück 1517, welches in der Wasserschutzgebietszone III 

liegt und nicht direkt durch ein vor seinem Grundstück betriebsbe-

reites öffentliches Schmutzwassersiel erschlossen wird, über eine 

vollbiologische Kleinkläranlage mit einer Anschlusskapazität, die 

maximal 6 Wohneinheiten je Gebäude entspricht, erfolgen. 

Alternativ kann - wie bereits zuvor beschrieben - für das Flurstück 

eine privatrechtliche Einigung über die Eintragung einer Baulast für 

den Anschluss an ein Schmutzwassersiel erfolgen. In dem Fall 

wäre keine Kleinkläranlage erforderlich. 

 

Aus den eben genannten Gründen wird auf das begehrte 

Leitungsrecht verzichtet.  

15.7  IV. Erschließung des Vorhabengrundstücks durch eine 

Grundstückszufahrt 

Das Vorhabengrundstück wird gegenüber dem 

Nachbargrundstück weiter dadurch benachteiligt, dass die private 

Grünfläche als Fläche zum Anpflanzen und für die Erhaltung von 

Bäumen und Sträuchern festgesetzt worden ist.  

Die Vorhabenträgerin hat das Grundstück durch den öffentlich 

bestellten und vereidigten Sachverständigen für Baumpflege, - 

sanierung und -bewertung, Herrn Michael Hartmann, begutachten 

lassen. Demnach befinden sich auf dem Grundstück 60 Bäume, 

welche teilweise alt und gerüstbildend sind und daher auch für das 

weitere Umfeld eine prägende Funktion mit übergeordneter 

Wohlfühlwirkung aufweisen.  

Es ist keine verkehrliche Erschließung des Vorhabengrundstücks 

denkbar, bei welcher nicht Sträucher und als erhaltungswürdig 

eingestufte Bäume auf zur Erhaltung festgesetzten Flächen 

entnommen werden müssen.  

Die bisher angesetzte Breite der Zufahrt mit 3 m entspricht nicht 

der gesetzlich erforderlichen Beschaffenheit.  

Der Bebauungsplan geht davon aus, dass das Grundstück nicht 

an das öffentliche Siel angeschlossen werden wird. Gemäß 

Bauprüfdienst 2020-3 ist in unbesielten Gebieten grundsätzlich für 

alle Nutzungen eine Mindestbreite der Zuwegung von 5 m zu 

fordern, 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

 

Für die Errichtung einer Zufahrt wird die Verordnung in § 2 Nr. 8 

wie folgt ergänzt: 

„Innerhalb der Privaten Grünflächen darf pro Grundstück eine 3 m 

breite Grundstückszufahrt errichtet werden. Diese darf 

ausnahmsweise innerhalb der zum Erhalt und Anpflanzen von 

Bäumen und Sträuchern festgesetzten Flächen liegen. § 2 Nr. 33 

dieser Verordnung bleibt von dieser Festsetzung unberührt.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Vorgaben gemäß Bauprüfdienst 2020-3, S. 10, beziehen sich 

auf unbesiedelte Grundstücke ohne direkte Anbindung an einen 

befahrbaren öffentlichen Weg. Das Flurstück 1517 verfügt jedoch 

über direkte Anbindung an einen befahrbaren öffentlichen Weg 
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vgl. BPD 2020-3, S. 10. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auch wird für Wohnnutzungen mit mehr als 5 Wohneinheiten eine 

Breite der Zuwegung von mindestens 3,50 m, ab 10 

Wohneinheiten mindestens 4,75 m gefordert, 

vgl. BPD 2020-3, S. 14. 

 

Gemäß § 11 Hamburgisches Abfallwirtschaftsgesetz sind bebaute 

Grundstücke an die öffentliche Abfallentsorgung der Stadtreini-

gung Hamburg (SRH) anzuschließen. Das Entsorgungsunter-

nehmen SRH fordert bei Gebäuden, welche wie hier mehr als 50 

Metern entfernt von einem befahrbaren öffentlichen Weg liegen, 

eine Breite der Zufahrt von mindestens 5,5 m, 

vgl. BPD 2020-3, S- 16. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Weiter ist zu beachten, dass - sollte ein Anschluss des 

Grundstücks an das öffentliche Siel nicht möglich sein -, auf dem 

Vorhabengrundstück je zu errichtendem Gebäude eine 

Abwassersammelgrube eingebracht werden muss. Auch für die 

(Cuxhavener Straße). Die genannte Mindestbreite der Zuwegung 

von 5 m ergibt sich zudem aus den Anforderungen des Fahrzeugs, 

das Abwassersammelgruben auf den Grundstücken auspumpt. 

Gemäß Bauprüfdienst 2020-3 ist entweder eine Kleinkläranlage 

oder eine Abwassersammelgrube zur Beseitigung des 

Schmutzwassers herzurichten, wenn kein Anschluss an das 

Sielnetz besteht oder möglich ist. Gemäß § 5 Nr. 7 der Verordnung 

über das Wasserschutzgebiet Süderelbmarsch/Harburger Berge 

ist die Neuanlage von Abwassersammelgruben in der Zone III des 

e.g. Wasserschutzgebiets verboten. Eine 5 m breite Zufahrt für 

Fahrzeuge zur Leerung von Abwassersammelgruben ist daher 

nicht erforderlich. 

 

Der Plangeberin liegen keine konkreten Bauabsichten seitens des 

Grundstückseigentümers vor, die Festsetzungen des Bebauungs-

planes stellen somit ein Angebot dar. Aus Sicht der Plangeberin ist 

eine Zufahrt mit 3 m Breite ausreichend dimensioniert. 

 

Die vorgebrachten Inhalte des Bauprüfdienstes sind nicht 

vollständig. Ist der Transportweg länger als 50 m, muss der 

Erschließungsweg für die Fahrzeuge der SRH befahrbar sein. Für 

Durchfahrten wird eine Breite von 3,50 m und eine Höhe von 4,0 m 

benötigt. Bei nur einseitiger Anbindung muss eine Wendeanlage 

entsprechend der in der ReStra (Hamburger Regelwerke für 

Planung und Entwurf von Stadtstraßen) enthaltenen RASt 06 

(Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen) Abschnitt 6.1.2.2 

„Wendeanlagen" mit einer Breite des Fahrweges von 5,50 m 

ausgebaut werden. Alternativ besteht die Möglichkeit des 

Eigentransportes durch den Benutzer für Behältergrößen von 60 

bis 240 l mit Bereitstellung am Fahrbahnrand.“ Das Grundstück 

befindet sich jedoch direkt an einem befahrbaren, öffentlichen Weg 

(Cuxhavener Straße). Es besteht somit die Möglichkeit des 

Eigentransports durch den Benutzer für Behältergrößen von 60 l 

bis 240 l mit Bereitstellung am Fahrbahnrand.   

 

Ein Eingriff in die Grünflächen ist aus Sicht der Plangeberin nicht 

erforderlich. Bei der überbaubaren Grundstücksfläche handelt es 

sich um ein Angebot, das nicht ausgeschöpft werden muss. Eine 

Kleinkläranlage kann als Nebenanlage zudem außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb der Fläche 
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Errichtung von entsprechenden Sammelgruben wird in die 

Grünflächen eingegriffen werden müssen. 

 

 

 

Weiter ist zu berücksichtigen, dass eine Zu- und Abfahrt von der 

Cuxhavener Straße nur möglich sein wird, wenn die 

Grundstückszufahrt entweder hinreichend breit ist, um auch sich 

begegnenden Verkehr aufzunehmen oder im Bereich der 

Cuxhavener Straße eine Wartebucht angelegt werden wird.  

Die textliche Festsetzung in § 2 Nr. 8 der Verordnung sollte daher 

wie folgend ergänzt werden: 

„Innerhalb der privaten Grünflächen darf pro Grundstück 

grundsätzlich eine 3 m breite Grundstückszufahrt errichtet 

werden. Die Anlage einer breiteren Zufahrt ist zulässig, 

soweit dies aus rechtlichen Gründen erforderlich ist. Im 

Bereich einer solchen Grundstückszufahrt finden die 

festgesetzten Anpflanzungs- und Erhaltungsgebote keine 

Anwendung." 

Es ist aufgrund der jetzt schon offensichtlichen Konflikte einer 

Bebauung des Grundstücks mit baumschutzrechtlichen 

Vorschriften weiter sinnvoll, für das Grundstück eine konkrete 

Lage einer Zufahrt festzusetzen und somit die entsprechenden 

Konflikte wie rechtlich geboten auf Ebene des Bebauungsplans zu 

bewältigen. 

„Allgemeines Wohngebiet“ realisiert werden. Die Neuanlage einer 

Abwassersammelgrube ist im Wasserschutzgebiet 

Süderelbmarsch/Harburger Berge nicht zulässig.  

 

 

Der Ansicht, dass die Zu- und Abfahrt von der Cuxhavener Straße 

nur möglich ist, wenn die Grundstückszufahrt entweder 

hinreichend breit ist, um auch sich begegnenden Verkehr 

aufzunehmen oder im Bereich der Cuxhavener Straße eine 

Wartebucht angelegt wird, wird seitens der Plangeberin nicht 

geteilt. Vor dem Hintergrund der ortsbildprägenden und 

schützenswerten Gehölzstrukturen ist die Breite der Zufahrt auf ein 

Mindestmaß zu reduzieren. Die Lage der Zufahrt soll mit einem 

möglichst geringen Eingriff in die vorhandenen Gehölzstrukturen 

gewählt werden. Im Sinne der planerischen Zurückhaltung wird auf 

die Festsetzung der Lage der Zufahrt verzichtet. 

Zur Sicherung der Zufahrt wird § 2 Nr. 8 der Verordnung 

folgendermaßen ergänzt: 

„Innerhalb der Privaten Grünflächen darf pro Grundstück eine 3 m 

breite Grundstückszufahrt errichtet werden. Diese darf 

ausnahmsweise innerhalb der zum Erhalt und Anpflanzen von 

Bäumen und Sträuchern festgesetzten Flächen liegen. § 2 Nr. 33 

dieser Verordnung bleibt von dieser Festsetzung unberührt.“ 

16 Kanzlei Riverside 
Rechtsanwälte 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 
10.07.2024 

Unser Mandant ist Eigentümer des . Da der Bebauungsplan-

Entwurf Neugraben-Fischbek 67 (Fischbeker Reethen) für dieses 

Flurstück Festsetzungen (Private Grünfläche) trifft, ist unser 

Mandant von der Planung unmittelbar betroffen. Herr  hat uns 

daher gebeten, zu dem gegenwärtig öffentlich ausliegenden 

Bebauungsplan-Entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Unser Mandant befürwortet und unterstützt ausdrücklich das 

Planungsziel, mit dem Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 67 

(Fischbeker Reethen) die planungsrechtlichen Vorausset-zungen 

für ein neues Stadtquartier Fischbeker Reethen und den Neubau 

von ca. 2.300 Wohneinheiten zu schaffen. Unser Mandant regt in 

diesem Zusammenhang lediglich an, den nördlichen Bereich 

seines Flurstücks  in dieses Planungsziel einzubeziehen und 

eben-falls für die Schaffung von Wohnraum zur Verfügung zu 

stellen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die Ausweisung des Flurstücks 9767 als private Grünfläche dient 

zum einen der Sicherung straßenbegleitender Grünflächen als Ein- 

und Ausgangssituation zwischen Hamburg und der Landesgrenze 

zu Niedersachsen. 

Die Ausweisung der privaten Grünfläche entlang der Cuxhavener 

Straße folgt dem planerischen Leitbild, einen grünen Ortseingang 

auszubilden und der B 73 nördlich und südlich parallel einen 

Grünen Rahmen zu geben bzw. zu erhalten. Zu diesem Zweck ist 

der ortsbildprägende Gehölzbestand entlang der Cuxhavener 

Straße und auch auf den fraglichen Grundstücken in unmittelbarer 

Nähe zur Landesgrenze langfristig zu erhalten und zu entwickeln. 

Hierdurch wird das planerische Ziel für einen grünen Übergang 

bzw. ein Grünes Eingangstor an der Landesgrenze als Übergang 
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Unser Mandant schlägt insoweit vor, im westlichen Anschluss an 

das auf der Westseite der Straße Voßdrift vorgesehene WA-

Gebiet auf dem Flurstück 9767 ebenfalls ein allgemeines 

Wohngebiet mit einem oder mehreren Baufenstern und im 

Übrigen denselben Festsetzungen wie im derzeit geplanten WA8-

Gebiet auszuweisen. 

 

 

 

 

Mit der Ausweisung eines WA-Gebietes im nördlichen Teil des 

Flurstücks 9767 (und damit von der Cuxhavener Straße aus 

gesehen quasi in „zweiter Reihe“) könnte die am Voßdrift bereits 

vorhandene (und durch den Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 

67 künftig planungsrechtlich gesicherte) Wohnbebauung 

harmonisch mit der westlich des Flurstücks 9767 auf dem Gebiet 

der Gemeinde Neu Wulmstorf in „zweiter Reihe“ vorhandenen 

Wohnbebauung verbunden werden. Der Vorschlag unseres 

Mandanten zielt insoweit auf eine Arrondierung des 

Bebauungszusammenhangs zwischen der Straße Voßdrift, der 

angrenzenden Gemeinde Neu Wulmstorf und dem neuen 

Stadtquartier Fischbeker Reethen im Norden ab. Gleichzeitig 

unterstützt und fördert der Vorschlag das Planungsziel (Schaffung 

neuen Wohnraums), in dem noch zusätzliche Flächen für den 

Wohnungsbau zur Verfügung gestellt werden. Wir bewerten den 

Vorschlag unseres Mandanten daher in städtebaulicher Hinsicht 

als überaus sinnvoll. 

Unserem Mandanten ist in diesem Zusammenhang 

selbstverständlich bekannt, dass der gegenwärtig öffentlich 

ausliegende Bebauungsplan-Entwurf das Flurstücks 9767 

bewusst als private Grünfläche ausweist. Dem Entwurf der 

Begründung haben wir insoweit entnommen, dass beidseitig der 

Cuxhavener Straße im Ortseingangs- bzw. -ausgangsbereich 

private Grünflächen festgesetzt werden sollen, um an der 

Cuxhavener Straße einen durchgrünten und durch waldartige 

Gehölzkulissen geprägten Straßenraum zu erhalten und 

weiterzuentwickeln („grünes Band“). Entlang der Cuxhavener 

Straße soll insoweit zur Landesgrenze hin ein „grüner 

Ortseingang“ ausgebildet werden und es sollen sowohl das WA8-

von Hamburg nach Neu Wulmstorf gefestigt und dauerhaft 

gesichert. Die bestehenden wertvollen und vitalen 

Gehölzstrukturen sind in diesem Bereich von besonderer 

Bedeutung und markieren die Ein- und Ausgangsbedeutung des 

Ortes zwischen Hamburg und der Landesgrenze zu 

Niedersachsen und werden folgerichtig über die Festsetzung von 

Erhaltungsgeboten dauerhaft gesichert. Dies bedeutet im 

Umkehrschluss, dass diese Flächen natürlich für eine Bebauung 

nicht zur Verfügung stehen. Da diese festgesetzten 

Erhaltungsgebote die konkrete Bestandsituation der jeweiligen 

Grundstücke aufnehmen, kann es auch zu unterschiedlichen 

Bebaubarkeiten „in der Fläche“ für (auch benachbarte) 

Grundstücke kommen. 

Für eine Bebauung in zweiter Reihe bestehen nördlich der 

Cuxhavener Straße keine Vorlagen, sodass es sich um eine 

Sonderstellung handeln würde. Gleiches gilt für die Bebauung 

entlang der Voßdrift. Zudem würde einer Bebauung der zweiten 

Reihe der Cuxhavener Straße der bauliche Zusammenhang mit 

der Voßdrift fehlen. Eine Arrondierung des 

Bebauungszusammenhangs zwischen der Straße Voßdrift, der 

angrenzenden Gemeinde Neu Wulmstorf und dem neuen Quartier 

Fischbeker Reethen wird nicht gesehen. 

Die privaten Grünflächen werden in Teilen mit einer Fläche zum 

Erhalt von Bäumen und Sträuchern überlagert, die die die 

vorhandenen Gehölzbestände an der West- und Südostseite 

umfassen. 

Zum anderen soll damit der breite Grünzug zwischen 

Landesgrenze und der Rethenbek / dem Riethbach gesichert 

werden.  

 

Die beschriebene Grünzäsur folgt den Vorgaben des 

Landschaftsprogramms das im Bereich des Flurstücks die 

Entwicklung einer grünen Landesgrenze (in einem deutlich 

Breiteren Zuschnitt als südlich der Cuxhavener Straße) und 

zusätzlich der Entwicklung des Naturhaushaltes vorsieht.  
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Gebiet im Norden als auch das WA9-Gebiet im Süden eine „grüne 

Vorzone“ erhalten, die sich zur Cuxhavener Straße hin orientieren. 

Mit der hier vorgeschlagenen Ausweisung eines WA-Gebietes im 

Norden des Flurstückes 9767 wird dieser planerische Ansatz 

indes nicht in Frage gestellt. Das Flurstück 9767 hat eine Größe 

von ca. 4.000 m². Es ist damit groß genug, um bei der Umsetzung 

unseres Vorschlages trotz zusätzlicher Wohnbauflächen im 

Norden sowohl das „grüne Band“ entlang der Cuxhavener Straße, 

den geplanten „grünen Ortseingang“ als auch „die grüne Vorzone“ 

verwirklichen zu können. 

Der Vorschlag unseres Mandanten ist insoweit analog zu den für 

die Flurstücke 1517 und 1518 auf der gegenüberliegenden 

Straßenseite im Süden der Cuxhavener Straße vorgesehenen 

Festsetzungen zu sehen. Auch an dieser Stelle sieht der Plan-

Entwurf zur Schaffung eines „grünen Bandes“ entlang der 

Cuxhavener Straße und eines „grünen Ortseinganges“ sowie einer 

„grünen Vorzone“ die Festsetzung von privaten Grünflächen vor. 

Allerdings fallen die von dieser Festsetzung betroffenen Flächen 

hier wesentlich schmaler aus, wodurch Platz für die im 

rückwärtigen (südlichen) Bereich dieser Flurstücke geplante 

Festsetzung eines gänzlich neuen WA-Gebietes (WA9) mit sehr 

großzügigen Baufenstern geschaffen wird. 

Wenn im Bereich des Ortsein- bzw. -ausganges auf der Südseite 

der Cuxhavener Straße im Anschluss an einen verhältnismäßig 

schmalen Streifen „Private Grünfläche“ ein gänzlich neues 

Wohngebiet planungsrechtlich begründet wird, kann und muss 

unseres Erachtens analog gleiches auf der Nordseite der 

Cuxhavener Straße und dem Flurstück 9767 geschehen, zumal 

dieses Flurstück mit einer Größe ca. 4.000 m² hinreichend dafür 

geeignet ist. Dies folgt unseres Erachtens auch aus dem 

allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 GG), da die 

Situation in planungsrechtlicher Hinsicht auf beiden Seiten der 

Cuxhavener Straße absolut vergleichbar ist. Nach unserem 

Dafürhalten ist es insoweit auch rechtlich geboten, dem Vorschlag 

unseres Mandanten zu folgen. 

Wir bitten nach alledem darum, den Vorschlag unseres 

Mandanten in der weiteren Planung aufzugreifen und auf dem 

Flurstück 9767 im rückwärtigen (nördlichen) Bereich ein WA-Ge-

biet mit mehreren Baufenstern auszuweisen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufgrund der städtebaulichen Zäsur durch die Cuxhavener Straße 

und der unterschiedlichen Ausnutzbarkeit der Flächen nördlich und 

südlich der Bundesstraße kann von keiner gegebenen 

Vergleichbarkeit im Sinne gemeinsamer, für beide Flächen 

gleichermaßen zutreffende planerischer Voraussetzungen 

ausgegangen werden, aus der eine Gleichbehandlung mit den 

genannten Flurstücken 1517 und 1518 für das Flurstück 9767 

abgeleitet werden kann. Für die Flurstücke südlich der 

Cuxhavener Straße werden die städtebaulichen Voraussetzungen 

im Kontext mit der östlich angrenzenden Bebauung des 

Neubaugebiets Fischbeker Heidbrooks bewertet. Dieser 

städtebauliche Kontext ist für die in Rede stehenden Flächen 

nördlich der Cuxhavener Straße nicht gegeben.  

 

Daneben ist die differenzierte bauliche Ausnutzbarkeit der beiden 

Flurstücke 1517 und 1518 in der Gemarkung Fischbek, südlich der 

Cuxhavener Straße, darin begründet, dass zum einen 

unterschiedlich ausnutzbare Baurechte auf den beiden e.g. 

Flurstücken bereits vor Aufstellung des Bebauungsplanes NF67 

bestehen und zum anderen im Bereich der Landesgrenze am 

westlichen Rand des Plangebiets neben der Möglichkeit einer 

maßvollen Nachverdichtung insbesondere übergeordnete 

Grünbezüge entlang der Rethenbek / des Riethbachs und der 

Erhalt des grünen Ortseingangs an der Cuxhavener Straße sowie 

der wertvolle Baumbestand gesichert werden soll.  

 

Die dargelegten Planungsziele berücksichtigen zudem ein 

bauliches Abstaffeln in der Höhenentwicklung der Gebäude hin zur 
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Bitte halten Sie uns über den Fortgang des Planverfahrens auf 

dem Laufenden und informieren Sie uns bitte rechtzeitig darüber, 

wie Sie den Vorschlag unseres Mandanten bewerten. 

Landesgrenze. So ist im östlich an das Flurstück 1518 angren-

zenden Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 66 (Fischbeker 

Heidbrook, festgestellt am 15.11.2017) ein fünfgeschossiges 

Gebäude in Verbindung mit dem Nahversorgungszentrum südlich 

der Cuxhavener Straße festgesetzt. Die dann westlich anschlie-

ßenden Bestandsgebäude hin zur Landesgrenze wurden mit drei 

Vollgeschossen festgesetzt. Analog dazu werden drei Vollge-

schosse auch bei beiden Grundstücken südlich der Cuxhavener 

Straße festgesetzt. Das gleiche Prinzip wird auch mit dem 

Bebauungsplan Neugraben Fischbek 67 weiterverfolgt. Hier 

werden im Geltungsbereich des Bebauungsplans in den zentralen 

Bereichen Baukörper mit einer Geschossigkeit von fünf bis zu acht 

Vollgeschossen vorgesehen. Hin zur Landesgrenze wird die 

Geschossigkeit sukzessive reduziert, sodass entlang der 

Landesgrenze im Wesentlichen nur noch eine Zwei-

Geschossigkeit vorgesehen wird. Aufgrund der Entfernung der 

Baugrenze von 22,5m zur Landesgrenze und der Ermöglichung 

einer ähnlichen Höhenentwicklung wie auf dem genannten 

Nachbargrundstück, wurde hiervon abweichend eine Drei-

Geschossigkeit im WA 9 festgesetzt. 

Der Vorschlag, dass der hintere Grundstücksteil des Flurstücks 

9767 als Arrondierung des Bebauungszusammenhangs zwischen 

der Straße Voßdrift im Osten und der bestehenden Bebauung in 

der westlich benachbarten Gemeinde Neu Wulmstorf ein Bauen „in 

zweiter Reihe“ rechtfertig, ist nicht nachvollziehbar. Es wird der 

Hinweis gegeben, dass mit der Aufstellung des Bebauungsplanes 

NF67 der bestehende Gebäudebestand mit moderaten 

Erweiterungsmöglichkeiten planungsrechtlich gesichert und auf 

dem Flurstück 8103 ein zusätzlicher Bauplatz entlang der Voßdrift 

„in erster Reihe“ verbindlich festgesetzt wird. Damit wird das 

vorhandene Siedlungsbild des ehemaligen Furtweges geschützt. 

Entsprechend wird der waldartige und dörfliche anmutende 

Charakter der vorhandenen Bebauung an der Voßdrift gewahrt. 

Gleichzeitig sollen die heute, in einer Bauflucht aufgereihten 

Wohngebäude in der Voßdrift auch weiterhin in einer Flucht 

stehen. Für die begehrte Wohnbebauung „in zweiter Reihe“ auf 

dem nördlichen Bereich des Flurstück 9767, direkt östlich 

angrenzend zur Voßdrift, ist mit dem zugrunde liegenden 

städtebaulichen Konzept nicht vereinbar. Des Weiteren ist 

festzustellen, dass gemäß geltendem Planrecht (Außenbereich 
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nach § 35 Baugesetzbuch) auf dem Flurstück 9767 keine 

Wohnnutzung zulässig ist. 

 

Der Einwand, dass der Gleichbehandlungsgrundsatz bezogen auf 

die Grundstücke südlich und nördlich der Cuxhavener Straße 

einzuhalten ist, wird von Seiten der Plangeberin nicht geteilt. Es 

wird darauf hingewiesen, dass für die e.g. Bereiche 

unterschiedliche Bestandsvoraussetzungen vorliegen. So gibt es, 

wie bereits dargestellt, auf den Grundstücken im WA 9 bestehende 

Baurechte, die mit der Aufstellung des Bebauungsplanes NF67 

neu geordnet werden. Der Bebauungsplan NF67 folgt dabei dem 

planerischen Leitbild, den Übergang von den vorhandenen 

Einfamilienhausstrukturen der Nachbargemeinde Neu Wulmstorf 

zu den neuen Bereichen mit überwiegendem Anteil von 

Geschosswohnungsbau möglichst verträglich zu gestalten, ohne 

dass dabei der breite Grünzug zwischen Landesgrenze und der 

Rethenbek / dem Riethbach nördlich der Cuxhavener Straße mit 

zusätzlichen Bauplätzen „in der zweiten Reihe“ belegt wird.  

17 Bürger/in 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 
15.07.2024 

mit der Bekanntmachung im Amtsanzeiger sind wir auf den 

Beschluss des o.g. Bauvorhabens aufmerksam geworden. Mit 

dem aktuell geplanten Planvorhaben sind wir so wie alle 

Einwohner in der Voßdrift und anliegenden anderen aktuell 

vorhanden Wohnstrassen bzw. Nachbarn, so nicht einverstanden 

und möchten hiermit schriftlich Stellung hierzu nehmen.  

Wie wir entnehmen konnten, soll die Strasse Voßdrift keine direkte 

Zufahrt auf die und von der B73 mehr vorhanden sein. Aus der 

beigefügten Planzeichnung des Lageplans können sie sehen, 

dass wie hier als Kreis dargestellte Stelle keine Zu und Abfahrt 

mehr in die Voßdrift ermöglicht.  

Dieses würde einen deutlichen Umweg durch das dann neue 

Gebiet bedeuten, welches unnötig zu mehr Zeit und außerdem zu 

einem größeren Umweg führt. Diese Idee ist nicht nachhaltig und 

hat keinen effektiven Mehrwert. Im Gegenteil, alle Anlieger der 

Voßdrift müssten mehrmals täglich einen deutlichen Umweg in 

Kauf nehmen.  

Zudem haben wir erfahren, dass die Parkplatzmöglichkeiten in 

dem Neubaugebiet bei einem Faktor bei 0,44 angesetzt werden. 

Es wurde uns ebenso berichtet das der Faktor eventuell auf 0,7 

erweitert werden könnte. Aber in beiden Fällen würde es 

bedeuten, dass es absolut nicht genügend Parkplätze im 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Mit der Planung der Fischbeker Reethen soll eine zukunftswei-
sende, klimagerechte und nachhaltige Mobilität vorangetrieben 
werden, die vorhandene und zukünftige gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen und Prozesse berücksichtigt und künftig flexibel auf 
diese reagieren kann. Die Reduzierung des individuellen PKW-
Verkehrs stellt vor dem Hintergrund derzeitiger Veränderungspro-
zesse im Mobilitätsverhalten sowie den Anforderungen an eine 
nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung eine zukunftsorien-
tierte Strategie dar. Mit dem Mobilitätskonzept der Fischbeker 
Reethen werden Bausteine einer zukunftsgerichteten Mobilität 
entwickelt. Dazu gehört als verkehrsrechtliche Maßnahme die 
Koordinierung eines flächendeckenden Parkraumbewirtschaf-
tungskonzepts für die Fischbeker Reethen und die umliegende 
Nachbarschaft durch die Abteilung Verkehrsentwicklung des 
Landesbetriebs Verkehr (LBV VE). So generieren Kommunen 
bspw. in Gebieten mit sehr hohem Parkdruck über eine Parkraum-
bewirtschaftung einen höheren Umschlagsgrad und entsprechend 
mehr freie Parkstände. Eine Parkraumbewirtschaftung ist jedoch 
nur dann erfolgreich, wenn sie angemessen und regelmäßig 
überwacht wird. Hierfür sind bei Bedarf personelle Kapazitäten 
auszubauen, um die Fischbeker Reethen im Sinne der angestreb-
ten Mobilitätswende als autoreduziertes Quartier zu etablieren. 
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Neubaugebiet bestünde und das unsere Voßdrift mit 

Fremdparkern dauerhaft zugeparkt und ebenso ständig durch 

Fahrbetrieb wird die idyllische Ruhe in unserer Strasse auch 

gestört werden. Ebenso sehen wir die Gefahr, dass der Voßdrift 

als Durchfahrtstrasse bis zur Sackgasse genutzt werden könnte 

um in der Nähe von REWE zu parken oder Personen von der B73 

abzuholen. Wir möchten auf garkeinen Fall, dass die Voßdrift als 

Durchfahrtstrasse offenbleibt. Die Voßdrift muss eine Sackgasse 

werden aber mit der Zuwegung wie es auch aktuell gewohnt sind 

von der B73. Wir schlagen daher vor, die Sperrung an der 

Markierten Stelle hier auf den Plan ersichtlich als rotes X zu 

setzen. (Siehe Karte A) Dort könnte auch ein Wendehammer 

gebaut werden, so dass die Müllabfuhr oder andere größere 

Fahrzeuge problemlos wenden können. 

 

Bei der Planung der Voßdrift gab es eine ausführliche 

Variantenprüfung im Jahre 2022, die sowohl den künftigen 

Anschluss an die Neuwulmstorfer Schulstraße als auch den 

Anschluss an die B73 untersucht hat. Erforderlich wurde diese, da 

die Straße als öffentliche Straße und nicht als Zufahrt einzustufen 

ist. 

 

Untersucht wurden insgesamt sechs verschiedene Varianten für 

den Ausbau der Voßdrift. Für diese Varianten wurde jeweils 

betrachtet, wie sie sich mit einer Zufahrt von der B 73 oder der 

Neuwumstorfer Schulstraße aus darstellen. Insgesamt wurden so 

13 Erschließungsvarianten betrachtet. Die Varianten wurden nach 

den folgenden Kriterien bewertet: 

- Verkehrliche Einbindung 

- Bewegungsraum des motorisierten Individualverkehrs 

- Bewegungsraum der Fußgänger 

- Berücksichtigung des vorhandenen Baumbestandes 

- Versiegelungsgrad 

- Erforderlichkeit des ggf. zusätzlichen Grunderwerbs 

- Konflikte mit der Bestandsbebauung 

- Parkmöglichkeiten im öffentlichen Raum 

Auf der Basis der Bewertung der genannten Kriterien hat sich die 

Vorzugsvariante für die Erschließung ergeben. 

Die Vorzugsvariante ist eine Variante mit Anschluss an die 

Neuwulmstorfer Schulstraße, da ein Anschluss an die B73 in 

Abstimmung mit der Polizei (Verkehrsdirektion) aus Gründen der 

Verkehrssicherheit und im Rahmen der Neuordnung der 

Cuxhavener Straße in diesem Bereich nicht weiterverfolgt wurde. 

Bei einem Anschluss an die B73 ist aufgrund der hohen 

Frequentierung der B73 nur ein Aus- und Einfahren nach rechts 

möglich. Ein Linksab- bzw. -einbiegen ist aufgrund der 

Vierspurigkeit und der verkehrlichen Risiken nicht 

anordnungsfähig. Mit den genannten Einschränkungen sind 

Umwegfahrten verbunden. Eine Öffnung auf beiden Seiten der 

Voßdrift ist nicht gewünscht, um Schleichverkehr in bzw. aus dem 

Erschließungsgebiet auszuschließen und eine stärkere 

Verkehrsbelastung der Voßdrift zu vermeiden.  
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In der Voßdrift (Spielstraße) werden derzeit drei Parkstände im 
öffentlichen Raum für Besucher vorgesehen. Parken im 
öffentlichen Raum außerhalb dieser gekennzeichneten Bereiche 
ist unzulässig und wird über die Parkraumbewirtschaftung 
nachgehalten. 

17.1  Karte A 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Siehe 17 

17.2  Wir haben aktuell eine Kläranlage die wir mit viel Geld und 

Investitionen gebaut bzw. beim Erwerb, erworben haben. Durch 

das neu geplante Sielnetz /Kanalnetzwerden wir zusätzlich zu 

neuen Investitionen gezwungen werden und ebenso wird unser  

vorhandenes System entwertet. Dies führt nicht nur zu einer 

weiteren Mehrbelastung kostenseitig, sondern schädigt uns 

ebenso doppelt, weil wir dadurch höhere und fortlaufende 

monatlichen Mehrbelastungen hätten.  

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die Voßdrift war bislang im Eigentum einer privaten 

Wegegemeinschaft und wurde 2021 von der FHH erworben. 

Aufgrund der veränderten Grundstücksverhältnisse wird die 

Straßenparzelle nun als öffentliche Straßenverkehrsfläche 

festgesetzt. Im Rahmen des Straßenumbaus ist die Verlegung 

eines Schmutzwassersiels in den Straßenkörper der Voßdrift 

geplant, um die angrenzenden Gebäude an eine ordnungsgemäße 

und gesetzlich vorgeschriebene Schmutzwasserentsorgung 

anzuschließen. 

Darüber hinaus wird die die Anbindung an das künftige 

Schmutzwassersiel auch aus Sicht des Grundwasserschutzes 

erforderlich, da sich der gesamte Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes Neugraben Fischbek 67 im Wasserschutzgebiet 

(Schutzzone III) befindet.  

Kleinkläranlagen und Abwassersammeltanks sind in 

Wasserschutzgebieten generell verboten und der Einbau bedarf 
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grundsätzlich einer Befreiung von der 

Wasserschutzgebietsverordnung. Dieser Missstand soll mit dem 

Einbau des Schmutzwassersiels in der Voßdrift behoben werden. 

17.3  Wir haben ebenso erfahren, dass wir für Fledermäuse ein 

Zuhause an unserem Haus errichten müssen und ebenso für die 

Instandhaltung und Pflege dieser Unterkünfte eigenständig 

aufkommen müssen. Das akzeptieren wir so ebenso auch nicht.  

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die Festsetzung zur Anlage eines Fledermauskastens je Baufeld 

in den Allgemeinen Wohngebieten, die wie das hier vorliegende 

WA8 bereits bebaut sind, greift erst bei einer baulichen 

Erweiterung und / oder Umbau- bzw. Modernisierungsmaßnahme 

am Dach oder an der dachständigen Fassade. Entsprechende 

Fledermausspaltkästen werden von verschiedenen Herstellern 

relativ kostengünstig angeboten und können je nach Systemart 

unmittelbar als Einbaustein in die Fassade integriert oder 

oberflächennah angebracht werden. Eine Unterhaltung und Pflege 

kann mit den üblichen Instandhaltungsmaßnahmen kombiniert 

werden und ist in diesem Umfang den jeweiligen Eigentümern 

zuzumuten. 

17.4  Ausbau der Strasse Voßdrift als Anliegerstrasse.  

Uns konnte Seitens der WBZ nicht genau erklärt werden wie 

genau der Ausbau des Voßdrifts aussehen soll oder was genau 

geplant ist. Aus den Plänen war es uns leider auch nicht 

ersichtlich. Es heißt lediglich nur Anliegerstrasse. Hierzu wäre 

eine genaue Aufklärung ebenso nötig.  

Außerdem dürfte die Strassenhöhe nicht höher liegen als die 

Höhe der Strasse, da andernfalls die Gefahr von 

Überschwemmungen durch Starkregen / Regenwasser besteht. 

Auch hierzu konnte man uns keine genaue Auskunft geben. Wir 

möchten dieses in diesem Zuge ebenso ansprechen und hier 

schriftlich betonen, dass es berücksichtigt werden muss.  

 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 

 

Die Straße Voßdrift erschließt die vorhandene Wohnbebauung und 

bindet jetzt jedoch an die geplante Neuwulmstorfer Schulstraße 

an. Die Voßdrift wird als Sackgasse geplant. Die Durchgängigkeit 

zur B 73 wird lediglich für Fußgänger und Radfahrende 

vorgesehen. Es erfolgt keine Nutzung durch öffentlichen 

Busverkehr. Die Zuwegung mit einem Müllfahrzeug ist 

sichergestellt. Die Straße wird als Mischverkehrsfläche 

(Spielstraße) geplant. Es sind 3 Parkstände für Pkw in der 

Verkehrsfläche vorgesehen. Es sind zum Schutz der Bäume und 

gleichzeitig zur Verkehrsberuhigung Fahrbahneinengungen auf 

3,80 m (4,50 m neben parkenden Fahrzeugen) vorgesehen. Es ist 

ein Wendeplatz vorgesehen. 

 

Im heutigen Bestand gibt es an mindestens 2 Punkten eine 

Überbauung der öffentlichen Fläche durch Anlieger. Die 

entsprechende Bebauung (Carport) und/oder Befestigungen 

müssen voraussichtlich zurückgebaut werden. 

 

Bei der Planung wurden die Bestandshöhen der bestehenden 

Grundstücke an der Voßdrift berücksichtigt. Die 

Entwässerungsplanung wurde so gewählt, dass kein 
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Niederschlagswasser, auch bei Starkregenereignissen, von den 

öffentlichen Flächen auf die privaten Flächen läuft. Hierfür sind 

z.B. großzügige Versickerungsmulden vorgesehen worden. Das 

Ergebnis kann sowohl im 2D-Überflutungsnachweis sowie in der 

Starkregengefährdungsanalyse eingesehen werden. 

17.5  Wir sehen ebenso, dass die vorgesehenen Baugrenzen zu eng 

bemessen wurden und somit die bebaubare Grundfläche zu klein 

ist. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Mit der Festsetzung wird eine Gleichbehandlung des vorhandenen 

Gebäudebestandes angestrebt. Das vorhandene Siedlungsbild 

des ehemaligen Furtweges bleibt geschützt. Damit soll der 

waldartige und dörfliche Charakter der Siedlung an der Voßdrift 

gewahrt bleiben. Eine einheitliche GRZ für das WA 8 würde 

diesem Planungsziel widersprechen.  

 
Planerisches Ziel für die Grundstücke entlang der Voßdrift ist es, 
dass die Voßdrift ihren Charakter als „grüne“ und ruhige Straße mit 
umfangreichen Gehölzbeständen und kleinteiligen Einzelhäusern 
beibehält. Daher wird bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Neugraben-Fischbek 67 der Bereich entlang der Voßdrift als 
Allgemeines Wohngebiet (WA 8) u.a. mit einer maximal zulässigen 
Grundfläche (GR) mit 180 qm festgesetzt. Durch die Festsetzung 
einer am Bestand orientierten maximalen GR soll die vorhandene 
Einfamilienhausstruktur mit ihrer städtebaulich prägenden, 
kleinteiligen Gebäudekubatur vor einer städtebaulich Überformung 
durch maßstabssprengende, großformatige Bebauungen 
geschützt werden.  
 
Die Baugrenzen sind so gewählt worden, dass die 
Bestandsgebäude überwiegend innerhalb der Baufenster liegen. 
Daneben sind auch im Rahmen einer geringfügigen Erweiterung 
durch die Ausweitung der Baugrenzen umfassende zusätzliche 
bauliche Potentiale im Bebauungsplan geregelt. Neben den 
Vergrößerungsmöglichkeiten in Richtung Westen bzw. in Süden 
und Osten aufgrund der Baugrenzen, ist durch die Festsetzung der 
Zweigeschossigkeit auch eine umfangreiche Erweiterung des 
Bestandgebäudes in vertikaler Richtung möglich. 
 
Des Weiteren setzt der Bebauungsplan im § 3 unter Nr. 5 der 
Verordnung fest, dass in den Allgemeinen Wohngebieten und den 
Urbanen Gebieten MU 2 bis MU 4 Überschreitungen der 
Baugrenzen durch Vordächer, Vorbauten, Erker und Balkone bis 
zu 1,50 m Tiefe auf einer Länge von bis zu 4 m und Terrassen bis 
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zu 4 m Tiefe auf einer Länge von bis zu 4 m zulässig sind, womit 
ebenfalls Erweiterungspotentiale möglich werden. 
 
Mit dem Erhalt des Gebietscharakters an der Voßdrift sieht die 
Plangeberin vor, wie oben beschrieben, im ausreichenden Maße 
Erweiterungspotentiale für die Bestandsgebäude zu ermöglichen. 
Auch für den Fall des Abrisses der Bestandsgebäude und 
Neubaus ist das Baufenster mit der Größe von 180 qm bei einer 
möglichen zweigeschossigen Bebauung eine dem 
Bebauungskonzept entsprechende Größenordnung, die der 
Bedeutung des Ortes und der Erschließung angepasst ist. 

18 Kanzlei im Sandhafer, 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 
15.07.2024 

ich vertrete Herrn .  

 

Die mich legitimierende Vollmacht füge ich anliegend im Original 

bei.  

Mein Mandant ist wie alle anderen Anlieger des Voßdrifts auch 

entsetzt über die Planung, diesen zur Cuxhavener Straße hin zu 

schließen. Mein Mandant macht Bestandsschutz geltend für diese 

Anliegerstraße, die in die Planungen der Fischbeker Reethen 

zwingend nicht einbezogen muss. Geschlossen werden kann der 

Voßdrift in Verlängerung der Neu Wulmstorfer Schulstraße. Sonst 

besteht die Gefahr, dass der Verkehr aus dem eigentlichen 

Neubaugebiet in diese dann Sackgasse hineinfließt und 

Fahrzeuge dort wahllos abgestellt werden, um zum Beispiel bei 

REWE Einkäufe zu tätigen. Mein Mandant selbst müsste einen 

großen Umweg fahren, um in seine Häuslichkeit zu gelangen in 

das Baugebiet hinein und von dort auch wieder heraus.  

Für das gesamte Gebiet sind viel zu wenige Stellplätze für 

Kraftfahrzeuge vorgesehen, nach Kenntnis meines Mandanten nur 

drei Parkhäuser ungeachtet des Umstandes, dass die Bewohner 

Halter von Kraftfahrzeugen durchaus sind.  

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Mit der Planung der Fischbeker Reethen soll eine zukunftswei-
sende, klimagerechte und nachhaltige Mobilität vorangetrieben 
werden, die vorhandene und zukünftige gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen und Prozesse berücksichtigt und künftig flexibel auf 
diese reagieren kann. Die Reduzierung des individuellen PKW-
Verkehrs stellt vor dem Hintergrund derzeitiger Veränderungspro-
zesse im Mobilitätsverhalten sowie den Anforderungen an eine 
nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung eine zukunftsorien-
tierte Strategie dar. Mit dem Mobilitätskonzept der Fischbeker 
Reethen werden Bausteine einer zukunftsgerichteten Mobilität 
entwickelt. Dazu gehört als verkehrsrechtliche Maßnahme die 
Koordinierung eines flächendeckenden Parkraumbewirtschaf-
tungskonzepts für die Fischbeker Reethen und die umliegende 
Nachbarschaft durch die Abteilung Verkehrsentwicklung des 
Landesbetriebs Verkehr (LBV VE). So generieren Kommunen 
bspw. in Gebieten mit sehr hohem Parkdruck über eine Parkraum-
bewirtschaftung einen höheren Umschlagsgrad und entsprechend 
mehr freie Parkstände. Eine Parkraumbewirtschaftung ist jedoch 
nur dann erfolgreich, wenn sie angemessen und regelmäßig 
überwacht wird. Hierfür sind bei Bedarf personelle Kapazitäten 
auszubauen, um die Fischbeker Reethen im Sinne der angestreb-
ten Mobilitätswende als autoreduziertes Quartier zu etablieren. 
 

Bei der Planung der Voßdrift gab es eine ausführliche 

Variantenprüfung im Jahre 2022, die sowohl den künftigen 

Anschluss an die Neuwulmstorfer Schulstraße als auch den 

Anschluss an die B73 untersucht hat. Erforderlich wurde diese, da 

die Straße als öffentliche Straße und nicht als Zufahrt einzustufen 

ist. 
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Untersucht wurden insgesamt sechs verschiedene Varianten für 

den Ausbau der Voßdrift. Für diese Varianten wurde jeweils 

betrachtet, wie sie sich mit einer Zufahrt von der B 73 oder der 

Neuwumstorfer Schulstraße aus darstellen. Insgesamt wurden so 

13 Erschließungsvarianten betrachtet. Die Varianten wurden nach 

den folgenden Kriterien bewertet: 

- Verkehrliche Einbindung 

- Bewegungsraum des motorisierten Individualverkehrs 

- Bewegungsraum der Fußgänger 

- Berücksichtigung des vorhandenen Baumbestandes 

- Versiegelungsgrad 

- Erforderlichkeit des ggf. zusätzlichen Grunderwerbs 

- Konflikte mit der Bestandsbebauung 

- Parkmöglichkeiten im öffentlichen Raum 

Auf der Basis der Bewertung der genannten Kriterien hat sich die 

Vorzugsvariante für die Erschließung ergeben. 

Die Vorzugsvariante ist eine Variante mit Anschluss an die 

Neuwulmstorfer Schulstraße, da ein Anschluss an die B73 in 

Abstimmung mit der Polizei (Verkehrsdirektion) aus Gründen der 

Verkehrssicherheit und im Rahmen der Neuordnung der 

Cuxhavener Straße in diesem Bereich nicht weiterverfolgt wurde. 

Bei einem Anschluss an die B73 ist aufgrund der hohen 

Frequentierung der B73 nur ein Aus- und Einfahren nach rechts 

möglich. Ein Linksab- bzw. -einbiegen ist aufgrund der 

Vierspurigkeit und der verkehrlichen Risiken nicht 

anordnungsfähig. Mit den genannten Einschränkungen sind 

Umwegfahrten verbunden. Eine Öffnung auf beiden Seiten der 

Voßdrift ist nicht gewünscht, um Schleichverkehr in bzw. aus dem 

Erschließungsgebiet auszuschließen und eine stärkere 

Verkehrsbelastung der Voßdrift zu vermeiden.  

 

In der Voßdrift (Spielstraße) werden derzeit drei Parkstände im 
öffentlichen Raum für Besucher vorgesehen. Parken im 
öffentlichen Raum außerhalb dieser gekennzeichneten Bereiche 
ist unzulässig und wird über die Parkraumbewirtschaftung 
nachgehalten. 

18.1  Mein Mandant ist nicht nur Eigentümer , sondern auch Eigentümer 

, welches noch unbebaut und immerhin 800 m2 groß ist. Die 

vorgesehenen Baugrenzen sind zu eng bemessen und 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Grundflächenzahl somit zu klein.  Das geht möglicherweise auf die 

nördlich belegene Wegefläche zurück, die Bestandteil des 

Grundstücks meines Mandanten ist, und die er unter keinerlei 

Umständen abzugeben bereit wäre.  

Planerisches Ziel für die Grundstücke entlang der Voßdrift ist es, 

dass die Voßdrift ihren Charakter als „grüne“ und ruhige Straße mit 

umfangreichen Gehölzbeständen und kleinteiligen Einzelhäusern 

beibehält. Daher wird bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 

Neugraben-Fischbek 67 der Bereich entlang der Voßdrift als 

Allgemeines Wohngebiet (WA 8) u.a. mit einer maximal zulässigen 

Grundfläche (GR) mit 180 qm festgesetzt. Durch die Festsetzung 

einer am Bestand orientierten maximalen GR soll die vorhandene 

Einfamilienhausstruktur mit ihrer städtebaulich prägenden, 

kleinteiligen Gebäudekubatur vor einer städtebaulich Überformung 

durch maßstabssprengende, großformatige Bebauungen 

geschützt werden. 

 

Es ist darauf hinzuweisen, dass im heutigen Bestand an 

mindestens 2 Punkten eine Überbauung der öffentlichen Fläche 

durch Anlieger erfolgt ist. Die entsprechende Bebauung (Carport) 

und/oder Befestigungen müssen voraussichtlich im Zuge des 

Ausbaus der Voßdrift zurückgebaut werden. Ein Eingriff in private 

Flächen erfolgt nicht. 

 

Die Baugrenzen sind so gewählt worden, dass die 

Bestandsgebäude innerhalb der Baufenster liegen. Daneben sind 

auch im Rahmen einer geringfügigen Erweiterung durch die 

Ausweitung der Baugrenzen umfassende zusätzliche bauliche 

Potentiale im Bebauungsplan geregelt. Neben den 

Vergrößerungsmöglichkeiten in Richtung Süden bzw. in Norden 

und Osten aufgrund der Baugrenzen ist durch die Festsetzung der 

Zweigeschossigkeit auch eine umfangreiche Erweiterung der 

Bestandgebäude in vertikaler Richtung möglich. 

 

Des Weiteren setzt der Bebauungsplan im § 3 unter Nr. 5 der 

Verordnung fest, dass in den Allgemeinen Wohngebieten und den 

Urbanen Gebieten MU 2 bis MU 4 Überschreitungen der 

Baugrenzen durch Vordächer, Vorbauten, Erker und Balkone bis 

zu 1,50 m Tiefe auf einer Länge von bis zu 4 m und Terrassen bis 

zu 4 m Tiefe auf einer Länge von bis zu 4 m zulässig sind, womit 

ebenfalls Erweiterungspotentiale möglich werden.  

 

Mit dem Erhalt des Gebietscharakters an der Voßdrift sieht die 

Plangeberin vor, wie oben beschrieben, im ausreichenden Maße 
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Erweiterungspotentiale für die Bestandsgebäude zu ermöglichen. 

Auch für den Fall des Abrisses der Bestandsgebäude und 

Neubaus ist ein Baufenster mit der Größe von 180 qm bei einer 

möglichen zweigeschossigen Bebauung eine dem 

Bebauungskonzept entsprechende Größenordnung, die der 

Bedeutung des Ortes und der Erschließung angepasst ist. 

18.2  Für beide Grundstücke besteht eine sehr großzügig bemessene 

Kläranlage, die mein Mandant aufwendig hat errichten lassen. 

Seine Investitionen und diesbezüglichen Investitionen aller 

Anlieger würden natürlich entwertet bei Anschluss des Voßdrifts 

an das öffentliche Kanalnetz mit natürlich Anschlusszwang aller 

Anlieger. Das wäre eine enteignungsgleiche Maßnahme, für 

welche die Anlieger auch noch Beiträge zahlen müssten, doppelt 

also geschädigt wären. Es macht wirtschaftlich einfach keinen 

Sinn, den Voßdrift in das Neubaugebiet mit einzubeziehen südlich 

der Neu Wulmstorfer Schulstraße. Dadurch würden ohne Not 

Werte vernichtet und Bürger existentiell belastet. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die Voßdrift war bislang im Eigentum einer privaten 

Wegegemeinschaft und wurde 2021 von der FHH erworben. 

Aufgrund der veränderten Grundstücksverhältnisse wird die 

Straßenparzelle nun als öffentliche Straßenverkehrsfläche 

festgesetzt. Im Rahmen des Straßenumbaus ist die Verlegung 

eines Schmutzwassersiels in den Straßenkörper der Voßdrift 

geplant, um die angrenzenden Gebäude an eine ordnungsgemäße 

und gesetzlich vorgeschriebene Schmutzwasserentsorgung 

anzuschließen. 

Darüber hinaus wird die die Anbindung an das künftige 

Schmutzwassersiel auch aus Sicht des Grundwasserschutzes 

erforderlich, da sich der gesamte Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes Neugraben Fischbek 67 im Wasserschutzgebiet 

(Schutzzone III) befindet.  

Kleinkläranlagen und Abwassersammeltanks sind in 

Wasserschutzgebieten generell verboten und der Einbau bedarf 

grundsätzlich einer Befreiung von der 

Wasserschutzgebietsverordnung. Dieser Missstand soll mit dem 

Einbau des Schmutzwassersiels in der Voßdrift behoben werden. 

19 TV Fischbek 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 
14.07.2024 

Im Bebauungsplan Neugraben - Fischbek 67 – Fischbeker 

Reethen (Öffentliche Auslegung bis 16.7.24) sind Flächen für den 

Gemeinbedarf ausgewiesen. 

Für den Bereich der KITA/Tennisanlage sind 2 Baufelder 

vermerkt. 

Das Baufeld mit den 2 Vollgeschossen gehört zur TV Fischbek-

Tennisabteilung. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

 

Die Baugrenze wird um den Bereich der bestehenden 

Terrassenüberdachung um 7,0 m nach Süden erweitert.  
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Die Baugrenze schließt mit dem Massivgebäude ab 

(Grundfläche ca. 180qm) 

Wir bitten um Erweiterung der Baugrenze um ca. 6,50 – 7,00 m 

(im Bereich der vorhanden Terrassenüberdachung) in südlicher 

Richtung, um den zu erwartenden Mitgliederzuwachs mit einer 

Gebäudeaufstockung in vergrößerten Baugrenzen gewappnet zu 

sein.  

 
Der TV Fischbek könnte in neuen Räumen im Obergeschoß Büro- 

und Veranstaltungsräume beziehen. 

Natürlich dient die Erweiterung auch der Vergrößerung der 

Sanitär- und Umkleidebereiche. In der derzeitigen Situation ist der 

ausgewiesene Bebauungsraum zu klein. 

Wir bitten um Erweiterung der Baugrenze im Bebauungsplan 

Neugraben – Fischbek 67 – Fischbeker Reethen für das 

Vereinshaus des TV Fischbek um 6,50 m – 7,0 m in südlicher 

Richtung. 

20 Bürger/in 

Per Mail 

 

hiermit lege ich Widerspruch ein gegen das Verfahren Neugraben-

Fischbek 67 - Fischbeker Reethen und die damit verbundene 

Großbaustelle und Zerstörung der Äcker und Wiesen. 

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit der Zielsetzung des Hamburger Wohnungsbauprogramms zur 

Schaffung von dringend erforderlichem Wohnraum ist eine 

Flächeninanspruchnahme bisher unverbauter landwirtschaftlicher 
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eingereicht am 
16.07.2024 

Dieses Gebiet bietet einen ideellen und idealen Platz für Tiere und 

Menschen nördlich der B73 als Naherholungsgebiet zwischen den 

bebauten Gebieten Fischbek und Neu Wulmstorf. Es wird immer 

mehr Natur zerstört. Wie passt das zusammen mit den von der 

Baubehörde geforderten Ausgleichsflächen im privaten Bereich, 

wenn doch hier vielen Menschen und Tieren die 

Naherholungsgebiete durch Bebauung genommen werden. 

 

Dies bitte ich, bei der Planung des Reethen 67 zu berücksichtigen. 

Nutzflächen nicht vermeidbar. Der nach dem „Vertrag für Hamburg 

– Wohnungsneubau“ vereinbarte Jahresdurchschnitt von 800 

Baugenehmigungen für den Bezirk Harburg kann neben der 

Nachverdichtung im Bestand und Neubau auf bislang bereits 

bebauten Flächen zusätzlich nur durch neue städtebauliche 

Entwicklungen am Stadtrand erreicht werden.  

Um die damit verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft im 

Rahmen der Planung ausreichend zu berücksichtigen, sind 

umfangreiche Kartierungen zur Erfassung der Tier- und 

Pflanzenwelt durchgeführt worden. Auf dieser Grundlage werden 

in der Umweltprüfung zum Bebauungsplan die Biotopverluste im 

Detail ermittelt. Durch die Festsetzungen zum Erhalt von 

Lebensräumen im Plangebiet sowie von Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen für neue externe Lebensräume auf einer 

Fläche von rd. 60 ha wird Vorsorge dafür getragen, dass Pflanzen 

und Tiere weiterhin im Plangebiet und im räumlichen Umfeld 

angesiedelt bleiben.  

In Ergebnis zeigt sich, dass auf die mit dem Vorhaben 

verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft mit qualifizierten 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen reagiert wird. Auf Grundlage 

der fundierten Kartierungen aus Ersterfassungen und 

Nachkartierungen über einen längeren Zeitraum sind zum einen 

wichtige Qualitäten für Flora und Fauna gesichert und 

kontinuierlich fortlaufend erkannt worden. In Folge dessen wurden 

Maßnahmen zum Erhalt und zur Entwicklung von Lebensräumen 

im Plangebiet festgelegt. Zum anderen wurden für einzelne 

Artengruppen und Arten sowie Biotope die erforderlichen 

Kompensationsbedarfe nach fachlich anerkannten Standards 

ermittelt und bemessen und entsprechend - teilweise auch bereits 

im zeitlichen Vorfeld baulicher Eingriffe - umgesetzt. Damit werden 

die Konflikte in Bezug auf den Arten- und Biotopschutz gelöst 

sowie die Eingriffe insgesamt kompensiert. Unter Berücksichtigung 

der Maßnahmen werden entstehende Lebensraumverluste 

ausgeglichen und die Artenvielfalt gesichert. 

Die Sicherung der Naherholung für die zukünftigen Bewohner in 

den Fischbeker Reethen selbst sowie für Anwohner in den 

angrenzenden Quartieren wird durch ein Grün- und 

Freiflächensystem mit attraktiven Erholungsangeboten sowie 

Spiel- und Sportanlagen gewährleistet. Die geplanten Wege in den 

Grün- und Freiflächen greifen dabei die vorhandenen und teilweise 
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historisch gewachsenen (Feld-) Wegestrukturen auf, so dass eine 

gute Durchwegung des Quartiers und eine Anbindung an 

bestehende Wege erzielt wird. 

 

Die festgelegten artenschutzrechtlichen Maßnahmen sowie 

sonstige Grünmaßnahmen für die Artengruppen der Fledermäuse, 

Vögel, Insekten und Säugetiere basieren auf dem in den 

faunistischen Untersuchungen festgestellten Artenbestand. Dazu 

wurde umfangreiche Kartierungen der Artengruppen Brutvögel, 

Fledermäuse, Amphibien sowie Tagfalter, Libellen und 

Heuschrecken in 2016 auf den zentralen Plangebietsflächen 

südlich der Bahnlinie und 2018 auf den später in das Plangebiet 

aufgenommenen Teilflächen durchgeführt. In 2022 wurden die 

Erfassungen der Artengruppen Brutvögel und Fledermäuse 

aktualisiert und eine Erfassung des streng geschützten 

Nachtkerzenschwärmers durchgeführt. Für die vorhandenen 

Erfassungen der übrigen Tierartengruppen erfolgte eine 

Plausibilitätskontrolle. Damit liegen aktuelle Kartierungen vor, die 

in einem Artenschutzfachlichen Gutachten einschließlich 

erforderlicher Artenschutzmaßnahmen zusammengestellt sind. 

Diese berücksichtigen und erfassen auch die thematisierte 

verstärkte Nutzungsaufgabe von landwirtschaftlichen Flächen und 

das hiermit ggf. veränderte faunistische und floristische 

Artenspektrum. Diese berücksichtigen und erfassen auch die 

thematisierte verstärkte Nutzungsaufgabe von landwirtschaftlichen 

Flächen und das hiermit ggf. veränderte faunistische und 

floristische Artenspektrum. Das Artenschutzgutachtachten ist 

durch die Fachbehörde BUKEA geprüft und fachlich anerkannt 

worden.  

Es ist richtig, dass mit Umsetzung der Planung, Lebensräume für 

Tiere verloren gehen und die Artenvielfalt zunächst beeinträchtigt 

wird. Jedoch werden umfangreiche Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen zur Optimierung von Lebensräumen innerhalb 

des Plangebiets und zur Neuschaffung von Lebensräumen 

außerhalb des Plangebiets vorgesehen. Die externen Maßnahmen 

sind dabei auf die artspezifischen Habitatansprüche ausgerichtet 

und zielen dabei auf die Herrichtung von Optimalhabitaten ab, so 

dass das Artenspektrum insgesamt erhalten wird. Darüber hinaus 

verbleiben in den Grün- und Freiflächen sowie Maßnahmenflächen 

im Plangebiet Lebensräume für Tiere bestehen und es werden 
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durch Begrünungsmaßnahmen in den Baugebieten weitere 

Besiedelungsmöglichkeiten für die betroffenen Arten geschaffen.  

Im Einzelnen dient die getroffene Festsetzung für eine insekten- 

und fledermausfreundliche Beleuchtung diesen Artengruppen. 

Darüber hinaus werden für die betroffene Fledermausart Braunes 

Langohr Ersatzquartiere durch die Installation von 

Fledermauskästen am vorhandenen Baumbestand vorgesehen, 

die in Teilen bereits umgesetzt worden. Mit dem Erhalt eines 

Großteils der Bäume / Gehölze in den öffentlichen Grünflächen mit 

Waldcharakter verbleiben potenzielle Quartiersstandorte innerhalb 

des Plangebietes. Darüber hinaus werden quartiersnahe 

Nahrungshabitate und Flugwege im Plangebiet durch eine 

entsprechende Gestaltung der Rethenbek und der 

Hauptzufahrtsstraße Fischbeker Boulevard in das Baugebiet 

erhalten und entwickelt. 

Aus der Artengruppe der Vögel werden vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen zur Neuanlage von rd. 27 ha Brut- und 

Nahrungshabitaten für die Feldlerche festgesetzt, die sich sowohl 

in den landwirtschaftlich genutzten Flächen nördlich der 

Bahntrasse als auch Vogelschutzgebieten „Moore bei Buxtehude“ 

(Niedersachsen) und „Moorgürtel“ (Hamburg“) befinden. Zur 

Entwicklung von Bruthabitaten für den Wachtelkönig in einer 

Größenordnung von rd. 29,2 ha sind Maßnahmen ebenso in den 

Vogelschutzgebieten „Moore bei Buxtehude“ und „Moorgürtel“ 

Maßnahmen vorgesehen, die in Teilen wie die 

Ausgleichsmaßnahmen für die Feldlerche bereits parallel zum B-

Planverfahren umgesetzt wurden. Der Eisvogel wurde nicht als 

Brut- und Nahrungsvogel im Rahmen der durchgeführten 

Kartierungen nachgewiesen. Potenzielle Reviere verbleiben bzw. 

können an der Rethenbek entstehen. Der nordwestlich des 

Plangebietes am Rand des Moorgürtels brütende Weißstorch 

wurde im Plangebiet nur überfliegend beobachtet; als 

Nahrungshabitat scheint die Fläche für die Vögel keine Bedeutung 

zu haben. Der Brutplatz ist durch die Planung nicht betroffen. In 

den landwirtschaftlich genutzten Flächen nördlich der Bahn 

werden die Nahrungshabitat für die Art erhalten. 
Der Feldsperling findet weiterhin Brut- und Nahrungsplätze in den 

landwirtschaftlichen Nutzflächen, die nördlich der Bahn, in Teilen 

mit Vorgaben für eine extensive Bewirtschaftung bestehen bleiben. 

Für den Verlust des Turmfalken-Brutplatzes im Plangebiet werden 
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insgesamt sechs Turmfalken-Nisthilfen außerhalb und innerhalb 

des Plangebiets installiert. Sonstige Falkenarten und Greifvögel 

können weiterhin die im Plangebiet verbleibenden Bäume bzw. 

waldartigen Gehölzbestände nutzen als auch geeignete 

Ausweichquartiere im räumlichen Umfeld. Der Kuckuck wurde in 

den nördlichen Plangebietsbereichen festgestellt, für die nicht von 

einer Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten auszugehen ist. Der Fortbestand des Fasans wird 

durch die Einrichtung des sogenannten Pufferstreifens zwischen 

der Bahnlinie und dem Vogelschutzgebiet „Moorgürtel“ gesichert. 

Eine in Teilen extensive landwirtschaftliche Nutzung mit dem 

Erhalt von Gebüschen und Saumstrukturen in den 

Maßnahmenflächen dient u.a. dem Schutz dieser Art. Das 

Plangebiet hat derzeit keine essentielle Bedeutung als Rast- und 

Nahrungsgebiet für Gänse und Kraniche. Mit den geplanten 

Maßnahmen im Pufferstreifen übernimmt dieser jedoch auch eine 

entsprechende Funktion für die genannten Arten. 

Für die Artengruppe der Säugetiere wie Feldhasen und Rehe 

verbleiben insgesamt im angrenzenden Moorgürtel ausreichend 

geeignete Lebensräume.  

Im Rahmen der durchgeführten Kartierungen zur Gruppe der 

Tagfalter ist der Braune Bär nicht nachgewiesen worden. 

Potenziell geeignete Lebensräume für die Art finden sich jedoch in 

der geplanten Maßnahmenfläche für eine lichte 

Bruchwaldentwicklung, wo u.a. auch bevorzugte Gehölzsäume 

und Lichtungen entstehen, sowie in den Maßnahmenflächen im 

Pufferstreifen, die u.a. der Sicherung eines Komplexes aus 

extensiven Feuchtwiesen mit gebüschreichen Offenland dienen. 

Für die Libellenfauna bestehen im Plangebiet weiterhin gute 

Lebensraumangebote durch die Maßnahmen an der Rethenbek 

und in der über 5 ha großen Bruchwaldfläche im Nordosten des 

Plangebietes südlich der Bahn und durch den Erhalt des 

Grabennetzes in den extensiven Grünländern in den 

Maßnahmenflächen im Pufferstreifen.  

Wildbienen können durch eine extensive Gestaltung von 

Grünflächen innerhalb der Baugebiete gefördert werden. 

21 Ralf-Dieter Fischer, 
Rechtsanwalt 

 

unter Überreichung beglaubigter Kopie auf mich lautender 

Vollmacht habe ich anzuzeigen, dass ich die Interessen des 

Grundeigentümers, vertrete.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 

Hinweis: Es wird davon ausgegangen, dass es sich hier um das 

Flurstück 1099 handelt.  
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Per Mail 

 

eingereicht am 
16.07.2024 

Namens und in Vollmacht meines Mandanten gebe ich 

nachfolgende Stellung­nahme im Rahmen des 

Bebauungsplanverfahrens Neugraben-Fischbek 67 ab.  

Mein Mandant und seine Familie, die seit Jahrzehnten im Gebiet 

des geplanten Bebauungsplans leben, werden durch die 

beabsichtigten Festsetzungen im Falle der Realisierung in 

erheblicher Weise in ihren Rechten beeinträchtigt.  

Mein Mandant ist Eigentümer des ca. 3.000 qm großen 

Grundstücks , welches er mit seiner Ehefrau und einem Sohn 

bewohnt.  

Leider hat die FHH bzw. die IBA bei dem Versuch, das Grund-

stück zu erwerben, um planerische Freiheit in diesem Bereich zu 

erreichen, kein wirtschaftlich vernünftiges Angebot unterbreitet, 

welches es der Familie ermöglicht hätte, an anderer Stelle in 

Neugraben-Fischbek vergleichbaren Wohnraum zu angemes-

senen Bedingungen erwerben und errichten zu können. Die Kauf-

interessenten haben dabei übersehen, dass zumindest der orts-

übliche Bodenwert im Stadtteil hätte zugrunde gelegt werden 

müssen.  

 

21.1  Westlich des Wohngebäudes meines Mandanten und seiner 

Familie befindet sich Brachland, welches im Bebauungsplanent-

wurf als Grünland ausgewiesen werden soll. Derzeit wird diese 

Fläche durch den Sohn meines Mandanten genutzt, der dort land-

wirtschaftliche Geräte, die er für seinen Betrieb nutzt, abstellen 

kann. Der Sohn betreibt Landwirtschaft im Wesentlichen nördlich 

der S-Bahnlinie und des Plangebietes. Er muss insoweit Wert 

darauflegen, dass er seine angepachteten Grundstücksflächen 

auch bei Realisierung des Bebauungsplans problemlos weiterhin 

anfahren kann.  

Soweit ersichtlich, ist bei dieser Brachfläche Grünland ausgewie-

sen. Es wird angeregt, beabsichtigte Gebäude auf der in Rede 

stehenden Fläche erheblich nach Westen zu verlegen. Nur 

dadurch könnte vermieden werden, dass meine Mandantschaft 

durch ein geplantes drei- bis viergeschossiges Wohngebäude in 

unmittelbarer Nähe zum eigenen Wohnhaus beeinträchtigt wird. 

Die bisherigen gutachterlichen Untersuchungen hinsichtlich Lärm 

sowie Beeinträchtigungen durch Luft und Licht, haben sich auf das 

gesamte Plangebiet, nicht jedoch im Detail auf das Grundstück 

meiner Mandantschaft bezogen.  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

Hinweis: Es wird davon ausgegangen, dass es sich bei dem 

hierangesprochenen Brachland um das Flurstück 5393 handelt.  

 

Das Flurstück 5393 wurde frei von Belastungen in den Abteilungen 

II und III des Grundbuches durch die Freie und Hansestadt 

Hamburg erworben. Entsprechend ist kein Rechtsanspruch auf 

Nutzung des Grundstücks durch Eigentümer des Flurstückes 1099 

zu erkennen.  

 

Die an das Wohngebäude heranrückende Wohnnutzung im WA 5 

unterliegt dem §15 BauNVO. Damit unterliegt die heranrückende 

Nutzung dem Rücksichtnahmegebot, dass auch den 

Nachbarschaftsschutz umfasst. Da es sich bei der 

heranrückenden Nutzung ebenfalls um Wohnnutzungen (WA) 

handelt, und die erforderlichen Abstandsflächen gem. HBauO 

eingehalten werden, ist für das bestehende Wohnhaus nicht mit 

unzumutbaren Beeinträchtigungen der Luftqualität, durch 

Lichtemissionen oder Verschattung sowie aufgrund von 

Lärmemissionen zu rechnen. Sichtschutz- oder Lärmschutzwände 

seien daher nicht erforderlich. 
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Es sollte daher in jedem Fall sichergestellt werden, dass geplante 

Wohngebäude auf der bisherigen Brachfläche ein erhebliches 

Stück nach Westen verschoben werden können. Dieses wäre 

problemlos möglich, da die Freifläche ausreichend groß ist. Soweit 

auf dem Gelände Wohnungsbau drei- bis viergeschossig statt-

finden soll, muss mein Mandant Wert darauf legen, dass bereits 

im Bebauungs­plan festgelegt wird, dass die entsprechende Höhe 

eines Gebäudes nicht über­schritten wird. Insoweit ist auszu-

schließen, dass durch die zuständigen Baudienststellen in einem 

späteren Realisierungsverfahren kurzer Hand Befreiungen für ein 

bis zwei weitere Geschosse erteilt werden können. 

Auf der entsprechenden Fläche befindet sich darüber hinaus am 

nordöstlichen Rand eine wertvolle Eiche, die in jedem Fall 

erhalten bleiben müsste.  

Für diese Fläche wird im Übrigen angeregt, eine Anpflanzung 

vorzunehmen, die an der westlichen Grundstückseite des Grund-

stücks meines Mandanten sein Wohnhaus vor Beeinträchtigungen 

schützt. Ggf. ist dieses auch durch eine Lärmschutz- und 

Sichtwand sicherzustellen.  

 

 

Es wird der Hinweis gegeben, dass für nachfolgende 

Antragsverfahren die Festsetzungen des Bebauungsplanes NF67 

grundsätzlich bindend sind. 

 

Entlang der westlichen Grenze des Flurstücks 5394, das gemäß 

ALKIS wie das Flurstück 1099 wohnbaulich genutzt wird, befindet 

sich eine Baumreihe bzw. ein lückenhafter heckenartiger 

Gehölzbestand. Der Bestand setzt sich überwiegend aus in Reihe 

stehenden Fichten sowie einem jüngeren Ahorn am nördlichen 

Ende der Reihe zusammen. Eine Eiche konnte in diesem Bereich 

nicht lokalisiert werden. Es wird davon ausgegangen, dass seitens 

des Einwenders ein größerer Einzelbaum der im Nordwesten 

dieses Gehölzstreifens stehenden Baumgruppe gemeint ist, die 

aufgemessen worden ist. Der Bebauungsplan setzt westlich, 

südlich und östlich an das ausgewiesene Teilgebiet WA 6 eine 

private Grünfläche auf den Flurstücken 1099 und 5394 fest, die mit 

einer festgesetzten Fläche zum Erhalt und zur Anpflanzung von 

Bäumen und Sträuchern überlagert ist. Somit wird auch der 

vorhandene Baumbestand im Nordwesten des Wohngebiets WA 6 

durch die Festsetzungen des B-Planes gesichert. 

Damit geht auch der Erhalt einer in diesem Bereich stehenden 

Eiche einher.  

Insgesamt werden die randlichen stehenden Bäume auf den 

Flurstücken 5394 und 1099 durch die Erhaltungsgebote des B-

Planes gesichert und sind durch die Bebauung im WA 5 nicht 

betroffen. 

Ein weiterer geringmächtiger Baum befindet sich unmittelbar an 

der Grenze des als Grünland / Brachland genutzten Flurstücks 

5393 im Übergang zur Neuwulmstorfer Schulstraße. Der 

Baumstandort liegt zukünftig im Ausbaubereich der 

Straßenverkehrsfläche bzw. im geplanten Teilgebiet WA 5. Für die 

Vorgartenzone im WA 5 wird im Bebauungsplan zwar der 

Ausschluss von Nebenanlagen festgesetzt, jedoch wird ein 

Baumerhalt voraussichtlich bei Planungsumsetzung schwierig, 

sodass im Vergleich zu weiteren Baumfestsetzungen kein 

unmittelbares Erhaltungsgebot im Bebauungsplan vorgesehen 

wird. Dennoch gelten die Bestimmungen des allgemeinen 

Baumschutzes und der Baumschutzverordnung, sodass eine 
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weitergehende Prüfung des Baumerhalts und erforderliche 

Baumschutzmaßnahmen bei Planungsumsetzung beachtlich sind. 

21.2  Der gesamte Planentwurf enthält im Wesentlichen auch keine 

Höhenangaben hinsichtlich Veränderung des Geländeniveaus. 

Insoweit muss mein Mandant Wert darauf legen, dass die Flächen 

nördlich und westlich seines Grundstücks nicht aufgeschüttet 

werden. Anderenfalls steht zu befürchten, dass Oberflächenwas-

ser, welches aus südlicher Richtung fließt, jedoch nicht weiter 

nach Norden abfließen könnte, zu Beeinträchtigungen führen 

kann. Das bisherige Geländeniveau ist im Planentwurf nicht 

hinreichend berücksichtigt worden. Meinem Mandanten ist 

seinerzeit von den Dienststellen der Bundeswehr ausdrücklich 

vertraglich zugesichert worden, dass sein Grundstück durch 

ausreichende Abgrenzungen, sei es durch Zäune oder durch 

Schutzwände, gesichert wird. Diese Verpflichtung ist beim Erwerb 

der gesamten Flächen durch die Freie und Hansestadt Hamburg 

auf diese übergegangen, jedoch offensichtlich im Bebauungsplan-

entwurf nicht hinreichend berücksichtigt. Dieses gilt auch für den 

Erhalt einer weiteren schützenswerten Eiche in unmittelbarer 

Nachbarschaft auf dem Gelände der ehemaligen Röttiger 

Kaserne. Ferner sind durch den offenbar noch erforderlichen 

Abriss restlicher Teile der ehemaligen Panzer-Verladerampe 

Probleme für die Flächen meines Mandanten zu erwarten. Bereits 

beim Abriss der weiter entfernt liegenden Teile der Panzer-

Verladerampe ist es zu Vibrationen und Rissbildungen am 

Gebäude meiner Mandantschaft gekommen.  

Es muss auch Wert darauf gelegt werden, dass das Grundstück 

meiner Mandant­schaft beispielsweise durch Grabenflächen und 

Bepflanzung von zukünftiger Bebauung freigehalten werden kann.  

 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

 

In der Planung der Verkehrsanlagen sowie der Entwässerung 

wurden die Höhen des Bestandsgeländes berücksichtigt. Gemäß § 

9 Absatz 2 BauGB werden im Bebauungsplan Neugraben-

Fischbek 67 die geplanten Straßenhöhen festgesetzt. Damit 

werden die endgültigen, vorgesehenen Straßenhöhen im Bebau-

ungsplan festgesetzt. Die Grundstücke im Plangebiet sind ent-

sprechend an die künftigen Straßen und ihre Höhen anzu-

schließen. Wo notwendig, wurden im öffentlichen Raum 

entsprechende Maßnahmen geplant, sodass kein 

Niederschlagswasser von öffentlichen Flächen auf private Flächen 

abgeleitet wird. Das Ergebnis kann in dem 2D-

Überflutungsnachweis sowie in der Starkregengefährdungsanalyse 

eingesehen werden. 

Die hier genannte vertragliche Verpflichtung der Bundeswehr zur 

Abgrenzung des Flurstücks 1099 ist nicht Bestandteil des 

Kaufvertrages zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg 

(FHH) und der Bundesrepublik Deutschland. Entsprechend kann 

keine auf die FHH übergegangene, wertrelevante Verpflichtung 

erkannt werden.  

In Richtung des Geländes der alten Röttiger-Kaserne bzw. der 

eingezäunten Fläche der ehemaligen Standortverwaltung und 

Anbindung an die Panzerverladerampe finden sich waldartige 

Strukturen. Da der Bebauungsplan für diese Gehölzstrukturen 

zwischen der östlichen Grundstücksgrenze des Einwenders und 

der Trasse des Fischbeker Boulevards flächig ein Anpflanz- und 

Erhaltungsgebot festsetzt, wird somit auch der Baumstandort der 

angeführten Eiche gesichert. 

 

Die hier angesprochene Eiche konnte durch die Plangeberin nicht 

eindeutig identifiziert werden. Das Flurstück 1099 ist allerdings 

grundsätzlich von wertvollen und erhaltenswerten 

Gehölzstrukturen umsäumt. Entsprechend sieht der 

Bebauungsplan an dieser Stelle großflächig die Festsetzung zum 

Erhalt und zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern vor. 

Entsprechend wird davon ausgegangen, dass die Festsetzung 
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auch den hierangesprochenen Baum umfasst und dieser 

entsprechend geschützt ist.  

Im Zuge der Baumaßnahmen werden die gesetzlichen Vorgaben 

zum Schutz des Bestandes berücksichtigt. Sofern eine 

Beweissicherungspflicht erforderlich wird, wird diese seitens der 

Projektentwicklung durchgeführt. 

 

21.3  Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass die Planer im 

Laufe der Jahre die vorgesehenen Stellplatzflächen für Pkw- und 

Lkw-Verkehr praktisch auf Null reduziert haben. Dieses ist 

sukzessive geschehen, bis schließlich die FHH in der Bauordnung 

die notwendigen Nachweise für Stellplätze gänzlich gestrichen 

hat. Von daher ist zu befürchten, dass bei der nördlich am 

Grundstück meines Mandanten vorbeiführenden Straßenführung 

(Neuwulmstorfer Schulstraße) in erheblichem Umfang geparkt 

werden wird. Insoweit sollte das Grundstück meiner Mandanten 

auch von der zu errichtenden Straßenfläche hinreichend ggf. 

durch Graben- oder Grünflächen abgegrenzt werden. Für das 

gesamte Planverfahren ist zu berücksichtigen, dass durch 

wiederholte Umplanungen die geplante vierzügige Grundschule im 

Plangebiet nach Süden und Osten verlegt worden ist. Weder für 

die Schule mit Nebenflächen noch für den auf der anderen 

Straßenseite befindlichen Sportplatz sind ausreichende 

Stellplatzflächen vorgesehen. Hinweise, dass dieses durch die 

fußläufig erreichbare S-Bahn-Haltestelle Fischbek kompensiert 

werden kann, liegen neben der Sache. Es kann in keiner Weise 

davon ausgegangen werden, dass Sportler mit Begleitpersonen 

mit dem ÖPNV anreisen. 

Nicht nachvollziehbar erscheint auch, dass die Haupterschlie-

ßungsstraße für Schule, Sportplatz und Nebenanlagen diese 

Flächen durchschneidet. Moderne Stadtplanung hätte sicherlich 

dazu führen müssen, dass Kinder nicht eine Haupterschließungs-

straße für das Gebiet ggf. auch mehrfach täglich überqueren 

müssen. Von daher sei der Hinweis erlaubt, dass die Grundschule 

an einer suboptimalen Stelle vorgesehen ist.  

 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

 

Die Flurstücke 5394 und 1099 werden in der Entwurfsplanung der 

Verkehrs- und Entwässerungsanlagen im Norden von einer 

Versickerungsmulde und einem Gehweg von den künftigen 

Parkständen und der Fahrbahn abgegrenzt.  

 

Um die Fischbeker Reethen im Sinne der angestrebten 

Mobilitätswende als autoreduziertes Quartier zu etablieren, wurde 

darüber hinaus ein Mobilitätskonzept erstellt. Das 

Mobilitätskonzept mit dem Titel „Phase I“ vom Planungsbüro 

Orange Edge sieht einen Ansatz vor, welcher eine sukzessive 

Reduzierung der Stellplätze anstrebt. Erfahrungen aus bereits 

umgesetzten Mobilitätskonzepten haben jedoch gezeigt, dass 

solche theoretischen Ansätze an einem fehlenden Management 

und fehlender Kooperation der Akteure bei der praktischen 

Implementierung neuer Mobilitätsangebote scheitern können. Um 

diese Risiken zu minimieren wurde eine Re-Evaluierung des 

Stellplatzkonzepts vorgenommen. Im Gegensatz zum 

ursprünglichen Mobilitätskonzept „Phase I“, sieht das vorliegende 

und eigenständige Mobilitätskonzept (Phase II) von einem 

managementorientierten Ansatz ab und strebt die Implementierung 

eines Stellplatzkonzepts inkl. Bereitstellung von alternativen 

Mobilitätsmaßnahmen bei Einzug der Bewohner*innen an. 

 

Mit der Planung der Fischbeker Reethen soll eine zukunftswei-
sende, klimagerechte und nachhaltige Mobilität vorangetrieben 
werden, die vorhandene und zukünftige gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen und Prozesse berücksichtigt und künftig flexibel auf 
diese reagieren kann. Die Reduzierung des individuellen PKW-
Verkehrs stellt vor dem Hintergrund derzeitiger Veränderungspro-
zesse im Mobilitätsverhalten sowie den Anforderungen an eine 
nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung eine zukunftsorien-
tierte Strategie dar. Mit dem Mobilitätskonzept der Fischbeker 
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Reethen werden Bausteine einer zukunftsgerichteten Mobilität 
entwickelt. Dazu gehört als verkehrsrechtliche Maßnahme die 
Koordinierung eines flächendeckenden Parkraumbewirtschaf-
tungskonzepts für die Fischbeker Reethen und die umliegende 
Nachbarschaft durch die Abteilung Verkehrsentwicklung des 
Landesbetriebs Verkehr (LBV VE). 
 

Die geplanten Mobilitätsmaßnahmen des Mobilitätskonzepts 

„Phase II“, die zu einem veränderten Mobilitätsverhalten führen 

sollen, können allerdings aufgrund ihres überwiegend 

organisatorisch-technischen Charakters nicht durch Festsetzungen 

im Bebauungsplan gesichert werden. Daher wird im 

Bebauungsplan zunächst für die Dimensionierung der Stellplatz-

anlagen ein Stellplatzschlüssel von 0,76 (0,66 privat bzw. für 

Bewohnerinnen und Bewohner und 0,1 öffentlich bzw. für 

Besucherinnen und Besucher) zugrundgelegt.  

Der Bebauungsplan sichert somit ausreichende Flächen für Groß-, 

Mittelgaragen und Stellplatzanlagen durch die Ausweisung von 

Baugrenzen und Flächen für Stellplätze. Im Rahmen der 

Vermarktung der Grundstücke sowie der weiteren 

Projektentwicklung sollen die künftigen Bewohner*innen mittels 

geeigneter Maßnahmen dazu gelenkt werden, dass ein reduzierter 

Stellplatzschlüssel für die Wohnnutzung von 0,54 (0,44 privat bzw. 

für Bewohnerinnen und Bewohner und 0,1 öffentlich bzw. für 

Besucherinnen und Besucher) in Verbindung mit der Umsetzung 

der im Mobilitätskonzept vorgesehenen Maßnahmen erfolgt.    

 

Bei der hier erwähnten Grundschule handelt es sich um eine 

weiterführende Schule (Stadtteilschule). Der gewählte Standort 

bietet deutliche Vorteile in der Erreichbarkeit und 

Verkehrssicherheit für die Schüler, da er sich in direkter Nachbar-

schaft zu den umliegenden Wohngebieten, dem ‚Blau-Grünen 

Band‘ und den Sportflächen sowie der Schule Ohrnsweg befindet. 

Der Schulstandort wurde öffentlich unter Einbeziehung der 

Kommunalpolitik im Stadtentwicklungsausschuss beraten und 

befürwortet.  

Die Standortentscheidung wurde folglich aufgrund der Lage im 

Plangebiet und der verkehrssicheren Erreichbarkeit für die 

Schüler:innen gewählt.  
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Mit der gewählten Lage der Stadtteilschule am Blau-Grünen-Band 

und in direkter Nachbarschaft zu den Wohngebieten wird die 

verkehrssichere Erreichbarkeit der Schule mit dem Fahrrad oder 

zu Fuß sichergestellt.  

Darüber hinaus ist für die Schule der Stellplatznachweiß gem. 

HBauO auf dem eigenen Grund nachzuweisen. Für die 

Sportanlage wird darüber hinaus eine bedarfsgerechte 

Stellplatzanlage nachgewiesen.  

 

Beginnend unmittelbar südlich der Einmündung der 

Neuwulmstorfer Schulstraße auf die Straße Am Moor wird für die 

Straße Am Moor eine Tempo-30-Strecke vorgesehen. Diese 

Tempo-30-Strecke endet im Norden mit dem Anschluss an die 

Gewerbestraße. Mit dieser reduzierten Geschwindigkeit in 

Kombination mit einer Querungshilfe zwischen der Schule und der 

Sportanlage wird die Sicherheit der Überquerung der Straße Am 

Moor durch Fußgängerverkehr gewährleistet. Es wird der Hinweis 

gegeben, dass Geschwindigkeitsbegrenzungen auf Straßen nicht 

im Rahmen des Bebauungsplans festgesetzt werden. 

 

Eine Plananpassung wird von Seiten der Plangeberin aus den 

eben genannten Gründen nicht gesehen. 

21.4  Die bisherige Planung stellt für meine Mandantschaft auch ein 

Problem dar, weil neben dem Grundstück das geplante Zugangs-

band für die gesamte Siedlung vorgesehen ist und insoweit auch 

das geplante Kombi-Schwimmbad an der Nordwestkante des 

Bebauungsplangebiets schwierig erreichbar sein wird.  

 

 

 

 

 

 

 

Ein erheblicher Störfaktor dürfte auch der in der Mitte des 

Geländes geplante größere Teich sein, der als Freizeiteinrichtung 

geplant ist und darüber hinaus keine Absicherung für spielende 

Kinder erhalten soll. Aus Sicht meiner Mandantschaft müsste 

dieser Teich wesentlich nach Westen verlegt werden, da dort 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt über zwei, 

durch die Entwicklung der gegenüberliegenden Bauflächen des 

Fischbeker Heidbrooks bereits vorhandene Knotenpunkte an der 

Cuxhavener Straße. Grundsätzlich werden darüber hinaus, soweit 

wie möglich die bestehenden Wegeverbindungen (z.B. 

Neuwulmstorfer Schulstraße, ehemaligen Panzerverladerampe, 

Sandbeker Reeder) durch das Plangebiet genutzt. Über den 

Fischbeker Boulevard wird die Haupterschließung der 

Wohngebiete erfolgen, während über die Straße Am Moor die 

wesentlichen Wirtschaftsverkehre in das Gewerbegebiet geführt 

werden. Mit seiner vorgesehenen Lage im Gewerbegebiet wird 

auch das Kombibad nicht über den Fischbeker Boulevard, sondern 

über die Straße Am Moor erschlossen. 

 

Mit dem Fischbeker Teich wird im Zentrum des Baugebiets ein 

neues Gewässer geschaffen, dass sich positiv auf das Lokalklima 

auswirken wird. Darüber hinaus schafft der Teich eine zentrale 
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ohnehin der Wasserlauf der Reethenbek ursprünglich vorhanden 

gewesen ist.  

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass der Bebauungsplanentwurf in 

keiner Weise die an dieser Stelle mögliche moderne Stadtplanung 

wiederspiegelt, sondern moderne Möglichkeiten außer Acht lässt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es ist im Übrigen auch zu beanstanden, dass Buslinien bei der 

Straßenführung keinen ungestörten Begegnungsverkehr ermög-

lichen. Nach alledem ist aus Sicht meiner Mandantschaft der 

gesamte Plan zu überarbeiten, zumal er in der Vergangenheit 

auch aus Sicht der Naturschutzverbände NABU und BUND sowie 

wesentlicher kommunalpolitischer Vertreter, die über Ortskenntnis 

verfügen, in großen Teilen als Murks bezeichnet worden ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Als letzte Anmerkung darf noch darauf hingewiesen werden, dass 

meine Mandantschaft Wert darauf legen muss, trotz der 

erheblichen verkehrsmäßigen Veränderungen in unmittelbarer 

Retentionsfläche zur Aufnahme und Zwischenspeicherung des 

anfallenden Niederschlagswassers. Der Teich wird mit einer 

Uferkante im nördlichen und westlichen Bereich zum Marktplatz 

hin und einer weich auslaufenden, begrünten Uferkante im Süden 

und Osten gestaltet. Bei der Entwicklung des Teichs werden 

während der Realisierung geltende Vorgaben zur Sicherheit von 

Kindern berücksichtigt. Entsprechend wird, auch wenn 

grundsätzlich eine Aufsichtspflicht der Eltern besteht, für die 

Sicherheit des Teiches eine sogenannte Kinderschutzberme 

vorgesehen. In dem Bereich der Kinderschutzberme ist die 

Wassertiefe mit 0,50 m so gering vorgesehen, dass hierdurch die 

Sicherheit erheblich erhöht wird.  

Darüber hinaus kann keine störende Wirkung des Teichs auf die 

Flurstücke 1099 und 5394 erkannt werden, die sich in mehr als 

100m Entfernung Luftlinie vom Teich befinden. Abschließend wird 

der Hinweis gegeben, dass auch der Teich und seine Lage das 

Ergebnis eines umfangreichen Wettbewerbs-, Entwurfs- und 

Abwägungsprozesses war, bei dem auch die Kommunalpolitik und 

die Öffentlichkeit eingebunden waren. 

 

Alle Straßen im Plangebiet sind ReStra-konform geplant. Die 

Straßenquerschnitte wurden so gewählt, dass ein 

Busbegegnungsverkehr und das sichere Fahren aller 

Verkehrsteilnehmer möglich sind. Zudem sind einige Teile der 

Busstrecke auch als Einbahnstraße geplant, sodass dort kein 

Begegnungsverkehr stattfindet.  

Der Einwand, dass einige Vertreter der Kommunalpolitik den 

Städtebau ablehnen, ist nicht nachvollziehbar, da u.a. die 

Beschlüsse zur Zustimmung zur Funktionsplanung und zur 

Beteiligung der Öffentlichkeit durch die Kommunalpolitik erfolgte. 

Es wird der Hinweis gegeben, dass der Beschluss zur 

Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung (öffentliche 

Auslegung) durch die politischen Gremien (d.h. 

Stadtentwicklungsausschuss und Bezirksversammlung) 

einstimmig erfolgte. 

 

Die westliche Bestandszufahrt des Grundstücks ist in der 

Verkehrsanlagenplanung berücksichtigt worden. Die aktuelle Lage 

der östlichen Bestandszufahrt mit einer Breite von ca. 8 m kann 

aufgrund der zukünftigen Lage direkt im Kreuzungsbereich 
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Nachbarschaft die eigenen Grundstücksflächen mit den 

vorhandenen Zugängen problemlos erreichen zu können. 

(Boulevard / Neu Wulmstorfer Schulstraße) aus 

Verkehrssicherheitsgründen nicht erhalten werden. Der Bedarf 

einer Umorganisation auf dem eigenen Grundstück ist durch den 

Eigentümer zu prüfen. Gegebenenfalls kann mittels einer 

privatrechtlichen Regelung eine gemeinsame Lösung mit dem 

westlich angrenzenden Nachbargrundstück gefunden werden. 

22 Mittelstein legal 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 
16.07.2024 

hiermit zeigen wir Ihnen an, dass wir die rechtlichen Interessen 

der Erbengemeinschaft , bestehend aus ,, w, anwaltlich vertreten. 

Eine Kopie unserer Bevollmächtigung überreichen wir Ihnen in der 

Anlage. Wir nehmen hiermit namens und in Vollmacht unserer 

Mandanten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf 

des Bebauungsplans Neugraben-Fischbek 67 – Fischbeker 

Reethen Stellung.  Die Grundstücke liegen im südöstlichen Teil 

des Plangebietes. Das Flurstück 1060 wird von der Straße Am 

Moor und der Neuwulmstorfer Schulstraße begrenzt. Das 

Flurstück 6200 liegt südlich der Neuwulmstorfer Schulstraße und 

wird von der Cuxhavener Straße begrenzt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

22.1  Unserer Stellungnahme möchten wir den Hinweis auf die unserem 

Mandanten grundrechtlich garantierte Eigentumsfreiheit aus Art. 

14 GG voranstellen. Der Inhalt und die Schranken der eigentums-

rechtlichen Baufreiheit werden zwar gemäß Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG 

durch die Gesetze, hier durch den sich aus dem BauGB ergeben-

den Planungsvorbehalt, bestimmt. Das Nutzungsrecht am Grund-

eigentum wird somit zwar durch die Bauleitplanung inhaltlich 

ausgeformt und beschränkt (Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. 

Aufl. 2022, BauGB § 1 Rn. 7). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

22.2  Für die planerische Entscheidung ergibt sich aus der Verschrän-

kung von Baufreiheit und Planungsvorbehalt jedoch das Gebot der 

Berücksichtigung des Eigentumsschutzes als abwägungserhebli-

cher privater Belang. Es muss daher im Rahmen einer Abwägung 

nach § 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigt werden, welche Folgen sich 

aus einer bestimmten planerischen Festsetzung für das Grundei-

gentum und seine Nutzungsmöglichkeiten ergeben 

(Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. Aufl. 2022, BauGB § 1 Rn. 9). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

22.3  Auf dem Flurstück 1060 befinden sich die Festsetzungen einer 

Gemeinbedarfsfläche (Schule), einer Parkanlage, eines 

allgemeinen Wohngebietes mit der Nr. 2, einer Verkehrsfläche 

sowie eines Rad und Gehweges. Auf dem Flurstück 6200 wurden 

eine naturnahe Parkanlage sowie eine Verkehrsfläche festgesetzt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

22.4  I. Festsetzung Gemeinbedarfsfläche Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Zunächst wurde auf dem Flurstück 1060 eine Fläche für den 

Gemeinbedarf festgesetzt. Diese trägt die Bezeichnung „Schule 

(FHH)“. 

Nach der Entwurfsbegründung wird zur Deckung des prognos-

tizierten Schülerzuwachses in dem Gebiet eine Fläche für den 

Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule“ von ca. 1,5 ha 

nördlich der Neuwulmstorfer Schulstraße und westlich der Straße 

Am Moor bereitgehalten, um eine ausreichende Versorgung auch 

mit weiterführenden Schulen in Neugraben-Fischbek gewährleis-

ten zu können. Dazu wurde die GRZ entsprechend ihrer zentralen 

Lage und unter Berücksichtigung der geplanten Bebauungsstruk-

turen im Umfeld mit 0,5 festgesetzt. Für eine größtmögliche Flexi-

bilität bei der Planung der Schule wurde eine flächige Festsetzung 

der Baugrenzen gewählt. Entsprechend soll hier ausreichend 

Spielraum ermöglicht werden, um auf die künftigen Bedarfe einer 

Schule reagieren zu können und flexibel Gebäude und Freiflächen 

z.B. den Schulhof, Sporthalle, Sportplatz oder Stellplätze 

anordnen zu können (S. 210 der Bebauungsplanbegründung). Die 

Gebäudehöhe wird laut der Planbegründung mit 17 m über 

Gehweg definiert. Die als Höchstmaß festgesetzte Gebäudehöhe 

soll entsprechend eine differenzierte Höhenentwicklung sichern, 

die einen zu großen Maßstabssprung zur Bebauung in den 

angrenzenden Flächen im WA 2 und WA 5 vermeidet. Auf die 

Festsetzung der als Höchstmaß zulässigen Zahl der Vollge-

schosse wird bewusst verzichtet. Die Zahl der Vollgeschosse sei 

für die Entwicklung einer Schule nicht geeignet, um die bauliche 

Höhenentwicklung zu steuern, da einzelne Nutzungen, z.B. die 

einer Sporthalle oder einer Aula, andere Geschosshöhen benöti-

gen als andere Räume (S. 210 der Bebauungsplanbegründung). 

22.5  Wir möchten darauf hinweisen, dass mit der Festsetzung als 

Gemeinbedarfsfläche eine erhebliche Einschränkung der Nutzbar-

keit des Grundstücks entsteht. Bis zum Jahr 2021 wurde von der 

IBA Hamburg GmbH auf dem Grundstück der Mandantschaft eine 

Wohnbebauung vorgesehen. Diese Nutzungsoption einer Wohn-

bebauung präferieren wir ausdrücklich. Die ursprüngliche Planung 

mit Wohnbebauung auf dem Flurstück 1060 ergibt sich aus dem 

Funktionsplan Fischbeker Reethen aus dem Jahr 2018. Dabei 

wurden auf dem Grundstück der Mandantschaft viele einzelne 

neuzubauende Gebäudekubaturen vorgesehen. In dem Funk-

tionsplan ist kein Hinweis auf die Ausweisung einer Gemeinbe-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der Schulentwicklungsplan 2019 für die Freie und Hansestadt 

Hamburg ordnet den Stadtteil Neugraben-Fischbek in die Region 

22 ein. Auf Grund der Geburtenraten in der Region 22 wird 

perspektivisch von einer deutlichen Steigerung der jährlichen 

Einschulungen ausgegangen. Darüber hinaus tragen die bislang 

umgesetzten Neubaugebiete (bspw. Vogelkamp Neugraben und 

Fischbeker Heidebrook) und die geplanten Neubauaktivitäten in 

der Region 22 dazu bei, dass weitere Schüler:innen hinzu 

kommen. Um dem Mehrbedarf gerecht zu werden, werden die 

heute vorhandenen Schulen ausgebaut. Darüber hinaus wird für 
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darfsfläche als Schule zu finden. Vielmehr ergibt sich aus der 

Erläuterung des Arbeitsstands zum Funktionsplan für den Bebau-

ungsplan Neugraben Fischbek, dass die bereits erkannten Para-

meter und Belange in den Stand des Funktionsplans bereits ein-

gearbeitet worden seien. Aus der Begründung für den Bebauungs-

planentwurf aus dem Jahr 2019 ging noch hervor, dass als 
Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Schule“ eine 

Fläche an der Gründerstraße vorgesehen ist und lediglich der 

Schulstandort am Ohrnsweg ausgebaut werden soll (S. 146 der 

Planbegründung vom 20.12.2019). Ein Standort der 

Gemeinbedarfsfläche in der Neuwulmstorfer Schulstraße/ Am 

Moor wurde zu diesem Zeitpunkt noch nicht geplant.  

Aus der aktuellen Planbegründung ergibt sich, dass der Standort 

für die Gemeinbedarfsfläche auf dem Grundstück der Mandant-

schaft vorzusehen ist, da die ermittelten Bedarfe für die am Ohrns-

weg zur Verfügung stehenden Flächen nicht für den prognosti-

zierten Schülerzuwachs ausreichen. Hier stellt sich jedoch die 

Frage, weshalb nicht eine Fläche gewählt wurde, die näher an 

dem bisherigen Standort der Schule gelegen ist. Stattdessen wird 

angrenzend an das bestehende Schulgelände die Festsetzung 

Kita/Tennisanlage vorgenommen. Erst ab dem Jahr 2022 erfolgte 

die Planung einer Gemeinbedarfsfläche in Gestalt einer Schule 

auf dem Grundstück. Die Gründe für eine Festsetzung der 

Gemeinbedarfsfläche westlich der Straße Am Moor u.a. auf dem 

Grundstück unserer Mandantschaft und somit deutlich räumlich 

von der Schule am Ohrnsweg entfernt werden nicht erläutert. Aus 

dem städtebaulichen Belang des § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB folgt, 

dass durch die Bauleitplanung die erforderlichen Gemeinbedarfs-

flächen, z.B. für das Schul- und Hochschulwesen ausgewiesen 

werden (Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. Aufl. 2022, BauGB § 

1 Rn. 58). Um diesem Belang jedoch die entsprechende Wirkung 

einzuräumen, erscheint eine Ausweisung in der Nähe einer bereits 

bestehenden Schule, die erweitert werden soll, sinnvoller.  

die Teilregion 22a (Hausbruch und Neugraben Fischbek) der 

Bedarf der Neugründung einer Grundschule, einer Stadtteilschule 

und eines Gymnasiums identifiziert. Nach einer Standortprüfung 

für den gesamten Stadtteil wurde unter Abwägung aller Belange 

den Fischbeker Reethen als Standort für die künftige 

Stadtteilschule der Vorzug gegeben. Die Schule soll mit vier 

Klassenzügen in der Sekundarstufe I und drei Klassenzügen in der 

Sekundarstufe II geplant werden, und entsprechende Flächen 

müssen in den Fischbeker Reethen vorgehalten werden. Innerhalb 

der Fischbeker Reethen wurden zwei mögliche Standorte - die 

über die entsprechend erforderlichen Flächen verfügen - für die 

Stadtteilschule identifiziert. Diese beiden Standorte wurden 

betrachtet und ihre Vor- und Nachteile in einer Alternativenprüfung 

gegeneinander abgewogen. Dabei wurden die folgenden Aspekte 

betrachtet und bewertet: 

- Flächengröße und Zuschnitt des Schulgrundstücks 

- Ggf. entfallende bislang geplante Standortnutzungen 

- Lagequalitäten für die Schulnutzungen 

- Wirkung der Schulnutzung auf die umgebenden Nutzungen 

- Sonstige städtebauliche Aspekte 

 

Nach Betrachtung und Bewertung dieser Faktoren wurde dem 

südlichen Standort für die Schule (dem im vorliegenden 

Bebauungsplan-Entwurf als Gemeinbedarfsfläche ausgewiesenen 

Standort) gegenüber dem bis zum Jahr 2020 für eine 

Schulnutzung anvisierten, weiter nördlich im Gewerbegebiet 

liegenden Grundstück den Vorzug gegeben. Der gewählte 

Standort bietet gegenüber dem nördlichen Standort Vorteile in der 

Erreichbarkeit und Verkehrssicherheit für die Schüler, da er sich in 

direkter Nachbarschaft zu den umliegenden Wohngebieten, dem 

‚Blau-Grünen Band‘ und den Sportflächen sowie der Schule 

Ohrnsweg befindet. Ebenfalls können die zugunsten der Schule 

entfallenden Wohnbauflächen kompensiert werden, ohne die 

städtebauliche Figur des Funktionsplanes zu entfremden. 

Der hier benannte Funktionsplan aus dem Jahr 2018 ist nicht mehr 

aktuell. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurde eine 

überarbeitete Version des Funktionsplans bereitgestellt, die eine 

exemplarische Darstellung einer weiterführenden Schule westlich 

der Straße Am Moor und nördlich der Neuwulmstorfer Schulstraße 

enthält. Damit wird in der Funktionsplanung die vorliegende 



Bebauungsplan-Entwurf Neugraben-Fischbek 67 „Fischbeker Reethen“ inkl. paralleler FNP- und LaPro-Änderung 
Vorlage zum Arbeitskreis II - Stand: 07.11.2024 

99/169 

Alternativenprüfung für einen Schulstandort in den Fischbeker 

Reethen berücksichtigt.  

Die Funktionsplanung mit der einhergehenden Verlagerung des 

Schulstandortes und der Kompensation der Wohneinheiten wurde 

folglich öffentlich unter Einbeziehung der Kommunalpolitik im 

Stadtentwicklungsausschuss beraten und befürwortet.  

Das Wettbewerbsergebnis hat sich zu einem Funktionsplan, der 

sowohl sämtliche Fachplanungen als auch Bedarfe abbildet, 

weiterentwickelt.  

 

Der Ausbau des Schulstandortes am Ohrnsweg betrifft eine 

Grundschule und erfolgt außerhalb des Bebauungsplanes NF 67. 

Die Festsetzung der Fläche östlich angrenzend an die Schule 

Ohrnsweg als Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbe-

stimmung „Kita / Tennisanlage“ sichert die bestehende Kita und 

Tennisanlage des Turnvereins Fischbek und steht nicht im 

funktionalen Zusammenhang mit der Stadtteilschule in den 

Fischbeker Reethen. Es handelt sich somit nicht um eine 

Neuplanung. Das Grundstück der Mandantschaft wird hingegen 

derzeit nicht baulich genutzt. Mit einer Entfernung von rund 300 m 

Fußweg befindet sich das Grundstück der Mandantschaft in 

räumlicher Nähe zur Schule am Ohrnsweg. Die im 

Schulentwicklungsplan favorisierte räumliche Nähe der beiden 

Schulen wird damit ermöglicht. 

22.6  Ebenfalls weisen wir auf die Rechtsfolge der §§ 85 ff. BauGB 

bezüglich der Zulässigkeit einer Enteignung hin. Einer möglichen 

Enteignung auf Grundlage des Bebauungsplanentwurfes wider-

sprechen wir bereits hiermit ausdrücklich. Um die Nutzbarkeit des 

Grundstücks der Mandantschaft weiterhin sicherzustellen und eine 

Enteignung auf Grundlage des BauGB zu verhindern, fordern wir 

die intensive Prüfung einer Verlegung des Standorts der Gemein-

bedarfsfläche. Wir regen an, eine erneute Überprüfung der Wahl 

des Standortes der Gemeinbedarfsfläche im Hinblick auf das 

erklärte Ziel der Erweiterung des Standorts der Schule am Ohrns-

weg sowie eine intensive und konkrete Alternativenprüfung vorzu-

nehmen. 

Darüber hinaus weisen wir auf die Wahrung des Grundsatzes der 

Verhältnismäßigkeit, insbesondere auf die Erforderlichkeit, im 

Rahmen des Art. 14 GG hin. Bei der Erforderlichkeit bedarf es der 

Auswahl des mildesten unter den zur Verfügung stehenden gleich 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Aufgrund der vorliegenden Alternativenprüfung für den Standort 

der Stadtteilschule (siehe auch 22.5) ist eine erneute Verlegung 

des Schulstandortes aus Sicht der Plangeberin weder sinnvoll 

noch erforderlich. Alle für die Schule möglichen Standorte im 

Plangebiet wurden betrachtet. Unter Berücksichtigung aller 

Belange wurde der vorliegende Standort gewählt.  

Darüber hinaus führt die FHH aktuell Ankaufsverhandlungen um 

das Grundstück im Plangebiet für den Schulstandort zu erwerben.  

 

Standortortwahl siehe 22.5  

 

Es wird der Hinweis gegeben, dass das Recht der kommunalen 

Planungshoheit den Gemeinden verfassungsrechtlich garantiert 

ist. Artikel 28 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz sichert den Gemeinden das 

Recht, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im 
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geeigneten Mitteln (BVerfG, Beschluss vom 09.03.1994 - 2 BvL 

43/92 u.a., NJW 1994, 1577, beckonline). 

Hier wird die Festsetzung einer Gemeinbedarfsfläche auf das 

einzige Grundstück in der näheren Umgebung erweitert, das sich 

in privater Hand befindet. Die weiteren Grundstücke, auf die sich 

die Gemeinbedarfsfläche „Schule“ erstrecken soll, befinden sich 

im Eigentum der öffentlichen Hand bzw. im Eigentum einer Gesell-

schaft, die eine 100%ige Tochter der Stadt Hamburg ist. Hoheits-

träger sind jedoch keine Grundrechtsträger und somit nicht 

grundrechtsberechtigt (BVerfG, Beschluß vom 2. 5. 1967 - 1 BvR 

578/63, NJW 1967, 1411, beck-online). Dasselbe gilt für Unter-

nehmen, die sich zum überwiegenden Teil in öffentlicher Hand 

befinden (BVerfG, Urt. v. 22. 2. 2011 – 1 BvR 699/06, NJW 2011, 

1201, beck-online). Da somit ein Recht der öffentlichen Hand aus 

Art. 14 GG ausscheidet, dürfte bei der Planung ein milderes Mittel 

dergestalt gewählt werden, dass für die Ausweisung einer 

Gemeinbedarfsfläche vorrangig das Eigentum der öffentlichen 

Hand und nicht das private Eigentum beansprucht wird. Diesem 

Maßstab ist daher die vorliegende Entwurfsplanung anzupassen, 

um den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach Art. 20 Abs. 3 

GG bei einem Eingriff in das Eigentum Privater zu wahren. 

Die Fläche für den Gemeinbedarf nimmt nach der bisherigen 

Planung ca. die Hälfte des Flurstücks 1060 ein und stellt somit 

eine unverhältnismäßige Belastung der Eigentümer dar. Eine 

anderweitige Nutzung der Fläche scheidet nach Ausweisung einer 

Gemeinbedarfsfläche aus. Dies steht im Widerspruch zu der 

Abwägung der Interessen der Eigentümer und ihres Grundrechts 

aus Art. 14 GG. Sollte eine Verlegung der Gemeinbedarfsfläche 

nicht möglich sein, fordern wir eine Umgestaltung der nach dem 

Planentwurf in Anspruch genommenen Fläche dahingehend, dass 

das Flurstück 1060 nicht in dem großen Maße belastet wird. 

Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. 

Folgerichtig bestimmt das Baugesetzbuch (BauGB) in § 1 Abs. 3 

und § 2 Abs. 1 S. 1 die Bauleitplanung als hoheitliche Aufgabe der 

Gemeinde, die diese in eigener Verantwortung wahrzunehmen hat 

(gemeindliche Planungshoheit). Den gesetzlichen Rahmen, 

innerhalb dessen sich die Gemeinden bei der Aufstellung von 

Bauleitplänen bewegen dürfen und müssen, bilden dabei 

insbesondere das BauGB und die Baunutzungsverordnung. Im 

Fokus stehen dabei insbesondere die Mitwirkungsrechte der 

Öffentlichkeit (d.h. frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung und 

Anregungen zum Planinhalt während der öffentlichen Auslegung 

der Planentwürfe) und die Verpflichtung zur gerechten Abwägung 

aller vorgetragenen und sich aufdrängenden privaten und 

öffentlichen Belange. 

 

Mit dem in § 1 Abs. 7 BauGB verankerten Entscheidungs- und 

Gestaltungsspielraum ist die Plangeberin legitimiert eine 

Abwägung vorzunehmen, bei dem die öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen 

sind. 

 

Die Plangeberin entscheidet sich in Kenntnis auch der negativen 

Auswirkungen der Planung, letztlich bei der Abwägung aller 

Gesichtspunkte gegeneinander und untereinander gemäß § 1 Abs. 

7 BauGB dafür, basierend auf der Senatsdrucksache 2015/1960 

und der Bürgerschaftsdrucksache 21/1838, die für die Planung 

sprechen, den öffentlichen Belangen der „Stadt an neuen Orten“, 

den Vorzug gegenüber den zweifellos berührten Belangen von 

Privaten zu geben. Es ist der sogenannte „Planungswille“, also der 

Wunsch der Freien und Hansestadt Hamburg, als 

Verordnungsgeberin – vertreten durch das Bezirksamt Hamburg 

Harburg – den Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 67 unter den 

unten genannten Gesichtspunkten in der dargelegten Weise 

aufzustellen. Der Gesetzgeber hat die Kommunen und Städte 

ausdrücklich dazu ermächtigt und verpflichtet, in ihrer 

Bebauungsplanung einen solchen Planungswillen zu formulieren. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans NF67 sollen im 

öffentlichen Interesse u.a. eine Wohnraumversorgung für 2.300 

Wohneinheiten mit dazu gehöriger Folgeneinrichtungen und 

sozialer Infrastruktur langfristig gesichert werden. Folgerichtig wird 
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unter Berücksichtigung der o.g. Alternativenprüfung zum 

Schulstandort der bisherigen städtebaulichen Entwicklung und 

eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende, sozialgerechte 

Bodennutzung mit der Festsetzung einer Gemeinbedarfsfläche in 

diesem Bereich ein Vorrang gegenüber dem privaten Belang 

eingeräumt. Diese Festsetzung erfolgte im Rahmen eines 

umfangreichen Wettbewerbs-, Entwurfs- und 

Abwägungsprozesses unter Einbindung der Öffentlichkeit und der 

Kommunalpolitik. 

22.7  II. Festsetzung WA 2 

Ebenfalls befindet sich auf dem Grundstück unserer Mandant-

schaft die Festsetzung für ein Allgemeines Wohngebiet WA 2. 

Dies begrüßen wir grundsätzlich. Das WA 2 soll nach der 

Planbegründung durch Reihenhauszeilen, Geschosswohnungs-

bauten und Hybrid-Typologien (gestapelte Maisonetten bzw. 

Kombinationen aus Maisonetten und Geschosswohnungsbauten) 

geprägt sein, die grünen Höfe mit privaten Gartenparzellen 

ausbilden, welche sich zum ‚Blau-Grünen Band‘ öffnen (S. 183 der 

Planbegründung). 

Hier regen wir eine Vergrößerung der Festsetzung WA 2 an. 

Insbesondere die schräg auf die Straße Am Moor zulaufende 

Baugrenze sollte begradigt werden, um eine höhere Bebaubarkeit 

herzustellen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Baugrenzen ergeben sich aus der intendierten städtebaulichen 

Idee, die dem Funktionsplan, der aus einem städtebaulichen 

Wettbewerb weiterentwickelt wurde, zu entnehmen ist. Die hier 

genannten Festsetzungen sind folglich Teil eines 

Gesamtkonzeptes und müssen sich sinnvoll in dieses einfügen. 

Ziel des Bebauungsplanes ist es die im Wettbewerb entwickelte 

und im Funktionsplan fachlich überprüfte städtebauliche Idee 

langfristig zu sichern. 

Die gewählte städtebauliche Figur und die damit einhergehende 

Wahl des Flächenzuschnitts zwischen den einzelnen Nutzungen 

ist auf die begrenzte Flächenverfügbarkeit in diesem Bereich des 

Bebauungsplanes zurückzuführen. In diesem Teilbereich sind auf 

engstem Raum mehrere öffentliche Belange nebeneinander 

unterzubringen. Dazu zählen der Erhalt der nördlich angrenzenden 

Maßnahmenfläche (hier: Bruchwald) i.V.m. dem Biotopverbund, 

der in einer ausreichenden Breite zu sichern ist um den 

notwendigen Bewegungskorridor für verschiedene Arten zu 

gewährleisten, die notwendige Erschließung i.V.m. auskömmlichen 

Straßenquerschnitten, die Oberflächenentwässerung sowie 

Herstellung von Wegebeziehungen (bspw. Sandbeker Reeder). 

Aufgrund der vorhandenen Anschlüsse des Bebauungsplanes 

Neugraben-Fischbek 66 an die Cuxhavener Straße ist die Lage 

der Knotenpunkte an der B73 vorgegeben und es kann keine 

andere Lage für Haupterschließung gewählt werden. Darüber 

hinaus ist in dem Umfeld – aufgrund des identifizierten Defizits in 

der Siedlung Sandbek – weitere soziale Infrastruktur 

unterzubringen. Hierzu zählen insbesondere Freizeitmöglichkeiten 

und die Unterbringung der Regionalen Sportanlage. 
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Die städtebauliche Figur folgt dabei dem freiraumplanerischen  

Leitbild, das Naturschutzgebiet Moorgürtel im Landschaftsraum 

der Süderelbmarsch und die Fischbeker Heide, die in 

unmittelbarer Nähe der Fischbeker Reethen liegen, über einen der 

sog. „Grünen Finger“ zu verbinden. Innerhalb des 

freiraumplanerischen Grundgerüstes ist auch die Sportanlage 

verortet. Die Westseite dieses Korridors wird durch eine öffentliche 

Straße begrenzt. Die geschwungene Straßenführung verleiht dem 

Straßenraum eine eigenständige Identität und soll verschiedene 

Ausblicke auf die Moorlandschaft ermöglichen. Südlich schließt die 

Straße an den Kreuzungspunkt B73 / Straße „Im Fischbeker 

Heidbrook“ an, nördlich verschwenkt sie auf die vorhandene 

Geometrie der ehemaligen Panzerrampe, so dass weitere Eingriffe 

in die empfindliche Moorlandschaft, die über die 

Maßnahmenfläche Bruchwald im Bebauungsplan gesichert wird, 

nicht notwendig sind. Folgerichtig wird die geplante Bebauung und 

die Ausnutzbarkeit der Grundstücke durch die Moorlandschaft und 

die dadurch vorhandene Flächenverfügbarkeit in dem betroffenen 

Planungsabschnitt begrenzt.    

 

Des Weiteren wird der Hinweis gegeben, dass die Beschlüsse zur 

Zustimmung zur Funktionsplanung und zur Beteiligung der 

Öffentlichkeit durch die Kommunalpolitik in öffentlicher Sitzung 

erfolgten. 

 

Aus den eben genannten Gründen bleiben die bisherigen 

Festsetzungen zu der Art und Maß der Nutzung auf dem 

betroffenen Grundstück bestehen. 

22.8  III. Festsetzung Geh- und Fahrrecht 

Entlang der schrägen Baugrenze in Richtung der Straße Am Moor 

verläuft auf dem Grundstück der Mandantschaft die Festsetzung 

einer mit Geh- und Fahrrechten zu belastenden Fläche. 

Wir regen eine Entfernung des Geh- und Fahrrechts an der 

östlichen Seite des Baukörpers an, da der Zugang zu dem WA 2 

auch von der nördlichen Seite des Baukörpers aus gewährleistet 

werden kann. Auch wird nicht klar, welche Funktion das Geh- und 

Fahrrecht auf dem Flurstück 1060 später für die Bewohner des 

Wohngebietes haben kann, da der Weg nur an der Außenseite 

des Baukörpers entlang-, nicht aber in dessen Innenhof hinein-

führen soll. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Das im WA 2 festgesetzte Geh- und Fahrrecht dient der Sicherung 

der Erschließung für die Feuerwehr. Diese Flächen müssen für die 

Feuerwehr bereitgehalten werden, anderenfalls können die 

betroffenen Grundstücke nicht ausreichend von der Feuerwehr 

erreicht werden.  

Durch die Festsetzung eines Geh- und Fahrrechts wird lediglich 

die planungsrechtliche Voraussetzung für eine Inanspruchnahme 

der Flächen im B-Plan geschaffen wird – eine Herstellungs- und 

Unterhaltungspflicht für den Grundeigentümer besteht nicht. Damit 

wird die Fläche für ein Geh- und Fahrrecht lediglich vor 

widersprechenden Nutzungen geschützt. Die planerische 
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Festsetzung hindert den Eigentümer, das Grundstück in einer 

Weise zu nutzen (z. B. durch Errichtung von baulichen Anlagen), 

die die Ausübung des Geh- und Fahrrecht behindern oder 

unmöglich machen würden. Mit der Festsetzung nach § 9 Abs. 1 

Nr. 21 BauGB wird noch kein Nutzungsrecht für das Begehen und 

Überfahren begründet. Die Begründung von Nutzungsrechten 

erfolgt in der Regel durch Vertrag, durch Bestellung von dinglichen 

Rechten oder durch Baulast nach Maßgabe des 

Bauordnungsrechts  

22.9  IV. Festsetzung Parkanlage 

Die auf dem Grundstück der Mandantschaft festgesetzte Park-

anlage „Blau-Grünes Band“ soll eine grüne Ost-West-Achse 

darstellen, in der sich Natur- und Aufenthaltsqualitäten abwech-

seln. Hier soll der zentrale Freiraum der geplanten Wohnquartiere 

im Wechselspiel mit Spielplatzflächen für unterschiedliche Ziel- 

und Altersgruppen, in Verlängerung östlich und westlich des als 

‚Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung‘ festgesetzten 

Zentrums am ‚Fischbeker Teich‘ entwickelt werden (S. 283 der 

Planbegründung). Da die Festsetzung eine Bebaubarkeit eines 

Teils des Grundstücks verhindert, regen wir auch hier eine Verla-

gerung bzw. Reduzierung der Fläche der Parkanlage an. Dafür 

könnte der mit WA 2 festgesetzte Baukörper vergrößert werden. 

Diese Anregung entspricht dem städtebaulichen Belang gemäß § 

1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB. Für die Bauleitplanung ergibt sich daraus 

insbesondere die Aufgabe, in ausreichendem Maße Flächen 

auszuweisen, die für Wohnzwecke genutzt werden können. 

(Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. Aufl. 2022, BauGB § 1 Rn. 

55). Eine Erweiterung des Baukörpers WA 2 würde diesem Ziel 

entsprechen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzung der Parkanlage folgt der städtebaulichen Leitidee 

aus dem städtebaulichen Entwurf des Funktionsplans. 

 

Die gewählten Festsetzungen und ihre Abgrenzungen 

untereinander sind folglich Teil eines Gesamtkonzeptes. Das hier 

thematisierte Flurstück 1060 verfügt über eine zentrale Lage im 

Plangebiet und damit im Wettbewerbsgebiet. Die Ziele des 

Wettbewerbs sollen erhalten bleiben. Die sowohl westlich als auch 

östlich angrenzenden Grundstücke betrifft aufgrund ihrer Länge 

und Lage im Plangebiet die gleiche Situation. Auch hier müssen 

neben Siedlungsgebieten auch infrastrukturelle Nutzungen und 

Möglichkeiten für die Naherholung untergebracht werden. Die 

Festsetzung der Parkanlage „Blau-Grünes-Band“ dient der 

Erholung der künftigen Bewohnerschaft der Fischbeker Reethen 

und sichert gleichzeitig den Abfluss des anfallenden 

Niederschlagswassers. Eine Erweiterung des WA 2 auf die 

Flächen der Parkanlagen würden dem Belang gemäß § 1 Abs. 6 

Nr. 2 BauGB entsprechen, jedoch dem Belang nach Erholung 

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 3 widersprechen. 

Bauleitpläne haben gemäß § 1 Abs. 5 BauGB darüber hinaus die 

Aufgabe, den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Mit 

der Festsetzung einer Parkanlage, die auch der Retention von 

Niederschlagswasser dient, wird dem Belang der Klimaanpassung 

Rechnung getragen. 

22.10  V. Festsetzung Naturnahe Parkanlage 

Das Flurstück 6200 ist zum größten Teil mit der Festsetzung 

Naturnahe Parkanlage versehen. Hier regen wir eine Verlagerung 

der Festsetzung des Allgemeinen Wohngebietes WA 5, das 

bislang westlich der Parkanlage festgesetzt ist, auf das Flurstück 

6200 an. Der Baukörper könnte in Richtung der Straße Am Moor 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Das Flurstück 6200 ist wie die östlich angrenzenden Flurstücke 

südlich der Neuwulmstorfer Schulstraße bis zur südöstlichen 

Plangebietsgrenze vollständig mit Wald bestanden. Die Flächen 

bilden einen zusammenhängenden Waldbestand, der als Wald 

nach Landeswaldgesetz von der Fachbehörde eingestuft wird. 
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versetzt werden. Dies würde dazu führen, dass die bebaubare 

Fläche näher an den Verkehrsflächen liegt und somit eine bessere 

Anbindung der Wohnbebauung an die Verkehrsfläche erfolgt. Die 

Umgebung der Festsetzung WA 5 durch eine Parkanlage wäre 

auch nach einer Verlagerung möglich. Dann bestünde vielmehr 

eine größere zusammenhängende Fläche, die als Parkanlage 

festgesetzt wäre. 

Durch eine Verlagerung der Festsetzung WA 5 wäre eine wirt-

schaftlichere Nutzung des Flurstücks 6200 durch die Mandant-

schaft möglich. Dies entspricht dem einleitend ausgeführten Gebot 

der Berücksichtigung des Eigentumsschutzes als abwägungs-

erheblichen privaten Belang (Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. 

Aufl. 2022, BauGB § 1 Rn. 9). 

Neben der klimaökologischen Bedeutung und der besonderen 

Funktion für das Ortsbild als straßenbegleitender Grünverbund 

entlang der Cuxhavener Straße übernimmt der Wald auch eine 

Funktion als Lebensraum für Tiere und Pflanzen. Neben den 

erfassten Revieren von Rotkehlchen und Mönchsgrasmücke hat 

der Wald auf dem Flurstück 6200 auch eine Pufferfunktion für den 

Brutplatz des Stars auf dem westlich angrenzenden Flurstück, der 

eine in Hamburg bestandsgefährdende Art ist. Darüber hinaus sind 

die Cuxhavener Straße und Neuwulmstorfer Schulstraße 

Jagdgebiet von Fledermäusen, die sich an den linearen 

Gehölzstrukturen als Flugstraße orientieren. Weiter westlich sind 

die vorhandenen waldartigen Gehölzstrukturen bis zu Flugroute im 

Bereich der Voßdrift Teil eines wertvollen Quartiersverbunds für 

Fledermäuse.   

Mit der Neuerschließung von der Cuxhavener Straße über die 

Planstraße „Am Moor“ in die Fischbeker Reethen sowie die 

Bebauung des sogenannten „Waldquartiers“ mit den Teilgebieten 

WA 5 und MU 4 wird der Waldverbund an der Cuxhavener Straße 

zerschnitten und es ergeben sich Flächen- und Funktionsverluste 

für die Fledermaus-Lebensräume. Vor diesem Hintergrund ist das 

Teilgebiet WA 5 so platziert worden, dass sich der überwiegende 

Teil auf dem bereits durch das Flüchtlingswohnen baulich 

vorgeprägten Bereich erstreckt und die Bestandsbebauung 

Cuxhavener Straße 556 auf dem Flurstück 6209 in etwa als Linie 

nicht überschritten wird. Eine Verschiebung der Bebauung des WA 

5 weiter in östliche Richtung auf das Flurstück 6200 würde den 

verbleibenden Waldbestand noch weiter zergliedern und zu 

stärkeren Eingriffen in Natur und Landschaft führen. Darüber 

hinaus widerspricht eine derartige Verschiebung der 

städtebaulichen Konzeption entlang der Cuxhavener Straße und 

beidseitig der Neuerschließung „Am Moor“ in das zukünftige 

Quartier ein grünes gehölzgeprägtes Band zu erhalten. 

 

Darüber hinaus wird die Cuxhavener Straße gemäß Masterplan 
Magistralen 20240 im Bereich des Plangebiets als Raumtyp 8 
„Vorstadtallee“ gewertet. Die Vorstadtallee zeichnet sich gem. 
Gutachten durch aufgelockerte bauliche Strukturen, ausgeprägten 
Baumbestand und einem hohen Maß an Grünräumen entlang der 
Magistrale aus. Das Zielbild für den Raumtyp Vorstadtallee sieht 
vor, diesen Charakter auch künftig zu wahren. Entsprechend folgt 
die Planung der Fischbeker Reethen und damit die Ausweisungen 
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im Bebauungsplan den Zielen des Masterplans Magistralen 2040. 
Entsprechend soll auch aus diesem Gesichtspunkt der hier 
vorhandene Waldartige Charakter erhalten bleiben.  

23 Mittelstein legal 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 
16.07.2024 

hiermit zeigen wir Ihnen an, dass wir die rechtlichen Interessen 

des Herrn anwaltlich vertreten. Eine Kopie unserer Bevoll-

mächtigung überreichen wir Ihnen in der Anlage. 

Wir nehmen hiermit namens und in Vollmacht unseres Mandanten 

im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf des Bebau-

ungsplans Neugraben-Fischbek 67 – Fischbeker Reethen 

Stellung. 

Unser Mandant ist Eigentümer des Grundstücks . Das Grundstück 

liegt innerhalb des Geltungsbereichs des von dem 

Bebauungsplanentwurf erfassten Gebiets. Wir begrüßen 

grundsätzlich die sich aus den ausgelegten Unterlagen 

ergebenden Festsetzungen für das Grundstück unseres Mandan-

ten. Jedoch regen wir an, weitere Anpassungen vorzunehmen, die 

zu einer Veränderung der Festsetzungen auf dem Grundstück 

unseres Mandanten führen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

23.1  Unserer Stellungnahme möchten wir den Hinweis auf die unserem 

Mandanten grundrechtlich garantierte Eigentumsfreiheit aus Art. 

14 GG voranstellen. Der Inhalt und die Schranken der eigentums-

rechtlichen Baufreiheit werden zwar gemäß Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG 

durch die Gesetze, hier durch den sich aus dem BauGB ergeben-

den Planungsvorbehalt, bestimmt. Das Nutzungsrecht am Grund-

eigentum wird somit zwar durch die Bauleitplanung inhaltlich 

ausgeformt und beschränkt (Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. 

Aufl. 2022, BauGB § 1 Rn. 7). 

Für die planerische Entscheidung ergibt sich aus der Verschrän-

kung von Baufreiheit und Planungsvorbehalt jedoch das Gebot der 

Berücksichtigung des Eigentumsschutzes als abwägungserheb-

licher privater Belang. Es muss daher im Rahmen einer Abwä-

gung nach § 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigt werden, welche Fol-

gen sich aus einer bestimmten planerischen Festsetzung für das 

Grundeigentum und seine Nutzungsmöglichkeiten ergeben 

(Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. Aufl. 2022, BauGB § 1 Rn. 9). 

Das Grundstück des Herrn  liegt südlich der Neuwulmstorfer 

Schulstraße. Östlich des Grundstücks verläuft die Straße Voßdrift, 

neben dem westlich angrenzenden Nachbargrundstück die Straße 

Rethenbek mit der angrenzenden Wasserverkehrsfläche 

Rethenbek. Das Grundstück verläuft parallel zur Straße Voßdrift. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es wird der Hinweis gegeben, dass das Recht der kommunalen 

Planungshoheit den Gemeinden verfassungsrechtlich garantiert 

ist. Artikel 28 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz sichert den Gemeinden das 

Recht, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im 

Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. 

Folgerichtig bestimmt das Baugesetzbuch (BauGB) in § 1 Abs. 3 

und § 2 Abs. 1 S. 1 die Bauleitplanung als hoheitliche Aufgabe der 

Gemeinde, die diese in eigener Verantwortung wahrzunehmen hat 

(gemeindliche Planungshoheit). Den gesetzlichen Rahmen, 

innerhalb dessen sich die Gemeinden bei der Aufstellung von 

Bauleitplänen bewegen dürfen und müssen, bilden dabei 

insbesondere das BauGB und die Baunutzungsverordnung. Im 

Fokus stehen dabei insbesondere die Mitwirkungsrechte der 
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Es ist in dem vorderen Teil mit einem Gebäude bebaut. Auf dem 

Grundstück unseres Mandanten erfolgte die Festsetzung WA 5 

und WA 8, es wurde eine private Grünfläche in Richtung der 

Straße Voßdrift und ein Gehrecht, das die Straße Voßdrift mit der 

Verkehrsfläche Rethenbek von Ost nach West verbindet, ausge-

wiesen. 

Öffentlichkeit (d.h. frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung und 

Anregungen zum Planinhalt während der öffentlichen Auslegung 

der Planentwürfe) und die Verpflichtung zur gerechten Abwägung 

aller vorgetragenen und sich aufdrängenden privaten und 

öffentlichen Belange. 

 

Mit dem in § 1 Abs. 7 BauGB verankerten Entscheidungs- und 

Gestaltungsspielraum ist die Plangeberin legitimiert eine 

Abwägung vorzunehmen, bei dem die öffentlichen und privaten 

Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen 

sind.  

23.2  I. Festsetzung WA 5 

Für den südlich an die Neuwulmstorfer Schulstraße angrenzenden 

Teil des Grundstücks wurde die Festsetzung als Allgemeines 

Wohngebiet Nr. 5 (WA 5) vorgenommen. Aus der Begründung des 

Bebauungsplanentwurfes ergibt sich für die Ausweisung WA 5, 

dass damit diese Quartiere beschrieben werden, die von Bäumen 

umstanden sind und sich südlich der Neuwulmstorfer Schulstraße 

befinden. Diese Ensembles würden entsprechend als Waldquar-

tiere bezeichnet. In diesen Waldquartieren wird beabsichtigt, 

offene Hofstrukturen mit drei- bzw. viergeschossigen Wohnbauten 

zu entwickeln, die mit dem umliegenden Baumbestand korrespon-

dieren. Als Wohntypologien werden hier niedrige Geschosswoh-

nungsbauten und Reihenhäuser vorgesehen. Die Waldquartiere 

sollen sich in die bestehenden Gehölzstrukturen einfügen und den 

Eindruck vermitteln, dass sie von Wald umgeben sind. Entspre-

chend wird eine GRZ von 0,4, und die verbleibenden Grünflächen 

der großzügigen Grundstücke als private Grünfläche festgesetzt 

(S. 188 der Bebauungsplanbegründung). Die Festsetzung als 

Allgemeines Wohngebiet mit einem quadratischen Baukörper in 

einer Hofstruktur mit offenem Innenhof begrüßen wir zunächst. 

Jedoch regen wir an, die ausgewiesene bebaubare Fläche auf 

dem Grundstück unseres Mandanten, die mit drei Vollgeschossen 

in offener Bauweise festgesetzt ist, zu vergrößern und eine höhere 

Bebaubarkeit zu ermöglichen. Der Baukörper sollte weiter in Rich-

tung der Straße Voßdrift verlagert werden, sodass er unmittelbar 

an die ausgewiesene Verkehrsfläche an der Voßdrift anschließt. 

Dieses Vorgehen dürfte auch mit dem erklärten Ziel der Schaffung 

von „Waldquartieren“ und dem Einfügen in bestehende Gehölz-

strukturen vereinbar sein und dieses Ziel fördern. Da der Bau-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Bebauungsplan sichert die intendierte städtebauliche Form 

einer quadratischen Hofstruktur. Die Anordnung des Baukörpers 

auf dem Grundstück schützt den vorhandenen, besonderen 

Siedlungscharakter der Straße Voßdrift: Entlang der Straße 

Voßdrift befinden sich ähnlich große Gebäude auf sehr 

unterschiedlichen Grundstücken. Die Gebäude halten einen 

einheitlichen Abstand zur Straße und einen ähnlichen Abstand 

untereinander ein. Der Mündungsbereich der Voßdrift in die 

Neuwulmstorfer Schulstraße ist durch Grünstrukturen geprägt. Der 

Grüne Siedlungscharakter der Voßdrift soll an dieser Stelle 

gewahrt werden. Entsprechend rückt der Baukörper an dieser 
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körper an der westlichen Seite an die Verkehrsfläche der 

Rethenbek angrenzt, dürfte es im Ergebnis keinen Unterschied 

machen, wenn der Baukörper nunmehr an die Voßdrift auf der 

östlichen Seite angrenzt. 

Stelle möglichst weit von der Voßdrift weg. Analog zum östlichen 

WA 5. Der Grüne Eingang zur Voßdrift von der Neuwulmstorfer 

Schulstraße wird so geschützt. Von einer Verlagerung des 

Baukörpers in Richtung der Straße Voßdrift wird daher abgesehen. 

23.3  II. Festsetzung WA 8 

Ebenfalls wurde auf dem Grundstück unseres Mandanten die 

Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet mit der Nr. 8 (WA 8) 

vorgenommen. Diese Bereiche sollen gemäß der Entwurfsbe-

gründung die bestehende Siedlung an der Voßdrift erhalten und 

dabei die Bewohner der Siedlung durch Gewährung eines Bau-

fensters mit maximaler Grundfläche von 180 m² gleichbehandeln. 

Diese Fläche sei teilweise deutlich größer als der Bestand und 

ermögliche den Bewohnern eine flexiblere Nutzung ihrer Grund-

stücke in der Zukunft, als es derzeit nach § 34 BauGB möglich 

wäre. Die Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet soll sicher-

stellen, dass die Wohnnutzung in diesen Bereichen des Plangel-

tungsbereichs die Hauptnutzung bildet. Gleichzeitig sollen auch 

hier Möglichkeiten für wohngebietsverträgliche Formen der Funk-

tionsmischung verbleiben, indem die Wohnnutzung planerisch 

durch erwünschte handwerkliche, kulturelle oder soziale Nutzun-

gen ergänzt wird, sofern der Bedarf und die entsprechende Nach-

frage für solche Nutzungen bestehen (S. 179 der Bebauungsplan-

begründung). Für die Festsetzung des WA 8 wird in der Planbe-

gründung ausgeführt, dass aufgrund der starken Variierung der 

Grundstücksgrößen und der gleichzeitigen Bebauung der Grund-

stücke mit vergleichbar großen Einfamilien- und Doppelhäusern 

auf die Festsetzung einer GRZ verzichtet und dafür eine maximale 

Grundfläche von 180 m2 definiert wurde (S. 190 der Bebauungs-

planbegründung). Hier regen wir an, die bebaubare Grundfläche 

weiter zu vergrößern. Das vorgesehene Baufenster von 180 m² 

dürfte im Vergleich zu der Fläche des Grundstücks unseres Man-

danten sehr gering gewählt worden sein. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Entlang der Straße Voßdrift befinden sich ähnlich große Gebäude 

auf sehr unterschiedlichen Grundstücken. Die Gebäude halten 

einen einheitlichen Abstand zur Straße und einen ähnlichen 

Abstand untereinander ein. Dadurch besteht ein besonderer 

Charakter entlang der Straße der Voßdrift, der erhalten werden 

soll. Der Bebauungsplan setzt daher für alle Grundstücke 

einheitlich große Baugrenzen (180 m²) fest. Die festgesetzten 

Baugrenzen bieten für alle Gebäude Erweiterungsmöglichkeiten. 

Einzige Ausnahme ist das Gebäude Voßdrift 1, das heute größer 

als das Baufenster ist. 

Im Sinne des gemäß § 1a Abs. 2 BauGB geforderten sparsamen 

und schonenden Umgangs mit Grund und Boden wird von einer 

Vergrößerung der festgesetzten Grundfläche abgesehen. 

 

Mit der Festsetzung wird eine Gleichbehandlung des vorhandenen 

Gebäudebestandes angestrebt. Das vorhandene Siedlungsbild 

des ehemaligen Furtweges bleibt geschützt. Damit soll der 

waldartige und dörfliche anmutende Charakter der Siedlung an der 

Voßdrift gewahrt bleiben. Eine einheitliche GRZ für das WA 8 

würde diesem Planungsziel widersprechen. Die Begründung wird 

entsprechend konkretisiert.  

 

Des Weiteren ist durch die Festsetzung der Zweigeschossigkeit 

auch die Erweiterung der Bestandgebäude in vertikaler Richtung 

möglich.  

 

Daneben setzt der Bebauungsplan im § 3 unter Nr. 5 der 

Verordnung fest, dass in den Allgemeinen Wohngebieten und den 

Urbanen Gebieten MU 2 bis MU 4 Überschreitungen der 

Baugrenzen durch Vordächer, Vorbauten, Erker und Balkone bis 

zu 1,50 m Tiefe auf einer Länge von bis zu 4 m und Terrassen bis 

zu 4 m Tiefe auf einer Länge von bis zu 4 m zulässig sind. 

 
Planerisches Ziel für die Grundstücke entlang der Voßdrift ist es, 
dass die Voßdrift ihren Charakter als „grüne“ und ruhige Straße mit 
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umfangreichen Gehölzbeständen und kleinteiligen Einzelhäusern 
beibehält. Daher wird bei der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Neugraben-Fischbek 67 der Bereich entlang der Voßdrift als 
Allgemeines Wohngebiet (WA 8) u.a. mit einer maximal zulässigen 
Grundfläche (GR) mit 180 qm festgesetzt. Durch die Festsetzung 
einer am Bestand orientierten maximalen GR soll die vorhandene 
Einfamilienhausstruktur mit ihrer städtebaulich prägenden, 
kleinteiligen Gebäudekubatur vor einer städtebaulich Überformung 
durch maßstabssprengende, großformatige Bebauungen 
geschützt werden.  
 
Ferner werden mit dem Erhalt des Gebietscharakters an der 
Voßdrift im ausreichenden Maße Erweiterungspotentiale für die 
Bestandsgebäude ermöglicht. Auch für den Fall des Abrisses der 
Bestandsgebäude und Neubaus ist ein Baufenster mit der Größe 
von 180 qm bei einer möglichen zweigeschossigen Bebauung eine 
auskömmliche Größenordnung und der Erschließung und Lage 
angepasst.  

23.4  III. Festsetzung Private Grünfläche 

Die auf dem Grundstück unseres Mandanten festgesetzte private 

Grünfläche befindet sich an der östlichen Seite angrenzend an die 

Voßdrift und grenzt die Festsetzung WA 5 von der Festsetzung 

WA 8 und von der Verkehrsfläche Voßdrift ab. Nach der 

Begründung des Planentwurfes steht die private Grünfläche in 

einem Zusammenhang zu der Ausweisung als Allgemeines 

Wohngebiet in den Waldquartieren und soll dazu beitragen, dass 

die waldartigen Strukturen erhalten bleiben. Dies führt auch dazu, 

dass die verbleibenden Grundstücksflächen, die baulich genutzt 

werden sollen, auf ein Mindestmaß reduziert werden sollen (S. 

285 der Bebauungsplanbegründung). Dies widerspricht dem 

Interesse unseres Mandanten, dem als Eigentümer ein Recht auf 

Nutzung seines Eigentums zusteht. 

Das Ziel der Sicherung der vorhandenen Grünstrukturen wird von 

uns befürwortet. Allerdings regen wir an, dass die Ausweisung der 

privaten Grünfläche auf dem Nachbargrundstück, das westlich an 

das unseres Mandanten angrenzt, vorgenommen wird. Diese 

Vorstellung korrespondiert mit der Anregung zur Verschiebung der 

Festsetzung des WA 5 unter I. Es liegt zwar aus Sicht der 

Planungsträgerin nahe, die großzügige Nutzung des Nachbar-

grundstücks mit der Festsetzung WA 5 aufgrund der Eigentums-

stellung der öffentlichen Hand zu wählen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzung der privaten Grünfläche und Anordnung des 

Baukörpers im WA 5 ergibt sich aus den vorhandenen und zu 

erhaltenden Grünstrukturen sowie der städtebaulichen Dichte an 

der Straße Voßdrift. Entlang der Straße Voßdrift befinden sich 

ähnlich große Gebäude auf sehr unterschiedlichen Grundstücken. 

Die Gebäude halten einen einheitlichen Abstand zur Straße und 

einen ähnlichen Abstand untereinander ein. Das WA 5 entspricht 

nicht der bestehenden Dichte und dem damit einhergehenden 

Siedlungscharakter der Voßdrift. Von einer Verschiebung des 

Baufensters nach Osten wird daher abgesehen. 

Sowohl westlich als auch östlich der Voßdrift befinden sich in 

diesem Bereich heute keine Wohnbebauung. Diese bestehende 

Eingangssituation von der Neuwulmstorfer Schulstraße in die 

Voßdrift soll langfristig gewahrt werden, um dem städtebaulichen 

Ziel, dass das Erscheinungsbild der Voßdrift nicht wesentlich 

verändert bzw. der Gebietscharakter erhalten werden soll, zu 

folgen. Entsprechend rücken die beiden mit WA 5 beschriebenen 

Waldcluster möglichst weit von der Voßdrift ab und ermöglichen 

eine möglichst durch freiräumliche Strukturen definierte Einfahrt in 

die geplante Anliegerstraße Voßdrift.  

 

Siehe auch 23.2 
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Eine Verlagerung der Grünfläche auf das im Eigentum der 

öffentlichen Hand befindlichen Grundstück entspricht jedoch dem 

städtebaulichen Belang der Gestaltung des Landschaftsbildes 

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB. 

Die Gestaltung des Landschaftsbildes bedeutet, dass bei der 

Bauleitplanung die naturgegebene Lage in Betracht zu ziehen ist 

und dass das Gesamtbild der Landschaft nicht zerrissen und der 

Übergang der Bebauung zur freien Landschaft entsprechend 

gestaltet wird 

(Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Söfker/Runkel, 153. EL 

Januar 2024, BauGB § 1 Rn. 137). 

Dieses Ziel würde gefördert, indem die Grünfläche bei einer 

Festsetzung an der Grenze zur Verkehrsfläche Rethenbek näher 

an die ausgewiesene Wasserverkehrsfläche an der Rethenbek 

heranrücken und somit den Eindruck der vorhandenen Natur 

verstärken würde. So entstünde ein Zusammenwirken von 

Gehölz- und Gewässerstrukturen. Sie könnte als Pufferzone 

zwischen dem Baukörper und der Wasserverkehrsfläche dienen. 

Durch die Einrichtung einer solchen Pufferzone würde der Über-

gang zwischen der Bebauung und der Landschaft optisch gestal-

tet. Es käme zu einer gegenseitigen Verstärkung der ausgewie-

senen Wasserverkehrs- und Grünfläche als Elemente des Land-

schaftsbildes. Die Umgebung des Wohngebietes und die optische 

Gestaltung des Landschaftsbildes durch die vorhandene Wald-

struktur wird auch durch die Festsetzung zum Erhalt bestehender 

Bäume verstärkt, die sich ebenfalls auf dem Grundstück unseres 

Mandanten befinden. Insbesondere durch den Vergleich mit den 

anderen Festsetzungen südlich der Neuwulmstorfer Schulstraße 

und den damit zusammenhängenden Festsetzungen von privaten 

Grünflächen wird deutlich, dass die auf dem Grundstück des Man-

danten vorgesehene Grünfläche deutlich kleiner ist. Da auf der 

anderen Seite der Rethenbek keine weiteren Grünflächen fest-

gesetzt sind, könnte eine Umlegung der Grünfläche auf die west-

liche Seite dazu führen, dass sich der naturbezogene Eindruck 

auch bis in die Wohnsiedlung in den westlichen Bereich der 

Verkehrsfläche Rethenbek überträgt. Dies entspräche ebenfalls 

dem städtebaulichen Belang der Gestaltung des Landschafts-

bildes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB. Für diese Festsetzung ist 

auch die Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes 

einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege und 
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des in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB vorgesehenen Wirkungsgefüges 

zwischen u.a. Pflanzen und Wasser erforderlich. Ein solches 

Wirkungsgefüge, in dem sich die Schutzgüter gegenseitig verstär-

ken, würde durch eine räumliche Verbindung der Grün- mit der 

Wasserfläche Rethenbek entstehen. Da die Grünfläche nach der 

bisherigen Festsetzung auch an eine Verkehrsfläche angrenzt, 

dürfte es ebenfalls keinen Unterschied machen, wenn sie an die 

Verkehrsfläche Rethenbek angrenzt. Diese Fläche ist nämlich nur 

als Erschließungsstraße für die geplante Einfamilien- und Reihen-

haussiedlung vorgesehen (S. 214 der Bebauungsplanbegrün-

dung). Die Straßenverkehrsfläche Voßdrift hingegen soll entspre-

chend des Entwurfes der Planbegründung zu einer 8 m breiten 

Mischverkehrsfläche (inkl. Versickerungsmulde im Randstreifen 

und Bankett) mit einer Wendeanlage im südlichen Bereich der 

Straßenparzelle bedarfsgerecht ausgebaut werden (S. 215 der 

Bebauungsplanbegründung). Die Verkehrsfläche Voßdrift dürfte 

somit in ihrem Umfang deutlich größer geplant werden als die 

Erschließungsstraße Rethenbek. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe 23.3: Historisches Siedlungsbild der Voßdrift. 

  

Sowohl die Straße Rethenbek im südlichen Abschnitt als auch die 

Voßdrift sind als Mischverkehrsflächen geplant, wobei die Voßdrift 

zusätzlich als „Spielstraße“ ausgewiesen wird. Der 

Straßenquerschnitt richtet sich nach der geplanten und 

bestehenden Bebauung. In dem Bereich Rethenbek Süd werden 

künftig ca. 44 Wohneinheiten von der Straße erschlossen. In der 

Voßdrift wird das vorhandene Siedlungsbild gewahrt. 

Entsprechend werden hier auch künftig ca. 10 Wohneinheiten 

durch die Voßdrift erschlossen. Entsprechend wird in der Voßdrift, 

die auch als Sackgasse ausgestaltet ist, mit weniger 

Verkehrsbelastung gerechnet.  

Die Fahrbahnbreiten in der Rethenbek und in der Voßdrift sind 

identisch (7m) geplant. 

23.6  IV. Festsetzung Gehrecht 

Das teilweise auf dem Grundstück unseres Mandanten verlau-

fende Gehrecht dient gemäß der Planbegründung als öffentlich 

nutzbare Wegeverbindung abseits der Straßen zwischen der 

Voßdrift und der neuen Erschließungsstraße an der Rethenbek (S. 

229 der Bebauungsplanbegründung). Hier regen wir eine 

Verschiebung des Gehrechts an, sodass es nicht mehr über das 

Grundstück unseres Mandanten verläuft und dieses in zwei Teile 

zwischen den Festsetzungen WA 5 und WA 8 trennt. Die bishe-

rige Lage des Weges führt nicht zu einer interessengerechten 

Verbindung der beiden Verkehrsflächen. Die Erreichbarkeit der 

Straßen Rethenbek und Voßdrift ist bereits durch die nördlich des 

Grundstücks unseres Mandanten gelegene Neuwulmstorfer 

Schulstraße möglich. Der Weg durch das Grundstück erfüllt somit 

keine eigene Funktion, die nicht auf andere Weise hergestellt 

werden kann. Das Bedürfnis der direkten Querung und Verbin-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Dem Funktionsplan ist zu entnehmen, dass das Gehrecht Teil 

einer öffentlichen Wegeverbindung abseits der Straße zwischen 

der neuen Erschließungsstraße an der Rethenbek und dem 

Fischbeker Boulevard und weiter über die Panzerrampe in das 

Blau-Grüne-Band ist. Dieser führt östlich der Straße Voßdrift über 

öffentliche Flächen (Waldspielplatz) und ist daher im 

Bebauungsplan nicht als Gehrecht festgesetzt. Die Annahme, 

dass diese Wegeverbindung keine eigene Funktion erfüllt, ist 

daher nicht richtig. 

Die Lage des Gehrechts ergibt sich aus dem städtebaulichen 

Entwurf und der logischen Gliederung der unterschiedlichen 

Bautypologien. Eine Wegeführung an der Südgrenze des 

Grundstücks würde eine Zerschneidung des Reihenausgebiets 

bedeuten und eine Abgrenzung des für sich selbst stehenden 

Waldquartiers unterbinden. 
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dung zwischen den Straßen steht außer Verhältnis zu der Beein-

trächtigung des Eigentums unseres Mandanten. Der Weg teilt das 

Grundstück in zwei Teile und schränkt somit dessen Nutzbarkeit 

erheblich ein. Die Wegeführung außen herum über die Neuwulms-

torfer Schulstraße gewährleistet dieselbe Erreichbarkeit der 

Straßen Rethenbek und Voßdrift für den Fußgängerverkehr, ohne 

dass das Grundstück des Mandanten genutzt werden muss. Des 

Weiteren ist nicht ersichtlich, wieso ein solches Gehrecht nicht an 

der südlichen Grundstücksgrenze unseres Mandanten entlang-

geführt wird. Dann würde jedenfalls keine Teilung des Grund-

stücks durch einen Gehweg und entsprechende Beeinträchtigung 

entstehen. 

Darüber hinaus weisen wir auf die Regelung einer Entschädigung 

bei Geh-, Fahr-, und Leitungsrechten gemäß § 41 BauGB hin. 

Sofern ein Bebauungsplan gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB Festset-

zungen über Geh-, Fahr- und Leitungsrechte trifft, kann der Eigen-

tümer einer betroffenen Fläche, dem es auf Grund der Festset-

zung oder ihrer Durchführung wirtschaftlich nicht zuzumuten ist, 

ein Grundstück entschädigungslos zu nutzen, gemäß § 41 Abs. 1 

S. 1 BauGB vom nach § 44 Abs. 1, 2 BauGB Entschädigungs-

pflichtigen die entschädigungspflichtige Begründung von Dienst-

barkeiten gemäß §§ 1018, 1090 BGB verlangen 

(Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. Aufl. 2022, BauGB § 41 Rn. 

1). Das festgesetzte Gehrecht teilt das Grundstück des Mandan-

ten in zwei Bereiche mit unterschiedlichen Festsetzungen, sodass 

eine gesamte Nutzbarkeit des Grundstücks nicht möglich ist. 

 

Von der Verlegung des Gehrechts an die Südgrenze des 

Grundstücks wird daher abgesehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch die Festsetzung eines Gehrechts wird lediglich die 

planungsrechtliche Voraussetzung für eine Inanspruchnahme der 

Flächen im B-Plan geschaffen; eine Herstellungs- und 

Unterhaltungspflicht für den Grundeigentümer besteht nicht. Damit 

wird die Fläche für ein Gehrecht lediglich vor widersprechenden 

Nutzungen geschützt. Die planerische Festsetzung hindert den 

Eigentümer, das Grundstück in einer Weise zu nutzen (z. B. durch 

Errichtung von baulichen Anlagen), die die Ausübung des 

Gehrechts behindern oder unmöglich machen würden. Mit der 

Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB wird noch kein 

Nutzungsrecht für das Begehen begründet. Die Begründung von 

Nutzungsrechten erfolgt in der Regel durch Vertrag, durch 

Bestellung von dinglichen Rechten oder durch Baulast nach 

Maßgabe des Bauordnungsrechts. 

24 Mittelstein legal 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 
16.07.2024 

hiermit zeigen wir Ihnen an, dass wir die rechtlichen Interessen 

der  anwaltlich vertreten. Eine Kopie unserer Bevollmächtigung 

überreichen wir Ihnen in der Anlage. 

Wir nehmen hiermit namens und in Vollmacht unserer Mandantin 

im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf des Bebau-

ungsplans Neugraben-Fischbek 67 – Fischbeker Reethen Stel-

lung. 

Unsere Mandantin ist Eigentümerin des Grundstücks in der . Das 

Grundstück liegt innerhalb des Geltungsbereichs des von dem 

Bebauungsplanentwurf erfassten Gebiets. Das Grundstück 

befindet sich in der , die südlich des Grundstücks verläuft, und 

wird westlich von der Straßebegrenzt. An der östlichen Seite 

verläuft der geplante . 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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24.1  Unserer Stellungnahme möchten wir den Hinweis auf die unserer 

Mandantin grundrechtlich garantierte Eigentumsfreiheit aus Art. 14 

GG voranstellen. Der Inhalt und die Schranken der eigentums-

rechtlichen Baufreiheit werden zwar gemäß Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG 

durch die Gesetze, hier durch den sich aus dem BauGB ergeben-

den Planungsvorbehalt, bestimmt. Das Nutzungsrecht am Grund-

eigentum wird somit zwar durch die Bauleitplanung inhaltlich 

ausgeformt und beschränkt (Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. 

Aufl. 2022, BauGB § 1 Rn. 7). 

Für die planerische Entscheidung ergibt sich aus der Verschrän-

kung von Baufreiheit und Planungsvorbehalt jedoch das Gebot der 

Berücksichtigung des Eigentumsschutzes als abwägungserheb-

licher privater Belang. Es muss daher im Rahmen einer Abwä-

gung nach § 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigt werden, welche 

Folgen sich aus einer bestimmten planerischen Festsetzung für 

das Grundeigentum und seine Nutzungsmöglichkeiten ergeben 

(Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. Aufl. 2022, BauGB § 1 Rn. 9). 

Auf dem Grundstück befinden sich Festsetzungen einer privaten 

Grünfläche, eines allgemeinen Wohngebiets Nr. 8 sowie eines 

urbanes Gebietes Nr. 3. Ebenfalls befindet sich auf dem 

Grundstück ein Teil der Festsetzung der Straßenverkehrsfläche 

Cuxhavener Straße. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

24.2  I. Festsetzung Private Grünfläche 

Die auf dem Grundstück festgesetzte private Grünfläche soll nach 

der Planbegründung dazu beitragen, dass die waldartigen Struk-

turen, in denen u.a. das MU 3 ausgewiesen ist, erhalten bleiben. 

Die erhaltenen Grünstrukturen sollen langfristig im Bestand 

gesichert werden (S. 285 der Planbegründung). 

Im Namen unserer Mandantin widersprechen wir dieser Festset-

zung und fordern, die Festsetzung für das Grundstück insgesamt 

als urbanes Gebiet vorzunehmen. 

Die Festsetzung einer privaten Grünfläche auf dem schmalen 

Streifen zwischen der Cuxhavener Straße und dem vorgesehenen 

allgemeinen Wohngebiet führt zu einer unangemessenen Beein-

trächtigung unserer Mandantin und ihrem Grundrecht aus Art. 14 

GG. 

Es widerspricht dem städtebaulichen Belang, bei der Aufstellung 

von Bauleitplänen auch die Eigentumsbildung der Bevölkerung zu 

berücksichtigen, § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB, indem die Grünfläche 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Die Flächen nördlich der Cuxhavener Straße im Mündungsbereich 

des Fischbeker Boulevards liegen an der Haupterschließungs-

achse des Baugebietes und werden als Urbane Gebiete (MU 3 

und MU 4) festgesetzt. Direkt am Knotenpunkt Fischbeker 

Boulevard - Cuxhavener Straße gelegen, wird im MU 3 mit einem 

achtgeschossigen Hochbau der neue Eingang in das Quartier 

akzentuiert. Damit unterbricht das MU 3 die planerische 

Grundidee, die ansonsten für die straßenbegleitenden Räume an 

der Cuxhavener Straße eine grünen und baumbestandenen 

Freiraumgestaltung vorsieht und hebt sich so als städtebauliche 

Dominante und Wegemarke bewusst von den ebenfalls an der 

Cuxhavener Straße liegenden Baufelder WA 8 und WA 9 ab.   

Die städtebauliche Gliederung zwischen dem allgemeinen Wohn-

gebiet (WA 8) und dem Urbanen Gebiet (MU 3) im Bereich zwi-

schen der Voßdrift und dem Fischbeker Boulevard bleibt aus 

folgenden Gründen bestehen: 
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auf einem Grundstück festgesetzt wird, auf dem sich bereits ein 

Bestandsgebäude befindet. 

Mit der Erwähnung des Eigentums in § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB wird 

die verfassungsrechtliche Relevanz des Eigentums als elemen-

tares Grundrecht, das in einem inneren Zusammenhang mit der 

Garantie der persönlichen Freiheit steht, berücksichtigt 

(Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Söfker/Runkel, 153. EL 

Januar 2024, BauGB § 1 Rn. 124). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die beiden angrenzenden unterschiedlichen Baugebiete WA 8 und 

MU 3 entsprechen in Bezug auf die Art und dem Maß der 

baulichen Nutzung und der Höhenentwicklung ihren 

unterschiedlichen Bedeutungen und Funktionen im Siedlungs- und 

Erschließungskontext des Bebauungsplans. 

 

Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche 

Konzept differenziert zwischen der über die schmale 

Anliegerstraße Voßdrift erschlossene vorhandene kleinteilige und 

fast dörflich anmutende Siedlungsstruktur im WA 8 und das über 

den Fischbeker Boulevard erschlossene zukünftige Urbane Gebiet 

MU 3. 

 

Dabei ist es folgerichtig, dass im Bereich der Haupterschließung 

des Quartiers am Fischbeker Boulevard eine massivere und 

urbanere Bebauung vorgesehen wird, als im Bereich der 

untergeordneten Nebenstraße Voßdrift mit ihrer vorhandenen 

Einfamilienhausstruktur. Im Zusammenhang mit der Bebauung an 

der Voßdrift trifft diese Einschätzung gleichermaßen für die 

westlichen wie auch für die östlichen Bauflächen zu, weil sie als 

ein bereits bebauter Siedlungsbereich zu bewerten sind. Damit ist 

das Nebeneinander der unterschiedlichen Bebauungskategorien 

WA 8 und MU 3 nicht willkürlich gewählt, sondern städtebaulich 

begründet.  

 

Von einer willkürlichen Durchschneidung kann daher keine Rede 

sein, da die Planung den unterschiedlichen Charakter der beiden 

Siedlungsbereiche entsprechend ihrer Erschließungsvoraus-

setzung und ihrer städtebaulichen Bedeutung festsetzt.   

 

Ferner liegt der genannte Bereich nach geltendem Planrecht im 

Baustufenplan Neugraben-Fischbek, der diesen Bereich als 

Außengebiet festsetzt. Großflächige Außengebietsausweisungen – 

wie hier vorliegend - hat die Rechtsprechung für obsolet erklärt. 

Vorhaben in diesen Bereichen sind – abhängig von der 

umliegenden Bestandsbebauung - entweder nach den 

Anforderungen des § 34 BauGB (Innenbereich) oder des § 35 

BauGB (Außenbereich) zu beurteilen. Für das Gebäude 

Cuxhavener Straße 576 gilt lediglich der Bestandsschutz. 
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Bei der vorgesehenen privaten Grünfläche handelt es sich nicht 

um einen Teil der vorhandenen Grünstrukturen, die zu sichern 

wären. Auf dieser geplanten Festsetzung befindet sich seit vielen 

Jahrzehnten eine Wohnbebauung. Die Grünstrukturen sind 

vielmehr auf den angrenzenden Grundstücken vorhanden. Dort 

wird allerdings ein MU mit hoher Ausnutzbarkeit geplant. Ebenso 

ist nicht ersichtlich, wieso die Ausweisung der Verkehrsfläche der 

Cuxhavener Straße auf das Grundstück unserer Mandantin heran-

rückt, sodass die Grünfläche ebenfalls verringert wird.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Siehe 24.4 zur Lärmsituation 

 

Die Festsetzung als private Grünfläche ergibt sich aus den 

Vorgaben des Landschaftsprogramms und des Masterplans 

Magistralen 2040. 

Das Landschaftsprogramm stellt nördlich und südlich der der 

Cuxhavener Straße einen ca. 100 breiten Korridor als 

Entwicklungsbereich Naturhaushalt dar.  

Gemäß Masterplan Magistralen 2040 wird die Cuxhavener Straße 

im Bereich des Plangebiets als Raumtyp 8 „Vorstadtallee“ 

gewertet. Die Vorstadtallee zeichnet sich gem. Gutachten durch 

aufgelockerte bauliche Strukturen, ausgeprägten Baumbestand 

und einem hohen Maß an Grünräumen entlang der Magistrale aus. 

Das Zielbild für den Raumtyp Vorstadtallee sieht vor, diesen Char-

akter auch künftig zu wahren.  

Mit der Festsetzung einer im Durchschnitt ca. 18 m tiefen privaten 

Grünfläche folgt die Planung der Fischbeker Reethen und damit 

die Festsetzungen im Bebauungsplan den Vorgaben des 

Landschaftsprogramms und den Zielen des Masterplans 

Magistralen 2040.  

Des Weiteren ist festzustellen, dass die betroffenen Grundstücke 

1.) nicht in dem in den Leitlinien zum Hamburger Maß genannten 

600-Meter-Radius um eine Schnellbahnstation liegen,  

2.) kein teilweise lückenhaft und unterdimensioniert gefasster 

Magistralenabschnitt vorliegt und  

3.) der Bereich entlang der Cuxhavener Straße nicht als 

Bestandteil der städtebaulich gewünschten Eingangssituation, 

gelegen direkt an der neuen Hauptschließung in das neue 

Quartier, teilnimmt.  

Aus den oben genannten Gründen wird der Bereich entlang der 

Voßdrift nicht als besonderes Wohnungsbaupotential gesehen, wo 

eine städtebauliche Neuordnung mit deutlich höherer Bebauungs-

dichte erfolgen soll. Weitere Ausführungen zum Hamburger Maß 

sind unter 11.7. zu finden.   

Entsprechend ist es das Ziel des Bebauungsplanes den 

Siedlungscharakter der Voßdrift zu wahren. Mit den getroffenen 

Festsetzungen wird das vorhandene Siedlungsbild des 

ehemaligen Furtweges geschützt und der waldartige und dörfliche 

Charakter der Siedlung an der Voßdrift gewahrt. Eine einheitliche 
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Neben der festgesetzten Grünfläche schließt unmittelbar die 

Festsetzung MU 3 an, sodass eine Argumentation nach der 

Verstärkung und Aufrechterhaltung bestehender Gehölzstrukturen 

und der Schaffung eines naturverbundenen Eindrucks bei Einfahrt 

in das Plangebiet unplausibel ist. Konsequenterweise müsste 

dann die Festsetzung der Grünfläche für die gesamte Grenze zur 

Cuxhavener Straße erfolgen und nicht nur auf dem Grundstück, 

das sich nicht im Eigentum der öffentlichen Hand befindet. 

In der Planbegründung wird ausgeführt, dass an der Cuxhavener 

Straße im MU 3 mit einem achtgeschossigen Hochbau der Ein-

gang in das Quartier akzentuiert werden soll (S. 201 der Planbe-

gründung). 

Hieraus ergibt sich ein Widerspruch städtebaulicher Belange 

zwischen dem Hochbau und der Grünfläche, da ein Zusammen-

wirken der Landschaft und angrenzender Bebauung bei der 

Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes im Sinne des § 1 Abs. 

6 Nr. 5 BauGB vollständig ausgeschlossen wird und die Grün-

fläche ihre naturverbundene Wirkung nicht entfalten kann. Die 

angrenzende Grünfläche dürfte somit keinen städtebaulichen 

Effekt zur Verstärkung der Gestaltung des Orts- und Landschafts-

bildes erzielen, wenn direkt angrenzend ein achtgeschossiger 

Hochbau vorgesehen ist. Mit der Festsetzung als private Grün-

fläche werden die Nutzungsmöglichkeiten der Eigentümerin für 

das Grundstücks nahezu vollständig aufgehoben. Daher fordern 

wir eine Änderung der Festsetzung in ein WA oder ein MU, 

sodass nicht nur der Bestandsschutz des auf dem Grundstück 

befindlichen Gebäudes erfolgt, sondern eine anderweitige 

Bebaubarkeit des Grundstücks weiterhin möglich ist.  

GRZ für das WA 8 würde diesem Planungsziel widersprechen. Die 

Begründung wird entsprechend konkretisiert. 

 

Östlich der vorhandenen Wohnbebauung ist, auch auf dem 

genannten Grundstück, Gehölzbestand vorhanden.  

Die Anordnung der neuen Haupterschließung des Quartiers 

(Fischbeker Boulevard) erfolgte aus Gründen der 

Verkehrssicherheit in Verlängerung der bestehenden Straße Im 

Fischbeker Heidbrook. Daran angrenzend bilden die als MU 3 und 

MU 4 festgesetzten urbanen Gebiete eine deutlich wahrnehmbare 

und städtebaulich gewünschte Eingangssituation. 

Das Heranrücken der Festsetzung der Verkehrsfläche auf das 

Grundstück ergibt sich aus der Erforderlichkeit einer 

Linksabbiegespur aus Richtung Neu Wulmstorf in das Quartier 

sowie der Schaffung einer Bushaltestelle nördlich der Cuxhavener 

Straße im Bereich des MU 3 und der damit einhergehenden 

Verziehung der Geh- und Radwegflächen. 

 

Ein wesentliches Planungsziel nördlich parallel zur Cuxhavener 

Straße ist es, die vorhandenen geschlossenen waldartigen 

Strukturen und wertvollen Gehölzbestände weitgehend zu sichern 

und so der B 73 weiterhin den Grünen Rahmen zu erhalten. Dies 

geschieht durch die Festsetzung von großen 

zusammenhängenden Naturnahen Parkanlagen (FHH) mit der 

Überlagerung von Erhaltungs- und Anpflanzgeboten von Bäumen 

und Sträuchern im östlichen Teil zwischen dem Fischbeker 

Boulevard und der östlichen Plangebietsgrenze. Im westlichen Teil 

zwischen Fischbeker Boulevard und Landesgrenze werden 

ergänzend Teilflächen unmittelbar an der B 73 als Private 

Grünflächen, die häufig auch den vorhandenen wertvollen 

Gehölzbestand flächig mit Erhaltungsgeboten sichern und mit 

ergänzenden Anpflanzgeboten arrondieren, ausgewiesen. 

Dieser Grüne Rahmen wird lediglich für die Trassen der beiden 

neuen Zufahrten ins Gebiet und in den Bereichen der Trasse der 

vorhandenen Voßdrift und der den westlichen Hauptzugang ins 

Gebiet markierenden und betonenden neuen Bebauung 

unterbrochen. Diese Betonung des Eingangs erfolgt hier mit einer 

4- bis 8-geschossigen Bebauung. 

Das beschriebene Planungsziel des Grünen Rahmens 

korrespondiert auch mit den Festsetzungen südlich der 
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Cuxhavener Straße. So werden die vorhandenen Gehölzbestände 

im Geltungsbereich des Bebauungsplans Neugraben-Fischbek 66 

bestandskonform in Breiten zwischen 12 und 31 m südlich parallel 

zur B 73 mit Erhaltungsgeboten gesichert und durch flankierende 

Anpflanzgebote ergänzt. Um diese durchgehende Baumkulisse 

nicht zu durchbrechen, wurden für die Lage der beiden Zufahrten 

ins Gebiet die beiden ehemaligen Kasernenzufahrten gewählt. 

Und auch im letzten Teilstück bis zur Landesgrenze werden die 

grünen Freiraumstrukturen südlich der B 73 im Bebauungsplan 

Neugraben-Fischbek 67 durch eine Kombination aus festgesetzten 

Privaten Grünflächen und tlw. überlagernden Erhaltungs- und 

Anpflanzgeboten fortgesetzt. 

Diese planerischen Absichten eines Grünen Rahmens der B 73, 

die ganz im Westen auch ein Grünes Eingangstor Hamburgs 

bilden, werden bis auf die beschriebenen wenigen und 

kleinräumigen erschließungsbedingten und eingangsbetonenden 

Passagen konsequent umgesetzt. Diese korrespondieren ebenso 

konsequent mit den Bebauungsplaninhalten südlich der B 73. 

Die Ausweisung der Privaten Grünfläche mit flankierenden 

Erhaltungs- und Anpflanzgeboten von Bäumen und Sträuchern 

östlich der Voßdrift stellt mit den Sicherungen der Freiraum- und 

Gehölzstrukturen westlich der Voßdrift einen wichtigen Baustein 

dieser Planungsziele dar. 

An dieser Festsetzung wird daher an dieser Stelle unverändert 

festgehalten. 

Die Ausweisung der privaten Grünfläche dient darüber hinaus der 

Sicherung straßenbegleitender Grünflächen als Ein- und 

Ausgangssituation zwischen Hamburg und der Landesgrenze zu 

Niedersachsen. 

Die privaten Grünflächen werden weiterhin mit einer Fläche zum 

Erhalt von Bäumen und Sträuchern überlagert, um den grünen 

Ortseingang langfristig zu sichern und zu entwickeln.  

24.3  Auf dem Grundstück unserer Mandantin befindet sich bereits eine 

angelegte Zufahrt zur Cuxhavener Straße durch einen abgesenk-

ten Bordstein. Diese bislang nicht gepflasterte Zufahrt könnte bei 

der Festsetzung einer privaten Grünfläche nicht fertiggestellt 

werden. Bislang nutzt die Mandantin eine Zufahrt an der Straße 

Voßdrift, um auf ihr Grundstück zu gelangen. Diese Zufahrt würde 

jedoch nach bisherigem Planungsstand geschlossen werden, 

sodass die Nutzung der angelegten Zufahrt von der Cuxhavener 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Wie auf dem Luftbild zu erkennen ist, erfolgt die verkehrliche 

Erschließung des Grundstücks bereits heute über die Voßdrift. Die 

verkehrliche Erschließung wird auch künftig über die Voßdrift 

stattfinden. Die künftige Erschließung erfolgt entsprechend 

bestandskonform.  
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Straße nötig ist. Sollte aufgrund der Festsetzung einer privaten 

Grünfläche eine Zufahrt auf das Grundstück ebenfalls 

ausgeschlossen sein, dürfte dies eine unverhältnismäßige 

Beschränkung der Anliegerrechte unserer Mandantin darstellen. 

Es ist zu beachten, dass den Anliegern als besondere Form der 

Sondernutzung ein Recht auf Überfahrt auf ihr Grundstück nach § 

18 des Hamburgischen Wegegesetzes zusteht. 

 
(FHH Atlas, August, 2024) 

24.4  II. Festsetzung Straßenverkehrsfläche Cuxhavener Straße 

Aus dem Planentwurf ergibt sich ebenfalls, dass die Festsetzung 

einer Verkehrsfläche auf dem Grundstück unserer Mandantin 

erfolgen soll, um eine Abbiegefahrspur für die Zufahrt in das 

Plangebiet zu errichten. Dies führt zu einer starken Verminderung 

der Wohnqualität, da die Cuxhavener Straße (B 73) dann fast 

direkt vor dem Wohn- und Schlafzimmerfenster des Bestandsge-

bäudes entlangführen würde. Dies würde ebenfalls zu einem 

erheblichen Wertverlust des Eigentums der Mandantin führen. 

Ebenfalls dürfte sich bei der direkten Lage an einer Bundesstraße 

die Vermietbarkeit schwieriger gestalten. Diese Erwägungen 

dürften dazu führen, dass insgesamt eine Festsetzung als urba-

nes Gebiet für das gesamte Grundstück unserer Mandantin in 

Betracht gezogen werden sollte. Ebenfalls kritisieren wir ausdrück-

lich die Planung der Erweiterung der B 73 auf das Grundstück 

unserer Mandanten und fordern eine intensive Alternativenprü-

fung. Auf der gegenüberliegenden südlichen Seite der Cuxhave-

ner Straße ist genügend Fläche vorhanden, um die Abbiegerfahr-

spur in das Plangebiet zu realisieren. Dieser Platzbedarf hätte bei 

der Festlegung des Plangebietes bereits berücksichtigt und im 

Sinne der Grundstückseigentümerin einbezogen werden müssen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

Das hier angesprochene Wohngebäude befindet sich bereits heute 

sehr nah an der Cuxhavener Straße. Im Rahmen der Betrachtung 

des Prognose-Nullfalles wurde festgestellt, dass bereits in diesem 

Szenario sowohl tags nah am gesundheitsgefährdenden Bereich 

(69 db(A)), als auch nachts das Gebäude innerhalb 

gesundheitsgefährdender Lärmpegel (63 db(A)) liegt. 

Entsprechend genießt das Gebäude Bestandsschutz, im Falle 

eines Abganges des Gebäudes wird es künftig nur an anderer 

Stelle mit entsprechendem passiven Schallschutzmaßnahmen 

möglich sein ein neues Wohngebäude zu errichten. Hierfür bietet 

der Angebotsbebauungsplan entsprechend ein mögliches 

Baufenster.  

 

Aufgrund des geplanten Eingriffes in die Cuxhavener Straße ver-

ändert sich die Situation für das bestehende Wohngebäude. Ent-

sprechend können Eigentümer/innen und Erbpachtnehmer/innen 

von Gebäuden bzw. Wohnungen mit Anspruch auf passiven 

Schallschutz dem Grunde nach aufgrund erheblicher baulicher 

Eingriffe an der B73 oder des Neubaus von Straßen beim 
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Das gegenüberliegende Mehrfamilienhaus und der Rewe-Markt 

liegen weiter zurückversetzt als das Bestandsgebäude der Man-

dantin, sodass mehr Platz für einen Abbiegefahrtstreifen zur 

Verfügung stehen würde. 

Es ist somit insgesamt kein städtebaulicher Grund aus §§ 1 Abs. 

6, 1a BauGB erkennbar, der eine Errichtung des Abbiegefahrstrei-

fens auf dem Grundstück unserer Mandantin erfordert. Hier ist 

vielmehr der abwägungsrelevante Belang des Eigentumsschutzes 

zu berücksichtigen. 

Bezirksamt Harburg, Fachamt Verbraucherschutz, Gewerbe und 

Umwelt (Technischer Umweltschutz) einen Antrag auf Erstattung 

der Aufwendungen zur Verbesserung des passiven Schallschutzes 

einreichen. Die konkrete Prüfung der Anspruchsberechtigung 

sowie der Festlegung der Höhe der Erstattung erfolgt 

dementsprechend in nachgelagerten Verwaltungsverfahren. 

 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Neugraben-Fischbek 

67 (Fischbeker Reethen) ist eine verkehrstechnische Unter-

suchung erstellt worden. Am hier angesprochenen Knotenpunkt 

der westlichen Anbindung des Plangebiets ist demnach eine 

leistungsfähige Abwicklung gegeben, wenn ein Umbau des 

Knotenpunkts wie vom Büro IPRO-Consult (Entwurfsplanung 

2023) geplant, umgesetzt wird. Diese Planung macht allerdings 

eine Verbreiterung der öffentlichen Verkehrsfläche im westlichen 

Knotenarm (Cuxhavener Straße) erforderlich. Ohne die 

Verbreiterung der öffentlichen Fläche auf dem Flurstück 1100 ist 

keine regelkonforme und damit anordnungsfähige Planung der 

Fuß- und Radwege möglich.  

Im B-Plan Entwurf werden die zusätzlichen Flächen entsprechend 

berücksichtigt als öffentliche Straßenverkehrsflächen. Die 

Umsetzung der Planung erfordert allerdings einen Ankauf privater 

Grundstücksflächen. Sollte dies nicht möglich sein, ist für die 

Umsetzung der Erschließung in diesem Bereich die Planung zu 

modifizieren, sodass keine Inanspruchnahme des Flurstück 1100 

erfolgt. Damit der Planungswille der Gemeinde langfristig gesichert 

wird und gegebenenfalls das Instrument des Vorkaufsrechts 

genutzt werden kann, wird an der Ausweisung der Fläche als 

öffentliche Straßenverkehrsfläche festgehalten.  

24.5  III. Festsetzung WA 8 

Ein Teil des Grundstücks unserer Mandantin ist mit der Festset-

zung WA 8 versehen. Nach der Planbegründung variieren die 

bestehenden Grundstücksgrößen in dem Gebiet WA 8 an der 

Voßdrift sehr stark, wobei die Grundstücke gleichzeitig mit 

vergleichbar großen Einfamilien- und Doppelhäusern bebaut sind. 

Daher soll auf die Festsetzung einer GRZ verzichtet und dafür 

eine maximale Grundfläche von 180 m² definiert werden. Entspre-

chend der Bestandsbebauung werden Einzel- und Doppelhäuser 

mit zwei Vollgeschossen festgesetzt. Durch die Festsetzung sollen 

alle anliegenden Grundstücke an der Voßdrift die gleiche Möglich-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

 

Planerisches Ziel für die Grundstücke entlang der Voßdrift ist die 

Erhaltung und moderate Entwicklung des Bestandscharakters als 

„grüne“ und ruhige Straße mit umfangreichen Gehölzbeständen 

und kleinteiligen Einzelhäusern. Daher wird bei der Aufstellung des 

Bebauungsplanes Neugraben-Fischbek 67 der e.g. Bereich als 

Allgemeines Wohngebiet (WA 8) u.a. mit einer maximal zulässigen 

Grundfläche (GR) mit 180 qm festgesetzt. Da die bestehenden 

Grundstücksgrößen sehr stark variieren und gleichzeitig die 

Grundstücke mit vergleichbar großen Einfamilien- und Doppe-
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keit zur Erweiterung erhalten, während die Grünstrukturen auf den 

Grundstücken sowie die grünen Strukturen entlang der Voßdrift 

gesichert werden sollen (S. 190 der Planbegründung). Hier regen 

wir eine Vergrößerung der bebaubaren Fläche insoweit an, als 

dass eine Bebauung auf dem Grundstück auch neben dem bereits 

vorhandenen Bestandsgebäude möglich ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es erschließt sich uns darüber hinaus nicht, weshalb die Anwoh-

ner der Straße Voßdrift von der Festsetzung MU 3 ausgeschlos-

sen sind und stattdessen die Festsetzung WA 8 vorgenommen 

wurde. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

lhäusern bebaut sind, wird auf die Festsetzung einer Grund-

flächenzahl verzichtet und dafür eine maximale Grundfläche 

festgesetzt. Eine einheitliche GRZ für das WA 8 würde dem 

Planungsziel des Gebietserhalts widersprechen, da so in Relation 

zur Grundstücksgröße eine große Bandbreite unterschiedlich 

großer Gebäude die Folge wäre.  

 

Mit der Festsetzung wird eine Gleichbehandlung des vorhandenen 

Gebäudebestandes auch für die Zukunft angestrebt. Das vorhan-

dene Siedlungsbild des ehemaligen Furtweges bleibt somit in 

seiner ortstypischen Gestaltung geschützt, womit der waldartige 

und dörfliche Charakter der Siedlung an der Voßdrift gewahrt 

bleibt. Die Begründung wird entsprechend mit einer stärkeren 

Verdeutlichung des planerischen Ziels des Erhalts des 

Gebietscharakters konkretisiert.  

 

Die städtebauliche Gliederung zwischen dem allgemeinen Wohn-

gebiet (WA 8) und dem Urbanen Gebiet (MU 3) im Bereich zwi-

schen der Voßdrift und dem Fischbeker Boulevard bleibt aus 

folgenden Gründen bestehen: 

 

Die beiden angrenzenden unterschiedlichen Baugebiete WA 8 und 

MU 3 entsprechen in Bezug auf die Art und das Maß der baulichen 

Nutzung und der Höhenentwicklung ihren unterschiedlichen 

Bedeutungen und Funktionen im Siedlungs- und 

Erschließungskontext des Bebauungsplans. 

 

Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche 

Konzept differenziert zwischen der über die schmale 

Anliegerstraße Voßdrift erschlossene vorhandene kleinteilige und 

fast dörflich anmutende Siedlungsstruktur im WA 8 und das über 

den Fischbeker Boulevard erschlossene zukünftige Urbane Gebiet 

MU 3. 

 

Dabei ist es folgerichtig, dass im Bereich der Haupterschließung 
des Quartiers am Fischbeker Boulevard eine massivere und 
urbanere Bebauung vorgesehen wird, als im Bereich der 
untergeordneten Nebenstraße Voßdrift mit ihrer vorhandenen 
Einfamilienhausstruktur. Im Zusammenhang mit der Bebauung an 
der Voßdrift trifft diese Einschätzung gleichermaßen für die 
westlichen wie auch für die östlichen Bauflächen zu, weil sie als 
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Wir regen daher im Sinne des städtebaulichen Belangs der Schaf-

fung gesunder Wohnverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 

an, die Festsetzung WA 8 für den hinteren Teil des Grundstücks 

aufzugeben. Stattdessen fordern wir eine Erweiterung der Fest-

setzung MU 3 für das gesamte Grundstück der Mandantin. Dazu 

führen wir unter IV. näher aus. Zur Verwirklichung dieses gesetz-

lichen Ziels ist auch der Schutz der Wohnbevölkerung vor 

Verkehrslärm zu berücksichtigen. Dieser Schutz wäre bei einer 

Festsetzung von WA 8 für den an die Voßdrift grenzenden Teil 

des Grundstücks nicht gegeben. Das Wohngebiet wäre nur durch 

die private Grünfläche von der Straßenverkehrsfläche der 

Cuxhavener Straße getrennt, die jedoch erheblich verbreitert 

werden soll. Eine Wohnbebauung, die näher an die Verkehrs-

fläche heranrückt, wäre aufgrund des bereits vorhandenen 

Verkehrslärms und der unmittelbaren Nähe zur B 73 nicht 

möglich. Somit stünde die Festsetzung eines allgemeinen 

Wohngebietes auf dem Grundstück, das nur durch eine Grün-

fläche von der vielbefahrenen B 73 abgegrenzt werden würde, in 

einem erheblichen Widerspruch zu dem gesetzlichen Ziel des 

Schutzes der Gesundheit der Bevölkerung durch Verkehrslärm. 

 

 

 

 

Ebenfalls sprechen wir uns gegen die Vorgabe in § 2 Nr. 48 der 

Verordnung aus, wonach u.a. in dem Allgemeinen Wohngebiet 

WA 8 je Baufeld in die Außenfassade eines Gebäudes ein Fleder-

mausspaltkasten mit Quartierseignung an fachlich geeigneter 

Stelle baulich zu integrieren und dauerhaft zu erhalten ist. Aus der 

Entwurfsbegründung wird zu dieser Vorgabe nur ausgeführt, dass 

durch die Bereitstellung von Ersatzquartieren der Verlust von 

(potenziellen) Sommer- / Zwischen- und Paarungsquartieren 

sowie Winterquartieren der Arten Zwerg-, Breitflügel- und Rau-

hautfledermaus kompensiert werden soll (S. 318 der Planbe-

ein bereits bebauter Siedlungsbereich zu bewerten sind. Damit ist 
das Nebeneinander der unterschiedlichen Bebauungskategorien 
WA 8 und MU 3 nicht willkürlich gewählt, sondern städtebaulich 
begründet. 
 

Das Zielbild für den Raumtyp Vorstadtallee gemäß Magistralen-

gutachten 2018 sieht vor, diesen Charakter auch künftig zu 

wahren.  

Mit der Festsetzung einer im Durchschnitt ca. 18 m tiefen privaten 

Grünfläche folgt die Planung der Fischbeker Reethen und damit 

die Festsetzungen im Bebauungsplan den Vorgaben des 

Landschaftsprogramms und den Zielen des Masterplans 

Magistralen 2040.  

Des Weiteren ist festzustellen, dass die betroffenen Grundstücke 

1.) nicht in dem in den Leitlinien zum Hamburger Maß genannten 

600-Meter-Radius um eine Schnellbahnstation liegen,  

2.) kein teilweise lückenhaft und unterdimensioniert gefasster 

Magistralenabschnitt vorliegt und  

3.) der Bereich entlang der Cuxhavener Straße nicht als 

Bestandteil der städtebaulich gewünschten Eingangssituation, 

gelegen direkt an der neuen Hauptschließung in das neue 

Quartier, teilnimmt. Östlich der vorhandenen Wohnbebauung ist, 

auch auf dem genannten Grundstück, Gehölzbestand vorhanden.  

Die Anordnung der neuen Haupterschließung des Quartiers 

(Fischbeker Boulevard) erfolgte aus Gründen der 

Verkehrssicherheit in Verlängerung der bestehenden Straße Im 

Fischbeker Heidbrook. Daran angrenzend bilden die als MU 3 und 

MU 4 festgesetzten urbanen Gebiete eine deutlich wahrnehmbare 

und städtebaulich gewünschte Eingangssituation. 

 

Die Festsetzung zur Anlage eines Fledermauskastens je Baufeld 

in den Allgemeinden Wohngebieten, die wie das hier vorliegende 

WA8 bereits bebaut sind, greift bei einer baulichen Erweiterung 

und / oder Umbau- bzw. Modernisierungsmaßnahme am Dach 

oder an der dachständigen Fassade. Entsprechende 

Fledermausspaltkästen werden von verschiedenen Herstellern 

relativ kostengünstig angeboten und können je nach Systemart 

unmittelbar als Einbaustein in die Fassade integriert oder 

oberflächennah angebracht werden. Eine Unterhaltung und Pflege 

kann mit den üblichen Instandhaltungsmaßnahmen kombiniert 
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gründung). Die Fledermauskästen sollten dabei möglichst an den 

Ost- und Nordfassaden der Gebäude integriert werden oder zum 

Grünzug des „Blau-Grünen Bands“ ausgerichtet sein. Die Kästen 

sind darüber hinaus dauerhaft jährlich zu warten (S. 318 der 

Planbegründung). Es ist nicht ersichtlich, wieso diese Pflicht zur 

Schaffung einer Ausgleichsmaßnahme und jährlichen Wartung der 

Fledermausspaltkästen den privaten Grundstückseigentümern 

auferlegt werden soll. Wir fordern, dass diese Maßnahme nicht für 

die Festsetzung des WA8 angeordnet wird. 

werden und ist in dieser einfachen Form der Ausführung jedem 

Eigentümer zuzumuten. 

Das Teilgebiet WA 8 liegt in einem Bereich, der im Rahmen der 

Fledermauserfassungen als wertvoller Fledermauslebensraum 

erfasst worden ist. Neben der Bedeutung der Voßdrift als 

Flugstraße zwischen dem Grünzug am Riethbach südlich der 

Cuxhavener Straße und der Neuwulmstorfer Schulstraße im 

Norden mit weiteren parallel verlaufenden Flugstraßen wurden 

auch Quartiersnachweise und Quartiersverdachtsflächen hier 

kartiert, so dass ein zusammenhängender Quartiersverbund 

besteht. Potenzielle Eingriffe in diesen Quartiersverbund werden 

auch im Zuge der mit dem Bebauungsplan ermöglichten baulichen 

Entwicklung an der Voßdrift im WA 8 ausgelöst, so dass 

Vorsorgeregelungen im Sinne des Artenschutzrechtes nach § 44 

BNatSchG zu schaffen sind. Zur Vermeidung 

artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände im Zuge der 

Planungsumsetzung ist daher die Stabilisierung der 

Fledermauspopulation durch neue Quartiersangebote erforderlich, 

damit der Fortbestand langfristig gesichert wird. 

Die Festsetzung zur Anlage eines Fledermauskastens je Baufeld 

in den Allgemeinen Wohngebieten, die wie das hier vorliegende 

WA8 bereits bebaut sind, greift jedoch nur bei einer baulichen 

Erweiterung und / oder Umbau- bzw. Modernisierungsmaßnahme 

am Dach oder an der dachständigen Fassade.  

Entsprechende Fledermausspaltkästen werden von verschiedenen 

Herstellern relativ kostengünstig angeboten und können je nach 

Systemart unmittelbar als Einbaustein in die Fassade integriert 

oder oberflächennah angebracht werden. Eine Unterhaltung und 

Pflege kann mit den üblichen Instandhaltungsmaßnahmen 

kombiniert werden. 

24.6  IV. Festsetzung MU 3 

Die Festsetzung MU 3 auf dem Grundstück unserer Mandantin 

führt zu einer Überplanung ihres Eigentums mit zwei großen 

Baukörpern, die mit drei und vier Geschossen ausgewiesen sind. 

Einer solchen Planung widersprechen wir ausdrücklich. Sie greift 

in unverhältnismäßiger Weise in das Eigentum unserer Mandantin 

ein. Das Grundstück, auf dem das urbane Gebiet größtenteils 

festgesetzt werden soll, befindet sich nicht im Eigentum der 

öffentlichen Hand, sodass die privaten Eigentumsrechte weiterhin 

zu berücksichtigen sind. Die Baukörper sind in der Entwurfspla-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.  

 

Das an das Wohngebäude heranrückende Urbane Gebiet 

unterliegt §15 BauNVO. Damit unterliegt die heranrückende 

Nutzung dem Rücksichtnahmegebot, dass auch den 

Nachbarschaftsschutz umfasst. Da es sich bei der 

heranrückenden Nutzung unter anderem auch um 

Wohnnutzungen handelt, und die erforderlichen Abstandsflächen 

gem. HBauO eingehalten werden, kann eine Beeinträchtigung der 

Wohnnutzung im WA 8 nicht erkannt werden.  
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nung derart angeordnet, dass eine Umsetzung der bisherigen 

Planung ohne Nutzung des Grundstücks unserer Mandantin nicht 

möglich ist. Die vorgesehene Planung ist daher schon nicht 

erforderlich im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB, da ihre Umsetzung 

aufgrund der Eigentumsverhältnisse nicht möglich ist. Die 

Bebauung würde sehr nah an das zu schützende Bestandsge-

bäude heranrücken, wodurch ebenfalls erhebliche Lärmimmissio-

nen zu befürchten sind. In diesem Zusammenhang sind auch die 

Bedürfnisse der Bevölkerung hinsichtlich gesunder Wohnbedürf-

nisse gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB zu berücksichtigen. Für die 

Bauleitplanung ergibt sich daraus als „präventive“ Aufgabe die 

Vorbereitung und Leitung der Grundstücksnutzung in einer Weise, 

die dem Entstehen städtebaulicher Missstände vorbeugt und 

damit (positiv) zur Sicherung einer menschenwürdigen Umwelt 

beiträgt (Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. Aufl. 2022, BauGB § 

1 Rn. 54). Hierbei sind somit auch die Wohnverhältnisse der 

Bewohner des Bestandsgebäudes in der Gestalt zu berücksich-

tigen, dass keine städtebaulichen Missstände durch die Auswei-

sung des MU 3 entstehen. 

Zur Realisierung des städtebaulichen Belangs der Schaffung 

gesunder Wohnverhältnisse regen wir hier entsprechend der oben 

ausgeführten Forderung nach der Aufgabe der Festsetzung WA 8 

auf dem Grundstück unserer Mandantin an, die Festsetzung MU 3 

auf das gesamte Grundstück zu erweitern. 

Eine Bebauung des vorderen Grundstückteils angrenzend an die 

Verkehrsfläche der Cuxhavener Straße entsprechend eines 

urbanen Gebietes, z.B. durch ein Gebäude für Gewerbezwecke, 

würde eine wünschenswerte Abschirmwirkung für das auf dem 

Nachbargrundstück der Mandantin liegende Wohngebiet WA 8 in 

Richtung der Cuxhavener Straße bieten. 

Dies würde das Ziel gesunder Wohnverhältnisse fördern, da für 

die an der Voßdrift gelegene Wohnbebauung ein positiver Effekt 

hinsichtlich der Abschirmung des Verkehrslärms der B 73 ent-

stünde. Sofern keine solche Abschirmung des Lärms erfolgt, 

dürften erhebliche Beeinträchtigungen der Gesundheit der 

Wohnbevölkerung zu erwarten sein, die städtebaulich nicht 

vertretbar sind. 

 

Die städtebauliche Gliederung zwischen dem allgemeinen Wohn-

gebiet (WA 8) und dem Urbanen Gebiet (MU 3) im Bereich zwi-

schen der Voßdrift und dem Fischbeker Boulevard bleibt aus 

folgenden Gründen bestehen: 

 

Die beiden angrenzenden unterschiedlichen Baugebiete WA 8 und 

MU 3 entsprechen in Bezug auf die Art und dem Maß der 

baulichen Nutzung und der Höhenentwicklung ihren 

unterschiedlichen Bedeutungen und Funktionen im Siedlungs- und 

Erschließungskontext des Bebauungsplans. 

 

Das dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche 

Konzept differenziert zwischen der über die schmale 

Anliegerstraße Voßdrift erschlossene vorhandene kleinteilige und 

fast dörflich anmutende Siedlungsstruktur im WA 8 und das über 

den Fischbeker Boulevard erschlossene zukünftige Urbane Gebiet 

MU 3. 

 

Dabei ist es folgerichtig, dass im Bereich der Haupterschließung 

des Quartiers am Fischbeker Boulevard eine massivere und 

urbanere Bebauung vorgesehen wird, als im Bereich der 

untergeordneten Nebenstraße Voßdrift mit ihrer vorhandenen 

Einfamilienhausstruktur. Im Zusammenhang mit der Bebauung an 

der Voßdrift trifft diese Einschätzung gleichermaßen für die 

westlichen wie auch für die östlichen Bauflächen zu, weil sie als 

ein bereits bebauter Siedlungsbereich zu bewerten sind. Damit ist 

das Nebeneinander der unterschiedlichen Bebauungskategorien 

WA 8 und MU 3 nicht willkürlich gewählt, sondern städtebaulich 

begründet.  

 

Von einer willkürlichen Durchschneidung kann daher keine Rede 

sein, da die Planung den unterschiedlichen Charakter der beiden 

Siedlungsbereiche entsprechend ihrer 

Erschließungsvoraussetzung und ihrer städtebaulichen Bedeutung 

festsetzt. 

 

Die Flächen nördlich der Cuxhavener Straße im Mündungsbereich 

des Fischbeker Boulevards liegen an der 

Haupterschließungsachse des Baugebietes und werden als 
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Urbane Gebiete (MU 3 und MU 4) festgesetzt. Direkt am 

Knotenpunkt Fischbeker Boulevard - Cuxhavener Straße gelegen, 

wird im MU 3 mit einem achtgeschossigen Hochbau der neue 

Eingang in das Quartier akzentuiert. Damit unterbricht das MU 3 

die planerische Grundidee, die ansonsten für die 

straßenbegleitenden Räume an der Cuxhavener Straße eine 

grünen und baumbestandenen Freiraumgestaltung vorsieht und 

hebt sich so als städtebauliche Dominante und Wegemarke 

bewusst von den ebenfalls an der Cuxhavener Straße liegenden 

Baufelder WA 8 und WA 9 ab.   

Das planerische Leitbild orientiert sich dabei am Masterplan 

Magistralen 2040, der die Cuxhavener Straße im Bereich des 

Plangebiets als Raumtyp 8 „Vorstadtallee“ wertet. Die 

Vorstadtallee zeichnet sich gem. Gutachten durch aufgelockerte 

bauliche Strukturen, ausgeprägten Baumbestand und einem 

hohen Maß an Grünräumen entlang der Magistrale aus. Das 

Zielbild des Magistralengutachtens für den Raumtyp Vorstadtallee 

sieht vor, diesen Charakter auch künftig zu wahren. Entsprechend 

folgt die Planung der Fischbeker Reethen und damit die 

Ausweisungen im Bebauungsplan den Zielen des Masterplans 

Magistralen 2040.  

Des Weiteren ist festzustellen, dass die betroffenen Grundstücke 

1.) nicht in dem in den Leitlinien zum Hamburger Maß genannten 

600-Meter-Radius um eine Schnellbahnstation liegen,  

2.) kein teilweise lückenhaft und unterdimensioniert gefasster 

Magistralenabschnitt vorliegt und  

3.) der Bereich entlang der Voßdrift nicht als Bestandteil der 

städtebaulich gewünschten Eingangssituation, gelegen direkt an 

der neuen Hauptschließung in das neue Quartier, teilnimmt.  

Aus den oben genannten Gründen wird der Bereich entlang der 

Voßdrift nicht als besonderes Wohnungsbaupotential gesehen, wo 

eine städtebauliche Neuordnung mit deutlich höherer Bebauungs-

dichte erfolgen soll.  

Entsprechend ist es das Ziel des Bebauungsplanes den 

Siedlungscharakter der Voßdrift zu wahren. Mit den getroffenen 

Festsetzungen wird das vorhandene Siedlungsbild des 

ehemaligen Furtweges geschützt und der waldartige und dörfliche 

Charakter der Siedlung an der Voßdrift gewahrt. Eine einheitliche 

GRZ für das WA 8 würde diesem Planungsziel widersprechen. Die 

Begründung wird entsprechend konkretisiert. 
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Gleichzeitig ist grundsätzlich darauf hinzuweisen, dass die 

Plangeberin sich in Kenntnis auch der negativen Auswirkungen 

der Planung, letztlich bei der Abwägung aller Gesichtspunkte 

gegeneinander und untereinander gemäß § 1 (7) BauGB dafür 

entscheidet, basierend auf der Senatsdrucksache 2015/1960 

und der Bürgerschaftsdrucksache 21/1838, die für die Planung 

sprechen, den Belangen der „Stadt an neuen Orten“, den Vorzug 

gegenüber den zweifellos berührten Belangen von Privaten zu 

geben. Es ist der sogenannte „Planungswille“, also der Wunsch 

der Freien und Hansestadt Hamburg, als Verordnungsgeberin – 

vertreten durch das Bezirksamt Hamburg Harburg – den 

Bebauungsplan Neugraben-Fischbek 67 unter den unten 

genannten Gesichtspunkten in der dargelegten Weise 

aufzustellen. Der Gesetzgeber hat die Kommunen und Städte 

ausdrücklich dazu ermächtigt und verpflichtet, in ihrer 

Bebauungsplanung einen solchen Planungswillen zu formulieren. 

Dieser ist daher eine hinreichende Begründung für die Planung. 

 

Darüber hinaus führt die FHH aktuell Ankaufsverhandlungen, um 

das Grundstück im Plangebiet für eine Nutzung als Urbanes 

Gebiet zu erwerben.  

24.7  V. Festsetzung Gehwegfläche 

An der Grenze der Straße Voßdrift zur Cuxhavener Straße erfolgt 

die Festsetzung einer Straßenverkehrsfläche mit der Zweckbe-

stimmung als Gehweg. Dies führt dazu, dass die Zufahrt von der 

Voßdrift zur Cuxhavener Straße nicht mehr möglich sein wird. 

Diese Schließung führt zu erheblichen Nachteilen für die Anlieger 

der Voßdrift, da sie dann einen Umweg über die Neuwulmstorfer 

Schulstraße und den Fischbeker Boulevard fahren müssten, um 

auf die aus dem Plangebiet herausführende Bundesstraße 

Cuxhavener Straße zu gelangen. 

Dies geht wiederum mit einem höheren CO2-Ausstoß und somit 

einer größeren Umweltbelastung durch den Pkw-Verkehr im 

Plangebiet einher, was dem städtebaulichen Belang des Umwelt-

schutzes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB widerspricht. Ebenfalls 

wird durch die Verschließung der Voßdrift für den Pkw-Verkehr in 

südlicher Richtung der Cuxhavener Straße eine Belastung der 

Anlieger durch ein zu erwartendes steigendes Parkaufkommen 

entstehen. Die Voßdrift kann vom nördlichen Ende aus Richtung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit der Planung der Fischbeker Reethen soll eine zukunftswei-
sende, klimagerechte und nachhaltige Mobilität vorangetrieben 
werden, die vorhandene und zukünftige gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen und Prozesse berücksichtigt und künftig flexibel auf 
diese reagieren kann. Die Reduzierung des individuellen PKW-
Verkehrs stellt vor dem Hintergrund derzeitiger Veränderungspro-
zesse im Mobilitätsverhalten sowie den Anforderungen an eine 
nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung eine zukunftsorien-
tierte Strategie dar. Mit dem Mobilitätskonzept der Fischbeker 
Reethen werden Bausteine einer zukunftsgerichteten Mobilität 
entwickelt. Dazu gehört als verkehrsrechtliche Maßnahme die 
Koordinierung eines flächendeckenden Parkraumbewirtschaf-
tungskonzepts für die Fischbeker Reethen und die umliegende 
Nachbarschaft durch die Abteilung Verkehrsentwicklung des 
Landesbetriebs Verkehr (LBV VE). So generieren Kommunen 
bspw. in Gebieten mit sehr hohem Parkdruck über eine Parkraum-
bewirtschaftung einen höheren Umschlagsgrad und entsprechend 
mehr freie Parkstände. Eine Parkraumbewirtschaftung ist jedoch 
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der Neuwulmstorfer Schulstraße weiterhin befahren werden, 

sodass mit einer Stauung der parkenden Pkws im südlichen Ende 

der Voßdrift zu rechnen ist. 

nur dann erfolgreich, wenn sie angemessen und regelmäßig 
überwacht wird. Hierfür sind bei Bedarf personelle Kapazitäten 
auszubauen, um die Fischbeker Reethen im Sinne der angestreb-
ten Mobilitätswende als autoreduziertes Quartier zu etablieren. 
 

Bei der Planung der Voßdrift gab es eine ausführliche 

Variantenprüfung im Jahre 2022, die sowohl den künftigen 

Anschluss an die Neuwulmstorfer Schulstraße als auch den 

Anschluss an die B73 untersucht hat. Erforderlich wurde diese, da 

die Straße als öffentliche Straße und nicht als Zufahrt einzustufen 

ist. 

 

Untersucht wurden insgesamt sechs verschiedene Varianten für 

den Ausbau der Voßdrift. Für diese Varianten wurde jeweils 

betrachtet, wie sie sich mit einer Zufahrt von der B 73 oder der 

Neuwumstorfer Schulstraße aus darstellen. Insgesamt wurden so 

13 Erschließungsvarianten betrachtet. Die Varianten wurden nach 

den folgenden Kriterien bewertet: 

- Verkehrliche Einbindung 

- Bewegungsraum des motorisierten Individualverkehrs 

- Bewegungsraum der Fußgänger 

- Berücksichtigung des vorhandenen Baumbestandes 

- Versiegelungsgrad 

- Erforderlichkeit des ggf. zusätzlichen Grunderwerbs 

- Konflikte mit der Bestandsbebauung 

- Parkmöglichkeiten im öffentlichen Raum 

Auf der Basis der Bewertung der genannten Kriterien hat sich die 

Vorzugsvariante für die Erschließung ergeben. 

Die Vorzugsvariante ist eine Variante mit Anschluss an die 

Neuwulmstorfer Schulstraße, da ein Anschluss an die B73 in 

Abstimmung mit der Polizei (Verkehrsdirektion) aus Gründen der 

Verkehrssicherheit und im Rahmen der Neuordnung der 

Cuxhavener Straße in diesem Bereich nicht weiterverfolgt wurde. 

Bei einem Anschluss an die B73 ist aufgrund der hohen 

Frequentierung der B73 nur ein Aus- und Einfahren nach rechts 

möglich. Ein Linksab- bzw. -einbiegen ist aufgrund der 

Vierspurigkeit und der verkehrlichen Risiken nicht 

anordnungsfähig. Mit den genannten Einschränkungen sind 

Umwegfahrten verbunden. Eine Öffnung auf beiden Seiten der 

Voßdrift ist nicht gewünscht, um Schleichverkehr in bzw. aus dem 
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Erschließungsgebiet auszuschließen und eine stärkere 

Verkehrsbelastung der Voßdrift zu vermeiden.  

 

In der Voßdrift (Spielstraße) werden derzeit drei Parkstände im 

öffentlichen Raum für Besucher vorgesehen. Parken im 

öffentlichen Raum außerhalb dieser gekennzeichneten Bereiche 

ist unzulässig und wird über die Parkraumbewirtschaftung 

nachgehalten. 
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Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange zum Bebauungsplanentwurf Neugraben-Fischbek 67, sowie zur parallelen FNP- und LaPro-Änderung im Rahmen der Beteiligung 

der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB 

 

Zeitraum der Beteiligung vom 04. Juni 2024 bis zum 16.07.2024. Insgesamt sind 6 Stellungnahmen von 6 Einwendenden eingegangen, davon keine außerhalb des 

Beteiligungszeitraums. 

 

Träger öffentlicher Belange Stellungnahme 
vom 

g
e
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lg

t 

te
il

w
. 
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e
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BUKEA- Amt für Naturschutz, Grünplanung, Energie und Agrarwirtschaft (N3)  17.06.2024 (per 
Mail) 

X (Nr. 1)    

BUKEA- Amt für Wasser, Abwasser und Geologie (W11) 17.06.2024 (per 
Mail) 

   X (Nr.2) 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 15.07.2024 (per 
Mail) 

   X (Nr. 3, 3.1, 3.2) 

BUKEA- Amt für Wasser, Abwasser und Geologie (W240) 16.07.2024 (per 
Mail) 

X (Nr. 4.2, 
4.3) 

X (Nr. 4.4) X (Nr. 4.1) X (Nr. 4, 4.5, 4.6) 

Stromnetz Hamburg 06.06.2024 
13.03.2024 
(per Mail und 
BOP) 

   X (Nr. 5, 5.1, 5.2) 

AG Naturschutz / BUND 16.07.2024 X (Nr. 6.19, 
6.21) 

X (Nr. 6.12) X (Nr. 6.4, 6.5, 
6.6, 6.7, 6.8, 6.9, 
6.10, 6.13, 6.14, 
6.15, 6.16, 6.17, 
6.18, 6.20, 6.22, 
6.23, 6.24, 6.25) 

X (Nr. 6, 6.1, 6.2, 
6.3, 6.11) 
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A-Punkte – Folgende Änderungswünsche können nach Auffassung von H/SL berücksichtigt und in das Planbild, die Begründung sowie die 

Verordnung übernommen werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
gefolgt 

1 BUKEA N3 

 

Per Mail am 17.06.2024 

Das Flurstück Nummer 9 in der Gemarkung Övelgönne 

innerhalb des NSG Moore bei Buxtehude wurde uns 

zum Kauf als Ausgleichsfläche angeboten. Dieses 

Flurstück wurde auch in den Artenschutzbeitrag und 

die anderen Planungsunterlagen für NF67 

aufgenommen und ist Bestandteil der aktuellen 

öffentlichen Auslegung. 

Die Ankaufsverhandlungen für die Stadt Hamburg 

wurden von WentzelDr., einem Dienstleister des LIG, 

durchgeführt. Inzwischen wurden wir darüber 

informiert, dass diese Ankaufsverhandlungen leider 

gescheitert sind und nicht erfolgreich abgeschlossen 

werden konnten. Die Preisvorstellungen der 

Verkäuferin konnten durch die verpflichtenden 

Vorgaben für die Hamburger Verwaltung bei der 

Preisgestaltung nicht erfüllt werden. 

Dadurch steht das o.g. FS 9 als Ausgleich für NF67 
leider nicht zur Verfügung. Ich gehe aber fest davon 
aus, dass durch das Sondervermögen Naturschutz und 
Landschaftspflege (SVNL) Ersatzflächen bereitgestellt 
werden können, die in Größe und Lage als 
artenschutzrechtliche CEF-Fläche(n) für die Feldlerche 
geeignet sind und die naturschutzrechtlichen 
Ausgleichserfordernisse für NF67 gewährleisten 
können. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die hier benannte, entfallende Ausgleichsfläche 
konnte vollständig ersetzt werden. Der Ersatz 
erfolgt durch die Flurstücke 33 und 35 der 
Gemarkung Fischbek in im hamburgischen Teil des 
EU-VSG „Moorgürtel“.  
Beide Flurstücke sind zusammen 2,1531 ha groß 
und im Verwaltungsvermögen der FHH. Die 
Flächen grenzen an eine bereits für den B-Plan 
vorgesehene Feldlerchen-CEF-Ausgleichsfläche 
(FS 189) an und liegen in einem recht offenen 
Bereich des Moorgürtels 
 
Gemäß Aussagen der Fachbehörde und des 
zuständigen Fachgutachters sind  die neu für den 
Ausgleich bestimmten Flächen naturschutzfachlich 
geeignet, vollständig in Art, Umfang und Lage für 
die CEF-Maßnahmen auf dem entfallenden 
Flurstück Nummer 9 in der Gemarkung Ovelgönne  
angerechnet und in der Folge umgesetzt werden. 
Entsprechend kann der Verlust der entfallenden 
Ausgleichsfläche vollumfänglich ausgeglichen 
werden.  
Der Flächentausch wird in allen relevanten 
Unterlagen nachgeführt. 

 x 

2 BUKEA/W11 

 

Per Mail am 17.06.2024 

Die nördliche Hälfte der geplanten Bebauung von 
Neugraben-Fischbek liegt im Hochwasserrisikogebiet 
der Tideelbe. Trotz des Schutzes durch den 
öffentlichen Hochwasserschutz besteht ein Restrisiko 
bei extremen Sturmflutereignissen. Daher gibt der 
Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz einige 
wesentliche Regeln für die Raumplanung vor. 
Insbesondere ist bei Planungen von kritischer 
Infrastruktur in Risikogebieten auf eine 
Hochwasserangepasste Bauweise zu achten und 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

Im Plangebiet werden grundsätzlich Infrastrukturen 
angeordnet, die als kritische Infrastrukturen 
gewertet werden können. Dazu gehören 
insbesondere die geplanten Einrichtungen zur 
Nahversorgung, die Schule und die geplanten Kitas. 
Im räumlichen Kontext betrachtet, liegen diese 
allerdings direkt angrenzenden an nicht von 
extremen Sturmflutereignissen gefährdeten 

x 
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A-Punkte – Folgende Änderungswünsche können nach Auffassung von H/SL berücksichtigt und in das Planbild, die Begründung sowie die 

Verordnung übernommen werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
gefolgt 

grundsätzlich die Möglichkeiten einer Evakuierbarkeit 
zu berücksichtigen! 

Bereichen. Darüber hinaus verfügen die geplanten 
Einrichtungen über keine besondere Empfindlichkeit 
gegenüber dem Risiko eines Sturmflutereignisses, 
da in jedem Fall eine Möglichkeit zur Selbstrettung 
besteht. Entsprechend befinden sich im Plangebiet 
keine kritischen Infrastrukturen. 

Die Abgrenzung des Hochwasserrisikogebiets der 
Tiedeelbe wird als nachrichtliche Übernahme 
gemäß § 9 Absatz 6a BauGB in die Planzeichnung 
übernommen und eine entsprechende textliche 
Erläuterung in Kapitel 5.18 der Begründung 
aufgenommen. 

3 Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 

 

Per Mail am 15.07.2024  

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange 
geben wir zum o.g. Vorhaben folgende 
Hinweise: 
Boden 
Laut den Datengrundlagen des LBEG kommen im 
nördlichen Plangebiet sulfatsaure Böden der 
niedersächsischen Küstengebiete vor. 

 
Sulfatsaure Böden können zu bedeutenden Problemen 
bei Bauvorhaben führen. Ursache dieser 
Probleme sind hohe, geogen bedingte Gehalte an 
reduzierten anorganischen Schwefelverbindungen (v. 
a. Eisensulfide wie Pyrit) in den Böden. Probleme 
treten dann auf, wenn diese z.B. 
im Rahmen von Bauvorhaben entwässert und/oder das 
Material aus dem natürlichen Verbund 
herausgenommen wird. Bei der daraus resultierenden 
Belüftung des Bodens bzw. des Bodenmaterials wird 
Pyrit oxidiert und erhebliche Mengen an Sulfat und 
Säure (bis pH< 4 im Boden) 
werden freigesetzt. Durch die Entwässerung und 
Umlagerung sulfatsaurer Böden ergeben sich 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 

Anhand der Auswertungskarten des NIBIS 
Kartenservers sind die Vorkommen von 
sulfatsauren Böden auf den nordwestlichen 
Plangebietsteil nördlich der Bahnlinie beschränkt. In 
diesem sogenannten Pufferstreifen sind keine 
baulichen Nutzungen vorgesehen sondern eine 
Sicherung der bestehenden landwirtschaftlichen 
Nutzung, teilweise mit einer Extensivierung und 
entsprechenden Bewirtschaftungsaufgaben. 
Bodenabgrabungen oder auch 
Entwässerungsmaßnahmen in diesem 
Plangebietsteil sind aus Gründen des vorsorgenden 
Boden- und Grundwasserschutzes nicht angezeigt, 
so dass sich keine Gefährdungspunkte für den 
Boden- und Wasserhaushalt sowie die Vegetation 
ergeben.  

 

x  
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A-Punkte – Folgende Änderungswünsche können nach Auffassung von H/SL berücksichtigt und in das Planbild, die Begründung sowie die 

Verordnung übernommen werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
gefolgt 

erhebliche Gefährdungspotenziale für Boden, Wasser, 
Flora, Fauna und Bauwerke. Wir weisen auf die 
erschienenen LBEG Veröffentlichungen „Sulfatsaure 
Böden in niedersächsischen Küstengebieten“ 
Geofakten 24 und „Handlungsempfehlungen zur 
Bewertung und zum Umgang mit 
Bodenaushub aus (potenziell) sulfatsauren 
Sedimenten“ Geofakten 25 hin. Zudem liegt der Erlass 
„Umlagerung von potentiell sulfatsauren 
Aushubmaterialien im Bereich des niedersächsischen 
Küstenholozäns“ (RdErl. d. MU vom 12.02.2019) vor. 
In diesen Unterlagen werden Hinweise für das Vor-Ort-
Management gegeben sowie Möglichkeiten zum 
Umgang mit potentiell sulfatsaurem Aushubmaterial 
aufgezeigt. Unsere Auswertungskarten können auf 
dem NIBIS Kartenserver eingesehen werden. 

3.1  Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 
Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu 
verlaufen erdverlegte Gashochdruckleitungen bzw. 
Rohrfernleitungen. Bei diesen Leitungen sind 
Schutzstreifen zu beachten, die von jeglicher 
Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs 
frei zu halten sind. Bitte beteiligen Sie den aktuellen 
Leitungsbetreiber direkt am Verfahren, damit ggf. 
erforderliche Abstimmungsmaßnahmen (genauer 
Leitungsverlauf, Breite des Schutzstreifens etc.) 
eingeleitet werden können. Der Leitungsbetreiber kann 
sich ändern, ohne dass es eine gesetzliche 
Mitteilungspflicht gegenüber dem LBEG gibt. Wenn 
Ihnen aktuelle Informationen zum Betreiber bekannt 
sind, melden Sie diese bitte an 
Leitungskataster@lbeg.niedersachsen.de. Weitere 
Informationen erhalten Sie hier. Die beim LBEG 
vorliegenden Daten zu den betroffenen Leitungen 
entnehmen Sie bitte der nachfolgenden Tabelle: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  

In der Planung wurden alle Bestandsleitungen 
berücksichtigt und die benannten Leitungsträger 
wurden in Verfahren, z.B. der 
Leitungsträgerbesprechung, eingebunden. 

x  
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A-Punkte – Folgende Änderungswünsche können nach Auffassung von H/SL berücksichtigt und in das Planbild, die Begründung sowie die 

Verordnung übernommen werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
gefolgt 

 
 
Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber bereits im 
Rahmen früherer Planungsverfahren durchgeführt 
wurde und zwischenzeitlich keine Veränderung des 
Leitungsverlaufs erfolgte, ist die Erfordernis einer 
erneuten Beteiligung der genannten Unternehmen 
durch die verfahrensführende Behörde abzuwägen. 
Wir bitten darum, sich mit dem/den betroffenen 
Unternehmen in Verbindung zu setzen und die ggf. zu 
treffenden Schutzmaßnahmen abzustimmen. 
Sofern Ihr Planungsvorhaben Windenergieanlagen 
betrifft, wird auf die Rundverfügung: Abstand von 
Windkraftanlagen (WEA) zu Einrichtungen des 
Bergbaus verwiesen, auch zu finden als Download auf 
der Webseite des LBEG. 

3.2  Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen 
erfolgen, verweisen wir für Hinweise und Informationen 
zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS®  Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund 
bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine 
geotechnische Erkundung und Untersuchung des 
Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. 
Geotechnische Baugrunderkundungen/-
untersuchungen sowie die Erstellung des 
geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 
1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den 
jeweils gültigen Fassungen erfolgen. Sofern Hinweise 
zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für 
Sie relevant sind, beachten Sie bitte unser Schreiben 
vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-
2024- 0001). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  

x  
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A-Punkte – Folgende Änderungswünsche können nach Auffassung von H/SL berücksichtigt und in das Planbild, die Begründung sowie die 

Verordnung übernommen werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
gefolgt 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange 
haben wir keine weiteren Hinweise oder Anregungen. 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche 
Konflikte gegenüber den raumplanerischen Belangen 
etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu 
können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des 
aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare 
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu 
interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht 
etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen 
erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, 
Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

4 BUKEA / W 240 

 

Per Mail 16.07.2024  

mit der öffentlichen Auslegung liegt nun die 
Starkregenanalyse V vor.  
Hierzu nimmt die BUKEA /W24 wie folgt Stellung: 
In der anliegenden Karte wird auf die Nummerierung 
der Punkte Bezug genommen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

x  

4.2  2.) Nördlich des Wendehammers der 
Gewerbestraße „Am Weidenmoor“ ist laut 
Bebauungsplan eine durchgehend bebaubare Fläche 
(GE 1) vorgesehen. In der 
Starkregengefährdungsanalyse V wird hier von einer 
Bebauung mit drei einzelnen Gebäuden ausgegangen. 
Der Niederschlag würde so zwischen den Gebäuden 
abfließen. Da diese Art der Bebauung jedoch zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht gesichert ist, ist nachzuweisen, 
dass das Niederschlagswasser auch bei einer 
durchgehenden Bebauung schadlos ablaufen kann. 
Ggf. sind hierfür Flächen für die Wasserwirtschaft 
vorzusehen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

 

Da bei einem Angebotsbebauungsplan die 
Ausgestaltung der Bebauung nicht feststeht, wird 
mit Maßnahmen im öffentlichen Raum verhindert, 
dass Niederschlagswasser die private Fläche an 
dieser Stelle erreicht. Die Planung der 
Wendemöglichkeit wird in der 
Verkehrsanlagenplanung so angepasst, dass die 
Querneigung von 2,5 % auf 1,0 % reduziert wird 
sowie die Mittelinsel abgesenkt wird. Dadurch kann 
bei Bedarf mehr Fläche mit Niederschlagswasser 
eingestaut werden, sodass das Wasser nicht mehr 
in Richtung Norden in die Gewerbeflächen abfließt. 

 

x 

4.3  3.) In der naturnahen Parkanlage südlich der 
Neuwulmstorfer Schulstraße/östlich des Fischbeker 
Boulevards, kommt es laut 
Starkregengefährdungsanalyse V zu ausgedehnten 
Überflutungen, welche unter anderem ein privates 

Der Stellungnahme wird gefolgt.  

 

Im Rahmen der Konkretisierung der 
Freiraumplanung wird zwischen dem privaten 

 

x 
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A-Punkte – Folgende Änderungswünsche können nach Auffassung von H/SL berücksichtigt und in das Planbild, die Begründung sowie die 

Verordnung übernommen werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
gefolgt 

Wohngebiet (WA 5) überströmt. In der Erläuterung wird 
dort vornehmlich der private Objektschutz als 
Maßnahme zur Risikoreduktion genannt. Hier sind 
anderweitige Schutzmaßnahmen auf öffentlicher 
Fläche vorzusehen, um den anfallenden Starkregen 
schadlos auf der Grünfläche zu halten. Dieser Punkt 
widerspricht zudem der 2D-Modellierung, hier werden 
diese Überflutungen nicht dargestellt. Bitte erläutern 
Sie diese Diskrepanz. 

Grundstück in WA 5 und der öffentlichen Fläche 
(Naturnahe Parkanlage) eine Maßnahme 
vorgesehen, sodass das Niederschlagswasser nicht 
auf das private Grundstück fließt und auf 
öffentlichem Grund verbleibt.  

 

4.5  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

x  

4.6  Anlage: 
Stellungnahme zur Kenntnisnahmeverschickung. 
  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 

Siehe Abwägung zur Kenntnisnahmeverschickung. 

x  

5 Stromnetz Hamburg 

 

Per Mail am 06.06.2024 

bei den Unterlagen, die im BOP zur Verfügung gestellt 
wurden, haben wir die angefügte Datei gesichtet. 
Leider ist dort unsere Stellungnahme nicht mit 
aufgeführt (s. Anhang). Auch im aktualisierten 
Funktionsplan sind unsere Anlagen nicht dargestellt. 
 
Wir bitten kurzfristig um Prüfung und Rückmeldung 
dazu. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

Die Stellungnahme von Stromnetz Hamburg aus 
der Kenntnisnahmeverschickung ist zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung (öffentlichen Auslegung) 
nicht in BOP hinterlegt worden, da nur wesentliche 
umweltbezogene Stellungnahmen aus dem B-
Planverfahren öffentlich ausgelegt werden. 

x  
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A-Punkte – Folgende Änderungswünsche können nach Auffassung von H/SL berücksichtigt und in das Planbild, die Begründung sowie die 

Verordnung übernommen werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
gefolgt 

5.1 BOP ID 1126 

Eingereicht am 14.03.2024 

Anlage: 
Stellungnahme zur Kenntnisnahmeverschickung. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 

Siehe Abwägung zur Kenntnisnahmeverschickung. 

x  

5.2 BOP ID 1126 

Eingereicht am 14.03.2024 

Anlage 
Download Stellungnahmen zur Kenntnisnahme aus 
BOP 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

x  

6 BUND 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 16.07.2024 

die Mitgliedsverbände der Arbeitsgemeinschaft 
Naturschutz Hamburg nehmen zu dem o.g. B-Plan 
Entwurf im Rahmen der öffentlichen Auslegung wie 
folgt Stellung: Dem beabsichtigten B-Plan, der vorsieht 
großflächig bisher unversiegelte überwiegend 
landwirtschaftliche Kulturlandschaft im Umfang von 
rund 106 ha für den Bau von ca. 2.200 - 2.300 
Wohneinheiten und Wohnfolgeeinrichtungen und für 
ca. 10 ha Gewerbeflächen zu beanspruchen, stehen 
folgende gewichtige Belange des Natur-, Arten- und 
Landschaftsschutzes entgegen: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

x  

6.1  - Am nördlichen Rand des Plangebiets liegt ca. 
250 m entfernt das Naturschutz- und 
EUVogelschutzgebiet „Moorgürtel“ (DE 2524 
402), sowie das hieran direkt westlich 
angrenzende, in Niedersachsen liegende 
Naturschutz- und EU-Vogelschutzgebiet 
„Moore bei Buxtehude“ (DE 2524-401). Beide 
Schutzgebiete sind im Umfeld bereits 
zahlreichen weiteren Eingriffen und davon 
ausgehenden Beeinträchtigungen ausgesetzt 
(Neubau A 26, Neugraben-Fischbek 65, Neu-
Wulmstorf 71, Fischbeker-Heidbrook, …). 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  

Der Hinweis wird bereits berücksichtigt.  

Für das Bauleitplanverfahren ist eine Studie zur 
FFH-Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen der 
EU-Vogelschutzgebiete „Moorgürtel“ und „Moore 
bei Buxtehude“ erstellt worden, die Bestandteil der 
ausgelegten Fachgutachten ist. In dieser Studie 
werden u.a. die bestehenden Vorbelastungen für 
die EU-VSG aufgezeigt und in die Beurteilung 
möglicher Auswirkungen einbezogen. 

x  

6.2  - Das Plangebiet ist durch seine Lage zwischen 
der Geest und der Marsch und den 
umgebenden Wohnbauflächen die letzte freie 
Fläche zwischen den Naturschutzgebieten 
Fischbeker Heide im Süden und Moorgürtel 
im Norden. Es handelt sich somit um einen 
der letzten Abschnitte des Geestrands im 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  

Der Hinweis wird bereits berücksichtigt.  

Auf die Lage des Plangebietes zwischen den 
Naturräumen Geest und Moor / Marsch wird im 
Rahmen der Planung ein besonderes Augenmerk 

x  
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Kenntnis 

wird  
gefolgt 

Südwesten Hamburgs, an denen die 
Naturräume Geest und Moor/Marsch noch 
nicht vollständig durch flächendeckende 
Bebauung getrennt sind.  

gelegt, indem eine Grünachse mit Funktion für den 
Biotopverbund am östlichen Rand des Plangebietes 
sowie 3 weitere durchgehende vegetationsgeprägte 
Verbundstrukturen (an der Landesgrenze, an der 
Rethenbek und am sog. Fischbeker Boulevard) in 
Nord-Süd-Richtung erhalten und entwickelt wird. 

6.3  - Die Flächen sind von besonderer Bedeutung 
für die Belange der Landschafts- und 
Biotopvernetzung mit Biotopverbundfunktion 
zwischen dem Moorgürtel als Bestandteil der 
„westlichen Elbtal-Achse“ im Norden und der 
„Fischbeker Heide“ als Bestandteil der 
„Hamburger Geest-Achse“ im Süden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  

Der Hinweis wird bereits berücksichtigt.  

Der Bebauungsplan sieht eine Grünachse mit 
Funktion für den Biotopverbund am östlichen 
Plangebiet und 3 weitere durchgehende 
vegetationsgeprägte Verbundstrukturen in Nord-
Süd-Richtung vor. 

x  

6.11  Radschnellweg 

Wir möchten in diesem Zusammenhang auch noch 

einmal darauf hinweisen, dass wir eine Planung eines 

Radschnellwegs nördlich der Bahntrasse im 

Pufferstreifen nach wie vor kritisch sehen, weil damit 

die wichtigen Puffer- und Ausgleichsflächen und deren 

Funktionen stark beeinträchtigt werden würden. Der 

Radschnellweg wird nach wie vor nördlich der 

Bahntrasse geplant. Die Herausnahme des 

Radschnellweges aus der vorgelegten B-Planung 

ändert daran de facto nichts. Die Funktionalität der im 

B-Plan vorgelegten Planungen für die Flächen nördlich 

der Bahn wird durch den Radschnellweg beeinträchtigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Planung und planungsrechtliche Sicherung für 
den Radschnellweg wird in einem eigenständigen 
Bauleitplanverfahren durchgeführt. Für den 
geplanten Radschnellweg liegt derzeit keine 
abgestimmte Trassenführung im Bereich 
Neugraben-Fischbek vor, die bereits in diesem 
Planverfahren planungsrechtlich berücksichtigt 
werden könnte. Im Rahmen der Alternativenprüfung 
für die Radwegeplanung (nicht Gegenstand dieses 
Verfahrens) werden verschiedene 
Trassenführungsvarianten geprüft und gerecht 
gegeneinander abgewogen. Eine der geprüften 
Alternativen ist die hier angesprochene 
Trassenführung nördlich der Bahnlinie. Damit die 
Inhalte des Bebauungsplans NF 67 künftig nicht 
den Belangen des Radschnellweges 
entgegenstehen, wurde hier vorsorglich in diesem 
Bereich eine Trasse von der Festsetzung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen freigehalten 
und die aktuell bestehende Nutzung im Bestand 
gesichert. Sollte der Radschnellbereich in dem 

x  
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hierfür eingeleiteten separaten Verfahren nördlich 
parallel zur Bahntrasse präferiert werden, müsste 
dieses Vorhaben eigenständig im Rahmen einer 
Verträglichkeitsprüfung auf eine Verträglichkeit 
gegenüber der naturschutzrechtlichen Schutzziele 
auf dem gesamten Streckenverlauf (von der 
Landesgrenze bis hin zum Plangebiet NF65) 
überprüft werden. 

6.11  FFH -Verträglichkeitsprüfung - FFH 

Unverträglichkeit des Projektes: 

Wie wird freilaufenden Katzen entgegengewirkt? 

Am Beispiel der Problematik der zunehmenden 

Hauskatzen im Gebiet wird nach wie vor exemplarisch 

deutlich, dass das Vogelschutzgebiet erheblichen und 

erheblich erhöhten Beeinträchtigungen ausgesetzt 

werden wird. Alle Maßnahme zeigen die verzweifelte 

Suche nach Lösungen, um die Bebauung durchführen 

zu können. Die technischen Anlagen (Tore, Zäune etc.) 

im umgebenden Gebiet (andere Planungen) weisen 

regelmäßig technische Defekte auf. Daher ist hier ein 

Schutz vor dem Eindringen von freilaufenden Katzen in 

das Vogelschutzgebiet weiterhin als Störung 

anzunehmen, gerade war das Schutztor an der Grenze 

Hamburg/ Niedersachsen (Siedlung Am Apfelgarten) 

über Wochen defekt. Selbstschließende Tore im 

Plangebiet Neugraben-Fischbek 65 (Vogelkamp) 

werden regelmäßig so manipuliert, dass sie dauerhaft 

offen stehen. 

 

Vergrämung von Katzen mittels Ultraschalltönen: 

Welche möglichen negativen Auswirkungen auf 

Fledermäuse und ggf, weitere Artengruppen sind hier 

möglich? Inwieweit wurde dies im Verfahren geprüft? 

Die gängig genutzten Frequenzen für das 

Verscheuchen von Katzen liegen im Spektrum von 

verschiedenen Fledermausarten. Hier sind Konflikte zu 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  

Die Stellungnahme wird bereits berücksichtigt. 

Zwischen dem Pufferstreifen, Bahntrasse und dem 
Neubaugebiet wird ein Schutzgraben angelegt. Die 
Gestaltung des Schutzgrabens in § 2 Nr. 43 der 
Verordnung wie folgt geregelt: 

Die festgesetzte Wasserfläche mit der 
Zweckbestimmung ‚Vogelschutzgraben‘ ist als ein 
auf mindestens 3 m Breite dauerhaft 
wasserführendes Gewässer anzulegen und zu 
erhalten. Das Aufkommen von Gehölzaufwuchs an 
den Ufern ist durch regelmäßige Pflegedurchgänge 
zu unterbinden. Anschlüsse, Verbindungen zu 
anderen Gräben oder Unterbrechungen sind so 
herzustellen, dass Durchlässe durch einen 
‚Schutzzaun‘ oder andere Sicherungsmaßnahmen 
wie z.B. stationäre Ultraschallquellen gesichert 
werden. 

Die fortlaufende Prüfung der Einhaltung der 
Schutzmaßnahmen wie u.a. der Hunde-
Leinenzwang sowie der Funktionstüchtigkeit der 
Ultraschallanlagen obliegt dem eingesetzten 
Ranger für das Schutzgebiet.  

Verstöße bzw. nicht funktionierende Toranlagen 
können bei dieser Dienststelle gemeldet werden; 
der Ranger ist entsprechend befugt, 
gegensteuernde Maßnahmen einzuleiten. 

x  
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prüfen, ob es zu populationsrelevanten Störungen 

kommt. Gerade wenn es sich um Wegeverbindungen 

handelt die möglicherweise auch von Fledermäusen 

genutzt werden. Um eine solche Anlage zu stellen ist 

der Artenschutz (z.B. Auswirkung auf Fledermäuse) zu 

berücksichtigen Auch stellt sich die Frage nach dem 

Umgang mit dem in der FFH Verträglichkeits-(FFH V) 

Prüfung 2024 als unabdingbar festgestelltem Abschuss 

freilaufender Hauskatzen. In der FFH V Prüfung ist die 

Forderung deutlich formuliert und hat als Adressaten 

die Jagdausübungsberechtigten im Kapitel: 

VORHABENSBEZOGENE MAßNAHMEN ZUR 

SCHADENSBEGRENZUNG, FFH V Prüfung 2024, S. 

54: 

„Die Durchsetzung des Abschusses freilaufender 

Katzen in der offenen Landschaft ist unabdingbar. Von 

dieser Möglichkeit muss durch die 

Jagdausübungsberechtigten aus Gründen des 

Wiesenvogelschutzes in den EU-VSG auch tatsächlich 

Gebrauch gemacht werden. Zur Durchsetzung ist eine 

Öffentlichkeitsinformation sinnvoll. Entsprechende 

Hinweise sollen in den Grundstückskaufverträgen der 

IBA Hamburg GmbH aufgenommen werden.“ 

Auch das Artenschutzgutachten (2023) formuliert auf 

S. 71 deutlich: konsequente Durchsetzung des Hunde-

Leinenzwangs und des Abschussgebots für 

freilaufende Katzen im EU-VSG. In dem Entwurf der 

Begründung zum B-Plan steht dann auf S. 322: 

„Als flankierende Maßnahmen sind der Abschuss 

freilaufender Katzen in der offenen Landschaft des EU-

VSG sowie der Leinenzwang für Hunde erforderlich. 

Hierzu sollen alle möglichen Informationsebenen für 

die Bewohner und Besucher genutzt werden.“ 

Im Entwurf der Verordnung zum B-Plan ist hingegen 

keinerlei Formulierung zum unabdingbaren Abschuss 

 

Die Vergrämungsanlagen senden im 
Frequenzbereich von 20-27 kHz, dieser überdeckt 
sich mit den Ruffrequenzen vieler heimischer 
Fledermausarten. Das Signal wird von den Geräten 
jedoch nicht dauerhaft ausgesendet, sondern nur 
bei Auslösen des IR-Bewegungsmelders, der für 
Katzen auf Bodennähe eingestellt ist. Auch liegt die 
maximale Reichweite der Geräte, die an der Fuß- 
und Radquerung an der S-Bahnhaltestelle Fischbek 
errichtet wird, nur bei 7-10m. Erhebliche Störungen 
von Fledermauspopulationen können aus diesen 
Gründen ausgeschlossen werden.  

 

 

Zu der Überprüfung des Einhaltens 
schadensbegrenzender Maßnahmen und deren 
Wirksamkeit der Rangerstelle zählt auch eine 
Kontrolle mit begleitendem Monitoring, inwieweit 
freilaufende Katzen zu erheblichen Störungen 
beitragen, sodass von dem Abschussgebot 
Gebrauch zu machen ist. Dieser Prüfaspekt soll in 
besonderem Maße in der Aufgabenbeschreibung 
für die Rangerstelle verankert werden. Durch 
regelmäßige Berichterstattungen und Austausch mit 
den zuständigen Fachdienststellen der BUKEA 
sowie den jagdrechtlichen Instanzen kann davon 
ausgegangen werden, dass eine wirksame gängige 
Praxis erreicht und verankert wird. 
In diesem Kontext gilt es auch festzuhalten, dass im 
Bereich des Bebauungsplangebietes NF 65 die 
erstmals umgesetzten Schutzmaßnahmen zur 
Abwehr freilaufender Haustiere und damit 
zugunsten der Schutzziele im Schutzgebiet 
Moorgürtel ihre Wirksamkeit entfaltet haben. Eine 
zunehmende Problematik freilaufender Hauskatzen 
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von Hauskatzen in der freien Landschaft des EU-

Vogelschutzgebietes mehr zu finden. Da die Forderung 

in der FFH V Prüfung als unabdingbar gestellt wurde 

um eine erhebliche Störung des Gebietes 

auszuschließen und auch in der Artenschutzprüfung 

gefordert werden, gilt es hier nachzubessern, damit die 

Verordnung den Forderungen der FFH V Prüfung und 

dem Artenschutz auch nachkommt. Zudem ist zu 

klären, wer diese Forderung so umsetzten kann, dass 

die Formulierung überhaupt zulässig ist, können 

Jagdausübungsberechtigte überhaupt bindend zum 

Abschuss verpflichtet werden? Hier wäre vermutlich 

eher ein Berufsjäger zu beauftragen. 

Es ist sicherlich keine schöne Tätigkeit Hauskatzen 

abzuschießen. Diese Forderung aus der FFH VPrüfung 

und im Artenschutz zeigt jedoch deutlich, wie stark sich 

der Druck auf das Vogelschutzgebiet erhöhen wird und 

wie hochproblematisch und konfliktträchtig die ganze 

Planung ist. Nur mit der Verpflichtung freilaufende 

Hauskatzen im Schutzgebiet konsequent zu bejagen 

können nach Auffassung der Gutachter Verstöße 

gegen Naturschutzrecht auf nationaler und auf EU-

Ebene vermieden werden. EU-Ebene vermieden 

werden. 

Die Forderung müsste dann allerdings auch 

konsequent aus dem Gutachten in die Verordnung des 

BPlanes übernommen werden, das sie ansonsten aus 

unserer Sicht keine Rechtswirksamkeit erlangt. 

FFH VP 2024, S. 52: „Für den Fall einer Realisierung 

der diskutierten Variante der Radschnellverbindung 

Hamburg – Stade entlang des Wirtschaftswegs 

nördlich der Bahntrasse (Kap. 9.11) besteht von der 

DB aus Sicherheitsgründen der Wunsch, einen Zaun 

zwischen den Bahnanlagen und der geplanten 

ist auch nach fast vollständiger Umsetzung der 
Bebauung im Schutzgebiet nicht festzustellen. 

Von einer derartigen Effektivität der 
Schutzmaßnahmen ist auch für das Planverfahren 
Neugraben-Fischbek 67 auszugehen. Und das 
umso mehr, da die Distanzen zwischen neuer 
Wohnbebauung und Schutzgebiet noch einmal 
deutlich vergrößert sind. Die Katzen müssten 
zunächst die Gründer- und Gewerbestraße 
überqueren, den durchgehenden zwischen 130 und 
200 m breiten Gewerbestreifen mit ebenfalls 
nutzungsbedingt eingezäunten Grundstücken, dann 
den Vogelschutzgraben einschl. flankierender 
Zaunelemente und den Bahnkörper überwinden, um 
dann nach der Passage des über 200 m breiten 
Pufferstreifens in das Schutzgebiet zu gelangen. 
Dies scheint nach den Erfahrungen mit dem 
Verfahren NF 65 nahezu ausgeschlossen zu sein. 

 

Aus dem Bezirksverbandsgespräch mit dem NABU 
in Harburg, wurde u.a. von der Revierförsterei zum 
Themenpunkt Sachstand Bebauungsplan 
Fischbeker Reethen vorgetragen, dass zunehmend 
invasive Arten im Planungsraum anzutreffen sind. 
Die Auswertung der Jagdstrecken im Gebiet – mit 
einem räumlichen Schwerpunkt im Moorgürtel - hat 
gezeigt, dass diese Arten häufig geschossen bzw. 
gefangen wurden. Insgesamt wurden 138 
Marderhunde, 35 Waschbären, darüber hinaus aber 
auch 100 Wildschweine und 194 Füchse - sämtliche 
Arten sind auch potentielle Räuber von Eiern und 
Jungvögeln in Bodengelegen - jeweils mit 
räumlichem Schwerpunkt im Moorgürtel erlegt, 
jedoch keine Katzen. Noch im Jahr 2005 wurden 62 
Katzen in diesem räumlichen Umgriff erlegt; danach 
sanken die Abschusszahlen bis zum Jahr 2023 auf 
0 Tiere. Die Aussagen zu den Jagdstrecken 
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Fahrradroute anzulegen, der dann die Funktion eines 

Katzenschutzzauns mit übernehmen Könnte“ 

Diese Aussage ist irrelevant und irreführend. Der 

Radschnellweg ist eben nicht Gegenstand der 

vorgelegten Planungen. Zukünftige Schutzwirkungen 

sind rechtlich nicht relevant, da nicht im vorgelegten B-

Plan Verfahren beeinflussbar 

belegen jedoch, dass sehr wohl vom 
Abschussgebot für (verwilderte) freilaufende 
Hauskatzen im Schutzgebiet des Moorgürtels 
grundsätzlich Gebrauch gemacht wurde und wird. 
Ein solches frei Laufenlassen von Hunden und 
Katzen ist gemäß Schutzgebiets-VO ausdrücklich 
verboten. 

Die o.a. schadensbegrenzenden Maßnahmen für 
das FFH-Gebiet haben Priorität in der Umsetzung. 
Der vom Einwender thematisierte Zaun nördlich der 
Bahntrasse (d.h. zwischen Bahnkörper und Wirt-
schaftsweg) ist eine Sicherheitsanforderung der DB 
für den Fall, dass auf der Trasse des Wirtschafts-
weges der Radschnellweg unmittelbar bahnparallel 
geführt werden soll. Dieser (Schutz)Zaun soll dann 
verhindern, dass Radfahrer und Fußgänger die 
Bahnanlagen aus Versehen oder mutwillig betreten. 
Nur für diesen Planfall, dass der Radschnellweg in 
einer nachgelagerten Planung auf der Trasse des 
heutigen Wirtschaftsweges vorgesehen werden soll 
– und in Abhängigkeit von den Ergebnissen der 
noch ausstehenden FFH-Verträglichkeitsprüfung für 
die gesamte Länge des Radschnellweges von der 
Landesgrenze im Westen bis zum Plangebiet NF 65 
im Osten – auch dort geführt werden kann, kann 
dieser aus reinen Sicherheitserwägungen der DB 
und zur Wahrung ungestörter Bahnabläufe projek-
tierte Zaun  auch noch eine zusätzliche und ergän-
zende Schutzmaßnahme gegenüber dem Moor-
gürtel darstellen. Die FFH-Verträglichkeitsprüfung 
zum Bebauungsplanverfahren NF 67 hat diesen 
optionalen „Schutzzaun“ aber nicht in die Auswir-
kungsprognose für die Beurteilung der vorhabens-
bedingten Beeinträchtigungen des Planverfahrens 
NF 67 eingestellt. Dieser optionale Schutzzaun auf 
der Nordseite der Bahnstrecke rührt ausschließlich 
aus bahnbetrieblichen Gründen her und ist deshalb 
nicht Teil des erforderlichen Maßnahmenkonzeptes 
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gegenüber den Schutzgebieten geworden. Die 
zentralen Anforderungen und Schutzmaßnahmen 
aus der FFH-Verträglichkeitsprüfung im Kontext mit 
dem Planverfahren NF 67 sind mit der Anlage eines 
durchgängigen Schutzregimes südlich parallel zur 
Bahntrasse von der Landesgrenze im Westen bis 
zur S-Bahnunterquerung der Station Fischbek im 
Osten - bestehend aus den Elementen Vogel-
schutzgraben und Schutzzaun vom Ende des 
Grabens bis zur S-Bahnstation Fischbek - im 
Bebauungsplan durch textliche Regelungen und 
Festsetzungen im Planbild verankert worden. Die 
wenigen erforderlichen Unterbrechungen dieses 
durchgängigen Systems aus Graben und Zaun im 
Bereich querender Gewässer und der Unterquerung 
des Bahnkörpers im Bereich der S-Bahnstation 
Fischbek werden durch die Installation von akus-
tisch wirksamen und vergrämenden Ultraschall-
anlagen geschlossen. Diese Abfolge von Schutz-
maßnahmen zur Abwehr freilaufender Hunde und 
Katzen sorgt auf der Südseite der Bahn für das 
geforderte und wirksame durchgängige und 
geschlossene Schutzsystem gegenüber den 
nördlich gelegenen Schutzgebieten.  
Der eingangs beschriebene „Schutzzaun der DB“ ist 
für den Schutz gegenüber den Schutzgebieten nicht 
erforderlich und auch nicht Ergebnis der FFH-
Verträglichkeitsprüfung, würde das Schutzniveau 
aber natürlich nicht schwächen, sondern noch 
einmal zusätzlich erhöhen. 

Die Begründung wird durch eine entsprechende 
klarstellende Formulierung angepasst. 

6.19  Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung (LBP, Anhang): 

In der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung werden die 

Gründächer (sämtliche Baukörper mit Gründach) 

jeweils mit 3 Punkten pro qm angerechnet. 

Dachbegrünungen sind naturschutzfachlich als 

Der Stellungnahme wurde bereits gefolgt. 

 
Beim Schutzgut Boden wird die geplante 
Dachbegrünung als Minderungsmaßnahme in die 
Bilanzierung eingestellt. Die gewählte Substratstärke 

 

x 
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Minderungsmaßnahme – und nicht als 

Ausgleichsmaßnahme - anerkennbar. Die 

Bilanzierung/der Ausgleichsbedarf sind in dieser 

Hinsicht entsprechend zu überarbeiten. 

von 12 cm entspricht der Hamburger 
Gründachstrategie.  
Auch bei einem Substrataufbau von 12 cm ist auf 
den Dachgrünflächen von Bodenprozessen bzw. 
einer gewissen Bodenentwicklung auszugehen. 
Diese sind natürlich gegenüber gewachsenen, 
tiefgründigen Bodenstrukturen sehr deutlich 
abgeschwächt. Die begrünten Dachflächen sind aber 
auch Träger für eine Vegetation und stellen 
Lebensräume für angepasste Pflanzen und Tiere 
dar. Es findet ein Rückhalt von Niederschlagswasser 
statt und das Mikroklima wird im Stadtteil begünstigt. 
Im Vergleich zu einem 15 cm starken Substrataufbau 
sind die positiven Effekte etwas abgeschwächt, aber 
dennoch ergibt sich eine ausreichende Wirksamkeit 
für den Boden und weitere Schutzgüter in 
Wechselwirkung mit diesem, so dass eine 
Einstellung der Dachgrünflächen in die Bilanzierung 
gerechtfertigt ist. Im Übrigen entspricht diese 
Vorgehensweise der gängigen Hamburger Praxis in 
Bauleitplanverfahren.  
Nach gängiger Anwendungspraxis des 
Staatsrätemodells können auch geringere 
Substratstärken als 15 cm in der Bilanzierung beim 
Schutzgut Pflanzen und Tiere berücksichtigt werden. 
Nach dem Bewertungsmaßstab sind für 
Dachbegrünungen ab 5 cm Substratstärke jeweils 
die Wertpunkte 3 für die Schutzgüter Boden und 
Pflanzen / Tierwelt anzusetzen.  
Die Bilanzierung wurde für die vorliegende Fassung 
des Landschaftsplanerischen Fachbeitrages zur 
öffentlichen Auslegung entsprechend angepasst und 
die Wertstufe 4 für Pflanzen und Tierwelt auf die 
Wertstufe 3 geändert. 

 

6.21  Gebäudebegrünung 

Den hohen Anteil an Dachbegrünung bewerten wir als 

Klimaanpassungsmaßnahme positiv. Gleiches gilt für 

Der Stellungahme wird gefolgt. 

 
x 
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A-Punkte – Folgende Änderungswünsche können nach Auffassung von H/SL berücksichtigt und in das Planbild, die Begründung sowie die 

Verordnung übernommen werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
gefolgt 

die Fassadenbegrünung in Gewerbegebieten. 

Wünschenswert wäre, dass auch in den 

Wohngebieten, den Kitas und der Schule 

(Gemeinbedarfsflächen) zumindest in Teilen 

Fassadengrün festgesetzt wird. Deren Freiflächen 

sollten naturnah gestaltet und gepflegt werden. 

Die Fassadenbegrünung ist im gesamten Plangebiet 

zulässig. Gleichwohl wird sie nur im Gewerbegebiet 

aus städtebaulichen Gründen gezielt festgesetzt, um 

lange öffnungsfreie Fassadenabschnitte 

gestalterisch aufzuwerten und zu begrünen, um das 

Kleinklima im Gewerbegebiet positiv zu beeinflussen.  
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 

Nr. Behörde /  
sonstiger TÖB 

Inhalt der Stellungnahme Vorschlag Zur 
Kenntnis 

wird  
berücksichtigt 

ja nein 

4.1 BUKEA / W 240 
1.) Westlich des südlichen Endes des Fischbeker 
Grenzweges tritt im seltenen Starkregenereignis 
Niederschlagswasser von öffentlichen Flächen auf das 
angrenzende Wohngebiet mit WA 6 über. Dieses 
Wasser ist so zu lenken, dass es im seltenen 
Starkregenereignis auf öffentlichen Flächen verbleibt 
und bspw. über den als Starkregenrückhalt 
vorgesehenen Weg in Richtung der Dauerkleingärten 
gelenkt wird. 
In dem Bereich der Überflutung auf dem Wohngebiet 
(WA 6) ist zudem laut Bebauungsplan ein Gebäude 
vorgesehen, welches in der 
Starkregengefährdungsanalyse V jedoch nicht 
berücksichtigt zu sein scheint, da es überströmt wird.  

Die Straßenplanung ist entsprechend anzupassen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

In der Entwässerungsplanung wurde der Übergang 
von der Entwässerungsmulde im öffentlichen Raum 
zu der Fläche für die Regelung des 
Wasserabflusses (Starkregenrückhalt) im Bereich 
der Kleingärten derart optimiert, dass kein 
Niederschlagswasser aus öffentlichen Flächen auf 
das angrenzende Wohngebiet WA6 überläuft. Das 
sich im Tiefpunkt dort sammelnde Wasser stammt 
aus den benachbarten privaten Flächen bzw. fällt 
auf dem Grundstück selbst an.  

 

Das Wasser läuft von dort nicht in die öffentlichen 
Flächen ab, da die Erschließung an dieser Stelle 
aus zwingend technischen höher liegt.  

 
In dem Bereich der Überflutung auf dem 
Wohngebiet WA 6 sieht zudem der Bebauungsplan 
eine Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern vor. Das in der 
Starkregengefährdungsanalyse V nicht ersichtliche 
Gebäude gibt es im Bestand nicht. An dieser Stelle 
wird über den B-Plan eine zukünftige Bebaubarkeit 
gesichert. Das auf den Grundstücken anfallende 
Niederschlagswasser ist privat zu bewirtschaften. 
  

Im späteren Baugenehmigungsverfahren ist 
nachzuweisen, dass im Starkregenfall keine 
Beeinträchtigung der Wohnnutzung erfolgt. Maß und 
Umfang der erforderlichen Maßnahmen werden 
entsprechend im nachfolgenden Verfahren definiert. 

 

 X 

4.4 BUKEA / W 240 
Wir befürworten die Festsetzung § 3 Nr.6 der 
Verordnung ausdrücklich, weisen jedoch daraufhin, 
dass die Festsetzung nicht eindeutig im Sinne der 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt.  

 
 

X X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Starkregenvorsorge ist. Sie ist daher zu konkretisieren, 
so dass alle von Überflutungen betroffenen 
bebaubaren Flächen am Blau-Grün-Band hiermit 
eingeschlossen werden.   
 
Ansonsten verweise ich auf meine Stellungnahme zur 
Kenntnisnahme-Verschickung vom 15.03.2024 
(anliegend). 

Die Festsetzung §3 Nr. 6 lautet:  

In den Urbanen Gebieten MU 1 und MU 2 ist die 
Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses 
(OKFFEG) ebenerdig auszuführen. Im Allgemeinen 
Wohngebiet WA 2 ist die OKFFEG, die zur 
Neuwulmstorfer Schulstraße und zum ‚Blau-Grünen 
Band‘ ausgerichtet ist 0,36 m über Gelände 
auszuführen. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 ist 
die OKFFEG zur Neuwulmstorfer Schulstraße 0,36 
m über Gelände auszuführen. Bezugspunkt ist die 
Oberkante der nächstgelegenen öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche. Die privaten Außenflächen 
können dem OKFFEG angeglichen werden.  

 
Hiermit deckt diese Festsetzung alle von 
Überflutungen betroffenen bebaubaren Flächen am 
Blau-Grün-Band (Allgemeines Wohngebiet WA 2) 
ab. Die Festsetzung wird zur Verdeutlichung wie 
folgt angepasst: 
„In den Urbanen Gebieten MU 1 und MU 2 ist die 
Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses 
(OKFFEG) ebenerdig auszuführen. Im Allgemeinen 
Wohngebiet WA 2 ist die OKFFEG, die zur 
Neuwulmstorfer Schulstraße oder zum ‚Blau-
Grünen Band‘ ausgerichtet ist 0,36 m über Gelände 
auszuführen. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 ist 
die OKFFEG zur Neuwulmstorfer Schulstraße 0,36 
m über Gelände auszuführen. Bezugspunkt ist die 
Oberkante der nächstgelegenen öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche. Die privaten Außenflächen 
können dem OKFFEG angeglichen werden.“ 
 

Die Begründung wird um einen Hinweis auf die 
Starkregenvorsorge ergänzt (Kapitel 5.11.3 
Erdgeschosszonen (Sockel) in den zentralen 
Bereichen; Kapitel 5.13.2.1 Starkregenereignisse 
und -vorsorge).  

6.4 BUND 

 

Per Mail 

- Das Plangebiet befindet sich vollständig 
innerhalb des Wasserschutzgebietes 
Süderelbmarsch/ Harburger Berge in der 
Schutzzone III und hat eine sehr hohe 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 
 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 

 

eingereicht am 16.07.2024 

Bedeutung für das Schutzgut Wasser, da es 
im Einzugsbereich der Flachbrunnen des 
Wasserwerks Süderelbmarsch liegt. Durch die 
neu versiegelten Flächen mit rund 38 ha (LBP 
S. 52) steht das Niederschlagswasser der 
Grundwasseranreicherung nicht mehr zur 
Verfügung. 

Dem Bebauungsplan liegt eine 
Entwässerungsplanung zugrunde, die einen 
nachhaltigen Umgang mit dem Niederschlagswasser 
auch bei Neuversiegelung von bisher offenen Böden 
vorsieht. Die wasserwirtschaftlichen Maßnahmen 
zielen darauf ab, das anfallende Oberflächenwasser 
im Gebiet zurückzuhalten bzw. zu speichern und 
durch Versickerung über die belebte Bodenzonen 
wieder dem örtlichen Wasserhaushalt zuzuführen. 
Die oberflächige Versickerung in den anzulegenden 
Mulden und Gräben nutzt damit auch die natürliche 
Vorreinigungsleistung durch die Bodenpassage bzw. 
den Bodenfilter. Ergänzend erfolgt eine dezentrale 
Rückhaltung von Niederschlagswasser über 
begrünte Dachflächen. 
Der Gebietsabfluss über die drei Vorfluter ist nicht 
höher als der bestehende Abfluss der derzeitigen 
Flächenausprägung mit einer landwirtschaftlichen 
Nutzung. Dies ergibt sich bereits aus der aktuellen 
Entwässerungssituation, die durch eine Vorbelastung 
der Vorfluter gekennzeichnet ist. Im Vergleich zum 
landwirtschaftlichen Abfluss überwiegend intensiv 
genutzter ackerbaulicher Flächen mit Einträgen von 
Pflanzenschutzmitteln ist eine qualitative 
Verbesserung zu erwarten.  
Die geplante Versickerung des anfallenden 
Niederschlagswassers als wesentlicher Baustein der 
Entwässerungsplanung sorgt somit weiterhin für eine 
umfangreiche Grundwasseranreicherung im Gebiet.  

Mit dem Erhalt eines Teils des Fischbeker 
Moorlandes im Nordosten des Plangebietes auf 
einer Fläche von rd. 5,65 ha und der Sicherung als 
Maßnahmenfläche für die Entwicklung eines 
Bruchwaldes wird ein weiterer zentraler Beitrag zum 
Grundwasserschutz geleistet. Der natürliche 
Wasserhaushalt bleibt in diesem Bereich bestehen. 
Neben dem Rückhalt und der Versickerung führt in 
dieser Teilfläche insbesondere auch die hohe 
Pflanzen- und Bodenverdunstung zu einer 
Verringerung des Oberflächenwasserabflusses und 
zur Neubildung von Grundwasser. 



Bebauungsplan-Entwurf Neugraben-Fischbek 67 „Fischbeker Reethen“ inkl. paralleler FNP- und LaPro-Änderung 
Vorlage zum Arbeitskreis II - Stand: 07.11.2024 

146/169 

B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 

6.5 BUND 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 16.07.2024 

- Der B-Plan verursacht großflächige 
versiegelungsbedingte Folgen für den Boden- 
und Wasserhaushalt, wobei auch 
schutzwürdige Moorböden betroffen sind 
(Gewerbegebiet). 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 
Der Flächenverbrauch von Grund und Boden wurde 
bereits mit der Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplanes planerisch vorbereitet. Das 
Plangebiet ist im derzeit geltenden 
Flächennutzungsplan als Siedlungsfläche 
ausgewiesen. Mit der Senatsdrucksache 2015/1060 
ist im Folgenden festgelegt worden das Gebiet als 
Wohn- und Gewerbegebiet weiter zu entwickeln. 
Darüber hinaus folgt das Vorhaben dem „Vertrag für 
Hamburg – Wohnungsneubau“. Dabei wird zum 
Großteil eine Fläche mit intensiver 
landwirtschaftlicher Bodennutzung beansprucht.  
In der Umweltprüfung zum Bebauungsplan werden 
die Eingriffsfolgen für den Boden- und 
Wasserhaushalt im Detail dargelegt und der Verlust 
schutzwürdiger Moorböden als besonders 
abwägungsrelevanter Tatbestand der Planung 
herausgestellt. Mit der geplanten Maßnahmenfläche 
Nr. 3 im Fischbeker Moorland, die sich mit einer 
Fläche von rd. 5,6 ha innerhalb des Plangebiets 
befindet, werden überwiegend die besonders 
schutzwürdigen  Moorböden dauerhaft erhalten und 
durch Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung, 
Extensivierung und Wiedervernässung eine 
Regeneration von Moorböden gefördert. 

 

 X 

6.6 BUND 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 16.07.2024 

- § 1 a Absatz 2 BauGB verlangt den 
flächensparenden Umgang mit Grund und 
Boden, das Vorhaben sieht entgegen diesem 
Grundsatz den Verbrauch von rund 70 ha vor, 
darunter landwirtschaftlich genutzte Flächen 
(42,6 ha Acker, ca. 9,1 ha Grünland), 3,3 ha 
Wald und ca. 2,4 ha Ruderal- und 
Gehölzbiotope (u.a. gesetzlich geschützte 
Biotope) sowie sonstige 
vegetationsbestandene Flächen. Das 
Vorhaben verursacht erhebliche 
Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen 
und Tiere (LBP, S. 144). 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 
Der Flächenverbrauch von Grund und Boden wurde 
bereits mit der Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplanes planerisch vorbereitet. Das 
Plangebiet ist im derzeit geltenden 
Flächennutzungsplan als Siedlungsfläche 
ausgewiesen. Mit der Senatsdrucksache 2015/1060 
ist im Folgenden festgelegt worden das Gebiet als 
Wohn- und Gewerbegebiet weiter zu entwickeln. 
Darüber hinaus folgt das Vorhaben dem „Vertrag für 
Hamburg – Wohnungsneubau“. Dabei wird zum 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Großteil eine Fläche mit intensiver 
landwirtschaftlicher Bodennutzung beansprucht.  
Auf der Ebene des Bebauungsplanes wird der 
Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden in der Form berücksichtigt, dass die 
Versiegelung auf ein Mindestmaß beschränkt wird, 
und alle Möglichkeiten zum Erhalt und zur 
Neuentwicklung von Bodenflächen und -strukturen 
ausgeschöpft werden. Die extensiv genutzten 
Bodenflächen mit dem Vorkommen wertvoller 
Moorböden werden weitgehend von einer Bebauung 
freigehalten und als Maßnahmenfläche gesichert. 
Bei den Moorböden, die im Gewerbegebiet betroffen 
sind, handelt es sich gemäß der bodenkundlichen 
Kartierung um Böden mit einer nur geringen 
Torfanlage bzw. um geringmächtige Torfböden, die 
bereits mineralisiert sind. Im Pufferstreifen im Norden 
des Gebiets werden weitere Maßnahmenflächen 
vorgesehen, für die eine Extensivierung der 
Bodennutzung festgesetzt ist. 
 

6.7 BUND 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 16.07.2024 

- Das Vorhaben verursacht Auswirkungen auf 
das Naturschutzgebiet „Moorgürtel“, die 
FFHGebiete bzw. EU-VSG „Moorgürtel“ und 
"Moore bei Buxtehude“, gesetzlich geschützte 
Biotope nach § 30 BNatSchG, Wald, 
festgesetzte Ausgleichsflächen und auf die 
vorkommenden streng und besonders 
geschützten Artenvorkommen aus den 
Gruppen der Brutvögel und Fledermäuse. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 
Die Auswirkungen auf das Naturschutzgebiet 
„Moorgürtel“ und die EU-Vogelschutzgebiete 
„Moorgürtel“ und „Moore bei Buxtehude“ werden in 
einer FFH-Verträglichkeitsprüfung umfangreich 
untersucht. Fazit der FFH-Verträglichkeitsprüfung ist, 
dass negative Auswirkungen auf die EU-
Vogelschutzgebiete bei Umsetzung der 
erforderlichen Schutzmaßnahmen aus der FFH-
Verträglichkeitsprüfung ausgeschlossen werden 
können. Die aus der FFH-Verträglichkeitsprüfung 
vorgegebenen Schutzmaßnahmen werden additiv 
und vollständig durch bebauungsplanerische 
Festsetzungen sowie verbindliche Regelungen 
sonstiger Planungsinstrumente umgesetzt. Damit ist 
bei Planungsrealisierung die Verträglichkeit mit den 
Schutzzielen vollumfänglich gegeben. 
Der Verlust gesetzlich geschützter Biotope nach § 30 
BNatSchG wird im Rahmen der Umweltprüfung 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
behandelt. Anhand einer Bilanzierung wird der 
erforderliche Kompensationsumfang aufgezeigt und 
ein vollumfänglicher Biotopersatz nach Art und 
Umfang für unvermeidbare Eingriffe durch 
entsprechende Maßnahmen, die im Bebauungsplan 
festgesetzt sind, geleistet. Eingriffe in geschützte 
Biotope sind nach BNatSchG zulässig, wenn ein 
Ersatz bzw. Ausgleich hergestellt wird, die 
Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können 
und in der Abwägung aller planerischer Belange der 
Eingriff unvermeidbar wie im vorliegenden Fall ist. In 
Relation zum ermittelten Bestand an rd. 8,76 ha 
Fläche geschützter Biotope gehen durch das 
Vorhaben rd. 1,59 ha Biotopfläche verloren. 
Innerhalb der Maßnahmenflächen verbleiben rd. 7,17 
ha geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG, die 
durch Pflegemaßnahmen dauerhaft zu erhalten sind. 
Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass sich in 
der rd. 5,65 ha großen Maßnahmenfläche für den 
Waldersatz geschützte Feuchtbiotope in Richtung 
eines Bruchwaldes einstellen werden. Mit den im 
Südosten des Plangebiets zu erhaltenden 
Waldflächen wird über den geplanten Biotopkorridor 
darüber hinaus ein Verbund zwischen geschützten 
Biotopen und sonstigen Wald- und Gehölzbiotopen 
hergestellt. 
Die Eingriffe in Waldstrukturen werden nach 
Maßgabe der Fachbehörde und den Vorgaben des 
LWaldG in der Umweltprüfung behandelt und der 
erforderliche Waldersatz hergeleitet. Dieser wird 
innerhalb des Plangebiet vor Ort durch eine 
entsprechende Neuwaldbildung geleistet. 
Die Inanspruchnahme festgesetzter 
Ausgleichsflächen wird im Rahmen der 
vollgezogenen Eingriffsregelung berücksichtigt und 
entsprechender Ausgleich in den dem 
Bebauungsplan zugeordneten Ausgleichsflächen 
bereitgestellt.  

Der besondere Artenschutz und der Umgang mit 
besonders und streng geschützten Arten wird in 
einem Artenschutzgutachten behandelt und 
dargelegt. Zum Vorkommen von besonders und 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
streng geschützten Arten aus den Gruppen der 
Brutvögel und Fledermäuse erfolgten umfangreiche 
Untersuchungen zur Ermittlung ihrer Lebensräume 
und Quantifizierung lokaler Populationen im 
Plangebiet. Auf Grundlage dieser Erkenntnisse sind 
die erforderlichen artenschutzrechtlichen 
Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
abgeleitet worden. Die Maßnahmen werden im 
Bebauungsplan durch entsprechende 
artenschutzrechtliche Festsetzungen und die 
Zuordnung von Ausgleichsflächen umgesetzt. Die 
Beeinträchtigungen auf vorkommende streng und 
besonders geschützte Arten werden durch einen 
entsprechenden Ausgleich, der teilweise auch als 
vorgezogene Maßnahme hergestellt wird, 
insgesamt im erforderlichen Umfang qualitativ und 
auf Artniveau der betroffenen Arten kompensiert. 

6.8 BUND 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 16.07.2024 

- Die Umsetzung des Bebauungsplanes löst in 
dieser Hinsicht einen hohen Ausgleichsbedarf 
und verschiedene 
Kompensationserfordernisse aus, die den 
Arten- und Biotopschutz, die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und 
die Herstellung der Verträglichkeit des 
Vorhabens mit den Erhaltungszielen des EU-
Vogelschutzgebietes betreffen. Hinsichtlich 
der aufgeführten Belange und der 
erforderlichen Bewältigung der Eingriffsfolgen 
bei Umsetzung der Planung haben wir im 
Zuge der ersten Beteiligung mit 
Stellungnahme vom 17.2.2020 und der 
erneuten Beteiligung mit Stellungnahme vom 
9.6.2023 Beanstandungen und Mängel 
vorgebracht, die wir - soweit diese nicht 
berücksichtigt und ausgeräumt worden sind – 
vollinhaltlich erneut geltend machen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 
Die Belange des Arten- und Biotopschutzes wurden 
intensiv im Rahmen der durchgeführten 
Umweltprüfung untersucht. Es erfolgten u.a. eine 
Bilanzierung und eine Ableitung der erforderlichen 
Kompensationsbedarfe anhand fachlicher 
qualifizierter Standards und in Abstimmung mit den 
jeweiligen Fachbehörden. Alle ermittelten 
Kompensationsbedarfe werden vollständig durch die 
Maßnahmenplanungen auf der Ebene des 
Bebauungsplanes und sonstiger 
Regelungsinstrumente umgesetzt.   

 

 

 X 

6.9 BUND 

 

Per Mail 

 

Besonders hervorzuheben sind dabei:  
FFH-Belange/die FFH-Verträglichkeit des B-Planes:  
Obwohl einige Schadensbegrenzungsmaßnahmen für 
das Vorhaben angesetzt sind und über die 
vergleichbarer Vorhaben im Einwirkungsbereich der 
Natur- und Vogelschutzgebiete „Moorgürtel“ und 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
 
Diese Zweifel können nicht nachvollzogen werden, 
da diese durch die entsprechenden Fachgutachten 
ausgeräumt werden. Die Inhalte sind vollumfänglich 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 

eingereicht am 16.07.2024 „Moore bei Buxtehude“ hinausgehen, haben wir 
Zweifel, ob sie den hohen Anforderungen an solche 
Maßnahmen vollständig gerecht werden können. Die 
Kumulationsprüfung ist nicht vollständig erfolgt und die 
FFH-Verträglichkeitsprüfung in diesem Punkt 
fehlerhaft. 
Die Anlage einer Pufferzone zwischen der 
Neubebauung und der Südgrenze des EU-VSG zur 
Abschirmung des Schutzgebietes ist eine zentrale 
Maßnahme für die Herstellung der Verträglichkeit des 
Vorhabens mit den Erhaltungszielen des EU-
Vogelschutzgebietes. (u.a. S. 320, B-Plan 
Begründung). Ob die verschiedenen Funktionen, die 
diese Pufferzone im Hinblick auf die Herstellung der 
FFHVerträglichkeit erfüllen soll, sich einstellen werden, 
ist eine Annahme für die ein Beweis (noch) aussteht. 
Erst nachdem das Wohngebiet bezogen wäre, würde 
sich zeigen, ob die erwarteten abschirmenden Effekte 
eintreten. Die Pufferzone kann somit nicht als 
bedingende Voraussetzung für die Verträglichkeit des 
Vorhabens herangezogen werden. Es bestehen somit 
erhebliche Zweifel an der FFH-Verträglichkeit des 
Vorhabens. 
Es wird in der FFH-Verträglichkeitsprüfung angeführt, 
dass die Wirksamkeit des Pufferstreifens zwischen 
Baugebiet und EU-Vogelschutzgebiet eine 
grundlegende Voraussetzung dafür ist, dass die 
Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das 
angrenzende EU-Vogelschutzgebiet überhaupt 
unterhalb der FFH-Erheblichkeitsschwelle bleiben 
könnten. Die Wirksamkeit der Pufferleistung wird aber 
lediglich angenommen und durch die Ausweisung der 
nördlichen Flächen als Gewerbegebiet unnötig 
beeinträchtigt. Solange keine Garantie für die 
Wirksamkeit gegeben wird, muss vorsorglich von einer 
Überschreitung der Erheblichkeitsschwelle 
ausgegangen werden. 

mit den zuständigen Fachbehörden abgestimmt. Des 
Weiteren werden auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung entsprechend der textlichen 
Festsetzungen Vorgaben getroffen (zu Dach- und 
Fassadenbegrünung, zu begrünende 
Grundstücksfläche, zu den maximalen 
Emissionskontingenten der Betriebe und Anlagen 
sowie zur Beleuchtung), mit denen mögliche 
Störeffekte des Gewerbegebietes gemindert werden. 
 
Die Aussage, dass die Kumulationsprüfung nicht 
vollständig ist, wird seitens der Plangeberin nicht 
geteilt. Alle schutzgebietsrelevanten kumulierenden 
Verfahren in dem entsprechenden räumlichen und 
zeitlichen Umgriff wurden der Kumulationsprüfung 
zugrunde gelegt. Im Zuge der Erstellung der B-
Planunterlagen und der dazugehörigen 
Fachgutachten zur 2. Trägerbeteiligung erfolgte für 
die vorliegende FFH-Verträglichkeitsprüfung eine 
Überprüfung der kumulierenden Vorhaben, 
insbesondere vor dem Hintergrund neuer, nach 2020 
hinzugekommener Pläne und Projekte. Neue, 
zusätzlich zu betrachtende Vorhaben wurden 
ergänzt. Die Kumulationsprüfung ist vollständig.  
 
Die Anlage einer Pufferzone mit verschiedenen 
Flächennutzungen und Maßnahmen ist eine der 
wesentlichen Schutzmaßnahmen aus dem 
Gesamtpaket unterschiedlicher schadens-
begrenzender Maßnahmen, die im Rahmen der 
Verträglichkeitsprüfung fachgutachterlich als 
unbedingt erforderlich erarbeitet wurde. Mit der 
räumlichen Lage unmittelbar am Rand des 
Vogelschutz- und Naturschutzgebietes „Moorgürtel“, 
einer Fläche von rd. 30 ha und dem geplanten 
Schwerpunkt natur- und artschutzfachlicher 
Maßnahmen wird von einem hinreichenden 
Abschirmungseffekt der Pufferzone ausgegangen. 
Gleichzeitig bietet die Pufferzone Möglichkeiten der 
extensiven Erholungsnutzung im Verbund mit dem 
Wegenetz der neuen Grünflächen im Quartier der 
Fischbeker Reethen, so dass negative Auswirkungen 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
im Rahmen einer Erholungsnutzung im Schutzgebiet 
reduziert und so dauerhaft eine wirkungsvolle 
Entlastung des Schutzgebietes herbeigeführt wird.  
 
Die Wirksamkeit der Maßnahmen innerhalb der 
Pufferzone wird im Rahmen eines begleitenden 
Monitorings überprüft und bei Bedarf nachgesteuert. 

Durch die Umsetzung sämtlicher 
Schutzmaßnahmen aus der FFH-
Verträglichkeitsprüfung wird eine Verträglichkeit bei 
Realisierung des Bebauungsplans mit den 
Schutzzielen der nördlich und nord-westlich 
gelegenen Schutzgebiete erreicht. Die Maßnahmen 
im Zusammenhang mit der Pufferzone entfalten 
eine Gesamtwirkung. 

6.10 BUND 

 

Per Mail 

 

eingereicht am 16.07.2024 

Pufferstreifen 
Der Pufferstreifen nördlich der Bahn und südlich des 
NSG soll einerseits für Freizeitnutzung und 
andererseits für Ausgleichsmaßnahmen herhalten. Das 
ist in der Realität nicht umsetzbar und führt zu 
Konflikten und Abstrichen im Artenschutz und der 
Qualität der Ausgleichsmaßnahmen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Pufferzone wird zum einen als Fläche für die 

Landwirtschaft und zum anderen teilweise als Fläche 

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(Ausgleichsflächen und bestehende Biotopflächen) 

im B-Plan selbst gesichert. 

Bewirtschaftungsvorgaben, Pflege- und 

Unterhaltungsmaßnahmen sowie zulässige und ggf. 

nicht zulässige Nutzungen werden in einem 

Maßnahmenkatalog zusammengestellt und 

verbindlich im B-Plan festgelegt. 

Die intensive Freizeitnutzung soll durch den 

geplanten Lückenschluss des Rundwegs im 

Pufferstreifen aus dem angrenzenden EU-Vogel-

schutzgebiet herausgehalten werden.  

Die Vogelarten, für die im Pufferstreifen CEF-
Maßnahmen umgesetzt werden, sind auch bei den 
zu erwartenden Störungsintensitäten in der Lage, 
dort ihre Habitate zu halten. Es handelt sich bei 
ihnen nicht um überdurchschnittlich 
störungsempfindliche Arten, sondern um Bewohner 
der Kulturlandschaft und der Siedlungsränder. Die 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Arten bzw. die CEF-Ausgleichsmaßnahmen, die im 
Pufferstreifen vorgesehen sind, sind somit 
grundsätzlich verträglich mit einer Freizeitnutzung. 

6.12  Wasserhaushalt des Moorgürtels 

Bisher versickert im Plangebiet, wie auch der LBP 
konstatiert, "ein großer Teil des Niederschlagswassers 
... auch auf den gut wasserdurchlässigen sandigen 
Böden" und sickert im Bereich des Moores wieder aus. 
"Die Aussickerungsfunktion hat zu einer permanenten 
Vernässung und damit zur Moorbildung geführt". Die 
Versiegelung von ca. 38 ha im direkten Einzugsgebiets 
des Moorgürtels würde sich unseres Erachtens 
zwangsläufig negativ auf Grundwasserzustrom und -
aussickerung im Moorgürtel auswirken, was einen 
potentiellen erheblichen Konflikt mit der NSG-VO, dem 
gesetzlichen Biotopschutz und dem 
Verschlechterungsverbot von FFH-Lebensraumtypen 
(Nincoper Moor) darstellt. Wie groß ist der Effekt? Ggf. 
muss untersucht werden, ob das gemäß der 
Planungen künftig verstärkt über die Gräben 
Rethenbek/Streckengraben, Abzugsgraben Fischbek 
und Stargraben abgeleitete Wasser innerhalb des 
NSGs Moorgürtel nach Reinigung über Absetzbecken 
o.ä. für einen Einstau in wiederzuvernässende 
Moorflächen (etwa im Nincoper Moor) genutzt werden 
kann. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

 

Die Festlegung der Versickerung als vornehmliche 
Entwässerungsform minimiert den Einfluss der 
Flächenversiegelung und erhöht den Anteil der 
direkten Perkolation. 

Das Vorhabengebiet wird nicht vollständig 
versiegelt. Neben Grün- und Wasserflächen, in 
denen das Oberflächenwasser weiterhin versickert, 
wird eine Grünlandfläche auf Moorböden im 
Nordosten des Plangebietes in einem Umfang von 
5,6 ha gesichert, die als Maßnahmenfläche für eine 
Bruchwaldentwicklung vernässt wird und weiterhin 
auch dem Erhalt des Wasserhaushaltes dient. Die 
Flächenentwässerung wird somit auch gezielt zur 
Beaufschlagung der zu erhaltenden Moorfläche vor-
gesehen. Durch die Freihaltung und ökologische 
Aufwertung als Bruchwald dieser nordöstlichen, 
südlich der Bahn liegenden Flächen, wird die 
diesseitige Moorformation weiterhin erhalten und 
über direkte Einleitung respektive der Aussickerung 
oberhalb der Torfe beaufschlagt.  

Der Anteil des Gebietsabflusses, der nicht über 
Versickerungsanlagen in den Untergrund geleitet 
wird, im Blau Grünen Band verbleibt oder der 
Wasserstandshaltung des Vogelschutzgrabens 
dient, wird gedrosselt über die Vorflut nach Norden 
jenseits der Bahn abgegeben.  

Im Rahmen der Entwässerungsplanung werden die 
drei bestehenden Gräben (in Teilen) umgestaltet 
und das Oberflächenwasser gedrosselt gemäß den 
Vorgaben der Fachbehörde nach Norden in den 
Pufferstreifen und den Moorgürtel geführt. Ein 
Großteil des Wassers wird somit zurückgehalten 
und versickert; der Gebietsabfluss verbleibt im 
örtlichen Wasserhaushalt. Die Auswirkungen auf 
den Grundwasserzustrom und die -aussickerung im 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Moorgürtel sind daher gering und nicht so um-
fangreich, dass geschützte Biotope und FFH-
Lebensraumtypen gefährdet sind bzw. die 
Schutzwürdigkeit des Naturschutzgebietes nicht 
mehr gegeben ist.  
Der Oberflächenwasserabfluss ist aufgrund der 

Entwässerungsplanung mit einer weitgehenden 

Rückhaltung im Gebiet gering und nicht – über die 

vorgesehene Vernässung des geplanten 

Bruchwaldes hinaus - ausreichend für 

Vernässungsmaßnahmen von angrenzenden 

Moorflächen. Es kommt gegenüber der heutigen 

Abflusssituation aus den Flächen südlich der Bahn in 

Richtung Norden über die 3 vorhandenen Vorfluter 

zu keinem signifikant erhöhten 

Oberflächenwasserabfluss. 

6.13  Unzureichender Biotopverbund im Osten des 
Plangebietes: 
Am Ostrand des Vorhabengebietes ist in den 
Planungen auch der Biotopverbund mit eingestellt. 
Leider wurden die Flächen im Fortgang der Planungen 
gegenüber der Unterlage der Trägerbeteiligung 2019 
noch einmal deutlich weiterverschmälert, anstatt sie – 
wie fachlich geboten – zu verbreitern. Auch die bisher 
schon von uns kritisierte Störung durch angrenzende 
Sportanlagen besteht zu dem fort. Im Austausch mit 
der IBA wurde seitens der IBA zugesagt, dass die 
Tennisplätze nicht beleuchtet würden. Nun jedoch ist in 
der Begründung Entwurf zum B-Plan zu lesen: 
Davon abweichend dürfen Flutlicht-Leuchten für die 
Sportstätten Leuchtmitteln bis maximal 4000 Kelvin 
nutzen. Die Lichtquellen sind bis maximal 22:00 Uhr zu 
betreiben (vgl. § 2 Nr. 41 der Verordnung). Wo findet 
sich die Festsetzung, dass die Tennisplätze nicht 
beleuchtet werden dürfen? Das bedeutet im 
Umkehrschluss, dass die Sportstätten zu relevanten 
Zeiten von z.B. Fledermausaktivitäten sehr intensiv 
beleuchtet werden können. Hier gibt es ein krasses 
Missverhältnis und die Änderungen von Zusagen ins 
Gegenteil. Der Biotopverbund existiert somit in der 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der geplante Biotop-Korridor im Osten ist im Kontext 

mit der Waldausgleichsfläche und dem 

Sportplatzgelände gut geeignet, um zum einen eine 

großräumige Übergangszone in den 

Landschaftsraum nördlich der Bahnlinie 

bereitzustellen und zum anderen nach Süden eine 

Anbindung an die Fischbeker Heide herzustellen.  

Die Breite des Biotopkorridors im nördlichen Teil ist 

mit 23,5 m gegenüber der Planfassung zur ersten 

TÖB-Beteiligung in einer Breite von 32 m verändert. 

Diese Anpassung wurde erforderlich, um alle 

erforderlichen baulichen und verkehrlichen 

Nutzungsansprüche in der östlich angrenzenden 

Gemeinbedarfsfläche zu berücksichtigen. Das 

Planungskonzept für die Kita 2 sieht in Randlage 

zum Biotopverbund mit Bäumen bepflanzte 

Stellplätze und Außenbereichsflächen vor, während 

der Baukörper für die Kita gegenüber der 

ursprünglichen Planung deutlich zurückgenommen 

worden ist. Auf der Westseite sind die angrenzenden 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Theorie und gleichzeitig wird in der Praxis leider sehr 
wenig zur wichtigen und notwendigen Vernetzung von 
Lebensräumen beitragen. Hier muss nachgebessert 
werden. Wir fordern eine deutliche Verbreiterung des 
Korridors, um dessen Funktionalität sicherzustellen. 

öffentlichen Grünflächen im Vergleich zur 

ursprünglichen Planung nunmehr neu geordnet. So 

werden im Übergang zum Biotopverbundkorridor die 

Kleingärten angelegt, die mit einem relativ hohen 

Vegetationsanteil im Vergleich zur vormals hier 

platzierten Spielwiese einen höheren 

Verbundcharakter aufweisen. Weiterhin wird an der 

östlichen Plangebietsgrenze im Vergleich zur 

Planung aus der ersten TÖB-Beteiligung ein Teil der 

Fläche für den Gemeinbedarf zugunsten einer 

Grünfläche mit der Zweckbestimmung 

„Freizeitbereich“ zurückgenommen. Der 

Biotopverbundkorridor mit einer Gesamtlänge von rd. 

250 m wird im Norden auf einer Länge von rd. 65 m 

um rd. ein Drittel geschmälert, jedoch führt dies nicht 

zu einer erheblichen Beeinträchtigung der 

Funktionsfähigkeit der Grünachse für den 

Biotopverbund.  

Im Osten des Korridors werden Dunkelräume durch 

Schul- und Tennisflächen ergänzt, die außerhalb der 

Nutzungszeiten nicht beleuchtet werden. Für die 

Sportanlagen sieht der Begründungsentwurf bereits 

ein insekten- bzw. fledermausfreundliches 

Beleuchtungskonzept vor, dessen Umsetzung der 

geplanten Nutzung auch in den Abendstunden nicht 

entgegensteht. Die „Arbeitshilfe zur 

naturschutzfachlichen Einschätzung von Licht zum 

Schutz der Artenvielfalt“ (April 2022) wird dabei 

berücksichtigt. 

Ergänzend zum Biotopkorridor auf der Ostseite sind 
auch auf der Westseite, im Bereich der Rethenbek 
und in der Achse des Fischbeker Boulevard drei 
weitere Grünachsen in Nord-Süd-Richtung 
innerhalb der Siedlungsfläche vorgesehen, die auch 
als lokale Biotopverbindung fungieren. Die 
Verbundräume werden in West-Ost-Richtung über 
die Grünflächen des Blau-Grünen Bandes erweitert. 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
In der Summe aller Flächen ist von einem 
funktionierenden örtlichen Verbund auszugehen. 

Die im B-Plan dargestellte Abgrenzung der 

Biotopverbundfläche entspricht darüber hinaus den 

Inhalten der Landschaftsprogrammänderung 

einschließlich der Fachkarte Arten- und 

Biotopschutz, die im Parallelverfahren durchgeführt 

wird. Die geänderte Fachkarte Arten- und 

Biotopschutz verdeutlicht, dass insgesamt mit der 

Neuplanung eine verbreiterte Landschaftsachse im 

Osten des neuen Quartiers vorgesehen ist. Darüber 

hinaus werden die Rethenbek und der Fischbeker 

Boulevard als weitere lokale Biotopverbundachsen in 

Nord-Süd-Richtung in die Fachplanung 

aufgenommen und gesichert und der gesamte 

Pufferstreifen nördlich der Bahnlinie als Fläche des 

Biotopverbundes ausgewiesen. Die damit erzielte 

FFH-Verträglichkeit des EU-Vogelschutzgebiets 

hatte somit Vorrang vor dem flächenhaften 

Biotopverbund an der Ostseite. Daher wird der 

Biotopverbund an dieser Stelle eingeschränkt.  

Im Ergebnis ist die in den Planungen enthaltenen 

Darstellungen zur Aufrechterhaltung des 

Biotopverbunds ausreichend. Der nun vorgesehene 

Biotopverbund fällt demnach in seiner 

Dimensionierung größer aus als die bislang im LaPro 

und AuBS dargestellte Verbindung. 

In die Neuplanung ist u.a. das Grundgerüst der 

linearen Grün- und Biotopverbundachsen in Nord-

Süd sowie in West-Ost-Ausrichtung integriert, so 

dass vielfältige Ausbreitungskorridore für 

terrestrische Organismen bereits berücksichtigt 

worden sind. 

6.14  Gewerbegebiet und Änderung des 

Flächennutzungsplans, Umwandlung von 

Die Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

 

 
 X 



Bebauungsplan-Entwurf Neugraben-Fischbek 67 „Fischbeker Reethen“ inkl. paralleler FNP- und LaPro-Änderung 
Vorlage zum Arbeitskreis II - Stand: 07.11.2024 

156/169 

B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
„Allgemeinem Wohngebiet“ in Flächen für 

„Gewerbe, Industrie und Hafen“: 

Im nördlichen Bereich des überplanten Gebietes war 

bislang allgemeiner Wohnungsbau vorgesehen. In der 

Abänderung des F-Plans werden diese in direkter 

Nachbarschaft zum NSG liegenden Flächen nun als 

Gewerbegebiet ausgewiesen. Dies kritisieren wir. Der 

Bedarf der Flächeninanspruchnahme auf der grünen 

Wiese begründet sich in erster Linie mit mangelndem 

bzw. zu teurem Wohnraum in Hamburg. Es sollen nun 

aber auf circa 30 % der zu bebauenden Flächen 

entgegen dem bisherigen FNP gar keine Wohnungen 

errichtet werden. Dies erscheint unverständlich. 

Weiterhin hat die Umwidmung der betroffenen Flächen 

erhebliche negative Auswirkungen auf das 

angrenzende Naturschutzgebiet. 

Auf S. 10 der Begründung heißt es: „Mit der bisher 

vorgesehenen Entwicklung als Wohnbaufläche würde 

sich allerdings im Vergleich zur neu geplanten 

gewerblichen Entwicklung ein höherer 

Grünflächenanteil mit einer geringeren 

Bodenversiegelung ergeben.“ Dass im Gegenzug im 

Inneren des Planungsgebietes vermehrt Grünflächen 

geschaffen werden, ist irrelevant im Hinblick auf die 

größere Barrierewirkung von Gewerbe sowohl im 

Hinblick auf Versiegelung als auch Bauhöhe. In der 

Begründung heißt es dazu, dass damit eine stärkere 

Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ermöglicht und 

außerdem „der zukünftige Siedlungsrand im Übergang 

zur nördlich angrenzenden Kulturlandschaft durch eine 

eher großmaßstäbliche Bebauung geprägt sei“. Auf S. 

15 wiederum wird eingeräumt, „die Störeffekte einer 

Gewerbeplanung auf die empfindlichen Arten im 

nördlich angrenzenden Moorgürtel sind als erheblich 

zu bewerten.“ Damit ist gerade die unmittelbar an die 

Pufferflächen nördlich der Bahn angrenzende 

Bebauung besonders störungsintensiv. All dieses 

bedeutet, dass dauerhaft unnötig hohe negative 

Beeinträchtigungen vom Gewerbegebiet ausgehend 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes folgt der 

Senatsdrucksache 2015/1960 vom 05.10.2015, die 

eine Neuordnung des Plangebietes als Wohn- und 

Gewerbestandort vorsieht. Ziel ist es, hier einen 

attraktiven Stadtteil mit einer Mischung aus 

gewerblichen, sozialen und kulturellen Nutzungen zu 

schaffen. Der Standort ist im 

Gewerbeflächenkonzept des Bezirks Harburg 

vorgesehen und der Bedarf wurde seitens der 

zuständigen Fachbehörde (damals BWVI, heute 

BWI) bestätigt. Darüber hinaus wurde für den 

Gewerbestandort eine Markt- und Standortanalyse 

durchgeführt, die ein grobes Nutzungskonzept und 

eine zielführende Vermarktungsstrategie beinhaltet. 

Mit Vorbereitung einer anteiligen gewerblichen 

Entwicklung an diesem Stand wird außerdem der 

Entscheidung des Senats aus dem Jahr 2007 

(Senatsdrucksache 2007/00319), Rechnung 

getragen, an dieser Stelle Gewerbeflächen zu 

schaffen. Gegenüber der damaligen Planung (Vgl. 

Aufstellungsbeschluss zur FNP-Änderung F 6/10 

„Freiflächen und Gewerbliche Bauflächen beiderseits 

der Bahntrasse in Neugraben-Fischbek“; Amtlicher 

Anzeiger 2010, S. 1385) wurde der Umfang der 

vorgesehenen Darstellung von „Gewerblichen 

Bauflächen“ im Flächennutzungsplan deutlich 

reduziert.  

Darüber hinaus werden auf der Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung Festsetzungen zur 

Durchgrünung des Gewerbegebiets (Dach- und 

Fassadenbegrünung, zu begrünende 

Grundstücksfläche), zu den maximalen 

Emissionskontingenten der Betriebe und Anlagen, 

zur Unzulässigkeit von Betriebsbereichen im Sinne 

von § 3 Absatz 5a Bundesimmissionsschutzgesetz 

(BImSchG) sowie zur Beleuchtung getroffen, mit 

denen die möglichen Störeffekte des Gewerbege-
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
auf den Pufferstreifen einwirken werden. Es wird nun 

aber u.a. auf S. 91 der FFH-Verträglichkeitsprüfung 

angeführt, dass die Wirksamkeit des Pufferstreifens 

zwischen Baugebiet und EU-Vogelschutzgebiet eine 

grundlegende Voraussetzung dafür ist, dass die 

Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das 

angrenzende EU-Vogelschutzgebiet überhaupt 

unterhalb der FFH-Erheblichkeitsschwelle bleiben 

könnten. Die Wirksamkeit der Pufferleistung wird aber 

lediglich angenommen und durch die Ausweisung der 

nördlichen Flächen als Gewerbegebiet unnötig 

beeinträchtigt. Solange keine Garantie für die 

Wirksamkeit gegeben wird, muss vorsorglich von einer 

Überschreitung der Erheblichkeitsschwelle 

ausgegangen werden. Planerisches und politisches 

Ziel von A 26 West und Ost ist angeblich, die 

Bundesstraße 73 vom Schwerverkehr zu entlasten. Mit 

der Planung vor allem vom Gewerbegebietsanteil der 

Fischbeker Reethen wird dieses Ziel dadurch 

konterkariert, dass Schwerlastverkehr von der A 26 

West in das neue Gewerbegebiet nördlich des 

Wohngebiets geleitet wird oder umgekehrt vom 

Gewerbegebiet Richtung Osten nach Harburg oder 

nach West auf die Autobahn. Zudem entstehen 

ebenfalls Wirtschaftsverkehre von Osten auf der B 73 

kommend, die ebenfalls das neue Gewerbegebiet 

erreichen wollen. Anstatt ein verkehrsarmes 

Wohngebiet mit Zugang zur S-Bahn zu entwickeln, 

wird entgegen der Ziele von Verkehrs- und 

Mobilitätswende ausgerechnet Schwerlastverkehr in 

dicht besiedeltes Wohngebiet entlang der B 73 und 

weiter in die Fischbeker Reethen geleitet. Hier gehen 

der Anspruch an eine angebliche Entlastung der 

Bürgerinnen und Bürger im Hamburger Süden 

hinsichtlich der Reduzierung von Luftschadstoffen 

(NOx, Feinstaub, Ruß) und Verkehrslärm mit der dann 

eintretenden Wirklichkeit weit auseinander. Dass 

zudem das Wohngebiet umfahren werden muss, um 

das nördlich vor dem Bahndamm gelegene 

bietes gemindert werden. Auf diese Weise wird dafür 

Sorge getragen, dass die Störeffekte deutlich 

geringer sein werden, als in der Begründung zur 

Flächennutzungsplanänderung, ohne Einbeziehung 

dieser Maßnahmen, dargestellt wird.   

Der Pufferstreifen übernimmt eine abschirmende 

Wirkung zwischen der Neubebauung südlich der 

Bahn und dem Naturschutz- und FFH-Gebiet im 

Norden des B-Plangebietes. Damit können die zu 

erwartenden Störwirkungen auf die schutzwürdigen 

Flächen im Norden- unabhängig von einer Gewerbe- 

oder Wohngebietsbebauung gemindert werden.  

 

 

 

In der FFH-Verträglichkeitsprüfung werden u.a. 

Schallemissionen als eine anlage- und 

betriebsbedingte Auswirkung für die EU-VSG „Moore 

bei Buxtehude“ und „Moorgürtel“ geprüft. Dabei 

werden die Gewerbe- und 

Verkehrsschallimmissionen der lärmtechnischen 

Untersuchung zum vorliegenden B-Plan zugrunde 

gelegt. Im Ergebnis ist insgesamt für die beiden EU-

VSG von keiner erheblichen Beeinträchtigung der 

Erhaltungsziele auszugehen.  
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Gewerbegebiet zu erreichen, widerspricht in der 

Gesamtkonzeption dem angeblich vordringlichen 

Gesundheitsschutz, mit dem auch der Bau der A 26 

Ost gerechtfertigt wird. 

Tatsächlich ist es aber so, dass Planung, Politik und 
Verwaltung sich für ihre jeweiligen Interessen eigene 
Argumentationen bereitstellen, die nicht mit einander 
korrespondieren. Gesundheitsschutz sowie Mobilitäts- 
und Verkehrswende lassen sich nicht damit in Einklang 
bringen, dass Schwerlastverkehr dorthin geleitet wird, 
wo man ihn mit Blick auf andere Vorhaben (A 26 Ost) 
angeblich nicht mehr haben möchte.  

6.15  Artenschutz - Mängel und Defizite: 

Der aktualisierte Artenschutzbeitrag (AFB) von 2023 

stellt klar (S.69), dass die Artenschutzmaßnahmen, die 

aufgrund der vorangegangenen Erfassungen (ab 2016) 

als notwendig festgestellt wurden, nach wie vor 

notwendig sind und auch umgesetzt werden. Vor 

diesem Hintergrund ist die methodisch nicht 

ausreichende Erfassung im Jahr 2022 dennoch zu 

kritisieren: Nach AFB wurde 2022 im Rahmen der 

Brutvogelerfassung kein Brutrevier des Wachtelkönigs 

festgestellt. 2016 und 2018 gab es Feststellungen des 

Wachtelkönigs (Rufer) im und am Plangebiet. Nach der 

im AFB beschriebenen Methodik wurde 2022 jedoch 

nicht zu den für die Erfassung des Wachtelkönigs 

optimalen Zeitpunkten (zeitlich und im Jahresverlauf) 

erfasst und auch nur einmalig. Die Nachterfassung 

fand am 2 Juni 2022 von 19-23 Uhr statt. Weder davor 

noch danach fanden weitere Nacht-Begehungen statt. 

Die Methodik nach DDA (Dachverband deutscher 

Avifaunisten) und Südbeck et al (2005) geben mehr 

Erfassungstermine für den Wachtelkönig vor und 

erläutern zudem, dass die Erfassung des 

Wachtelkönigs nicht vor 23 Uhr beginnen soll. Da es im 

Verfahren möglicherweise zu weiteren Verzögerungen 

kommt, besteht die Gefahr, dass die Nichterfassung 

des Wachtelkönigs im Jahr 2022 sich als Veränderung 

auf die Planung auswirken könnte. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Erfassung des Wachtelkönigs erfolgte 2022 

neben der einmaligen nächtlichen Begehung auch 

durch im Rahmen der Fledermauserfassung 

(zwischen Mitte Mai und Ende Juni auf vier 

Begehungen in den Abend- und Nachtstunden), so 

dass eine adäquate Bestandabbildung gewährleistet 

ist. Die Bestände des Wachtelkönigs im EU-VSM 

„Moorgürtel“ und in angrenzenden Flächen (u.a.  

Fischbeker Rethen) werden außerdem jährlich von 

Herrn Dipl.-Biol. Alexander Mitschke im Auftrag der 

BUKEA erfasst. Die vorliegenden Bestandsdaten 

dieses Monitorings bis einschließlich 2021 sind in die 

Erstellung des AFB / der FFH-Studie eingeflossen. 

Im Erfassungsjahr 2022, wie auch in den 

Jahren 2023 und 2024 wurde die Art im Plangebiet 

und in dessen Umfeld nicht mehr nachgewiesen. 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 

6.16  Feldlerchen CEF: 

Für Feldlerchen ist eine Mindestreviergröße von 3 ha je 

Brutpaar notwendig, und das auch nur bei 

Optimalhabitaten. Gerade bei neu herzustellenden 

Flächen ist von einem höheren Flächenbedarf 

auszugehen. Die Einzel-CEF-Flächen für Feldlerchen 

sind an vielen Stellen nach wie vor meist zu klein, sie 

unterschreiten teilweise die Flächengröße der 

Reviervorgabe, gerade wenn sie vereinzelt liegen. 

Weiter sind einige sehr schmale Flurstücke als CEF-

Maßnahmen Flächen für Feldlerchen vorgesehen, hier 

gilt im verstärkten Maße, dass diese Flächen nur dann 

als Feldlerchenreviere funktionieren können, wenn 

auch die Umgebung diese zulässt. Bei langen 

schmalen Stücken sind Randeffekte übermäßig 

prägend. Hier kann nicht von sicheren CEF-

Maßnahmen ausgegangen werden, wenn die 

Nachbarflächen nicht ebenfalls gesichert (zum Beispiel 

durch Ausgleichsmaßnahmen anderer Projekte) sind. 

Dies ist darzustellen. Die CEF-Maßnahmen Flächen für 

Feldlerche liegen rechnerisch bei 27ha. Wenn von 9 zu 

ersetzenden Brutrevieren a 3 ha ausgegangen wird, 

scheint das rechnerisch hinzukommen. Mit den oben 

genannten Einschränkungen durch Randeffekte, zu 

kleinen Teilflächen und den Wirkräumen angrenzender 

Straßen/Baustellen und der Tatsache, dass bei der 

Einrichtung der Lerchenfenster der ganze Acker 

mitberechnet wurde, wird deutlich, dass alleine für die 

Feldlerchen größere und zusammenhängende Flächen 

als CEF-Maßnahmen bereitgestellt werden müssen, 

damit der B-Plan nicht gegen den Artenschutz 

verstößt. Zum Erhalt der ökologischen Funktion der 

Brutreviere von Feldlerche und Wiesenschafstelze im 

räumlichen Zusammenhang wäre eine konsequente 

ökologische Aufwertung/Nutzungsextensivierung der 

Maisäcker im nördlichen Plangebiet zwischen 

Bahnstrecke und Naturschutzgebiet Moorgürtel sowie 

der östlich anschließenden Ackerflächen der Vorgeest 

bis zum Gebiet Am Aschenland geboten. Dadurch 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Kriterien für die Auswahl der CEF-Flächen 

beinhalten insbesondere bei kleineren Schlägen eine 

Prüfung, ob die Reviergrößen der Art zusammen mit 

potenziell geeigneten Nachbarhabitaten erreicht 

werden. Hierzu werden im Artenschutzfachbeitrag 

die Ansprüche der Feldlerche an die Nutzung und 

den Offencharakter der Flächen im Detail dargestellt 

und in Bezug zu einem, ausreichenden Abstand zu 

Störquellen und Gehölzkulissen im Bereich geplanter 

Maßnahmenflächen gesetzt. Gegebenenfalls 

vorhandene Störquellen im Wirkbereich von 

Teilbereichen der CEF-Flächen (Trasse BAB26, 

Gehölze) führten zu einer Reduzierung der 

anzurechnenden Flächengröße. 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass die in 

der ersten TÖB-Beteiligung geforderte Flächengröße 

pro Feldlerchenpaar von 2,5 ha nunmehr um 0,5 ha 

überstiegen wird.  

Zur Herleitung durchschnittlichen Reviergröße wird 

eine gutachterliche Expertise herangezogen, die im 

Auftrag der BUKEA erstellt worden ist.  

Die CEF-Flächen in den beiden EU-VSG führen zu 

einem Lückenschluss und der Arrondierung der 

Ausgleichs- und Kohärenzmaßnahmenkulisse 

anderer Vorhaben, insbesondere der BAB 26. Zur 

Verdeutlichung dieses Sachverhalts ist einer 

ergänzende Themenkarte mit folgenden Inhalten 

angefertigt, die als Anlage angefügt ist: 

- Acker- und Grünlandkulisse in den EU-VSG, 

- Kulisse von Offenland-Ausgleichsflächen und  

- Koheränzflächen in den beiden EU-VSG. 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
könnten den betroffenen Brutpaaren Ersatzhabitate in 

ausreichender räumlicher Nähe zur Verfügung gestellt 

werden, welche den tatsächlich besiedelten Biotopen 

im geplanten Baugebiet entsprechen - im Unterschied 

zu den kleinteiligen und überwiegend verstreut im 

Grünland des Moorgürtels gelegenen 

Maßnahmenflächen der vorliegenden Planung (vgl. 

AFB, Abb. 21). Letztere befinden sich mit Distanzen 

von bis zu 3,5 km teilweise außerhalb der Entfernung 

von 2 km, die bei CEF-Maßnahmen für die ortstreue 

Art Feldlerche im Regelfall eingehalten werden soll 

(vgl. 

https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/art

enschutz/de/arten/gruppe/voegel/massn/103035) 

 

Die Vermeidung bzw. rechnerische Berücksichtigung 

negativer Randlinieneffekte z.B. durch 

Gehölzkulissen, BAB, Bebauung waren Gegenstand 

der Eignungsprüfung aller potenziellen CEF-Flächen 

für die Feldlerche und haben im Auswahlverfahren 

ggf. zum Ausscheiden von Flächen im Suchraum 

geführt.  

 

Die in der zitierten Quelle genannte Entfernung von 

max. 2 km stellt eine Empfehlung für den Regelfall 

dar. Sie kann im begründeten Fällen überschritten 

werden: Im vorliegenden Fall liegen zwischen den 

weiter entfernten Maßnahmenflächen (ca. 1/3 der 

Kulisse) und dem Plangebiet große, von der Art 

besiedelbare Bereiche sowie Flächen mit für die Art 

förderlichen Naturschutzmaßnahmen (siehe o.g. 

Themenkarte im Anhang). 

Die externen Ausgleichsflächen erfüllen insgesamt 

die artenschutzrechtlichen Anforderungen an einen 

funktionsbezogenen Ansatz für die Neuschaffung 

von Ersatzlebensräumen sowie an den 

Habitatverbund. Die größte Entfernung der externen 

Ausgleichsflächen zum Plangebiet und zu den 

tatsächlich konkret betroffenen Fortpflanzungsstätten 

liegt bei 3,6 km, bei ca. 60% der Flächen liegt sie 

unter 2,5 km. Die CEF-Flächen sind eingebunden in 

den großräumigen unbebauten Biotopkomplex aus 

Offenland und Sukzessionswäldern innerhalb der 

Schutzgebietskulisse der EU-VSG „Moore bei 

Buxtehude“ (Niedersachsen) und „Moorgürtel“ 

(Hamburg), der sich unmittelbar an das Plangebiet 

anschließt. Beide Zielarten Feldlerche und 

Wiesenschafstelze sind hier bereits in geeigneten 

Habitaten vorkommend und profitieren von 

zahlreichen Biotopaufwertungsmaßnahmen aus 

anderen Plänen und Projekten. Mit den 

https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe/voegel/massn/103035
https://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/gruppe/voegel/massn/103035
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen wird 

insgesamt ein größerer, zusammenhängender 

Habitatkomplex für diese Arten geschaffen. 

6.17  Wachtelkönig 

Wie schon in unserer Stellungnahme 2020 betont: 

Nach wie vor sind die CEF-Maßnahmenflächen für 

zwei Brutreviere des Wachtelkönigs mit einem 

erheblichen Teil im Vogelschutzgebiet V59 Moore bei 

Buxtehude geplant. Hier sind die Bestände in den 

letzten Jahren stark zurückgegangen. Das NLWKN; 

Staatliche Vogelschutzwarte Hannover, bestätigte auf 

Nachfrage einen ungünstigen Erhaltungszustand und 

eine negative Bestandsentwicklung, also den 

ungünstigen Erhaltungszustand (C) der Art. Bei diesem 

Erhaltungszustand sind Maßnahmen für den 

Wachtelkönig in diesem Gebiet dringend geboten. 

Jedoch müssen sie als „Sowieso-Maßnahmen 

umgesetzt werden. Sie können nicht als 

Ausgleichsmaßnahmen für die Beeinträchtigung oder 

Zerstörung bestehender Reviere angerechnet werden. 

Danach sind erheblich weitere Flächen für den 

Wachtelkönig an anderer Stelle und außerhalb des 

Vogelschutzgebietes Moore bei Buxtehude zu planen, 

wenn der vorgelegte B-Plan rechtssicher sein soll. 

Die Argumentation der Hamburger 

Naturschutzbehörde, dass der Landkreis den 

schlechten Erhaltungszustand nicht „verschuldet“ habe 

und daher dennoch der CEF-Artenschutz-Ausgleich 

zulässig sei, entbehrt nach unserer Auffassung 

weiterhin einer Rechtsgrundlage. Wie ist der aktuelle 

Stand der Meldung an die EU zum Erhaltungszustand 

des Wachtelkönigs in den beiden Gebieten? 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Frage wird wie folgt beantwortet: 

Auch nach Ansicht der EU-Kommission muss nicht 

jedes Gebiet, in dem sich ein Schutzgut in einem 

schlechten Erhaltungszustand befindet, in einen 

guten Zustand überführt werden. Die Frage der 

Abgrenzung zwischen verpflichtenden „Sowieso-

Maßnahmen“ des Gebietsmanagements und 

anderweitigen Rechtsverpflichtungen aus 

Kohärenzsicherungsmaßnahmen (oder ggf. CEF-

Maßnahmen) stellt sich nur bei FFH-Gebieten, da 

nur für diese die Bestimmungen aus Art. 6 Abs. 1 der 

FFH-RL gelten. Das Gebiet „Moore bei Buxtehude“ 

hat aber allein den Status eines VSG. 

Niedersachsen hat weiterhin keinen aktualisierten 

Standarddatenbogen gemeldet, der die 

Bestandsentwicklung der letzten 20 Jahre 

dokumentieren würde. Vor dem Hintergrund des 

faktischen Bestandrückgangs des Wachtelkönigs in 

diesem Zeitraum stellt sich die Frage, ob das für 

Natura 2000-Gebiete geltende 

Verschlechterungsverbot gemäß § 33 Abs. 1 

BNatSchG unbeachtlich blieb. Die BUKEA / NR hat 

sich daher an die in Niedersachsen zuständige 

Dienststelle bezüglich einer Stellungnahme 

gewendet. 

Der Landkreis Stade, Naturschutzamt führt in seiner 

Stellungnahme vom 30. Juli 2020 und 3. August 

2020 u.a. aus, dass …“der Wachtelkönigbestand im 

EU-Vogelschutzgebiet Moore bei Buxtehude … 

gegenüber dem Bestand des Standarddatenbogens 

stark rückläufig (ist). Zwischenzeitlich war der 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Bestand auf Null, in den letzten Jahren konnten aber 

wieder 6 bzw. 9 Rufer festgestellt werden. Trotzdem 

muss der Bestand derzeit für das Vogelschutzgebiet 

Moore bei Buxtehude in den Erhaltungszustand C 

eingestuft werden… Gegen das 

Verschlechterungsverbot gemäß § 33 Abs. 1 

BNatSchG (wurde) nicht verstoßen…, da der 

Erhaltungsgrad C für den Wachtelkönig im EU-

Vogelschutzgebiet „Moore bei Buxtehude“ nach der 

vorliegenden Erkenntnislage nicht auf unterlassene 

Habitatmaßnahmen zurückzuführen ist und zudem – 

unabhängig von den beabsichtigten Hamburger 

CEF-Maßnahmen – in der Vergangenheit bereits 

gegensteuernde Verbesserungen eingeleitet 

wurden.“ 

In Bezug auf die Lage der gewählten CEF-

Maßnahmenflächen im nordwestlichen NSG 

„Moorgürtel“ ist die Störwirkung der A26 als 

wesentlicher Bestandteil in die Standortprüfung 

eingeflossen. Die Flächen sind so gewählt, dass sie 

außerhalb einer Störzone von 150 m bei Feldlerche 

und 300 m bei Wachtelkönig m liegen.  

Die im NSG „Moorgürtel“ liegenden 

Ausgleichsflächen für den Wachtelkönig sind so 

geplant, dass diese nicht in Flächen mit aktuell be-

setzten Wachtelkönig-Revieren liegen. Derartige 

Ausgleichsflächen sind derzeit für die Art auch nicht 

geeignet. Die Planung ist darauf ausgerichtet, 

Wachtelkönig-Maßnahmenflächen aus anderen 

Vorhaben insgesamt zu arrondieren bzw. zu 

erweitern.  

Die Anstaumöglichkeiten von Gräben in 

Ausgleichsflächen für den Wachtelkönig werden im 

weiteren Verfahren über eine Erhebung der 

hydrologischen Situation geklärt. In der Umsetzung 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
ist das Verschließen von Gräben gegenüber dem 

Zuschieben die prioritäre Maßnahme. 

 

Der hier beschriebene Sachstand trifft gemäß 

Abstimmung mit der zuständigen Fachbehörde 

weiterhin zu, Entsprechend können die gewählten 

Ausgleichsflächen weiterhin für den erforderlichen 

Ausgleich herangezogen werden. 

6.18  Fledermäuse 

CEF-Maßnahme Nr. 7 für Breitflügel- und 

Zwergfledermaus: Anlage von quartiersnahen 

Nahrungshabitaten: Hier ist zur Abnahme der Eignung 

der CEF-Maßnahmen darzustellen welche Insekten in 

welchen Häufigkeiten hier als Nahrungsquelle für die 

genannten Arten vorkommen. Im B-Plan ist die 

Anforderung an Qualität und Quantität der Insekten, 

die vorhanden sein müssen, um die CEF-Maßnahme 

abzunehmen, darzustellen. Nur wenn diese 

Anforderungen erfüllt sind, kann die CEF-Maßnahme 

wirksam für Fledermäuse sein, nur dann ist sie 

zuzulassen. Weiter ist im Zuge der 

CEFMaßnahmenfunktionsüberprüfung die installierte 

Beleuchtung zu überprüfen und mit vorher (im B-Plan) 

festgesetzten Maximalwerten abzugleichen. Durch die 

geplante Bebauung gehen vielfältige Nahrungsreviere 

von Fledermäusen verloren. Die bisherigen 

Maßnahmen sind nicht ausreichend, um weiterhin ein 

vielfältiges Nahrungsangebot für die Fledermäuse zu 

gewährleisten. AFB, 2. 24: Flugroute für Fledermäuse 

sind entlang der Panzertrasse und der S-Bahntrasse 

vorhanden Das Plangebiet ist von Flugstraßen 

verschiedener Fledermaus-Arten durchzogen. Die 

Flugverbindungen führen in alle Richtungen. Weiter 

sind Quartierverbundsflächen ausgewiesen. Im AFB 

werden im Zusammenhang mit den 

Fledermausvorkommen und deren Flugbewegungen 

die Begriffe Flugweg, Flugstraße, Flugkorridor und 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Für den fachlichen Nachweis der Eignung der 

Maßnahme ist eine über die vorhandenen Angaben 

hinausgehende Beschreibung zu Arten und Mengen 

von Insekten-Zielarten nicht erforderlich. Eine 

Abschätzung, welche konkreten Insektenarten und in 

welchem Umfang als Nahrungsangebot für 

Fledermäuse zur Verfügung stehen, ist 

fachgutachterlich nicht möglich. Auch lassen sich 

belastbare Prognosen hierzu mit verfügbaren 

Methoden nicht seriös erstellen. Entscheidend ist 

vielmehr, welche Habitate und Nahrungsstrukturen 

geschaffen werden, die ein reichhaltiges Angebot an 

Insekten bereitstellen. Dies wird durch eine 

ausreichend detaillierte Maßnahmengestaltung der 

angeführten CEF-Maßnahme Nr. 7 sowie eine 

entsprechende Festsetzung sichergestellt. Der 

geforderte Nachweis über die Annahme von Insekten 

in Art und Umfang - quasi im Vorwege -, die als 

Nahrungsgrundlage für Fledermäuse dienen können, 

ist fachgutachterlich nicht erbringbar. 

Die Einhaltung der Festsetzungen zu technischer 

Ausgestaltung und Begrenzung der Beleuchtung 

wird von der Plangeberin sichergestellt und 

dokumentiert. 

 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Flugbewegung benutzt. Im Text scheinen die Begriffe 

teilweise synonym benutzt zu werden, oder welche 

Abgrenzungen sind zwischen den Begriffen zu ziehen 

und wie sind sie artenschutzrechtlich zu bewerten? Die 

Umsetzung der CEF-Maßnahme 7 lassen weiterhin 

Zweifel an dem Verständnis für und der 

Rechtmäßigkeit des Vorhabens: wie kann die orange 

Fläche gleichzeitig gerodet und dennoch Bestandteil 

der CEF-Maßnahme sein? Nach unserer 

Rechtsauffassung kann diese orange Fläche zwar 

Ausgleichsfläche werden, aber nicht CEF-

Maßnahmenfläche. Weiterhin ist dies ein Beispiel, das 

nochmals unsere Forderung unterstreicht auf die 

Nutzung der Vorweggenehmigungsreife gänzlich zu 

verzichten, da es in diesem Projektgebiet schon so 

einige komplizierte „wenn-dann“ Verknüpfungen gibt, 

die erfahrungsgemäß bei Vorwegmaßnahmen leider 

weniger gut beaufsichtigt und berücksichtigt werden. 

So kann auch die Rechtmäßigkeit der Planung 

gefährdet sein. 

Die Begriffe Flugkorridor, Flugweg und Flugstraße 

sind als Synonyme zu betrachten. Als 

Flugbewegungen werden demgegenüber die 

Bewegungen von Fledermäusen im Luftraum 

bezeichnet. 

Die Sicherung der Flugstraßen und -korridore ist der 

wesentliche Baustein der artenschutzrechtlichen 

CEF-Maßnahmen, die Ergebnis entsprechender 

fachgutachterlicher Erhebungen und Bewertungen 

sind. Dazu werden zwei übergeordnete Achsen im 

Gebiet entwickelt, die bereits bestehende 

Nahrungsstrukturen aufgreifen und mit weiteren neu 

herzustellenden Habitatstrukturen verbinden. Diese 

beiden Fledermauskorridore entlang der Rethenbek 

und des Fischbeker Boulevards sind als 

vorgezogene CEF-Maßnahme auf einer Fläche von 

gesamt 2,34 ha anzulegen und als Flächen mit hoher 

Eignung als Nahrungshabitat zu entwickeln. Mit der 

vorgezogenen Pflanzung von Bäumen / Gehölzen in 

den beiden Fledermauskorridoren werden 

wesentliche Leitstrukturen angelegt. Darüber hinaus 

werden für die Baufeldräumung an die vorgezogen 

hergestellten Gehölzstrukturen gekoppelte 

gestaffelte und spätere Gehölzrodungen im Rahmen 

einer Bauablaufplanung und ökologischen 

Baubegleitung festgelegt. Somit wird während der 

gesamten Bauzeit das Vorhandensein orientierender 

Strukturen zum Auffinden nahrungsreicher Flächen 

für Fledermäuse sichergestellt. 

Die Maßnahmen und artenschutzrechtlichen 

Vorgaben sind unabhängig einer 

Vorweggenehmigungsreife des B-Planes beachtlich. 

Die vorgezogene Anlage von CEF-Maßnahmen in 

Form zweier Achsen, die als Nahrungshabitat 

entwickelt werden, wird in Verbindung mit weiteren 

Vermeidungsmaßnahmen als ausreichend 

angesehen, weiterhin auch bei Planungsumsetzung 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
ein vielfältiges Nahrungsangebot für Fledermäuse 

zur Verfügung zu stellen. 

6.20  Dachbegrünung 

Dachbegrünung sollte intensiv betrieben werden, 

Mindestvorgaben für die durchwurzelbare 

Substratschicht sollten bei 20 Zentimetern liegen, 

damit eine intensive Begrünung ermöglicht wird. 

Anteilig ist eine intensive Dachbegrünung zu fordern. 

Eine alleinige extensive Begrünung ist nicht 

ausreichend, wenn sich nachhaltige positive Effekte für 

Flora und Fauna (wie prognostiziert) einstellen sollen.  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die festgelegte Substratstärke für die 

Dachbegrünung entspricht dem Mindeststandard der 

Hamburger Gründachstrategie.  

Die Stärke kann beispielsweise für die Anlagen von 

Retentionsflächen im Rahmen der Bauausführung 

erhöht werden. 

 

 X 

6.22  Mobilität: 

Stellplatzschlüssel / Autoreduziertes Quartier 

In den Planunterlagen wird das Ziel eines 

„autoreduzierten Quartiers“ benannt (Mobilitätskonzept 

Veomo Mobility, S. 4), was wir grundsätzlich begrüßen. 

Das Mobilitätskonzept beschreibt drei verschiedene 

Szenarien, wobei das s.g. „Zwischenszenario“ mit 

einem Stellplatzschlüssel von 0,54 dem Ziel eines 

autoreduzierten Quartiers entspricht (ebd. S. 43). Für 

ein „fortschrittliches Pilotprojekt im suburbanen Raum“ 

bräuchte es einen Stellplatzschlüssel von 0,37 (ebd. S. 

43). In der Begründung des B-Planes heißt es auf S. 

219 jedoch: „Der Entwurfsidee des Funktionsplans 

folgend wird das Szenario mit einem gemittelten 

Stellplatzschlüssel von 0,76 (0,66 privat bzw. für 

Bewohnerinnen und Bewohner und 0,1 öffentlich bzw. 

für Besucherinnen und Besucher) im Bebauungsplan 

für die Dimensionierung der Stellplatzanlagen 

zugrundgelegt. […] Die Flächensicherung in dem 

Plangebiet für einen Stellplatzschlüssel von 0,76 

(Maximalszenario) widerspricht daher nicht dem Ziel 

der Entwicklung des Stellplatzszenarios mit dem 

gemittelten Stellplatzschlüssel für die Wohnnutzung 

von 0,54 (Zwischenszenario), sondern schafft die 

Möglichkeit flexibel auf erweiterte Bedarfe reagieren zu 

können.“ 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der Stellplatzschlüssel kann aus den folgenden 

Gründen nicht im Bebauungsplan festgesetzt 

werden: 

Mit dem Entfall der Stellplatzbaupflicht bei Vorhaben 

zu Wohnzwecken, besteht keine 

Ermächtigungsgrundlage gemäß der HBauO. Des 

Weiteren sind die Regelungsinhalten in einem 

Angebotsbebauungsplan darauf beschränkt, dass 

nur "die Flächen für Stellplätze" festlegt werden, 

nicht aber deren Zahl. Die Ergebnisse aus dem 

Mobilitätsgutachten zu möglichen 

Stellplatzobergrenzen im Plangebiet NF67 können 

daher nur über einen städtebaulichen Vertrag oder 

über Regelungen im Kaufvertrag gesichert werden. 

Da zum aktuellen Zeitpunkt weder ein 

städtebaulicher Vertrag oder Kaufverträge 

geschlossen werden, bleibt der 40%iger MIV-Anteil 

somit Bestandteil des Verfahrens. 

Mit dem Mobilitätskonzept werden Empfehlungen zu 

unterschiedlichen Maßnahmen aufgezeigt, die eine 

nachhaltige Mobilität mit reduziertem Autoverkehr 

fördern können. Es werden drei Szenarien vorgelegt. 

Die Verfolgung des Zwischenszenarios wurde mit 

den zuständigen Fachbehörden und Dienststellen 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Schon der Stellplatzschlüssel von 0,54 entspräche nur 

dem Hamburger Durchschnitt, nämlich einem MIV-

Anteil von etwa 35%. Von einem innovativen, 

autoreduzierten Quartier zeugt dies nicht. Noch 

weniger nachvollziehbar ist, warum für die 

Dimensionierung der Stellplätze im B-Plan dann ein 

Stellplatzschlüssel von 0,76 zugrunde gelegt wird. Die 

Begründung, damit „flexibel auf erweiterte Bedarfe 

reagieren zu können“ (S. 201), lässt alle Hintertüren 

offen. Eine solche „Rückfallebene“ dürfte eigentlich 

nicht notwendig sein, wenn es ein funktionierendes 

Mobilitätskonzept gibt. Die Festsetzung eines 

Stellplatzschlüssels von 0,54 spricht nicht für ein 

innovatives, autoreduziertes Quartier sondern 

entspräche dem Status Quo des Hamburg-weiten 

Modal Splits. Ein potenziell möglicher 

Stellplatzschlüssel von 0,76 läge sogar deutlich über 

dem Hamburger Durchschnitt und läuft dem Ziel des 

Senates zuwider, den MIV-Anteil bis 2030 auf 20% zu 

reduzieren. Wir bitten darum, die Planunterlagen 

entsprechend anzupassen und einen 

Stellplatzschlüssel von 0,37 festzusetzen, wie es das 

Mobilitätskonzept vorschlägt. Andernfalls kann von 

einem autoreduziert geplanten, innovativen Quartier 

keine Rede sein.  

abgestimmt. Da die im Mobilitätskonzept 

empfohlenen Maßnahmen (hier besonders der 

Stellplatzschlüssel) nicht im Bebauungsplan 

festgesetzt werden dürfen, ist es eine 

gesamtstädtische Aufgabe für die Freie und 

Hansestadt Hamburg, geeignete Instrumente zur 

Umsetzung zu entwickeln, wobei die Federführung in 

der Umsetzung auf Quartiersebene der 

Vorhabenträgerin obliegt. Außerdem werden zwei 

Quartiersgaragen im Zentrum des Quartiers 

vorgesehen. Für die umliegenden Baufelder (MU2 

und WA 3 West und Ost) ist der Ausschluss von 

Stellplätzen im B-Plan festgesetzt, um die Stellplätze 

in den Quartiersgaragen zu bündeln und eine 

möglichst geringe Versiegelung des MU 2 und WA 3 

durch Stellplätze zu erreichen. 

Die Steuerung des reduzierten Stellplatzschlüssels 

erfolgt über Vorgaben für die Vermarktung der 

Grundstücke durch die Vorhabenträgerin und wird 

privatrechtlich in den Kaufverträgen geregelt. Des 

Weiteren wird angestrebt, die im Mobilitätskonzept 

empfohlenen Mobilitätsmaßnahmen parallel zu dem 

schrittweisen Realisierungsprozess des Quartiers 

umzusetzen, sodass Mobilitätsangebote bereits beim 

Einzug der ersten Bewohnenden vorhanden sind. Es 

erfolgt daher keine nachträgliche Reduzierung des 

Stellplatzschlüssels.  

Für die Rückfallebene werden im B-Plan bebaubare 

Flächen bereitgestellt. Diese werden jedoch nicht für 

eine Nutzung als Stellplatzanlagen reserviert, 

sondern können mit anderen WA-verträglichen 

Nutzungen belegt werden. Die Rückfallebene wird 

nach Evaluation der Ergebnisse der ersten 

Vermarktungsabschnitte nur dann aktiviert, wenn ein 

erhöhter Bedarf an Stellplätze im Rahmen der 

Vermarktung festgestellt wird.   
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 

6.23  Energie 

Wir begrüßen die Festsetzung einer 

Solarmindestfläche (Verordnung, §2 Nr. 26), sehen 

allerdings hier einen Anpassungsbedarf. Bislang sieht 

die Verordnung einen Anteil von mindestens 30% vor. 

Das entspricht der Vorgabe des Hamburger 

Klimaschutzgesetzes, geht aber nicht über diese 

Mindestanforderungen hinaus. Andere Bundesländer 

gehen hier weiter. Rheinland-Pfalz gibt in seinem 

Landesgesetz zur Installation von Solaranlagen für 

Gewerbe-Neubauten mit mehr als 100qm Nutzfläche 

eine Solarmindestfläche von 60% der 

Solarinstallations-Eignungsfläche vor (§4 LSolarG). Die 

niedersächsische Bauordnung sieht eine Ausstattung 

von mindestens 50% der Dachfläche mit PVAnlagen 

vor (§32a NBauO). 

In einem neu geplanten Quartier, das damit wirbt 

besonders nachhaltig und innovativ zu sein, sollte die 

Solarmindestfläche daher auch deutlich höher 

ausfallen und über dem Hamburger gesetzlichen 

Standard liegen. Wir bitten um eine entsprechende 

Überarbeitung des Verordnungstextes. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Solarpflicht für Neubauten ab dem 01.01.2023 ist 

in § 16 Hamburgisches Klimaschutzgesetz 

(HmbKliSchG) 2020 geregelt. 

Das maximal nutzbare und wirtschaftlich vertretbare 

Solarpotenzial auf einem Gebäudedach hängt von 

verschiedenen Faktoren (bspw. Verschattungen, 

Dachaufbauten und Dachflächenfenster 

verschiedenster Art, usw.) ab. Zur Ausnutzung der 

Solarpotenziale wird die gemäß HmbKliSchG 

Novelle von 2023 geforderte Mindestgröße für PV-

Anlagen zur Erfüllung der PV-Pflicht auf 30 % der 

Bruttodachfläche auch im Bebauungsplan 

festgesetzt. Die wirtschaftlich vertretbare 

Mindestgröße für PV-Anlagen auf einem 

Gebäudedach basiert auf eine gutachterliche 

Untersuchung, die die Grenzen der technischen 

Möglichkeiten und die wirtschaftliche Vertretbarkeit 

der Erfüllung der PV-Pflicht nach § 16 HmbKliSchG 

untersucht hat. (siehe Transparenzportal Hamburg: 

„Gutachten über die Grenzen der technischen 

Möglichkeit und die wirtschaftliche Vertretbarkeit der 

in § 16 des Hamburgischen Klimaschutzgesetzes 

erlassenen Nutzungsplicht solarer Strahlungsenergie 

(PV-Pflicht)“).   

 

 

 X 

6.24  Klima: 

Bilanzierung Treibhausgasemissionen 

Für die Bewertung eines Projektes hinsichtlich 

Klimaneutralität ist nicht nur die Klimabilanz während 

des Betriebes (also nach Baufertigstellung), sondern 

auch während der Bauphase mit einzubeziehen. In 

seinen klimapolitischen Empfehlungen an den 

Hamburger Senat, schreibt der Hamburger Klimabeirat, 

dass die Bilanzierung von Treibhausgasemissionen bei 

öffentlichen Infrastrukturprojekten eine zentrale 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Für die ausreichende Berücksichtigung der Belange 

des Klimaschutzes im Bebauungsplanverfahren ist 

eine Bilanzierung der Treibhausgasemissionen nicht 

erforderlich. 

Insbesondere die möglichen erheblichen 

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase 

der geplanten Vorhaben sind im Umweltbericht zu 

 

 X 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
Anforderung ist. Gerade Maßnahmen der öffentlichen 

Hand sollten laut Klimabeirat eine „besondere 

Vorbildfunktion“ haben. Der Klimabeirat hält es mit 

Verweis auf das UVPG, Anlage 4, Nr. 4 b) schon jetzt 

für rechtlich geboten, dass die Treibhausgas-

Emissionen, die während der Bauphase entstehen, 

bilanziert werden müssen. Denn auch diese 

Emissionen sind bei einer mehrjährigen Bauzeit und 

dem hohen Materialaufwand durchaus zu beachten. 

Zwar handelt es sich im vorliegenden Fall nicht um ein 

Infrastrukturvorhaben, aber dennoch um ein Vorhaben, 

das sich selbst einen Vorbildcharakter ausstellt. Eine 

CO2-Bilanzierung ist den Planunterlagen jedoch nicht 

zu entnehmen. Wir fordern deshalb dringend eine 

CO2-Bilanzierung, die sowohl die Emissionen im Bau 

also auch im Betrieb des neuen Stadtteils 

berücksichtigt. 

beschreiben. Dazu zählen auch die Auswirkungen 

der geplanten Vorhaben auf das Klima und die 

Anfälligkeit gegenüber den Folgen des 

Klimawandels. Eine grundsätzliche Verpflichtung zur 

Aufstellung einer CO2-Bilanz im 

Bebauungsplanverfahren ist daraus nicht abzuleiten. 

Die Ermittlung der Treibhausgasemissionen, die 

durch die Herstellung, den Transport und den Einbau 

der Baumaterialien entstehen, dürfte nicht nur auf 

Grund der Komplexität eine unzumutbare Aufgabe, 

sondern ebenso einen unverhältnismäßigen 

Aufwand darstellen. So sind für die entstehenden 

Treibhausgase die verwendeten Baumaterialien von 

entscheidender Bedeutung, die jedoch zum 

Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans noch 

nicht bekannt sind. Auch die durch Baumaßnahmen 

verursachten THG-Emissionen sind zum Zeitpunkt 

der Planaufstellung und mit Blick auf einen 

vergleichsweise langen Realisierungshorizont nicht 

sachgerecht zu ermitteln. Ferner existieren für diese 

Aufgabenstellung keine spezifischen rechtlichen 

Vorgaben. 

Gleichwohl wird in die Gesamtabwägung eingestellt, 

dass durch Bau und Betrieb des neuen Quartiers 

CO2-Emissionen verursacht werden.  

Es erfolgt eine Verdeutlichung in dem Umweltbericht 

zur Begründung, dass die Abwägungsentscheidung 

auch unter Berücksichtigung der Verursachung von 

CO2-Emissionen getroffen wird. 

6.25  Starkregenvorsorge 

Wie aus der Starkregengefährdungsanalyse 

hervorgeht, stellt die Reethenbek besonders in den 

Straßenquerungsbereichen eine Gefahr bei Starkregen 

dar. Aufgrund hoher maximaler Fließgeschwindigkeiten 

von > 4m/s schlägt das Gutachten die Errichtung einer 

Messstation (Warnpegel) zur frühen Warnung vor 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die hier genannte Messtation befindet sich 

außerhalb des Plangebiets und kann entsprechend 

in dem Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. 

 

 x 
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B-Punkte – Folgende Änderungswünsche sollen nach Auffassung von H-SL 2 erörtert werden 
(Starkregengefährdungsanalyse V, S. 29), die wir im B-

PlanBegründungsentwurf jedoch nicht wiederfinden 

konnten. Wir bitten darum, dies in die weiteren 

Planungen zu überführen. 

Wir halten die Multikodierung von Flächen zur 

Starkregenvorsorge auf der einen und als 

Kleingartenflächen auf der anderen Seite vor dem 

Hinblick zunehmender StarkregenereignisHäufigkeiten 

für unverantwortlich (Begründungsentwurf, S. 271). Im 

Falle derartiger Regenereignisse würden erhebliche 

Schäden entstehen. Eine Multikodierung von Flächen 

ist nur sinnvoll, wenn die verschiedenen Funktionen 

miteinander vereinbar sind, ohne dass eine Funktion 

die andere negativ beeinträchtigt. Vielmehr sollen 

beide Funktionen voneinander profitieren: 

„Multicodiertes Grün erzeugt damit einen Mehrwert für 

alle am Prozess Beteiligten und lässt gleichzeitig 

Möglichkeiten offen, sich den Raum gemäß der 

eigenen Interessen anzueignen.“ (BBSR 2019: 

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/progra

mme/exwost/Forschungsfelder/2016/green-

urbanlabs/downloads/infobrief-nr-05-

2019.pdf?__blob=publicationFile&v=1) 

An dieser Stelle handelt es sich um eine 

nichtverpflichtende Handlungsempfehlung. Bei 

Bedarf wird im Dialog mit den zuständigen 

Fachdienststellen ein Umsetzungserfordernis 

erörtert.  

Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 

Im Zuge der Starkregenvorsorge und der 

Starkregengefährdungsanalyse wurden die Flächen 

der Kleingartenanlagen als möglicher 

Überflutungsraum während Starkregenereignissen 

identifiziert. Beim stärksten Regenereignis Tn>300 

(extrem) werden unter konservativer Betrachtung, 

Einstauhöhen von bis zu 0,90 m prognostiziert. 

Diese Einstauhöhen bilden das mögliche Maximum 

am tiefsten Punkt ab und verbleiben nur für einen 

kurzen Zeitraum von bis zu einer Stunde. Hinzu 

kommt die geringe Fließgeschwindigkeit, die sich 

durch das leichte Gefälle der Kleingartenanalgen 

Richtung Norden ergibt. Bei normalen 

Regenereignissen erfolgt keine Ableitung von 

Niederschlagswasser in die Kleingartenanlage.  

Aufgrund der nachgelagerten Kleingartenplanung 

kann die Starkregenvorsorge in die Planung 

integriert werden, sodass eine Multikodierung der 

Flächen innovativ und attraktiv möglich ist.  

Die Einstauhöhen und Fließgeschwindigkeiten 

können in der Starkregengefährdungsanalyse sowie 

dem 2D-Überflutungsnachweis eingesehen werden. 

 
 
 


